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Präsident Meiser:
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich eröffne die neunte Land-
tagssitzung. Gestern am Nachmittag ereignete sich
eine der größten Brandkatastrophen im Land seit
vielen Jahren. Vier Menschen starben, mindestens
20 Menschen wurden verletzt. Der Schaden ist noch
gar nicht absehbar. 175 Feuerwehrleute, Rettungs-
und Polizeikräfte haben ihr Bestes gegeben, um die
Situation unter Kontrolle zu bekommen und mög-
lichst viele Menschen zu retten. Dafür wollen wir ih-
nen heute unseren Dank ausdrücken und unseren
Respekt erweisen. Den Verletzten wünschen wir von
hier aus gute Genesung. Zum Gedenken an die To-
desopfer wollen wir uns von den Plätzen erheben.
Unser Mitgefühl gilt ihren Familien und Freunden.
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(Die Anwesenden erheben sich von ihren Plät-
zen.)

Ich danke Ihnen. - Zum heutigen Sitzungstag darf
ich ganz herzlich den Landesverband der AWO un-
ter Leitung von Frau Eleonore Schmittberger begrü-
ßen, der im Rahmen der Einführung von Gruppen in
die Parlamentsarbeit bei uns zu Gast ist. Seien Sie
herzlich willkommen!

(Beifall des Hauses.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, man sieht es ihm nicht an,
aber er wird heute, soweit ich weiß, 50 oder so - in
etwa. Lieber Eugen Roth, einen ganz herzlichen
Glückwunsch im Namen des ganzen Hauses. Alles
Liebe und Gute für die Zukunft!

(Beifall des Hauses.)

Er feiert heute im Kreise der Familie, deshalb darf er
morgen das Heringsessen übernehmen.

(Heiterkeit.)

Im Einvernehmen mit dem Erweiterten Präsidium
habe ich den Landtag des Saarlandes zu seiner
neunten Sitzung für heute, 09.00 Uhr, einberufen
und für die zweitägige Sitzung die Ihnen vorliegende
Tagesordnung festgesetzt. Erhebt sich hiergegen
Widerspruch? - Das ist nicht der Fall.

Die Oppositionsfraktionen haben beantragt, ihre
Globalanträge zum Haushaltsplanentwurf 2018 - die
Drucksachen 16/179 und 16/180 - in den Tagesord-
nungspunkt 2 der heutigen Sitzung aufzunehmen.
Wer dafür ist, dass die Anträge in die Tagesordnung
aufgenommen werden, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der
Stimme? - Dann stelle ich fest, dass die Anträge in
die Tagesordnung aufgenommen sind.

Es wird vorgeschlagen, die Begründung und die
Aussprache zu diesen Anträgen in der Grundsatz-
aussprache zum Haushalt 2018 durchzuführen. Er-
hebt sich hiergegen Widerspruch? - Das ist nicht der
Fall.

Zur Strukturierung der Zweiten Lesung des Haus-
haltsgesetzes 2018 hat sich das Erweiterte Präsidi-
um auf ein Verfahren geeinigt, das weitgehend dem
Verfahren bei der Zweiten Lesung des Haushaltsge-
setzes der Vorjahre entspricht. Dies bedeutet, die
Berichterstattungen des Ausschusses für Finanzen
und Haushaltsfragen zum Haushaltsentwurf 2018
sind in Gruppen gegliedert. Die näheren Einzelhei-
ten über das für die Zweite Lesung des Haushalts-
planentwurfs vereinbarte Verfahren und die Reihen-
folge der Abstimmungen habe ich Ihnen schriftlich
übermittelt. Sie finden die Vorlagen in Ihren Haus-
haltsmappen.

Das Erweiterte Präsidium ist übereingekommen,
dass die Berichterstattungen über die Einzelplanbe-
ratungen nicht mündlich erfolgen, sondern zu Proto-
koll gegeben werden. Die Fraktionen haben sich
auch auf eine Vereinbarung zum zeitlichen Ablauf
der zweitägigen Haushaltsberatung verständigt, die
Sie ebenfalls in Ihren Haushaltsmappen vorfinden.
Das Erweiterte Präsidium hat weiterhin vereinbart,
die Beratungen zum Haushaltsgesetz 2018 und zum
Haushaltsbegleitgesetz 2018 in einer gemeinsamen
Aussprache durchzuführen. Es empfiehlt Ihnen, die
Abstimmungen über die Gesetze am Dienstag
durchzuführen.

Ich lasse über das Gesamtverfahren abstimmen.
Wer ist dafür, dass wir so verfahren? - Wer ist dage-
gen? - Wer enthält sich der Stimme? - Dann wird
wie vorgeschlagen verfahren.

Die Mitglieder des Erweiterten Präsidiums haben
darüber hinaus vereinbart, die Beratungen zu den
Tagesordnungspunkten 4 und 5 betreffend die Zwei-
te Lesung der Gesetze zur Änderung des Saarländi-
schen Beamtengesetzes und des Saarländischen
Besoldungsgesetzes sowie zur Änderung des Ge-
setzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten zu
Beginn des ersten Sitzungstages vor den Beratun-
gen zum Haushaltsplanentwurf 2018 durchzuführen.
Erhebt sich dagegen Widerspruch? - Das ist nicht
der Fall. Dann werden wir so verfahren.

Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung:

Erste Lesung des von der Regierung einge-
brachten Gesetzes zur ersten Änderung des
Gesetzes zur Ausführung des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch und des Bundeskin-
dergeldgesetzes (AGSGB II/BKGG) (Drucksa-
che 16/162)

Zur Begründung erteile ich Frau Ministerin Anke
Rehlinger das Wort.

Ministerin Rehlinger:
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Der vorliegende Gesetzentwurf zur Novellie-
rung des Gesetzes zur Ausführung des Zweiten
Buchs des Sozialgesetzbuchs und des Bundeskin-
dergeldgesetzes vom 17. Juni 2015 ist notwendig,
da das Zweite Buch des Sozialgesetzbuchs umfang-
reiche Änderungen erfahren hat. Sie wirken sich auf
die Höhe der Bundesbeteiligung an den durch die
Gemeindeverbände zu tragenden Kosten für Unter-
kunft und Heizung aus.

Die Änderungen führen im Wesentlichen dazu, dass
erstens die feste Komponente der Bundesbeteili-
gung an den Kosten der Unterkunft, abgekürzt KdU,
für das Saarland seit dem Jahr 2014 auch weiterhin
27,6 Prozent betragen wird. Die feste Komponente
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der Bundesbeteiligung an den Aufwendungen der
KdU ist zur weiteren Entlastung von Ländern und
Kommunen für die Jahre 2015 bis 2017 um 3,7 Pro-
zent erhöht worden. 2017 wurde die feste Kompo-
nente der Bundesbeteiligung an den KdU nochmals
um 3,7 Prozentpunkte erhöht, da zusätzliche Bun-
desmittel in Höhe von 500 Millionen Euro zur Förde-
rung von Investitionen finanzschwacher Kommunen
und zur Entlastung von Ländern und Kommunen bei
der Aufnahme und Unterbringung von Asylbewer-
bern über die KdU zur Verfügung gestellt wurden.

2018 erhöht sich die feste Komponente der Bundes-
beteiligung an den Bedarfen für KdU um 7,9 Pro-
zentpunkte und 2019 um 10,2 Prozentpunkte, da
weitere zusätzliche Bundesmittel zur Entlastung der
Kommunen in Höhe von 1,6 Milliarden Euro jährlich
zur Verfügung gestellt werden. Weitere Mittel für
2016 bis 2018 werden zur Kompensation der zu-
sätzlichen Kosten der Länder und Kommunen be-
züglich Flucht und Asyl vom Bund zur Verfügung ge-
stellt. Für 2016 wurde ein fester Entlastungsbetrag
in Höhe von 400 Millionen Euro nach dem Königstei-
ner Schlüssel auf die Länder verteilt.

Für 2017 wurden zunächst zusätzliche Bundesmittel
in Höhe von 900 Millionen Euro zugrunde gelegt und
anhand des Verhältnisses der durch Flucht und Asyl
bedingten KdU-Ausgabenanteile des Vorjahres auf
die Länder verteilt. 2018 erfolgt auf der Basis der tat-
sächlichen durch Flucht und Asyl bedingten Ausga-
ben 2017 die endgültige Festsetzung der Bundesbe-
teiligung für 2017. Entsprechend wird im Jahr 2019
die rückwirkende Anpassung dieser zusätzlichen
Bundesmittel für das Jahr 2018 vorgenommen.

Ich begrüße sehr, dass der Bund mit seiner erhöh-
ten Beteiligung an den Aufwendungen für Unterkunft
und Heizung seiner Verantwortung für Mehrkosten
gerecht wird, die den saarländischen Gemeindever-
bänden seit 2015 durch die Fluchtmigration entstan-
den sind. Die saarländischen Gemeindeverbände
befinden sich ohnehin in einer sehr schwierigen fi-
nanziellen Situation. Mit ihrer Aufnahmebereitschaft
von Flüchtlingen sind sie im Bundesvergleich ihrer
gesellschaftlichen und sozialpolitischen Verantwor-
tung mehr als gerecht geworden. Es ist auch mehr
als gerecht, dass sie jetzt mit 35 Millionen Euro
überdurchschnittlich entlastet werden. Das ent-
spricht insgesamt einer Steigerung um 16,6 Prozent-
punkte bei der KdU-Erstattung und ist zugleich bun-
desweit der höchste Beteiligungssatz bei der Flücht-
lings-KdU.

Ich betone an dieser Stelle ausdrücklich, dass die
der Landesregierung vom Bund zufließenden Mittel
ungekürzt und zu 100 Prozent an die Gemeindever-
bände weitergeleitet werden. Ich tue dies deshalb,
weil gelegentlich ein anderer Eindruck entstanden ist
und auch gerne ein anderer Eindruck weitergetragen
wird. An dieser Stelle kann man ausdrücklich fest-

stellen, dass 100 Prozent erhalten und weitergeleitet
worden sind.

Abschließend möchte ich darauf hinweisen, dass die
aufgezählten Änderungen des Zweiten Buches des
Sozialgesetzbuches keinen Einfluss haben auf die
Bundesbeteiligung an den Leistungen für Bildung
und Teilhabe, BuT abgekürzt. Zugleich wird die bis-
herige Struktur des AGSGB II und des BKGG zum
Juni 2015 beibehalten. Das Gesetz tritt rückwirkend
ab dem 01. Januar 2016 in Kraft, da die Änderungen
des SGB II Auswirkungen auf die bereits erlassene
Verordnung zum Gesetz zur Ausführung des Zwei-
ten Buches des Sozialgesetzbuches und des Bun-
deskindergeldgesetzes 2016 mit seiner Verordnung
haben. - Ich bitte um Zustimmung zu diesem Ge-
setzesvorhaben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Ich eröffne die Aussprache. - Wortmeldungen sind
nicht eingegangen. Ich schließe die Aussprache. -
Es wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf anders
als versehentlich in der Tagesordnung angegeben
an den Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit, Energie
und Verkehr zu überweisen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/162. Wer für die Annahme des
Gesetzentwurfs in Erster Lesung unter gleichzeitiger
Überweisung an den Ausschuss für Wirtschaft, Ar-
beit, Energie und Verkehr ist, den bitte ich, eine
Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält
sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass der Gesetz-
entwurf Drucksache 16/162 in Erster Lesung ein-
stimmig angenommen ist. Zugestimmt haben die
Fraktionen von CDU und SPD, enthalten haben sich
die Fraktionen DIE LINKE und AfD.

Wir kommen zu Punkt 4 der Tagesordnung:

Zweite Lesung des Gesetzes zur Änderung
des Saarländischen Beamtengesetzes und
des Saarländischen Besoldungsgesetzes
(Drucksache 16/147 - neu) (Abänderungsan-
trag A IS: Drucksache 16/159 und Abände-
rungsantrag CDU und SPD: Drucksache 16/
167)

Zur Berichterstattung erteile ich der Ausschussvor-
sitzenden Frau Abgeordneter Petra Berg das Wort.

Abg. Berg (SPD), Berichterstatterin:
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Der Gesetzentwurf der CDU-
Landtagsfraktion und der SPD-Landtagsfraktion zur
Änderung des Saarländischen Beamtengesetzes
und des Saarländischen Besoldungsgesetzes,
Drucksache 16/147 - neu -, wurde vom Plenum in
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seiner achten Sitzung am 15. November 2017 bei
Zustimmung der Koalitionsfraktionen und der
DIE LINKE-Landtagsfraktion und Enthaltung der
AfD-Landtagsfraktion einstimmig angenommen und
zur weiteren Beratung an den Ausschuss für Inneres
und Sport überwiesen.

Der Gesetzentwurf sieht vor, das einem politischen
Beamten zu übertragende Amt des Bevollmächtigen
für Innovation und Strategie zu schaffen und dem
Aufgaben- und Bedeutungszuwachs der Leitungs-
ämter des Landesverwaltungsamtes sowie des Lan-
desamtes für Umwelt und Arbeitsschutz durch Anhe-
bung der Ämter des Direktors des Landesverwal-
tungsamtes und des Direktors des Landesamtes für
Umwelt und Arbeitsschutz Rechnung zu tragen. Auf-
grund gestiegener Aufgaben soll auch der Leiter des
Landesinstituts für Pädagogik und Medien künftig ei-
ne Amtszulage erhalten. - So weit zu den Inhalten
des Gesetzentwurfs.

Der Gesetzentwurf wurde vom Ausschuss gelesen,
auf die Durchführung einer Anhörung wurde verzich-
tet. Der Ihnen als Drucksache 16/159 vorliegende
Abänderungsantrag des Ausschusses geht auf eine
Abstimmungsvorlage der Koalitionsfraktionen zurück
und wird Ihnen einstimmig zur Annahme empfohlen.

Der Ausschuss empfiehlt dem Plenum mehrheitlich,
bei Zustimmung der Koalitionsfraktionen, Enthaltung
der DIE LINKE-Landtagsfraktion und Ablehnung der
AfD-Landtagsfraktion, die Annahme des Gesetzes
zur Änderung des Saarländischen Beamtengesetzes
und des Saarländischen Besoldungsgesetzes
Drucksache 16/147 - neu - unter Berücksichtigung
des vorliegenden Abänderungsantrages Drucksache
16/159 in Zweiter und letzter Lesung.

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren, die Koalitionsfraktionen haben
mit der Drucksache 16/167 zugleich einen Abände-
rungsantrag zum vorliegenden Gesetzentwurf einge-
bracht. Zur Begründung dieses Antrages darf ich
kurz ausführen. Seit 2009 sind die Ausbildungsbe-
reiche Inklusion und Förderschulen an das Studien-
seminar für die Primarstufe mit der jetzigen Bezeich-
nung „Staatliches Studienseminar für die Primarstu-
fe sowie für Sonderpädagogik“ angegliedert. Nach
der Einführungsphase ist dies nicht mehr sachge-
recht. Inklusion findet nämlich in allen Schulformen
statt.

Mit dem vorliegenden Abänderungsantrag ist die Er-
richtung eines neuen Studienseminars vorgesehen,
um die Ausbildung im Vorbereitungsdienst sowohl
bezogen auf Inklusion in allen Schulformen als auch
hinsichtlich der sonderpädagogischen Fachrichtun-
gen sicherzustellen. Das neue Studienseminar wird
die Bezeichnung „Staatliches Studienseminar für
Sonderpädagogik“ erhalten. Die Bezeichnung des
bisherigen Studienseminars lautet „Staatliches Stu-

dienseminar für die Primarstufe“. Ich bitte Sie, auch
diesem Antrag zuzustimmen. - Vielen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Ich eröffne die Aussprache. - Wortmeldungen sind
nicht eingegangen. Ich schließe die Aussprache.

Der Ausschuss für Inneres und Sport hat mit der
Drucksache 16/159 einen Abänderungsantrag zu
dem Gesetzentwurf eingebracht. Wir kommen zur
Abstimmung über diesen Abänderungsantrag. Wer
für die Annahme des Abänderungsantrages Druck-
sache 16/159 ist, den bitte ich, eine Hand zu erhe-
ben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stim-
me? - Ich stelle fest, dass der Abänderungsantrag
Drucksache 16/159 einstimmig angenommen ist.
Zugestimmt haben die Fraktionen von CDU, SPD
und DIE LINKE. Enthalten hat sich die Fraktion der
AfD.

Die Koalitionsfraktionen haben mit der Drucksache
16/167 ebenfalls einen Abänderungsantrag zu dem
Gesetz eingebracht. Wir kommen zur Abstimmung
über diesen Abänderungsantrag. Wer für die Annah-
me des Abänderungsantrages Drucksache 16/167
ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist da-
gegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle
fest, dass der Abänderungsantrag Drucksache 16/
167 einstimmig angenommen ist. Zugestimmt haben
die Fraktionen von CDU, SPD und DIE LINKE. Ent-
halten hat sich die Fraktion der AfD.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf. Wer für die Annahme des Gesetzentwurfs
Drucksache 16/147 - neu - in Zweiter und letzter Le-
sung unter Berücksichtigung der angenommenen
Abänderungsanträge ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der
Stimme? - Ich stelle fest, dass der Gesetzentwurf
Drucksache 16/147 - neu - in Zweiter und letzter Le-
sung unter Berücksichtigung der angenommenen
Abänderungsanträge mit Stimmenmehrheit ange-
nommen ist. Zugestimmt haben die Fraktionen von
CDU und SPD, dagegen gestimmt hat die Fraktion
der AfD, enthalten hat sich die Fraktion DIE LINKE.

Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung:

Zweite Lesung des Gesetzes zur Änderung
des Gesetzes zur Regelung der Ladenöff-
nungszeiten (Drucksache 16/141)

Zur Berichterstattung erteile ich der Ausschussvor-
sitzenden Frau Abgeordneter Petra Fretter das
Wort.
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Abg. Fretter (CDU), Berichterstatterin:
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Ge-
setzentwurf der CDU-Landtagsfraktion und der SPD-
Landtagsfraktion zur Änderung des Gesetzes zur
Regelung der Ladenöffnungszeiten, Drucksache
16/141, wurde vom Plenum in seiner achten Sitzung
am 15. November 2017 einstimmig angenommen
und zur weiteren Beratung in den Ausschuss für
Umwelt und Verbraucherschutz überwiesen. Die Ge-
setzesberatungen fanden unter Hinzuziehung des
Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Ver-
kehr statt.

Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, die bisherige
Regelung einer Sonntagsöffnung am Heiligen Abend
zu streichen. Von dieser Streichung bleiben die Re-
gelungen von § 7 zum Verkauf bestimmter Waren
an Sonn- und Feiertagen, also auch der Verkauf von
Back- und Konditorwaren, unberührt. Der Gesetz-
entwurf wurde vom Ausschuss gelesen und es wur-
de eine Anhörung unter Beteiligung der Gewerk-
schaften, der Kirchen, der Kammern, des Einzelhan-
delsverbandes sowie der kommunalen Spitzenver-
bände durchgeführt. Bedenken gegen den Gesetz-
entwurf wurden nicht erhoben.

Der Ausschuss empfiehlt dem Plenum einstimmig
die Annahme des Gesetzentwurfes zur Regelung
der Ladenöffnungszeiten Drucksache 16/141 in
Zweiter und letzter Lesung. - Vielen Dank.

(Beifall.)

Präsident Meiser:
Ich eröffne die Aussprache. - Wortmeldungen sind
nicht eingegangen. Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/141. Wer für die Annahme des
Gesetzentwurfes Drucksache 16/141 in Zweiter und
letzter Lesung ist, den bitte ich, eine Hand zu erhe-
ben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stim-
me? - Ich stelle fest, dass der Gesetzentwurf Druck-
sache 16/141 in Zweiter und letzter Lesung einstim-
mig angenommen ist. Zugestimmt haben alle Frak-
tionen.

Wir kommen zu den Punkten 2 und 3 der Tagesord-
nung:

Zweite Lesung des Gesetzes über die Fest-
stellung des Haushaltsplans des Saarlandes
für das Rechnungsjahr 2018 sowie Ergän-
zungsvorlage der Regierung zum Haushalts-
planentwurf 2018 (Haushaltsgesetz - HG 2018)
(Drucksache 16/150) (Ergänzungsvorlage der
Regierung: Drucksache 16/160)

Beschlussfassung über den von der DIE LIN-
KE-Landtagsfraktion eingebrachten Antrag

betreffend: Haushalt 2018 - Investitionen und
Steuergerechtigkeit (Drucksache 16/179)

Beschlussfassung über den von der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag be-
treffend: Haushalt 2018 - Eigenständigkeit
und Zukunftsfähigkeit des Saarlandes sichern
durch Umsetzung zukunftsorientierter Ziele,
Konsolidierung der Finanzen und Verbesse-
rung der Einnahmesituation (Drucksache
16/180)

Zweite Lesung des von der Regierung einge-
brachten Haushaltsbegleitgesetzes 2018
(HBeglG 2018) (Drucksache 16/151) (Abände-
rungsantrag: Drucksache 16/181)

Bevor wir mit den Beratungen über die einzelnen
Gruppen beginnen, erteile ich dem Vorsitzenden des
Ausschusses für Finanzen und Haushaltsfragen,
Herrn Abgeordneten Jochen Flackus, das Wort zur
Erstattung des Grundsatzberichtes des Ausschus-
ses für Finanzen und Haushaltsfragen zum Gesamt-
haushalt 2018.

Abg. Flackus (DIE LINKE), Berichterstatter:
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Bevor
ich mit der Berichterstattung beginne, möchte ich ein
herzliches Dankeschön an unseren Ausschussse-
kretär, Herrn Schaar, und sein Team richten. Er hat
uns bei den Beratungen mit seiner Professionalität
sehr geholfen. Vielen Dank dafür.

(Beifall des Hauses.)

Die Landesregierung hat am 29. September 2017
den Haushaltsplanentwurf für das Rechnungsjahr
2018 eingebracht, der zusammen mit dem Haus-
haltsbegleitgesetz 2018 am 24. und 25. Oktober
2017 in Erster Lesung beraten worden ist.

Die Entscheidung der Landesregierung, für das
kommende Haushaltsjahr wieder einen Einzelhaus-
halt aufzustellen, beruht auf der Annahme, dass
nach der Bildung einer neuen Bundesregierung
wahrscheinlich steuerpolitische Entscheidungen mit
nur vage einzuschätzenden Folgen für die Zeit ab
2019 für die öffentlichen Haushalte anstehen. Dies
bedeutet nach Einschätzung der Landesregierung
aber keine grundsätzliche Abkehr vom Doppelhaus-
halt, der sich nach Einschätzung der Landesregie-
rung bewährt habe, umso mehr, als in erheblichem
Umfang flüchtlingsbedingte Mehrausgaben zu ver-
kraften waren. Um zu ermöglichen, das letzte Jahr
im System der Konsolidierungshilfen mit dem ersten
Jahr der Neuordnung der Bund-Länder-Finanzen
besser verzahnen zu können, wird für die Jahre
2019 und 2020 wieder ein Doppelhaushalt aufge-
stellt.
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Der Haushaltsplanentwurf 2018 hat ein Ausgabevo-
lumen von 4,17 Milliarden Euro und weist damit eine
moderate Steigerung um 71.700 Euro auf. Der im
Regierungsentwurf ausgewiesenen Nettokreditauf-
nahme von 36,3 Millionen Euro stehen Investitionen
in Höhe von 365 Millionen Euro gegenüber. Unter
Berücksichtigung der Einnahmen für Investitionen
sowie der Kreditaufnahmen und der Schuldentilgung
bei den öffentlichen Verwaltungen hat sich die for-
male Überdeckung seit 2016 weiter erheblich ver-
größert. Die sich aus Artikel 108 der saarländischen
Verfassung ergebende Regelobergrenze für die Kre-
ditaufnahme unterschreitet den Regierungsentwurf
2018. Damit bewegt sich die Nettokreditaufnahme
im Haushaltsjahr 2018 in dem durch die Landesver-
fassung vorgegebenen Rahmen.

Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung und damit
auch die Entwicklung des Zinsniveaus beeinflussen
in nicht unerheblichem Maße den Landeshaushalt.
Um das zurzeit historisch niedrige Zinsniveau lang-
fristig zu sichern, wurden bereits in den letzten Jah-
ren bei Umschuldungen vor allem Kredite mit langen
Laufzeiten abgeschlossen. Trotz eines festzustellen-
den leichten Anstiegs des Zinsniveaus sind die aktu-
ellen Konditionen immer noch deutlich günstiger als
die Durchschnittsverzinsung der auslaufenden Alt-
schulden. Deshalb können auch weiterhin auslau-
fende höher verzinste Kreditverträge nach und nach
durch niedriger verzinste neue Kredite abgelöst wer-
den.

§ 2 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes ermächtigt die
Landesregierung, Vereinbarungen zu treffen, die der
Steuerung von Zinsänderungsrisiken sowie der Er-
zielung günstiger Konditionen dienen. Die ergänzen-
den Vereinbarungen erlauben es, im Bedarfsfall mit
Zustimmung des Ausschusses für Finanzen und
Haushaltsfragen die gesetzliche Ermächtigung von
50 Prozent der Kreditmarktschulden im Haushalts-
vollzug auf maximal 100 Prozent auszuweiten. Dar-
über hinaus wirkt sich auch die Begrenzung des
Schuldenstandes positiv auf die Zinsausgaben aus.
Die Verschuldung des Landes wird durch die ge-
nannten Effekte im nächsten Jahr um nicht mehr als
0,3 Prozent ansteigen. Die Landesregierung beab-
sichtigt, ab 2020 Altschulden zu tilgen; sie sollen um
durchschnittlich 80 Millionen Euro pro Jahr sinken.

Die Konsolidierungsmöglichkeiten wurden fortge-
setzt, die nach den Sanierungsauflagen zulässigen
Ausgabenzuwachsraten deutlich unterschritten und
die vom Parlament geforderten Eigenbeträge zur
Haushaltssanierung geleistet. Derzeit wird die Sa-
nierungsplanung auch für die Jahre 2017 bis 2020
verlängert, um den erfolgreichen Abschluss der Sa-
nierungsvereinbarungen weiter zu unterstützen und
sicherzustellen. Die ab 2020 geltende Neuordnung
der Bund-Länder-Finanzbeziehungen sollte es dem
Saarland erlauben, an die Haushaltsentwicklung der

anderen Länder aufzuschließen. Nach Einschätzung
der Landesregierung eröffnet die Haushaltskonsoli-
dierung den Spielraum, bereits jetzt die Investitions-
ausgaben zu erhöhen. Die Investitionen steigen ge-
genüber dem laufenden Haushaltsjahr auf 365 Mil-
lionen Euro und damit um 10 Prozent gegenüber
dem Vorjahr.

Der Einstieg in die geplante Investitionsoffensive
Saar beginnt im kommenden Jahr. Trotz der klaren
Konsolidierungserfordernisse und des notwendigen
Defizitabbaus verfolgt die Landesregierung dieses
Ziel, um die öffentliche Infrastruktur zu erhalten und
in notwendigem Umfang zu modernisieren und aus-
zubauen. Zudem verstärkt die Landesregierung die
Planungs- und Genehmigungsbehörden mit zusätzli-
chem Personal. Ab dem Jahr 2020 soll durch zu-
sätzliche Maßnahmen die Wirtschafts- und Finanz-
kraft des Landes weiter gestärkt werden, um die Ab-
hängigkeit des Landes von besonderen landesstaat-
lichen Ausgleichszahlungen auch insoweit zu be-
grenzen.

Mit der Verabschiedung des E-Government-Ge-
setzes wurde ein Beitrag dazu geleistet, durch die
angestrebte Digitalisierung der Verwaltungsleistun-
gen die Effektivität der Landes- und Kommunalver-
waltung zu stärken und bürgerfreundlicher zu gestal-
ten. Zur Unterstützung der Digitalisierungsoffensive
des Landes ist im Haushalt eine deutliche Mittelver-
stärkung in Höhe von 4,4 Millionen Euro vorgese-
hen. Das Land nutzt damit die Chance, die es durch
die Neuordnung der Bund-Länder-Finanzen erhalten
hat.

Der Haushaltsentwurf enthält weitere Konsolidie-
rungsmaßnahmen, zum Beispiel über eine optimier-
te Betreuung der unbegleiteten ehemals minderjähri-
gen Flüchtlinge, eine Stärkung der Einnahmeseite
der Hochschulen durch die Möglichkeit, Verwal-
tungskostenbeiträge zu erheben, und die vom Rech-
nungshof empfohlene Zentralisierung des Liegen-
schaftsmanagements des Landes. Insgesamt sieht
die Landesregierung für alle geplanten Konsolidie-
rungsmaßnahmen im Haushalt 2018 rund 20 Millio-
nen Euro vor.

Die Landesregierung hat unter anderem aus Anlass
der zu erwarteten Einnahmeverbesserungen bei den
Steuern eine Ergänzungsvorlage eingebracht. Die in
§ 2 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes abgebildete Kre-
ditermächtigung wird aufgrund der angenommenen
Entwicklung der Steuereinnahmen von ursprünglich
37 Millionen Euro auf nunmehr 9 Millionen Euro re-
duziert.

Darüber hinaus wird in § 3 Abs. 6 die Ermächti-
gungsgrundlage für das Finanzministerium geschaf-
fen, für die Mitgliedschaft der WOGE Saar in der Zu-
satzversorgungskasse die Gewährträgerschaft zu
übernehmen. Diese ist zwingende Voraussetzung
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für die Begründung der Mitgliedschaft. Damit wird
erreicht, dass das Personal der WOGE Saar gegen-
über den übrigen Bediensteten des Strukturholding-
konzerns nicht benachteiligt wird.

Schließlich wird in § 11 Abs. 2 die Regelung, dass
auf Stellen für Lehrkräfte in Kapitel 06 09 Lehrkräfte
aller Schulformen geführt werden können, auf die
Studienseminare des Landesinstituts für Pädagogik
und Medien ausgeweitet. Die in der Ergänzungsvor-
lage darüber hinaus ressortbezogen vorgenomme-
nen Änderungen sind gegenfinanziert und erhöhen
insoweit nicht das Gesamtvolumen des Landes-
haushalts.

Herr Präsident, meine Damen und Herren, mit dem
Haushaltsgesetz hat die Landesregierung das Haus-
haltsbegleitgesetz 2018 eingebracht, von dessen In-
halt ich die wesentlichen Kernpunkte nennen will.
Die in Artikel 1 vorgesehene Änderung des Bundes-
besoldungsgesetzes soll auch künftig eine ange-
messene Ausstattung der Bergverwaltung des Saar-
landes mit qualifiziertem Personal gewährleisten und
für den nachgeordneten Bereich des Wirtschaftsmi-
nisteriums eine angemessene Beförderungsstruktur
sicherstellen.

Die Änderung des Saarländischen Hochschulgebüh-
rengesetzes in Artikel 2 dient der Schaffung einer
Rechtsgrundlage zur Einführung eines Verwaltungs-
kostenbeitrages für Studierende der Hochschulen
des Landes, die bislang im Saarländischen Hoch-
schulgebührengesetz noch nicht geregelt ist.

Mit der in Artikel 3 vorgesehenen Änderung des
Saarländischen Grundwasserentnahmegesetzes soll
das Wasserentnahmeentgelt als ökonomisches und
ökologisches Lenkungsinstrument in der Umweltpoli-
tik genutzt werden. Mit diesem Gesetz soll der wirt-
schaftliche Vorteil, den Einzelne durch die Inan-
spruchnahme des Entnahmerechts erzielen, abge-
schöpft werden.

Erwähnen möchte ich auch die in Artikel 7 vorgese-
hene Änderung des Kommunalfinanzausgleichsge-
setzes. Die Landesregierung hat sich mit den kom-
munalen Spitzenverbänden darauf verständigt, für
2016 37 Prozent und für 2017 40 Prozent der vom
Bund für die Unterbringung und Integration von
Flüchtlingen gezahlten Mittel an die Kommunen wei-
terzuleiten. Die Mittel für die Kosten der Unterkunft,
die 15 Millionen Euro überschreiten, verbleiben voll-
ständig bei den Kommunen. Auch für 2018 werden
40 Prozent der vom Bund gezahlten Mittel - das sind
voraussichtlich 66,6 Millionen Euro - an die Kommu-
nen weitergegeben. Der sich aus der Spitzabrech-
nung noch ergebende Anspruch der Kommunen aus
dem über die Umsatzsteuer gezahlten Beitrag des
Bundes zur Entlastung der Länder und Kommunen
soll den Gemeinden zeitnah, und nicht erst im Jahr
2018, zur Verfügung gestellt werden.

Die kommunalen Spitzenverbände haben auch in
diesem Jahr ihre Möglichkeit, nach Artikel 124 der
Verfassung des Saarlandes, zu den die kommunale
Seite betreffenden Teilen des Haushaltsgesetzes
Stellung zu nehmen, wahrgenommen. Der Saarlän-
dische Städte- und Gemeindetag erkennt an, dass
beim kommunalen Finanzausgleich zwar eine Erhö-
hung der den Kommunen zur Verfügung stehenden
Finanzausgleichsmasse um 4,5 Prozent auf 625 Mil-
lionen Euro vorgesehen sei, zur Lösung der finanzi-
ellen Notlage der saarländischen Kommunen seien
allerdings weitere Anstrengungen notwendig. Dazu
müsse ab 2020 auch eine angemessene Erhöhung
des Verbundsatzes erwogen werden, damit der Fi-
nanzausgleich verlässlich die Erfüllung der kommu-
nalen Aufgaben gewährleisten könne.

Hinsichtlich der Landesmittel zur Kofinanzierung des
Bundesprogramms „Städtebauförderung“ stellt der
Saarländische Städte- und Gemeindetag fest, dass
auch 2018 die eigentlich vorgesehene Drittelbeteili-
gung des Landes nicht vollständig erfolgen werde
und dadurch bedingt eine erneute Inanspruchnahme
kommunaler Mittel aus dem Ausgleichsstock zu er-
warten sei. Der Verband sieht sich in seiner Forde-
rung bestärkt, dass der Landesanteil bei den Bun-
desprogrammen im Rahmen der Drittelbeteiligung
vollständig aus Landesmitteln erbracht werden soll-
te. Im Übrigen erwarten und fordern die saarländi-
schen Städte und Gemeinden in Anerkennung der
jetzt und in der Vergangenheit von ihnen erbrachten
Sanierungsleistungen zum Landeshaushalt eine an-
gemessene und gerechte Beteiligung an den Entlas-
tungen des Landes durch den neuen Bund-Länder-
Finanzausgleich ab dem Jahr 2020.

Der Landkreistag Saarland hat betont, dass für ihn
die Neuregelungen im Kommunalfinanzausgleichs-
gesetz und in dem Gesetz über die Zuständigkeiten
nach dem Unterhaltsvorschussgesetz besondere
Relevanz hätten. Der Landkreistag fordert, von der
in § 6 Abs. 5 Kommunalfinanzausgleichsgesetz vor-
gesehenen Kürzung des kommunalen Finanzaus-
gleichs um 56 Millionen Euro abzusehen und die
verbleibende Finanzausgleichsmasse in Kapi-
tel 21 01 entsprechend zu erhöhen. Der Verband
sieht durch die Reform des Unterhaltsvorschussge-
setzes die saarländischen Landkreise und den Re-
gionalverband Saarbrücken in erheblichem Maße
belastet. Er begründet diese finanziellen Belas-
tungen durch die Aufhebung der Befristung des Lei-
stungsbezugs und durch die Ausweitung des lei-
stungsberechtigten Personenkreises. Die so stei-
genden erheblichen finanziellen Mehrbelastungen
müssten bis zum 31.12. des nächsten Jahres durch
die Landkreise und den Regionalverband Saar-
brücken vorfinanziert werden. Der Auffassung der
Landesregierung, dass Landkreise die Mehrbelas-
tungen bereits mit einer Rückgriffsquote von 25 Pro-
zent ihrer Ausgaben vollständig refinanzieren könn-
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ten, vermochte sich der Landkreistag nicht anzu-
schließen.

Nach den regionalisierten Ergebnissen der aktuellen
Steuerschätzung vom November liegen die Steuer-
einnahmen des Landes sowohl für das laufende
Jahr als auch für die Folgejahre über den Prognosen
der Mai-Steuerschätzung. Insbesondere die Zu-
wächse bei der Lohnsteuer und bei der Erbschafts-
steuer lassen im laufenden Jahr ein Plus von rund
65 Millionen Euro erwarten, die Ansätze aus dem
geltenden Haushalt werden damit um rund 185 Mil-
lionen Euro übertroffen. Dieser deutliche Anstieg ist
zu einem erheblichen Teil dadurch bedingt, dass die
Steuerschätzung auch die vom Bund gezahlte Inte-
grationspauschale und weitere Hilfen des Bundes
berücksichtigt, an denen - wie ich bereits dargestellt
habe - auch die Kommunen beteiligt werden.

Für das kommende Jahr übertrifft der aktuelle
Schätzwert die im Haushaltsplanentwurf ausge-
brachten steuerabhängigen Einnahmen um 34 Mil-
lionen Euro. Das Finanzministerium rechnet auch für
die Folgejahre 2019 und 2020 im Vergleich zur aktu-
ellen Finanzplanung mit Mehrergebnissen von je-
weils etwa 33 Millionen Euro. Die Mehreinnahmen
werden zur Begrenzung der Neuverschuldung ein-
gesetzt. Auch die Kommunen profitieren - insbeson-
dere durch die Stabilisierung der Gewerbesteuer
und dem erwarteten Einnahmeplus bei der Lohn-
steuer - von dieser positiven Entwicklung. Die Kom-
munen können auch in den Jahren 2018 und 2019
im Vergleich zur diesjährigen Mai-Steuerschätzung
mit Mehreinnahmen von 24 Millionen beziehungs-
weise 18 Millionen Euro rechnen. Risiken der aktuel-
len Prognose liegen vor allem in der Möglichkeit ei-
ner Steuerreform auf Bundesebene und unter ande-
rem in den Auswirkungen des Brexit.

Der Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfragen
hat sich in seiner Sitzung am vergangenen Mittwoch
mit den Schwerpunkten und Zielsetzungen der mit-
telfristigen Finanzplanung 2017 bis 2021 befasst.
Das Saarland ist durch die Verwaltungsvereinbarung
zum Konsolidierungshilfegesetz dazu verpflichtet,
jährlich dem Stabilitätsrat die Einhaltung der Defizi-
tabbaugrenzen nachzuweisen. Im Konsolidierungs-
bericht 2016 von April 2017 konnte das Saarland
darlegen, dass auch die Konsolidierungsverpflich-
tungen vollständig eingehalten wurden und das
strukturelle Defizit auf 430,8 Millionen Euro abge-
baut werden konnte. Die für 2016 gültige Grenze
wurde damit um 68,2 Millionen Euro unterschritten,
für 2018 liegt sie bei 241,9 Millionen Euro und wahrt
dabei einen Sicherheitsabstand von 7,6 Millionen
Euro.

Das mit dem Stabilitätsrat zu vereinbarende Sanie-
rungsprogramm 2017 bis 2020 stützt sich wesentlich
auf die bestehenden Konsolidierungsmaßnahmen
und ergänzt diese um zusätzliche Einsparmaßnah-

men. Es sieht für 2017 Konsolidierungsmaßnahmen
im Umfang von insgesamt 470 Millionen Euro vor,
die bis 2020 auf rund 540 Millionen Euro anwachsen
werden.

Neben den zusätzlichen Maßnahmen bedarf es
ebenso stabiler und verlässlicher Einnahmen. Für
die auf Bundesebene diskutierten Steuersenkungen
ist im Finanzplan in einem gewissen Umfang Vorsor-
ge getroffen. Das Land leistet im Rahmen seiner
Möglichkeiten Beiträge zur Steigerung der Einnah-
men und unterstützt zudem Bestrebungen zur Be-
kämpfung von Steuerhinterziehung und zur Stär-
kung der Steuergerechtigkeit.

Das Saarland wird spätestens am Ende des kom-
menden Jahres mit voraussichtlich 14,4 Milliarden
Euro einen neuen Schuldenhöchststand erreichen.
Ab dem Jahr 2019 wird es mit einem kontinuierli-
chen Schuldenabbau beginnen. Vorgesehene Til-
gungsbeträge in Höhe von voraussichtlich 80 Millio-
nen Euro werden dann zu einem langsamen, aber
nachhaltigen Rückgang des Schuldenstandes füh-
ren, dem eine kontinuierliche Erhöhung der Einnah-
men des Landes gegenübersteht.

Herr Präsident, meine Damen und Herren, der Aus-
schuss für Finanzen und Haushaltsfragen hat den
Landeshaushalt in insgesamt zwölf Sitzungen bera-
ten. Die Koalitionsfraktionen von CDU und SPD so-
wie die DIE LINKE-Landtagsfraktion haben nach Ab-
schluss der Einzelplanberatungen ressortbezogen
Abänderungsanträge eingebracht. Die AfD-Land-
tagsfraktion hat auf die Einbringung von Abände-
rungsanträgen zu den Einzelplänen verzichtet.

Die Abänderungsanträge der Koalition wurden in der
Sitzung des Ausschusses am 30. November in der
überwiegenden Zahl mit Stimmenmehrheit ange-
nommen. Der vom Landtagspräsidenten einge-
brachte Antrag zum Landesinstitut für Präventives
Handeln, mit dem das Institut zum Landtag verlagert
wird, wurde einstimmig angenommen. Die von der
DIE LINKE-Landtagsfraktion eingebrachten Anträge
wurden durch die Ausschussmehrheit abgelehnt und
auf Wunsch der Einbringer nicht mehr im Plenum
zur Abstimmung gestellt. Beide Oppositionsfraktio-
nen haben stattdessen Globalanträge zum Gesamt-
haushalt eingebracht, über die im Anschluss an die
folgende Grundsatzdebatte abgestimmt wird. Mit
Blick auf die durch das Erweiterte Präsidium be-
schlossenen Zeitvorgaben verzichte ich darauf, in-
haltlich auf diese Anträge einzugehen. Sie werden
im Rahmen der Grundsatzdebatte durch die antrag-
stellenden Fraktionen erläutert werden.

Die Ausführungen der Berichterstatterinnen und Be-
richterstatter des Ausschusses zu den Einzelplanbe-
ratungen der Übersichten 1 bis 9 sollen durch Be-
schluss des Erweiterten Präsidiums zur zeitlichen
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Straffung des Verfahrens nicht vorgetragen, sondern
zu Protokoll gegeben werden.

In der Übersicht 10 der Antragsunterlagen finden Sie
sowohl die Nachweisung über die vom Ministerium
für Finanzen und Europa nach Erstellung des Haus-
haltsplanentwurfs aufgrund gesetzlicher Ermächti-
gung im Stellenplan 2017 vorgenommenen Ände-
rungen als auch die Übersicht zur Änderung von
Stellenplänen im Schulbereich. Die Änderungen er-
geben sich aus der Auswertung der Schülerzahlen
des Schuljahres 2016/2017. Sie sind notwendig, da
für die Zahl der Funktionsstellen im Schulbereich
maßgebliche Schülerzahlen und Lehrerstellen nicht
mehr rechtzeitig vor Abschluss der Arbeiten am
Haushaltsplan 2018 ermittelt werden konnten. Die
Änderungen sollen in den dem Landtag zur Be-
schlussfassung vorliegenden Haushaltsplanentwurf
übernommen werden. Der Ausschuss empfiehlt in-
soweit mit der Mehrheit seiner Mitglieder die Annah-
me der Regierungsvorlage.

Ich komme zum Schluss. Herr Präsident, Kollegin-
nen und Kollegen, bei der Schlussabstimmung über
den Haushaltsplanentwurf 2018 hat der Haushalts-
und Finanzausschuss mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen und bei Gegenstimmen der Oppositi-
onsfraktionen beschlossen, dem Plenum unter Be-
rücksichtigung der von ihm vorgenommenen Abän-
derungsanträge sowohl die Annahme des Haus-
haltsgesetzes 2018, die von der Landesregierung
hierzu ins Verfahren eingebrachte Ergänzungsvorla-
ge als auch die Annahme des Haushaltbegleitge-
setzes 2018 in Zweiter und letzter Lesung zu emp-
fehlen. - Ich bedanke mich für lange Aufmerksam-
keit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Vielen Dank für den Bericht. Ich eröffne die Grund-
satzdebatte. - Das Wort hat Herr Abgeordneter Jo-
chen Flackus.

(Heiterkeit.)

Abg. Flackus (DIE LINKE), Berichterstatter:
Vielen Dank. - Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich hoffe, dass wir die Debatte etwas
fröhlicher angehen als einen doch etwas anstren-
genden Bericht. Sehr geehrter Herr Finanzminister,
wir erkennen ausdrücklich den Versuch, den Haus-
halt in ruhigere Fahrwasser zu bringen, an. Das
Saarland hat in den letzten Jahren einiges versucht.
Wir haben uns wirklich sehr aufmerksam mit Ihren
ganzen Vorlagen auseinandergesetzt. Leider muss
man feststellen, dass keine Gesamtstrategie zu er-
kennen ist. Das ist das Grundproblem dieses Haus-
haltsplanes, den wir jetzt diskutieren: Es gibt keine
Gesamtstrategie.

Ich will Ihnen ein Beispiel dafür nennen. Sie haben
ja im Haushaltsausschuss vorgetragen. Sie haben
demnach einen Sanierungserfolg von 2010 bis 2018
in Höhe von 1 Milliarde Euro gehabt. Sie haben er-
zählt, dass 500 Millionen Euro von dieser 1 Milliarde
Euro aufgrund von Rahmenbedingungen, auf die wir
gleich noch zu sprechen kommen - niedrige Zinsen
und Konjunktur -, eigene Sanierungsbeiträge sind.
Aber sowohl die PwC, die sich mit den Kommunalfi-
nanzen beschäftigt hat, als auch Bertelsmann - die-
se Studie kennen wir alle, die haben wir in der Ers-
ten Lesung des Haushaltes diskutiert - kommen zum
Ergebnis, dass das Land sich leider auf Kosten der
Kommunen saniert.

Wenn man sieht, welche Zahlen auf dem Tisch lie-
gen - die Kommunen haben selbst vorgetragen,
dass von 2005 bis 2020 insgesamt 600 Millionen
Euro Sanierungsbeiträge von den Kommunen kom-
men -, dann kann man sagen, dass das in der Tat
eine Sanierung auf Kosten der Kommunen ist. Das
halten wir für nicht richtig, weil bei den kommunalen
Finanzen, über die wir gleich noch reden werden,
wirklich einiges im Argen liegt. Noch mal: Das ist ei-
ne Sanierung auf Kosten der Kommunen. Im Jahr
2018 werden die Kommunen wieder 56 Millionen
Sanierungsbeiträge bringen. Eine Strategie und eine
Logik, denen an dieser Stelle der Haushalt folgt,
können wir hier leider nicht erkennen.

Ihre Strategie ist eher das Prinzip Hoffnung. Ich ha-
be davon vorhin schon kurz gesprochen. Sie hoffen
auf eine gute Konjunktur, auf weiter sprudelnde
Steuereinnahmen und niedrige Zinsen. Man könnte
auch sagen, Herr Minister, Sie haben einen Tun-
nelblick. Sie sehen nicht rechts oder links, was welt-
weit und hier in Deutschland mit der Konjunktur so-
wie in anderen Dingen passiert, sondern Sie sagen,
die schwarze Null ist das Oberziel. Aber eine
schwarze Null ist eben kein ökonomischer Sinn in
sich. Es geht um unseren Standort, um die Schaf-
fung und die Sicherung von Arbeitsplätzen. Dem
muss ein Haushalt in erster Linie erst einmal dienen.

(Beifall bei der LINKEN.)

Der zweite Punkt. Es fehlt aus unserer Sicht völlig
der Zusammenhang mit der Wirtschaftspolitik. Es
gibt kein industrielles Leitprojekt, obwohl wir doch
klare ökonomische Fakten haben. Schauen wir sie
uns einmal an. Vorletzter Platz bei der Wirtschafts-
leistung 2016, Nullwachstum 2016. Das sind alles
Zahlen vom Statistischen Bundesamt. Im Durch-
schnitt der letzten zehn Jahre belegt das Saarland
den vorletzten Platz beim Wirtschaftswachstum. Bei
der Investitionsquote in 2016 belegen wir laut DIW
den letzten Platz. Wir haben einen Rückgang der In-
vestitionen im Durchschnitt der anderen Bundeslän-
der um 13 Prozent zwischen 2015 und 2016. Das ist
der ökonomische Befund. Den kann man nicht ein-
fach ignorieren. Der müsste sich im Haushalt irgend-
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wo widerspiegeln. Das können wir aber bei Gott
nicht finden.

Kommen wir zu dem Investitionsbereich. Wir kennen
natürlich die Sanierungsvorgaben und auch die
Schuldenbremse. Wir wissen auch - das ist ein kla-
rer Grundsatz, den wir immer betont haben -, dass
wir im Saarland nicht mehr ausgeben können als an-
dere Bundesländer. Das ist völlig klar. Wir können
aber auch nicht weniger ausgeben. Deshalb appel-
lieren wir an dieser Stelle noch einmal: Geben Sie
nicht weniger aus, als andere Bundesländer das tun!

(Beifall bei der LINKEN.)

Ich habe Ihnen die ökonomischen Fakten genannt.
Wir verlieren den Anschluss. Wir haben ihn schon
verloren. Die Gefahr besteht, dass das immer wei-
tergeht. Die Investitionen sind nun mal der Dreh-
und Angelpunkt für Finanz- und Wirtschaftspolitik.
Sie sind leider 2018 wieder viel zu gering. Sie gehen
auch nicht dynamisch auf Wirtschaftsfakten ein, son-
dern Sie bleiben im Grunde genommen statisch.
Das ist, was ich vorhin sagte, der Tunnelblick.

Schauen wir uns gerade im Bereich der Investitio-
nen noch einmal die Fakten an. Die IHK hat bereits
2015 festgestellt, dass wir in den letzten Jahren
1 Milliarde Euro zu wenig investiert haben. Wir ha-
ben einen Sanierungsstau, der mittlerweile bei 1,1
Milliarden liegt. Jährlich kommen laut IHK 110 Millio-
nen dazu.

Wir haben hier schon über die Universität diskutiert.
Wir waren mit dem Unterausschuss Bau vor zwei
Wochen auf dem Campus. Dort gibt es laut Präsidi-
um einen Sanierungsstau von über 400 Millionen
Euro. Wenn man sich das Rechenzentrum der Uni-
versität ankuckt und sieht, in welchem Zustand das
ist, dann fragt man sich, wie die Informatik einen
Weltruf kriegen kann. Es gibt da im Sommer noch
nicht einmal eine funktionierende Klimaanlage.

Die Krankenhäuser haben, wie wir letzte Woche
festgestellt haben, ein Investitionsdefizit von 435 Mil-
lionen Euro. Über 50 Prozent unserer Straßen sind
laut Landesamt für Straßenwesen quasi in der
schlechtesten Zustandsklasse. Die anderen sind
auch nicht viel besser. Insgesamt sind über 70 Pro-
zent in keinem guten Zustand.

Last, but not least reden wir über E-Government,
über Digitalisierung, über die Zukunft des Automobil-
Landes. Was den Breitbandausbau betrifft, ist es
schön, dass wir aufgrund einer privaten Initiative En-
de nächstens Jahres die 50 Mbit/s flächendeckend
haben werden, das ist prima. Aber wenn wir wirklich
digitalisieren wollen, werden diese Bandbreiten nicht
ausreichen. Die Max-Planck-Gesellschaft hat un-
längst gesagt, wir brauchen mindestens 200 bis 400
Mbit für die normalen Haushalte, und die Unterneh-

men werden sehr schnell an die Gigabyte-Grenze
gehen.

Sie verhalten sich also - wenn man sich das alles
ansieht, wenn man sich auch die Zahlen ansieht -
wie ein Hausbesitzer, dessen Dach kaputt ist und
der den Eimer drunter stellt und wartet. Im nächsten
Jahr wundert er sich, dass die Wände verschimmelt
sind. So wird nach unserem Dafürhalten hier mit In-
vestitionen umgegangen.

(Beifall bei der LINKEN.)

Wir stellen fest: Das Saarland lebt aktuell von der
Substanz und es ist dabei, seine noch vorhandene
Substanz weiter zu zerstören, weil die Investitionen
fehlen.

Deshalb schließen wir uns, Herr Minister, auch vor
dem Hintergrund der Rahmendaten des Haushaltes
dem an, was der Rechnungshof vorgeschlagen hat.
Er hat gesagt, man soll sich das Sondervermögen,
das derzeit einen Stand von etwa 360 Millionen Euro
hat, noch einmal genau ansehen und soll versu-
chen, aus diesem Sondervermögen noch möglichst
viel in den investiven Bereich umzuschichten. Dem
Vorschlag schließen wir uns ausdrücklich an und bit-
ten Sie herzlich, sich das noch einmal anzuschauen.

Der Rechnungshof hat auch vorgeschlagen, sich
noch einmal die konsumtiven Ausgaben, die es ja im
Landeshaushalt immer noch gibt, vorzuknöpfen und
auch dort zu versuchen, im laufenden Haushaltsbe-
trieb in den investiven Bereich umzuschichten. Wir
machen uns auch diesen Vorschlag zu eigen und
möchten Sie bitten, sich das noch einmal anzuse-
hen.

Kommen wir zur Großbaustelle kommunale Finan-
zen. Das Nicht-Investieren geht dort schon los. Wir
alle wissen, in den Kommunen beginnt das gesell-
schaftliche Leben. Sterben die Kommunen, ist das
im Rückschluss natürlich auch schwierig für das ge-
sellschaftliche Leben. Hier sind wiederholt die Verei-
ne und das Dorffestleben und alles, was im Saar-
land besonders liebenswert ist, beschworen worden.
Aber wenn die Kommunen nicht investieren können,
gibt es einfach ein Problem.

Auch hier muss man sich noch einmal den Befund
ansehen. Die saarländischen Kommunen haben die
geringste Investitionsquote aller Kommunen in
Deutschland. Kein Landkreis erreicht den Durch-
schnitt der bundesdeutschen Landkreise. Wir haben
Kassenkredite in Höhe von 2,2 Milliarden Euro und -
wir haben die Zahl im Haushaltsausschuss gehört -
2016 sind noch einmal 90 Millionen Euro hinzuge-
kommen. Das ist auch eine dramatische Entwick-
lung. In Hessen zum Beispiel liegen die Pro-Kopf-
Einnahmen in den Kommunen um 60 Prozent höher.
Diese Zahlen müssen wir uns einfach vergegenwär-
tigen und müssen sehen, wie man damit umgeht.
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Die Bertelsmann Stiftung hat festgestellt, dass das
Saarland immer weiter zurückfällt. Sie hat auch fest-
gestellt, dass zwischen den saarländischen Kommu-
nen und dem Rest der Republik zwei Welten stehen.

Ein Problem, Herr Innenminister, ist auch, dass viele
Ihrer guten Hilfen, die Sie zum Teil in verschiedenen
Programmen anbieten, ihre Adressaten nicht finden.
Warum ist das so? Weil immer mehr Kommunen
nicht in der Lage sind, die Kofinanzierungsmittel zu
bringen, um überhaupt einen Teil der Programme in
Anspruch zu nehmen. Auch da bitte ich herzlich,
noch einmal zu überlegen, wie man diesen Punkt
anders bearbeiten kann. Das Fazit für die Kommu-
nalfinanzen besteht schlicht darin, dass die Saar-
Kommunen nicht in die Zukunft investieren, sondern
in Zinsen, und das kann so nicht weitergehen.

Kommen wir einmal zu den restlichen Haushaltsrisi-
ken, für die Sie zugegebenermaßen nicht durchweg
etwas können, die aber immer eine Rolle spielen,
wenn man auf das Prinzip Hoffnung setzt. Das sind
die Zinsen. Wir haben das Problem der 14,4 Milliar-
den Altschulen, den Höchststand werden wir im
nächsten Jahr erreichen, das habe ich eben vorge-
tragen. Wir haben die 2,2 Milliarden Kassenkredite.
Das heißt, wir haben rund 17 Milliarden Altschulden.
Der Rechnungshof hat ja nicht ohne Ironie festge-
stellt, wenn wir die in diesem Stil abbauen mit je-
weils 80 Millionen Euro pro Jahr - falls das denn ab
2020 klappt, da ist ja noch eine Spanne drin, wir wis-
sen ja nicht, ob wir jedes Jahr tatsächlich 80 Millio-
nen Euro abtragen können; 60 Millionen Euro sind
nach dem Sanierungsrahmen auch noch zulässig -,
dann sind wir im Jahr 2200 mit dem Abtragen von
Schulden fertig. Es gibt mittlerweile noch einmal
Vorstöße aus anderen Bundesländern, auch vor
dem Hintergrund der kommunalen Finanzsituation.
Ich finde - jetzt geht der Innenminister gerade hin-
aus, aber er hat es ja neulich selbst angesprochen -,
die Diskussion darüber sollte man mit der neuen
Mehrheit in Nordrhein-Westfalen und anderswo
noch einmal suchen.

Die Steuerpolitik des Bundes ist natürlich auch ein
Problem. Wir haben ja gerade über die letzte Steu-
erschätzung gesprochen. Sollten sich die CDU-Vor-
stellungen aus dem Bundestagswahlkampf durch-
setzen, hätte der Landeshaushalt 80 Millionen Euro
zu verkraften. Herr Minister, Sie haben gesagt, ich
habe aus dieser Richtung schon was eingepreist -
ich glaube, 60 Millionen -, aber wir reden dann im-
mer noch über 20 Millionen, die an dieser Stelle feh-
len.

Es gibt auf der Bundesebene auch eine heftige Dis-
kussion über den Soli, die Solidaritätsabgabe, auch
da soll hineingeschnitten werden und auch das be-
deutet Einnahmeeinbußen für den Landeshaushalt.

Wir haben eine Diesel-Debatte, die wir im Landtag
sogar schon geführt haben. Wir wissen nicht - da
werden wir sicher morgen noch darüber reden -, wie
es mit der Zukunft des Automobilstandortes weiter-
geht, der ja mit einem ganz erheblichen Teil am
Bruttosozialprodukt beteiligt ist. Wir haben das
Stahl-Thema, das weitgehend ungeklärt ist. Schließ-
lich haben wir das Brexit-Thema, ich habe das in
meinem Bericht schon erwähnt. Nach unseren Ex-
port-Daten geht der größte Teil unseres Exports
nach Großbritannien, jeder dritte Focus geht auf die
Insel. Wenn da etwas schiefgeht, und da scheint
momentan einiges schiefzugehen, haben wir sehr
schnell auch ein Problem.

Die Regierung sagt jetzt, ab 2020 ändert sich die
Welt, wir machen eine Investitionsoffensive und wer-
den dann - auf diese Zahl haben wir uns hier wohl
geeinigt - jährlich 150 Millionen Euro mehr haben, so
der Befund des Rechnungshofes. Wir reden über
150 Millionen Euro, die der Rechnungshof errechnet
hat. Wir glauben, das ist gut so, aber es kommt zu
spät, und angesichts der Zahlen, die ich eben vorge-
tragen habe, wird es auch zu wenig sein. Die Kom-
munen sagen, wir wollen einen richtigen Anteil ha-
ben, wenn 2020 mehr Geld da ist. Die Kommunen
rechnen mit mehr Geld, die Universität rechnet mit
mehr Geld, der Landkreisverband rechnet mit mehr
Geld. Diese 150 Millionen Euro werden also sehr
schnell klein werden, und dann fehlt trotzdem das
Geld für die richtigen Investitionen.

Deshalb sagen wir, die Einnahmeseite muss in den
Fokus des Haushaltes geraten. Wir haben ja drei
Vorschläge gemacht. Wir sagen, eine Variante wäre
eine andere Steuerverteilung; Bund, Länder und
Kommunen können sich die Steuern anders teilen.
Die Altschuldenregelung habe ich bereits angespro-
chen. Und wir wollen natürlich eine andere Steuer-
politik. Wir wollen nicht 20 Jahre lang auf die Vermö-
genssteuer verzichten, sondern sie einmal 20 Jahre
in den Landeshaushalt einbuchen.

Sie wissen, dass die Vermögenssteuer im Grundge-
setz ausdrücklich erlaubt ist. Wir folgen dem Grund-
satz, dass die Stärkeren stärker beteiligt werden
müssen. Ich bin sicher, wir werden in wenigen Jah-
ren sehen, dass wir an dieser Frage nicht vorbei-
kommen. Das ist ja auch nicht so dramatisch für die,
die wirklich vermögend sind. Das DIW hat immerhin
ausgerechnet, dass durch die Vermögenssteuer zu-
sätzlich 10 bis 20 Milliarden da wären, ohne dass es
zu großen Verwerfungen käme. Wenn man den Kö-
nigsteiner Schlüssel zugrunde legt, hätte das Land
über den dicken Daumen zwischen 150 und 200 Mil-
lionen Euro zur Verfügung. Da stellt sich also die
Frage, warum nicht.

Ich komme dann noch mal zu dem Erbschaftssteu-
er-Thema. Herr Präsident, ich weiß nicht, ob es op-
portun ist, hier die bayerische Verfassung zu zitie-

Landtag des Saarlandes - 16. Wahlperiode - 9. Sitzung am 04./05. Dezember 2017

(Abg. Flackus (DIE LINKE))

325



ren, ich möchte es aber gerne tun. In der bayeri-
schen Verfassung heißt es: „Verbrauchssteuern und
Besitzsteuern müssen zueinander in einem ange-
messenen Verhältnis stehen.“ So steht es dort in Ar-
tikel 123. Deshalb ist es nicht schlimm oder schreck-
lich, wenn man sagt, die Erbschaftssteuer muss an-
ders aufgesetzt werden. Wir wissen ja, dass das Ge-
setz sehr löchrig ist. Das DIW hat ausgerechnet,
dass ein Großteil des Betriebsvermögens in den
letzten Jahren an Jugendliche unter 14 Jahren ver-
erbt worden ist. Allein an diesem kleinen Beispiel
kann man schon sehen, wie löchrig dieses Gesetz
ist.

Ich will Ihnen noch eines sagen. Die Erbschaftssteu-
er bringt dem Saarland 60 Millionen, die Biersteuer
50 Millionen. Man könnte auch scherzhaft sagen, die
saarländischen Biertrinker arbeiten hart für den Lan-
deshaushalt. Bei den reichen Erben ist noch gut Luft
drin, die können sich noch nach oben strecken.

(Beifall von der LINKEN.)

Man muss einmal diese Relation betrachten, dann
wird vielleicht auch diese Zahl ein bisschen deutli-
cher. Die Arbeitskammer hat ausgerechnet, dass
seit dem Jahr 2000 dem Land durch die Steuerpoli-
tik des Bundes über 200 Millionen Euro entgangen
sind und den Kommunen noch einmal 140 Millionen
Euro. An diesen Zahlen kann man sehen, was das
für das Land bedeutet. Es sind weit über 2 Milliarden
Euro, die nicht hier angekommen sind.

Ich fasse zusammen: Das Land braucht Investitio-
nen, um Anschluss an die anderen Bundesländer zu
finden. Schleswig-Holstein ist unser Benchmark-
Land und liegt in allen Indikatoren weit vor uns. Die
Kommunen brauchen den Anschluss an die Kom-
munen des Bundes und auch die Landkreise brau-
chen den Anschluss. Der Schlüssel dazu sind Inves-
titionen und zusätzliches Geld auf der Einnahmen-
seite für den Landeshaushalt.

Ich möchte noch einmal ausdrücklich erwähnen,
dass man sich auch Partner suchen muss. Ich will
das Beispiel hier noch einmal erwähnen: Minister-
präsident Kretschmann von den GRÜNEN und der
CDU-Ministerpräsident von Nordrhein-Westfalen, Ar-
min Laschet, haben gemeinsam an einem Appell an
die Bundesregierung gearbeitet und gesagt, wir
brauchen für die Digitalisierung in den Schulen mehr
Geld. Sie haben eine entsprechende Initiative ge-
startet. Ich frage mich, wieso ist das Saarland bei
solchen Initiativen nicht dabei?

Wir brauchen Initiativen, Ideen und Gestaltungskraft.
Leider ist der Haushaltsentwurf, was Initiativen, Ide-
en und Gestaltungskraft betrifft, nur an sehr wenigen
Stellen aktuell. Ich finde, Sie sollten sich mehr trau-
en, Sie sollten Partner suchen, Sie sollten investie-
ren! Dann könnte der Standort wieder einen gewis-

sen Aufschwung nehmen und würde besser daste-
hen, als er das momentan tut. - Vielen Dank.

(Beifall bei der DIE LINKE-Landtagsfraktion.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die CDU-Landtagsfraktion Herr
Fraktionsvorsitzender Tobias Hans.

Abg. Hans (CDU):
Sehr verehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Wir sind in diesem Hause gerade von der
Fraktion DIE LINKE die eine oder andere Berichter-
stattung aus dem Auge des weltökonomischen
Drehkreuzes vom Fraktionsvorsitzenden gewohnt.
Aber auch der frisch gebackene Parteivorsitzende -
Herr Flackus, Respekt und Glückwunsch an dieser
Stelle für die Herausforderungen, die auf Sie zukom-
men - übt sich zuweilen in diesen Berichten sozusa-
gen aus dem Auge dieses Drehkreuzes. Ich muss
ganz ehrlich sagen, mich hat das eben eher an die
Erlebnisse der letzten Nacht erinnert, als ich mit Ver-
spätung aus Berlin in Frankfurt gelandet bin, einem
anderen großen Drehkreuz, der Flughafenwelt.
Wenn man mit Verspätung kommt, gibt es keinen
Platz am Gate, man bekommt eine Außenposition
und macht dann die Flughafenrundfahrt im Bus.
Auch da sieht man relativ wenig Neues. Am Ende
hat man Zeit verloren und den Anschluss verpasst.
Ähnliches haben wir gerade bei Ihrer Rede erlebt.
Gut, dass wir diesen Anschluss nicht brauchen, gut,
dass wir fast am Ziel sind mit dem Haushaltswerk,
das wir hier vom Finanzminister vorgelegt bekom-
men haben. Lieber Kollege Flackus, Sie sind ja ein
verständiger Mann und deshalb hätte ich hier doch
ein bisschen mehr erwartet als den üblichen Dreizei-
ler, der aus den Reihen der Linksfraktion kommt und
den wir hier wieder gehört haben. Dazu kann ich nur
sagen: Gut auswendig gelernt ist eben noch nicht
gut gemacht, lieber Kollege Flackus.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich weiß nicht, ob das nur Ideenlosigkeit ist, echte
Ideenlosigkeit vielleicht auch in den Reihen der Op-
position, oder ob es Mutlosigkeit ist. Ein Beitrag zur
Lebendigkeit der Debatte, wo es doch um das Rin-
gen um gute Ideen für die Zukunft unseres Landes
geht - da bin ich völlig bei Ihnen, Herr Flackus -, war
das meines Erachtens nicht. Das unterscheidet sich
ganz einfach von dem, was als Entwurf heute hier in
Zweiter Lesung vorliegt, der ist nämlich gut ge-
macht! Dieser Haushaltsentwurf, der zusammen mit
den Abänderungsanträgen in den Ausschüssen be-
raten worden ist, zeigt, dass sich Konsolidieren und
Investieren keineswegs ausschließen.

Herr Kollege Flackus, das Land braucht ganz klar ei-
ne Zukunftsperspektive, da bin ich bei Ihnen. Aber
die zwingende Voraussetzung für eine solche Zu-
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kunftsperspektive und die zwingende Voraussetzung
für Leitinvestitionen ist meines Erachtens ein ausge-
glichener Landeshaushalt. Jede Leitinvestition, die
unter dem Damoklesschwert der fehlenden Nachhal-
tigkeit steht, erzielt eben nicht die gewünschte Wir-
kung, Herr Kollege Flackus. Deshalb müssen wir im
Saarland mit dem begrenzten Mitteleinsatz, den wir
haben, ein Maximum an strukturpolitischer Wirkung
erreichen. Und diese Projekte, die mit begrenztem
Mitteleinsatz im Saarland ein Maximum an struktur-
politischer Wirkung erreichen, sind im saarländi-
schen Landeshaushalt vorhanden.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Wenn man trotz Konsolidierungskurs investieren
will, dann erfordert das Mut. Es ist ein Kraftakt, der
da bewältigt werden muss. Das erfordert von allen
Beteiligten die notwendige Demut vor den Heraus-
forderungen. Wenn man sich anschaut, was der öf-
fentliche Verwaltungsapparat an nicht unerheblichen
Maßnahmen mitgetragen hat, dann muss man für
den Rückhalt im öffentlichen Verwaltungsapparat für
diesen Konsolidierungskurs ein herzliches Danke-
schön sagen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Dankbar bin ich aber auch für den Rückhalt, den es
in der saarländischen Bevölkerung für diesen Kon-
solidierungskurs gibt. März 2017 ist ja noch nicht so
lange her. Wenn man sich anschaut, was die Große
Koalition in ihrer ersten Legislaturperiode geleistet
hat - das Ergebnis der vergangenen Legislaturperi-
ode ist ja, dass wir auf diesem Konsolidierungspfad
so weit gekommen sind, wie wir sind -, und wenn
man sich anschaut, dass das Ergebnis der Land-
tagswahl so war, wie wir es gesehen haben, dann ist
das auch ein Zeugnis dafür, dass die saarländische
Bevölkerung hinter dieser Konsolidierungsarbeit der
saarländischen Landesregierung und der Großen
Koalition steht. Das ist ganz klar ein Vertrauensbe-
weis für die Ministerpräsidentin, aber ich sage hier
voller Demut vor dem Wählervotum, das ist auch ein
Votum für die Fortsetzung der Großen Koalition, weil
die Menschen mit der Arbeit der Großen Koalition im
Saarland zufrieden waren. Und, Herr Kollege
Flackus, es ist eben auch eine Absage an die Politik
Ihrer Partei. Das müssen Sie an dieser Stelle auch
einsehen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Unserem großen Ziel, nämlich einer Zukunft ohne
neue Schulden - auch das war ja Gegenstand der
Wahlprogramme der Landtagswahl -, kommen wir
mit dem vorliegenden Haushaltsentwurf und den
entsprechenden Abänderungsanträgen einen gewal-
tigen Schritt näher. Der Schuldenanstieg im Jahr
2018 ist fast zum Stillstand gebracht worden. Das
belegen die Zahlen und das ist eine echte Wegmar-
ke. Das Jahr 2018 markiert insofern auch einen

Wendepunkt in der Verschuldung des Saarlandes.
Lag die Neuverschuldung im Jahr 2012 noch bei
rund 700 Millionen Euro und im Jahr 2017, bei den
letzten Haushaltsberatungen, bei 168 Millionen
Euro, so wird sie im Jahr 2018 - Sie haben es in Ih-
rem Bericht vorgetragen, Herr Kollege Flackus - auf
8 Millionen Euro gesenkt. Damit einher geht auch
ein Defizitabbau von 1,25 Milliarden Euro im Jahr
2010 auf nunmehr 250 Millionen Euro im Jahr 2018.
Damit sind zwei Drittel dieses Weges bewältigt. Da-
mit ist ein beachtlicher Weg beschritten. Und der,
Kolleginnen und Kollegen, ist aus eigener Leistung
beschritten worden. Das muss man an dieser Stelle
auch festhalten.

Wenn ich sage „aus eigener Leistung“, dann werden
Sie sich vielleicht wundern. Eben haben Sie wieder
diese Sprüche gebracht - wir haben es auch in den
Medien gelesen -, da habt ihr noch einmal Glück ge-
habt, dass das so funktioniert hat; bei einer anderen
konjunkturellen Lage hätte die Welt völlig anders
ausgesehen. - Sie, Kollege Flackus, haben das
eben das Prinzip Hoffnung genannt. Das hört man
ganz gerne von Ihnen, aber die Wirklichkeit sieht
völlig anders aus. Wir haben seit 2010 ein Defizit
von 1 Milliarde Euro abgebaut. Über die Hälfte da-
von, nämlich der Abbau von rund 510 Millionen
Euro, lassen sich auf die konsequenten Konsolidie-
rungsanstrengungen zurückführen. Das hat der Fi-
nanzminister im Ausschuss ja auch dargelegt. Der
größte Teil der restlichen Summe, rund 300 Millio-
nen Euro, geht auf Steuermehreinnahmen zurück.

Wenn man sieht, dass die Rahmenbedingungen, die
zu diesen Steuermehreinnahmen führen, eben nicht
willkürlich sind, sondern auf einer stabilen wirtschaft-
lichen Entwicklung im Saarland fußen, dann muss
man feststellen, dass wir hier stetige Steigerungen
zu verzeichnen haben. Das ist zum einen eine Aus-
wirkung der Reformen der 2000er-Jahre. Ich weiß,
dass Sie das nicht gerne hören, aber das ist auch,
meine Damen und Herren von der Opposition, Aus-
druck einer vernünftigen Politik, die hier im Land
eben nicht darauf gesetzt hat, das Land bis auf die
Balken zusammenzusparen. Vielmehr hat man ne-
ben dem Konsolidieren ganz klar auch auf einen In-
vestitionskurs gesetzt, selbst in den Jahren, in de-
nen wir begonnen haben, uns an die Schuldenbrem-
se zu halten. Deshalb ist das für mich nicht einfach
„Glück gehabt“ oder „Prinzip Hoffnung“, vielmehr sa-
ge ich: Das Glück ist mit den Tüchtigen. Hier im
saarländischen Landtag haben die Koalitionsfraktio-
nen sich tüchtig darangemacht, die Rahmenbedin-
gungen positiv zu gestalten. Das alles ist eben nicht
so ganz einfach, wie Sie das hier darzustellen versu-
chen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Natürlich ist das Saarland nicht schuldenfrei, wenn
wir nun die schwarze Null zum Greifen nah haben.
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Es wäre vermessen, diesen Eindruck zu erwecken.
Wir wissen aber, dass wir uns in einer unverschulde-
ten Haushaltsnotlage befinden. Wir wissen, dass wir
diesen immensen Schuldenberg haben. Insoweit wi-
derspreche ich Ihnen gar nicht, wenn Sie die Milliar-
den an Schulden anführen, die wir haben. Aber wir
werden - und das halte ich in einer Gesamtbetrach-
tung der Dinge für sehr viel wichtiger, weil das eben
zukunftsgerichtet ist, weil es nicht rückwärtsgerichtet
ist - ab 2019 keine neuen Schulden machen. Es ist
auch keineswegs ein vages Datum genannt, wenn
ich im Jahr 2017, fast schon im Jahr 2018, sage,
dass es im Jahr 2019 keine neuen Schulden geben
wird. Man könnte sagen, dass wir nur noch zweimal
Weihnachten feiern, bis es soweit ist und wir die Si-
tuation haben, dass wir keine neuen Schulden ma-
chen wollen. Mit dieser Aussage, meine Damen und
Herren, sind wir doch im Jahr 2012 vor den Wähler
getreten, damit sind wir im Jahr 2017 vor den Wäh-
ler getreten. Wir haben uns dieser Zukunftsaufgabe
gestellt, bis zum Jahr 2019 die schwarze Null errei-
chen zu wollen. Mit der Lösung dieser Aufgabe ha-
ben uns die Saarländerinnen und Saarländer be-
traut. Wir haben Kurs gehalten, und wir werden auch
mit dem nun anstehenden Haushalt 2018 Kurs hal-
ten.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir haben aber eben gesehen, dass auch Sie im
Kurshalten ganz gut sind: Sie halten unbeirrt Kurs
auf Ihrer Irrfahrt. Es gibt ja das Sprichwort, das be-
sagt, dass derjenige, der konsequent seinen Weg
geht, nicht überholt werden kann. Das ist, so könnte
man nunmehr sagen, bestätigt. Ich würde mich aller-
dings gerne überholen lassen. Ich glaube, aufseiten
der Mehrheitsfraktionen findet sich niemand, der
sich nicht gerne auch einmal von der Opposition
überholen lassen würde. Wenn jemand mit einer ge-
winnbringenden Idee um die Ecke kommt, Herr Kol-
lege Flackus, bin ich der Letzte, der sagt, dass wir
das nicht diskutieren werden. Wir hatten es ja auch
hier im saarländischen Landtag schon ab und an bei
einzelnen Sachthemen, dass die Opposition Dinge
eingebracht hat, die wir dann aufgegriffen haben.
Sie sind aber gar nicht erst mit einer guten Idee los-
gelaufen, sondern einfach bei dem stehengeblieben,
was Sie hier immer wieder bei Haushaltsdebatten
predigen. Vielleicht hören wir später noch etwas
Neues vom Kollegen Lafontaine; Sie machen sich
Notizen. Das wäre jedenfalls zu wünschen. Darauf
gehen wir dann auch gerne ein, meine Damen und
Herren.

(Zuruf des Abgeordneten Lafontaine (DIE LIN-
KE).)

Wir werden auch noch sehen, was von der anderen
Oppositionsfraktion kommt. Der Globalantrag spricht
da leider schon eine deutliche Sprache. Das hat
noch nicht einmal etwas mit Stehenbleiben zu tun -

da lobe ich mir ja schon die Linksfraktion -, das ist
eher ein Schritt zurück als ein Schritt nach vorne.
Schaue ich mir diesen Globalantrag an, muss ich
schon sagen, dass Sie lieber Plausibilitätsprüfungen
für Ihre Anträge hier im Hause einführen sollten als
auf Parteitagen über Intelligenztests zu fabulieren.
Das würde der Qualität der Arbeit der Opposition in
diesem Hause guttun.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Unsere Parole lautet jedenfalls „Vorwärts und nicht
zurück!“. Das muss, so glaube ich, auch die Parole
in diesem Lande sein.

(Sprechen bei der LINKEN.)

Das gefällt, wie ich höre, auch den LINKEN. Sie se-
hen, ich gebe alles, um Sie aus dem Zustand der
Lethargie befreien. Unsere Parole zielt darauf, nach
vorne zu schauen, in die Zukunft eines lebens- und
liebenswerten eigenständigen Saarlands. Dieses
Ziel hat glücklicherweise in diesem Hause noch nie-
mand bestritten. Es geht tatsächlich auch um die Zu-
kunft der nachkommenden Generationen, nicht nur
um die Zukunft der Menschen, die heute hier leben.

Wir wollen nachkommenden Generationen keine un-
lösbaren Aufgaben hinterlassen und werden deshalb
auch kräftig investieren. Herr Kollege Flackus, Sie
haben richtig gehört. Ich rede von der Investitionsof-
fensive Saar, die wir 2018 und damit wirklich in ei-
nem der schwierigsten Jahre, die wir auf dem Wege
zur Einhaltung der Schuldenbremse haben, starten.
Wir werden im Jahr 2018 diese Investitionsoffensive
starten und investieren, meine Damen und Herren,
in diesem schwierigen Jahr tatsächlich rund 10 Pro-
zent mehr, als wir im Jahr 2017 investiert haben.
Das sind rund 365 Millionen Euro, die zusätzlich in-
vestiert werden. Diese 365 Millionen Euro in die
Hand zu nehmen, das bedeutet im Jahr 2018 eine
Million Euro pro Tag an Investitionen. Ich glaube,
das ist eine Größenordnung, die sich sowohl in der
saarländischen als auch in der bundespolitischen
Realität durchaus sehen lassen kann.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Sie haben eben gesagt, die Menschen müssten spü-
ren, dass investiert wird. Deshalb werden wir diese
eine Million Euro pro Tag in so wichtige Felder wie
den Straßenbau im Saarland investieren. Es bringt
überhaupt nichts, wenn wir immer nur erklären, dass
wir auf einem strikten Sparkurs sind, die Menschen
aber zur Arbeit über die Straßen fahren müssen, ih-
re Kinder auf diesen Straßen in die Kindertagesein-
richtung bringen müssen und dabei merken, dass
diese Straßen weiter zerfallen. Das darf nicht sein.
Deshalb wird mehr in die Straßen investiert.

Wie investieren aber auch mehr in die Krankenhaus-
förderung. Herr Kollege Flackus, da bin ich ja völlig
bei Ihnen: Das ist eine schwierige Situation, die wir
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diesbezüglich haben. Das ist bundesweit eine
schwierige Situation, sie ergibt sich aber bei uns im
Saarland angesichts der begrenzten Mittel umso
gravierender. Deshalb wird auch in die Krankenhäu-
ser investiert.

(Sprechen bei der LINKEN.)

Wir investieren in den Ausbau von Kindertagesstät-
ten. Wir investieren in den Meisterbonus. Meine Da-
men und Herren, das sind Schwerpunkte, die wir
setzen. Darüber hinaus werden wir auch das Thema
Digitalisierung beherzt angehen. Herr Kollege, Sie
nannten das eben auch als Beispiel. Wir setzen auf
die Digitalisierung von Verwaltungsleistungen. Wir
investieren in die Bildung. Wir investieren auch in
die Hochschulen, die ja, wie Sie zu Recht sagen,
Treiber der Digitalisierung sind.

Wir werden aber auch im Bereich der inneren Si-
cherheit noch einmal erheblich auf das, was wir zu-
vor schon unternommen haben, draufsatteln. Bei der
Polizei werden im kommenden Jahr 124 junge An-
wärterinnen und Anwärter eingestellt. Herr Kollege
Lafontaine, das sind tatsächlich so viele, wie es in
den zurückliegenden 30 Jahren nur einmal der Fall
war. Wie investieren in diesem Bereich erheblich,
weil wir wissen, dass die innere Sicherheit die Men-
schen unmittelbar am eigenen Leibe betrifft. Des-
halb wird bei der Polizei mit den 124 Anwärterinnen
und Anwärtern eine richtige Duftmarke gesetzt. Das
werden, meine Damen und Herren, die Menschen
konkret spüren, denn auch bei uns im Saarland ist
die Präsenz der Polizei in der Fläche notwendig.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir werden aber auch beim beschrittenen Personal-
abbaupfad, der, wie ich schon ausführte, vielen vie-
les abverlangt hat, aufgrund der guten konjunkturel-
len Entwicklung etwas nachlassen können. Deshalb
werden wir im Bildungsbereich etwa 200 Lehrerstel-
len nicht abbauen müssen. Entsprechendes gilt für
die Polizei, und Entsprechendes gilt auch für die
Justiz, die bei der Sicherheitsfrage gewissermaßen
im Sinne einer kommunizierenden Röhre mit der Po-
lizei verbunden ist. Wir werden in diesen Bereichen
dafür sorgen, dass kein Kahlschlag stattfindet. In der
Vergangenheit mussten wir schon mal erleben, dass
ein Kahlschlag stattgefunden hat, gerade bei den
Lehrern und gerade bei der Polizei, und das - Sie
wissen das, Herr Kollege Lafontaine -, obwohl Bun-
deshilfen geflossen sind.

(Sprechen bei der LINKEN. - Zuruf von der LIN-
KEN: Das war die SPD.)

Obwohl Bundeshilfen geflossen sind, hat es solche
Kahlschläge gegeben. Wir machen das jetzt anders,
obwohl wir die entsprechenden Hilfen noch gar nicht
haben.

(Abg. Lafontaine (DIE LINKE): Deswegen sind
bei uns ja auch die Schulden gesunken. - Zurufe
von der LINKEN: Ja, genau! - Beifall von den Re-
gierungsfraktionen.)

Herr Kollege Lafontaine, darauf komme ich gleich
noch zu sprechen.

(Abg. Lafontaine (DIE LINKE): Das ist nun mal
so. Das ist eine peinliche Wahrheit, aber es ist ei-
ne Wahrheit.)

Zunächst möchte ich aber, da wir die Beschäftigten
des öffentlichen Dienstes thematisiert haben, erwäh-
nen, dass wir das Beförderungsbudget auch für das
Jahr 2018 auf nunmehr 2 Millionen Euro verstetigt
haben. Das ist eine klare Ansage an die Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst, das ist eine klare Ansage
denen gegenüber, die die Hauptlast der Konsolidie-
rungsbemühungen in den letzten Jahren getragen
haben. Es ist eine klare Ansage, dass wir zu den
Beschäftigten im öffentlichen Dienst stehen. Das Be-
förderungsbudget ist sicherlich kein Almosen von
dieser Stelle, vielmehr haben die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter das verdient. Deshalb stehen wir
auch zu dieser Investition, sie ist ganz wichtig für die
Zukunft unseres Landes.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Lieber Herr Kollege Lafontaine, die ganzen Investiti-
onen, die ich jetzt genannt habe, sind erst möglich
geworden, weil wir vor Augen haben, dass wir bei
den Bund-Länder-Finanzbeziehungen gut abge-
schnitten haben. Das haben Sie ja selbst sowohl in
der Presse als auch hier schon deutlich gemacht.
Wir haben eine historische Chance genutzt, auch
dank des Verhandlungsgeschicks der Ministerpräsi-
dentin, bei den Bund-Länder-Finanzverhandlungen
diese 500 Millionen Euro zusätzlich in den saarländi-
schen Landeshaushalt zu holen. Der Kollege
Flackus hat eben gesagt, es seien irgendwie ge-
rechnet nur 150 Millionen Euro. Das Problem ist,
Herr Kollege Flackus, Sie rechnen hier politisch, wo
man eigentlich kaufmännisch rechnen müsste.

(Abg. Flackus (DIE LINKE): Der Rechnungshof
rechnet politisch!)

Die entscheidende Frage ist doch: Was wäre gewe-
sen, wenn wir bei diesen Finanzbeziehungsverhand-
lungen gescheitert wären? Dann hätten wir ab dem
Jahr 2020 500 Millionen weniger in der Kasse, als
es nun der Fall ist. So muss das gerechnet werden!
Deshalb haben wir ab dem Jahr 2020 500 Millionen
Euro mehr zur Verfügung, als wir normalerweise ge-
habt hätten.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Diese zusätzlichen 500 Millionen Euro haben wir
uns hart erkämpft. Sie stehen uns auch zu! Das ist
nichts, wofür wir betteln mussten, aber wir mussten
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auch klarmachen, dass wir es schaffen, aus eigener
Kraft aus der Haushaltskrise herauszukommen. Wir
mussten darstellen, dass wir im Saarland die Ver-
schuldung „drehen“ können. Jetzt, im Jahr 2018, wo
wir am Wendepunkt sind, ist bewiesen, dass sich
diese Anstrengungen gelohnt haben. Wie stünden
wir da, wenn wir das gemacht hätten, was Sie immer
propagiert haben, nämlich uns nicht auf die Neuver-
schuldung zu konzentrieren? Das haben Sie auch
wieder in Ihrem Globalantrag gefordert. Das Ergeb-
nis wäre gewesen, dass wir ab 2020 keine 500 Mil-
lionen Euro zur Verfügung hätten. Wir haben sie
aber, das haben wir uns erkämpft.

Wir haben auch unseren Ruf an dieser Stelle rehabi-
litiert. Das Saarland ist tatsächlich wieder wer, wir
werden längst nicht mehr als das kleine Flächenland
der Haushaltsnotleider wahrgenommen, sondern wir
werden als ein Land wahrgenommen, das seine ei-
gene Interessen in die Hand nimmt und das aus ei-
gener Kraft in der Lage ist, seine Haushaltsnotlage
zu bewältigen. Deshalb wurden wir auch innerhalb
der bündischen Gemeinschaft belohnt. So sehe ich
das. Diese 500 Millionen Euro sind auch Belohnung
für die Arbeit, die wir hier im Parlament geleistet ha-
ben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Sie selbst haben das Wort „historisch“ immer wieder
in Verbindung gebracht mit den beiden Teilentschul-
dungen, die es im Saarland gegeben hat. Die will ich
auch gar nicht gering schätzen, das war ein ganz
wichtiger Beitrag zur Bewältigung unserer unver-
schuldeten Haushaltsnotlage. Man muss aber an
dieser Stelle auch immer wieder sagen, wenn man
in diesem Zusammenhang der Teilentschuldungen
von „historisch“ spricht, muss man auch sehen, dass
das einmalige Leistungen waren und dass sich am
Ende der Teilentschuldung die Verschuldungssituati-
on verschlechtert und eben nicht verbessert hatte,
meine Damen und Herren. Deshalb kann man es
nicht hoch genug schätzen, dass wir jetzt 500 Millio-
nen Euro jährlich bekommen und das dem Grunde
nach auch unbefristet und dynamisiert. Das heißt,
diese Zahl wird sich auch noch steigern, je nach
Preisentwicklung. Deshalb ist es eben nicht das Cre-
do der heutigen Landesregierung, immer nur nach
den anderen zu rufen, immer nur nach dem Bund zu
rufen, sondern wir lösen unsere Probleme selbst.
Das ist unser Credo, deshalb trägt in diesem Land
die Große Koalition unter Führung der CDU die Re-
gierungsverantwortung und eben nicht Sie, meine
Damen und Herren von der Opposition.

(Beifall von der CDU und vereinzelt bei der SPD.)

Ich habe es eben gesagt, die Haushaltskonsolidie-
rung ist eine eigene Leistung, die wir erbracht ha-
ben. Das Parlament als Haushaltsgesetzgeber hat
den entscheidenden Anteil daran, auch wenn das

Hand in Hand mit der Landesregierung, die wir tra-
gen, geschehen ist. Es war uns als Haushaltsge-
setzgeber, als Koalitionsfraktionen ein Bedürfnis, ge-
rade beim Thema Investitionen eigene Schwerpunk-
te zu setzen. Wir haben bewusst immer gesagt,
durch unseren Konsolidierungskurs heben wir das
Potenzial für neue Investitionen. Diese Investitionen
finden auch jetzt schon statt.

Ich will einige Beispiele nennen, die mir persönlich
wichtig sind. Ich nenne den Bereich des Ehrenamts.
Das Saarland ist das Land mit der bundesweit höch-
sten Dichte an ehrenamtlichem Engagement und an
Vereinen. Dieses ehrenamtliche Engagement ist für
mich der Kitt, der unsere Gesellschaft zusammen-
hält. Deshalb war es den Koalitionsfraktionen ein
Bedürfnis, das Ehrenamt noch einmal stärker zu för-
dern und zu unterstützen, im saarländischen Lan-
deshaushalt für Anerkennungskultur zu stehen. Des-
halb haben wir 531.000 Euro zusätzlich allein in den
Bereich Ehrenamt investiert. Jeder dieser Euros, zu-
sätzlich zu denen, die im Haushalt schon für Ehren-
amt veranschlagt sind, wird seinen Zweck erfüllen.
Jeder dieser Euros ist gut investiert bei den ehren-
amtlich tätigen Menschen in diesem Land.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Gerade weil er in der öffentlichen Wahrnehmung
gern diffamiert wird, möchte ich auch den Bereich
Gaming nennen. Da geht es darum, dass wir neben
der Filmbranche - Hollywood ist Ihnen sicherlich ein
Begriff - inzwischen auch einen nicht unerheblichen
Wachstumsmarkt im Bereich der Spieleindustrie, der
Computerspiel-Industrie haben. Nun setzen wir mal
voraus, dass auch nach einigen „Tatorten“, die zu-
mindest in unseren Augen erfolgreich waren, und ei-
nem sehr guten ZDF-Fernsehfilm, der allen gut ge-
fallen hat, das Saarland nicht zu einer Art zweitem
Hollywood wird. Aber ich will nicht ausschließen,
dass, wenn es schon nicht Hollywood ist, vielleicht in
Heiligenwald ein junger Programmierer sitzt, der
sich überlegt, ein Computerspiel zu programmieren,
eine digitale Welt zu entwickeln, in die sich Leute zur
Freizeitgestaltung zurückziehen können. Dieses
kreative Engagement, diesen Beitrag zur Kreativwirt-
schaft müssen wir fördern. Deswegen haben wir hier
100.000 Euro eingesetzt als Beispiel dafür, wie man
junge Menschen, die im Bereich der Computer- und
Spieleindustrie tätig sind, mit Preisen fördern kann.
Das, was die Filmpreise Max Ophüls und Günter
Rohrbach für die Filmindustrie sind, kann ein Ga-
ming-Preis des Saarlandes für die Spieleindustrie
werden.

Damit, meine Damen und Herren, setzen wir auch
ein Zeichen dafür, dass Digitalisierung nicht nur et-
was ist, das Angst macht. Es ist völlig klar, dass sich
aufgrund der Digitalisierung heute mancher Busfah-
rer fragt, was in der Zukunft mit seinem Job werden
wird, was mit ihm selbst werden wird, wenn er ge-
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pflegt werden muss. Pflegeroboter machen, glaube
ich, mehr Angst, als dass sie Hoffnung wecken. Wir
müssen auf der anderen Seite aber auch dafür sor-
gen, dass Digitalisierung eine soziale Komponente
hat und dass sie eben auch im Saarland neue Jobs
schaffen wird. Dafür steht letztendlich dieser Antrag
zur Spieleindustrie, meine Damen und Herren.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Ich will zwei weitere Beispiele nennen. Das eine ist
Europa. Ich glaube, wir hier im Saarland müssen gar
nicht erklären, warum wir in Europa und in die
Frankreichstrategie investieren. Wir leben auf der
Grenze, wir wissen, was es bedeuten würde, wenn
die Grenzen wieder geschlossen würden. Wir wis-
sen, was es bedeuten würde, wenn Handwerksleis-
tungen eben nicht mehr grenzüberschreitend er-
bracht werden könnten. Deswegen müssen wir ver-
stärkt in die Frankreichstrategie investieren.

Ich schaue in Richtung der AfD-Fraktion. Sie verun-
glimpfen ja bei jeder Gelegenheit die Frankreichstra-
tegie. Ich kann Ihnen nur sagen, schauen Sie sich
an, wie das unsere EU-Partner sehen. Vor einigen
Wochen ist unsere Frankreichstrategie von der EU-
Kommission als Best-Practice-Beispiel zur Förde-
rung der Mehrsprachigkeit in den Grenzregionen
ausgezeichnet worden. Diese Frankreichstrategie
wird auch außerhalb des Saarlandes als positives
Beispiel wahrgenommen. Deshalb müssen wir in
diese Frankreichstrategie investieren. Die Frank-
reichstrategie muss aber bekannter werden. Des-
halb werden wir in einem Abänderungsantrag noch
einmal 50.000 Euro zusätzlich einsetzen, um die
Frankreichstrategie eben auch auf die Straße zu
bringen und in einer Art Roadshow dafür zu werben,
dass das im Saarland besser funktioniert als in an-
deren Ländern.

(Abg. Lafontaine (DIE LINKE): Sie müssen einen
französischen Begriff für „Roadshow“ finden.)

Dann finden Sie, Herr Kollege Lafontaine, doch
gleich den passenden französischen Begriff. Dann
hätten Sie den ersten positiven Beitrag zur heutigen
Debatte geleistet. Wir sind gespannt.

(Lachen bei der LINKEN. - Beifall von den Regie-
rungsfraktionen.)

Ich komme zum Ressort Justiz. Wir wissen, dass die
saarländische Justiz einerseits unter der steigenden
Zahl von Delikten leidet, aber auch von gestiegenen
Investitionen in den Polizeibereich betroffen ist. Des-
halb werden wir noch mal rund 150.000 Euro in die
saarländische Justiz investieren, insbesondere um
Projekte wie Rechtsstaatsbildung, Fortbildungsver-
anstaltungen für Rechtspflegerinnen und Rechtspfle-
ger und den Jugendgerichtstag zu veranstalten und
die Zentralstelle zur Bekämpfung von Terrorismus
und Kriminalität zu stärken. Das sind alles wichtige

Projekte innerhalb der saarländischen Justiz, die mit
dazu beitragen, dass wir hier im Saarland einen
starken und sicheren Rechtsstaat haben. Diese In-
vestitionen sind auch deshalb gut angelegt, weil die
Beschäftigten gerade im Bereich der Justiz einen
hervorragenden Beitrag dazu leisten, dass auch
Menschen, die auf die schiefe Bahn geraten sind,
resozialisiert werden.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Meine Damen und Herren, ich könnte diese Liste
der Investitionen fast unendlich fortführen. Das sind
alles Investitionen, die nicht irgendwie redundant da-
herkommen. Wir haben Wert darauf gelegt, dass wir
eben nicht Parallelstrukturen fördern, sondern im
saarländischen Landeshaushalt ganz gezielte För-
dermaßnahmen ansetzen. Wenn ich das vergleiche
mit dem, was wir von der Linksfraktion hören, dann
ist das mittlerweile eine eigene Redundanz. Es gibt
kaum eine Haushaltsdebatte, Herr Kollege Flackus,
ohne die Mär der Vermögenssteuer, die immer wie-
der von Ihnen angeführt wird. Das Spiel ist so durch-
schaubar und falsch wie jedes Jahr. Sie wissen
selbst nur zu gut, wie es ist. Wenn man wollte, dass
die Vermögenssteuer, so sie eingeführt werden wür-
de, tatsächlich lukrativer ist, dann müsste man sie
relativ niedrig ansetzen. Sie stößt an verfassungs-
rechtliche Grenzen, das muss man auch wissen,
das ist alles nicht unproblematisch. Das Verfas-
sungsgericht hat 1997 dafür gesorgt, dass sie eben
nicht mehr erhoben wird. Wir wissen, dass alleine
die Einführung der Vermögenssteuer sehr viele Kos-
ten verursachen würde. Wenn man sie so früh grei-
fen lassen würde, dass sie tatsächlich dem Landes-
haushalt dient, dann, meine Damen und Herren, wä-
re im Saarland am allerehesten nicht der Millionär,
sondern der saarländische Mittelstand betroffen.

(Zuruf der Abgeordneten Spaniol (DIE LINKE).)

Hören Sie zu, Frau Kollegin Spaniol. Es geht dabei
eben nicht um die Millionen auf den Bankkonten,
sondern um das, was an Immobilien gebunden ist.
Wenn man sich die heutigen Immobilienpreise in
Saarbrücken oder sonst wo anschaut, weiß man,
wie schnell die Preise in die Höhe gehen, und das
kann eben nicht einfach liquidiert werden. Deshalb
treffen Sie mit Ihren irren Vorschlägen zur Vermö-
genssteuer im Saarland eben nicht die Reichen,
nicht die Millionäre, die Sie versuchen, in den Fokus
der Leute zu rücken, sondern Sie treffen gerade den
Mittelstand. Sie treffen gerade diejenigen, die dazu
beitragen, dass unser Land die positive wirtschaftli-
che Entwicklung hat, die es hat. Deswegen lehnen
wir das in aller Entschiedenheit ab.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Die Märchenstunde von der Opposition geht weiter.
Herr Flackus, Sie haben eben erneut die ewige Leier
vom Saarland als Schlusslicht angestimmt. Sie ha-
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ben Zahlen angeführt, ich kann Ihnen Zahlen entge-
genhalten. In Wirklichkeit haben wir nach einem
Frühjahrsaufschwung, den wir in diesem Jahr hat-
ten, in der Saarwirtschaft eine Verstetigung in den
Herbst- und Wintermonaten; die Saarkonjunktur
zieht an. Das haben wir vor allem den Impulsen aus
dem Euroraum zu verdanken, ein Aspekt, der mehr
als deutlich macht, wie wichtig es ist, in Deutschland
stabile Verhältnisse zu haben. Deshalb sind unsere
Hoffnungen jetzt natürlich auch auf Berlin gerichtet.
Fakt ist, dass die Hälfte der saarländischen Unter-
nehmen die Geschäftslage aktuell als gut bewertet.
Wenn man sich aktuelle Studien anschaut, sieht
man, dass nur 4 Prozent der saarländischen Unter-
nehmen eine negative Prognose abgeben. Im Zuge
dessen entwickelt sich der Arbeitsmarkt. Sie haben
es eben gesagt, Herr Flackus, nur das, was Jobs
schafft, bringt am Ende etwas. Der Arbeitsmarkt ent-
wickelt sich überraschend positiv, die Arbeitslosen-
zahlen sind im Oktober 2017 erneut gesunken. Die
aktuellen November-Zahlen bestätigen diesen
Trend; sie liegen aktuell bei etwa 6,4 Prozent. Der
positive Trend wird die nächsten Monate tatsächlich
auch über den Winter anhalten, so sagen es alle Ex-
perten.

Der Konjunkturmotor liegt gerade im saarländischen
Handwerk. Der Präsident der Handwerkskammer
sitzt hier im Plenum, ich könnte aus seinen eigenen
Erhebungen zitieren. Das erspare ich uns, weil Sie
ganz genau wissen, dass diese Zahlen hervorra-
gend sind. 95 Prozent aller Betriebe geben eine Ge-
schäftslage an, die gut oder befriedigend ist. Das
steht in eklatantem Widerspruch zu dem, was Sie
uns hier weiszumachen versuchen. Die saarländi-
sche Wirtschaft funktioniert, die saarländische Wirt-
schaft floriert. Gerade im Bereich des Mittelstands
und beim Handwerk sind die Zahlen hervorragend.
Deshalb bringt es nichts, wenn Sie hier immer wie-
der mit Ihren negativen Zahlen ankommen, vor al-
lem weil sie aus dem Jahr 2016 und damit veraltet
sind, Herr Flackus.

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Zuruf
des Abgeordneten Flackus (DIE LINKE).)

Klar, ich will Ihnen da auch gar nicht widersprechen,
natürlich gibt es die Gefahr, auch im Saarland ein
Nullwachstum zu erhalten, weil das Saarland eben
exportorientiert ist. Man darf den Menschen kein X
für ein U vormachen, natürlich haben wir eine ex-
trem exportabhängige Wirtschaft. Gerade wenn wir
auf den Automobilsektor oder den Stahlsektor
schauen, sehen wir wieder, wie wichtig es ist, den
Tendenzen entgegenzuwirken, wie es sie gerade in
China gibt. Diese führen am Ende nur dazu, dass in
China Stahl schmutzig und zulasten der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer produziert wird. Im Ge-
gensatz zu dem, was wir hier im Saarland haben, ist
das eigentlich eine Schande. Deshalb ist es umso

wichtiger, auf die Europäische Union einzuwirken
und Druck aufzubauen, damit das Thema Emissi-
onshandel aus weltpolitischer Sicht betrachtet wird.
Da bin ich völlig bei Ihnen. Die Atmosphäre hört
eben nicht an den europäischen Grenzen auf, son-
dern die Luftverschmutzung ist ein weltweites Pro-
blem. Da nützt es nichts, wenn ich mich als CDU-
Vertreter hinstelle und ein westorientiertes Weltbild
vertrete, wenn man sieht, dass das, was im Moment
aus den USA in Richtung China passiert, alles ande-
re als produktiv und nützlich ist. Die Wirtschaft verla-
gert sich in Richtung China, das ist Fakt. Deshalb
müssen wir das genau im Auge behalten, deshalb
ist es umso wichtiger, dass in Berlin eine stabil zu-
stande gekommene Bundesregierung dafür sorgt,
dass das Gewicht Deutschlands und damit auch das
Gewicht der saarländischen Stahlindustrie in Brüssel
und weltweit nicht zu kurz kommt. Es braucht eine
starke Rolle Deutschlands in der aktuellen weltpoliti-
schen Situation.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Mit einer weiteren Mär will ich an dieser Stelle auch
noch aufräumen, Herr Kollege Flackus. Sie haben
dargestellt, der Haushalt sei aus Ihrer Sicht auf dün-
nem Eis gebaut wegen der Zinssituation. Das wird
immer wieder gerne angeführt nach dem Motto, der
Landeshaushalt fällt wie ein Kartenhaus zusammen,
sobald die Zinsen um ein halbes Prozent hochge-
hen. Dazu kann ich nur sagen, das ist in Wirklichkeit
beherrschbar. Das aktuelle Durchschnittszinsniveau,
das wir bei den saarländischen Zinsen im Landes-
haushalt haben, liegt bei 2,8 Prozent. Sie kennen
die Zahlen, verschweigen Sie aber in Ihren Reden,
Herr Kollege Flackus. Wenn man sieht, dass das
Land eine jährliche Umschuldungsrate von 1 Milliar-
de Euro hat, dann werden am Ende, solange das
durchschnittliche Niveau über dem aktuellen Zins-
satz liegt, sogar noch Zinsen eingespart. Deswegen
ist die Situation im Moment tatsächlich beherrsch-
bar. Im Gegensatz zu Ihnen treffen wir auch Vorsor-
ge, Herr Kollege, denn im Landeshaushalt ist einge-
preist, dass es ein steigendes Zinsniveau geben
kann. Ich sage es erneut, die Zinssituation im saar-
ländischen Landeshaushalt ist beherrschbar, im Ge-
gensatz zu dem, was Sie darstellen.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Mehr Sorge macht uns in diesem Zusammenhang
die Situation unserer saarländischen Kommunen, da
bin ich völlig bei Ihnen. Wir haben eine sehr besorg-
niserregende Finanzsituation in den saarländischen
Kommunen. Das ist bei der saarländischen Landes-
regierung, beim Finanzminister, beim Innenminister
und auch bei den Koalitionsfraktionen angekommen.
Deshalb haben wir ja mit dem Kommunalen Entlas-
tungsfonds - kurz KELF - auch dafür gesorgt, dass
die kommunale Verschuldung zumindest abge-
bremst wird, wenn sie leider immer wieder steigt.
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Wir haben dafür gesorgt, dass der kommunale Fi-
nanzausgleich mit einer Steigerung um mehr als 20
Millionen Euro im Vergleich zum Vorgängerhaushalt
auf ein absolutes Rekordniveau ansteigt: 620 Millio-
nen Euro erstmals in der Geschichte des Saarlan-
des. Über 600 Millionen Euro kommunaler Finanz-
ausgleich, das zeigt, dass wir in diesem Landes-
haushalt zu unseren saarländischen Kommunen ste-
hen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Hinzu kommen die Entlastungswirkungen aus dem
Bundespaket für Kommunen, das das Land in Gän-
ze weitergibt und zusätzliche 40 Millionen Euro
bringt. Das wird die Kommunen sicherlich nicht ge-
sunden lassen, aber eines ist klar, es sind wichtige
Bausteine. Genauso wichtige Bausteine wie die in-
terkommunale Zusammenarbeit, die sicherlich nicht
in erster Linie sofort für Einsparungen sorgen, aber
dafür, dass die saarländischen Kommunen zukunfts-
feste Strukturen haben. Nur mit zukunftsfesten
Strukturen können wir am Ende erreichen, dass sich
die finanzielle Situation saarländischer Kommunen
verbessert. Deshalb wird es zu diesem Zweck ein
Spitzengespräch mit den saarländischen Kommu-
nen geben. Die saarländischen Kommunen sind
längst ein Stück weiter als Sie, Herr Kollege
Flackus. Sie wissen, dass wir in einem Boot sitzen,
sie wissen um die Bemühungen der saarländischen
Landesregierung, ihnen zu helfen. Deshalb ist dieser
saarländische Weg ein sehr erfolgreicher Weg. Das
haben wir in den vergangenen Jahren bewiesen,
das beweisen wir im Hinblick auf die Kommunen
auch mit dem vorliegenden Landeshaushalt, liebe
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Bevor ich zum Schluss komme, kann ich Ihnen nicht
ersparen, das leidige Thema anzusprechen, mit dem
Sie immer wieder versuchen, Ihre Abänderungsan-
träge gegenzufinanzieren - weil mich das wirklich
umtreibt! Sie sagen, dass wir im Saarland keinen
Verfassungsschutz in der jetzigen Ausprägung brau-
chen. Sie sagen: Wir investieren lieber in die Polizei,
wir investieren sonst wo und gegenfinanzieren das
sozusagen mit der Auflösung des Verfassungsschut-
zes. Da kann ich nur sagen, wer in der jetzigen Zeit,
wer in der jetzigen Lage allen Ernstes die Abschaf-
fung des Verfassungsschutzes fordert und allen Ern-
stes glaubt, man könnte im Saarland ohne Verfas-
sungsschutz auskommen, der hat entweder die gan-
zen letzten Jahre geschlafen oder versucht bösartig
- wirklich bösartig -, den Menschen klarzumachen
oder sie davon zu überzeugen, dass wir keinen Ver-
fassungsschutz brauchen. Der Verfassungsschutz
ist wesentliches Organ in der saarländischen Sicher-
heitspolitik. Er ist im Übrigen auch nicht mit der Poli-
zei zusammenzulegen. Das fordert allein schon die
Verfassung von uns. Das Trennungsverbot von Ver-
fassungsschutz und Polizei verbietet überhaupt das,

was Sie fordern. Allein schon das, was Sie da for-
dern, ist verfassungswidrig.

Aber in der heutigen Zeit brauchen wir auch dieses
Frühwarnschild. Wir brauchen diesen Schutzschild
Verfassungsschutz. Unser saarländischer Verfas-
sungsschutz arbeitet erfolgreich. Er arbeitet mit voll-
stem Einsatz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
die das mit engstem personellem Rahmen bewerk-
stelligen. Der saarländische Verfassungsschutz ist
eine wichtige Errungenschaft unseres Rechtsstaa-
tes. Wir brauchen Polizei und Verfassungsschutz.
Dass wir bislang keine großen terroristischen An-
schläge im Saarland haben, ist sicherlich ein Stück
weit Glück. Aber es hängt auch damit zusammen,
dass der Verfassungsschutz im Saarland hervorra-
gend arbeitet. Deshalb ist das kompletter Unsinn,
was Sie da sagen. Auch wenn Sie es in Ihren Rede-
beiträgen verschweigen: Wer versucht, auf Kosten
des Verfassungsschutzes zu sparen, der spart auf
Kosten der Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger in
unserem Land.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Kolleginnen und Kollegen, wir befinden uns an einer
Wegmarke auf dem Weg zum Jahr 2020. Wir befin-
den uns auf einer Wegmarke hin zu einer schwarzen
Null. Die Konsolidierung des saarländischen Lan-
deshaushalts so weit zu bringen, das haben wir aus
eigener Kraft geschafft. Wir werden auch aus eige-
ner Kraft schaffen, die Neuverschuldung tatsächlich
auf null zurückzuführen. Dafür steht der vorliegende
Haushaltsentwurf. Ich bitte herzlich um Zustimmung
zum vorliegenden Entwurf und zu den vorliegenden
Abänderungsanträgen. - Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Anhal-
tender Beifall von der CDU.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die AfD-Fraktion Herr Fraktionsvor-
sitzender Josef Dörr.

Abg. Dörr (AfD):
Herr Präsident! Sehr verehrte Damen und Herren!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte begin-
nen mit einem Bekenntnis für unser schönes, le-
benswertes, liebenswertes Saarland. Wenn ich un-
ser Saarland nicht so lieben würde, würde ich in
meinem fortgeschrittenen Alter nicht an dieser Stelle
stehen.

Allerdings muss ich feststellen, dass unser schönes
Saarland - in unseren Augen ist es immer schön -
auch ein Land ist, in dem Haushaltsnot herrscht und
in dem Not herrscht, was unsere Investitionen be-
trifft. Unser Saarland hat nicht nur als Land hohe
Schulden und einen Investitionsstau, auch unsere
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Städte und Gemeinden haben hohe Schulden, die
ständig wachsen, und sie haben Investitionsstaus.

Ich möchte es - obwohl Herr Hans ja als guter Beob-
achter unserer Parteitage schon seine Meinung da-
zu geäußert hat, die nicht so schmeichelhaft war -
trotzdem nicht versäumen, der jetzigen Regierung,
der Großen Koalition, zu bescheinigen, dass sie in
einem wichtigen Punkt, bei einer wichtigen Aufgabe
begonnen hat, ernsthaft und tatsächlich daran zu ar-
beiten, dass der Haushalt im Saarland ausgeglichen
wird und dass wir nicht weiter Schulden machen
müssen. Ich denke, das ist eine große Leistung. Das
können nicht alle Länder von sich sagen. Hier ist es
geschehen. Allerdings muss man auch sehen, was
die Kosten sind. Die Kosten sind nicht getätigte In-
standsetzungsmaßnahmen, Investitionen, auch In-
vestitionen in die Zukunft. Da ist es sehr schwierig,
eine Balance zu halten mit dem wenigen Geld, das
zur Verfügung steht. Investieren wir mehr und ma-
chen dann dennoch Schulden oder machen wir gar
keine Schulden mehr, investieren nicht und fahren
somit unser Land in den Abgrund?

Es ist hier auch von Herrn Hans angemahnt oder
gerügt worden, dass die Opposition ideenlos und
mutlos sei. Das kann ich nicht feststellen. Ich mahne
aber an, dass man bei der Regierung Ideen selbst
produziert, Ideen aufgreift und diese Ideen dann
auch mutig in die Tat umsetzt.

(Abg. Heinrich (CDU): Welche denn?)

Darauf komme ich noch. Aber, Herr Pauluhn, ich ha-
be nicht so viel Zeit, um alles auszuführen.

(Abg. Pauluhn (SPD): Der Zwischenruf kam von
da hinten. So was kommt nicht immer nur von
mir. Ich komme gleich. - Lachen bei der SPD.)

Entschuldigung. Ja, schon klar. - Wenn man jetzt
von unserer Notlage, was die Finanzen betrifft,
spricht, würde ich mir wünschen, dass die Landesre-
gierung, der Finanzminister, aber auch die Abgeord-
neten, die den Haushaltsentwurf begründen und ver-
teidigen, ein paar Dinge klarer herausstellen wür-
den, zum Beispiel - das ist ja etwas, was die Leute
auch interessiert und bedrückt - was die Kosten für
die sogenannten Flüchtlinge betrifft. Es gibt ja heute
auch noch andere Wörter. Ich habe in einer Vorlage
in der Regionalversammlung jetzt „Geflohene“ gele-
sen. Ich weiß nicht, inwiefern das besser sein soll.
Über die Begriffe streitet man sich. Man könnte na-
türlich auch Versorgungssuchende sagen. Diese
„Versorgungssuchenden“ - so sage ich es einmal -
belasten unseren Haushalt gewaltig. Verursacht ist
das Problem durch die Politik der Bundesregierung
und insbesondere unserer Bundeskanzlerin Angela
Merkel, die immerhin gesagt hat: „Wir schaffen
das!“, quasi: Kommt alle zu uns, die ihr mühselig
und beladen seid.

(Zuruf des Abgeordneten Renner (SPD).)

Ich wäre froh, wenn aus dem Haushaltsentwurf klar
hervorgehen würde, welche Kosten uns zusätzlich
durch die Flüchtlinge belasten, die in unser Land
kommen. Dann stellt sich ja die Frage, ob in einem
Bundesstaat wie der Bundesrepublik Deutschland
die Solidarität so weit geht oder gehen kann, dass
man sagt, hier haben wir ein Land, das nicht so
reich ist und das muss dann vielleicht auch nicht so
viele Flüchtlinge aufnehmen oder nicht so viele Las-
ten tragen wie andere Länder, die reicher sind. Also
wie gesagt, ich wäre froh, wenn da Ehrlichkeit und
Klarheit herrschen würde.

Ich wäre auch froh, wenn man bei allem Eigenlob,
das in der Politik wahrscheinlich unverzichtbar ist,
aber vor Wahlen auch verständlich - wir haben im
Augenblick keine Wahlen -, ehrlicher wäre und eine,
sage ich mal, wirkliche Bestandsaufnahme machen
würde, die nicht so optimistisch sein kann, wie sie
hier vorgetragen wird. Das würde uns auch die Ver-
handlungen mit dem Bund und den anderen Län-
dern erleichtern, wenn wir verlangen, dass auf das
bisher Erreichte noch etwas draufgesattelt werden
muss.

Ich möchte nicht in Abrede stellen, dass es - das
kenne ich auch aus eigenen Erfahrungen in anderen
Bereichen - mit Sicherheit keine leichte Aufgabe ist,
einem anderen, einem Verhandlungspartner, Geld
abzunehmen. Das war bei diesen Bund-Länder-Ver-
handlungen sicherlich der Fall.

(Zuruf von der CDU: Das hat uns zugestanden.)

Ja, das ist richtig. Wir müssen selbstbewusst sein
und nachdrücklich darlegen, dass es uns zusteht,
wie alle anderen Bundesländer ausgestattet zu wer-
den. Ich gebe zu, wenn man da einiges erreicht hat -
und das hat man ja bereits -, dann hat man eine ge-
wisse Scheu, noch eins draufzusatteln. Jetzt komme
ich aber zum Thema Mut. Wir im Saarland können
es uns nicht leisten, zimperlich zu sein. Bloß weil wir
mit den Damen und Herren an einem Tisch geses-
sen haben, uns mit ihnen einig geworden sind und
froh waren über das, was wir erreicht haben, können
wir uns nicht davon abhalten lassen, in Zukunft und
auch jetzt schon das zu verlangen, was wir unbe-
dingt haben müssen und brauchen. Wir von der AfD
haben eine Zahl genannt. Da hat man uns Willkür-
lichkeit vorgeworfen. Wir können die Zahl natürlich
jederzeit erhöhen, denn wir brauchen ja wirklich
mehr. Unserer Einschätzung nach braucht man min-
destens 5 Milliarden Euro, um uns aus der jetzigen
Situation herauszuführen.

Ich möchte noch etwas zu den Ideen sagen. Wenn
man vom Bund und von den anderen Geld verlangt,
was ja recht und billig ist, muss man zunächst ein-
mal zeigen, dass man mit dem Geld auch ordentlich
umgeht. Ich kann mich an frühere Bemühungen ei-
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nes ehemaligen Ministerpräsidenten, der hier im
Raum sitzt, erinnern. Er hat damals die Schulen auf-
gefordert, die eine oder andere Sparanstrengung zu
zeigen, sodass er diese bei seinen Verhandlungen
vorzeigen konnte. Am Schluss hat er auch einen
entsprechenden Erfolg erzielt. Wir müssen also -
das sehe ich auch ein - als Land zunächst einmal
zeigen, dass wir sparen können.

Wo können wir sparen? - Natürlich könnten wir hier
oder dort sparen. Wir haben uns jetzt zwei Monate
darüber gestritten, wo man am besten und günstig-
sten spart. Es gibt aber ein Thema, bei dem die Ide-
en- und die Mutlosigkeit zusammenkommen: Es ist
die Straffung der jetzigen Verwaltung. Wir müssen
immer daran denken, dass wir ein Land sind mit jetzt
nicht einmal mehr ganz 1 Million Einwohner. Wir
müssen uns die Frage stellen, ob wir uns die Ver-
waltung, die wir jetzt haben, auf Dauer leisten kön-
nen, zumal wir immer mehr Verwaltung, aber immer
weniger Leute haben. Die Verwaltung ist im Augen-
blick nicht wirkungsvoll. Das wird niemand bestrei-
ten, denn die Diskussionen um eine bessere Verwal-
tung haben spätestens im Jahre 1974 begonnen
und sind jetzt wieder aufgetaucht. Diese Diskussio-
nen nehmen kein Ende, weil jeder weiß, dass die
Verwaltungsstrukturen bei uns redundant sind, so
möchte ich es einmal in einem Fremdwort aus-
drücken.

(Abg. Hans (CDU): Welche meinen Sie denn?)

Ich spreche zum Beispiel von der überflüssigen Ebe-
ne der Landkreise.

(Abg. Scharf (CDU): Das ist dummes Geschwätz!
Denken Sie nur an die Sozialhilfe!)

Ich will mich jetzt nicht auf verfassungsmäßige Din-
ge einlassen, aber die Jugend- und die Sozialhilfe
machen zurzeit rund 80 Prozent der Ausgaben der
Landkreise und des Regionalverbandes aus. Das
sind doch keine Großunternehmen. Da fragt man
sich, ob das nicht, wie es früher und noch vor Kurz-
em beim Regionalverband war, die Städte und Ge-
meinden selbst machen können. Man hat es an sich
gezogen mit der Begründung, dass die einzelnen
Rechtsvorschriften so kompliziert seien, dass Ver-
waltungsbeamte in den Städten und Gemeinden das
nicht mehr leisten könnten.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Jung (SPD).)

Es hat sich natürlich noch nicht gezeigt, dass man
auch tatsächlich die Stellen einsparen konnte, die
man einsparen wollte. Man hat sie nicht eingespart.
Wenn es wirklich daran liegen sollte, dass Beamte
auf Stadt- und Gemeindeebene nicht mehr in der
Lage sind, die Gesetze anzuwenden, dann fragt
man sich doch, ob man nicht einmal die Gesetze
vereinfachen muss. Es kann doch nicht so schwer
sein, einem bedürftigen Menschen Hilfe zukommen

zu lassen ohne einen Rattenschwanz von Verord-
nungen und Bestimmungen, die selbst ein Verwal-
tungsbeamter nicht mehr beherrscht.

(Erneuter Zuruf des Abgeordneten Dr. Jung
(SPD).)

Das Zweite, das ich anführen kann, wenn es um Ide-
en geht, ist eine Idee, die auf der Hand liegt, die
aber nicht umgesetzt wird. Unsere Schulen haben
mindestens - wie soll ich es sagen? - zwei Herren.
Sie werden von zwei Herren gegängelt. Wenn Sie
eine Grundschule in einer Gemeinde haben, dann
ist der Schulträger die Gemeinde, aber für das Lehr-
personal, den Schulleiter, den Bildungsplan, die
Pausenordnung und so weiter ist das Land zustän-
dig. Für eine Gemeinschaftsschule in Quierschied
beispielsweise ist der Regionalverband Saarbrücken
der Schulträger, der den Hausmeister einsetzt und
das Gebäude mietet und unterhält. Das Land wie-
derum macht die Lehr- und Stundenpläne, es setzt
den Schulleiter und die Lehrer ein und sorgt für de-
ren Ausbildung. Es ist in der Praxis so, dass ein
Schulleiter nicht mit dem Bildungsminister zu tun
hat, sondern mit vielen Abteilungen im Bildungsmi-
nisterium. Gleichzeitig hat er beim Schulträger nicht
nur mit einer Person zu tun, zum Beispiel mit dem
Regionalverbandsdirektor, sondern mit vielen Perso-
nen in dieser Behörde. Das ist ein sehr umständli-
ches und ineffektives System. Da könnte man viel
vereinfachen.

(Abg. Dr. Jung (SPD): Das ist ja grauenhaft! -
Sprechen bei den Regierungsfraktionen.)

Es wurde gesagt, das Saarland könne sich selbst
aus dieser Lage, in der es jetzt ist, befreien. Das
glaube ich nicht. Ich denke, es geht uns so wie je-
mandem, der in ein Moor gerutscht ist. Er kann na-
türlich das eine oder andere tun, aber im Wesentli-
chen ist er darauf angewiesen, dass Hilfe von außen
kommt. Wir sollten also einen wichtigen Teil unserer
Kraft dafür einsetzen, dass der Bund und die Länder
uns helfen, aus dieser Situation herauszukommen.
Es ist schon gesagt worden, dass wir hierfür Ver-
bündete suchen sollen, denn es gibt andere Länder,
die in einer ähnlichen Situation sind wie wir. Wir for-
dern also dazu auf, Ideen mutig zu verwirklichen und
auch den Mut zu haben, sich beim Bund und den
Länderkollegen dafür einzusetzen, dass das Saar-
land mit Finanzmitteln so ausgestattet wird, wie es
sich gehört. Dem Haushaltsentwurf, der vorgelegt
worden ist, können wir nicht zustimmen, weil er un-
seren Kriterien nicht entspricht. - Danke schön.

(Beifall von der AfD.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die SPD-Landtagsfraktion Herr
Fraktionsvorsitzender Stefan Pauluhn.
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Abg. Pauluhn (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich bin jetzt auch schon ein paar Jahre da-
bei. Es gab immer wieder Haushaltsdebatten - sei
es damals in der Opposition oder in den letzten Jah-
ren als Vertreter der Regierungsfraktionen -, da
brauchte ich regelmäßig einen Blutdrucksenker, weil
die Debatte so angeheizt war und man auf den Vor-
redner eingehend reagieren musste. Heute müsste
man mir eher mal einen Espresso und einen Cognac
vorbeibringen, damit ich wach werde.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und von
der LINKEN. - Lachen und Sprechen bei den Re-
gierungsfraktionen.)

Substanziell habe ich nichts gehört. Kollege Dörr,
das war sehr kleines Karo. Ich weiß nicht, welche
Schlagzeile morgen überhaupt aus dieser Rede pro-
duziert werden könnte. Sie haben keine geliefert. So
schwer es auch fällt, will ich doch versuchen, den
Rahmen etwas größer zu spannen, um dem An-
spruch dieses Hauses an eine Haushaltsdebatte ge-
recht zu werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein turbu-
lentes Jahr neigt sich seinem Ende entgegen. Die
diesjährige saarländische Haushaltsdebatte als Ab-
schluss der Etatberatungen findet in einer wahrlich
politisch bewegten Zeit in der Republik statt, viel-
leicht sogar in politisch aufgeregteren Zeiten, auf je-
den Fall in interessanteren Zeiten als viele Jahre zu-
vor.

Ich glaube, dass das niemanden von uns hier im
Saal kalt lässt, auch nicht die Bevölkerung, denn
vieles ist in Bewegung geraten, sowohl in Deutsch-
land als auch in Europa, ja gar weltpolitisch. Insofern
wird auch in die saarländische Politik nach der Ver-
abschiedung des Haushaltes keine Ruhe und keine
weihnachtliche Stimmung einkehren, weil die euro-
päischen und weltpolitischen Rahmenbedingungen
und die Herausforderungen der Zukunft, die auch
dieses Land treffen, uns sicherlich weiter in ihren
Bann ziehen werden.

Zum einen hatten wir Anfang des Jahres die Land-
tagswahlen hier im Land sowie danach Wahlen in
drei weiteren Bundesländern, zum anderen hatten
wir die Bundestagswahl im September, die zu unser
aller Verwunderung immer noch zu keiner neuen
Regierungsbildung geführt hat. Und ob dieser Ereig-
nisse der letzten Wochen schon fast wieder etwas in
Vergessenheit geraten, haben die USA seit der
Amtseinführung von Donald Trump im Januar dieses
Jahres einen neuen Präsidenten, einen nahezu un-
berechenbaren und obendrein noch apodiktischen
Präsidenten. Er wurde angeblich deshalb gewählt,
weil er die Sprache des Volkes sprach, weil er an-
geblich das aussprach, was viele Amerikaner den-
ken. Oder soll ich besser sagen: dachten? Er ist je-

denfalls ein Präsident, der nun mit fast schon ge-
fährlich kindlichem Gemüt und manchmal mit der At-
titüde eines alternden Teenagers sein Weltbild in die
140 Zeichen einer Twitter-Meldung steckt.

Hingegen haben unsere französischen Freunde und
Nachbarn mit Emmanuel Macron einen neuen Hoff-
nungsträger für Europa ins höchste Amt Frankreichs
gewählt, der geradezu das personifizierte Gegenteil
von Trump verkörpert - intellektuell, gebildet, jung,
proeuropäisch. Hier hat sich jemand mit Esprit ge-
gen flache Parolen und Rechtspopulismus durchge-
setzt. Auf den ersten Blick haben Macron und Trump
also nichts gemein; es unterscheidet sie nahezu al-
les.

Dennoch wohnt den Wahlen in den USA und in
Frankreich eine Gemeinsamkeit inne. Der soge-
nannten politischen Klasse - in Amerika würde man
Establishment sagen - wurde ein Denkzettel ver-
passt. Ein Großteil des Erfolges von Trump und Ma-
cron beruhte auf Unmut und Wut in der Bevölke-
rung. Es war eine Grundstimmung, in der man nicht
mehr glauben wollte, dass Politik für die Menschen
und ihre Probleme gemacht wird, von denen da
oben, den vermeintlich Abgehobenen und nur sich
selbst verpflichteten Politikern.

Europaweit sind Rechtspopulisten auf dem Vor-
marsch, egal ob in Skandinavien oder auf dem Bal-
kan, in Polen, Österreich oder Ungarn. Sie haben
verführerisch einfache Antworten auf die Wirklich-
keit, komplexe Probleme und Fragen. Sie geben vor,
für eine schweigende Mehrheit des Volkes zu reden.
Dies ist für Demokraten ein geradezu besorgniserre-
gender Befund und sollte auch uns ein warnendes
Signal sein. Ich finde, die Politik in Deutschland und
in Europa insgesamt ist mindestens ein gutes Stück
besser als ihr Ruf. Vielleicht kann man dies gerade
in einer Zeit wie der jetzigen nicht laut genug sagen
oder wenigstens so laut, dass diese Botschaft auch
im dunkelsten Winkel der ansonsten so schönen
Sächsischen Schweiz einmal Gehör findet.

(Vereinzelt Beifall von den Regierungsfraktio-
nen.)

Die europäische Politik der letzten 70 Jahre hat in
Zentraleuropa den Frieden gesichert und geschaf-
fen. Sie hat damit einen Wohlstand ermöglicht, den
sich die Völker dieses Kontinents niemals zuvor
über einen solch langen Zeitraum erarbeiten konn-
ten. Das ist der wahre Wert der Demokraten Euro-
pas und der Politik der letzten Jahrzehnte. Es ist der
wahre Wert und das Ergebnis derer, die sie mach-
ten, der Politiker der letzten Jahrzehnte. Das ist ein
Erfolg der europäischen Politik. Und wenn heute
Wohlstand - auch das ist ein Befund - ungleich und
ungerecht verteilt ist, ja wenigstens zu kleinen Teilen
nicht bei jenen ankommt, die Tag für Tag um ihren
Lebensunterhalt kämpfen, dann hat sich Politik zum
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Donnerwetter gerade auch um sie zu kümmern und
Wege zu suchen, damit Ungerechtigkeiten beseitigt
werden können.

Mit Blick auf die Diskussionen in meiner Partei -
aber nicht alleine dort, sondern auch mit Blick auf
die Reihen aller politischen Parteien und Gruppie-
rungen - sage ich: Man kann sich Wahlergebnisse
nicht aussuchen. Man muss mit ihnen verantwor-
tungsbewusst umgehen und muss im Interesse der
Menschen daraus die richtigen Entscheidungen ab-
leiten, Entscheidungen, die deutlich machen, dass
man es ernst meint mit den Problemen und Ängsten
der Menschen, Entscheidungen, die einen Beitrag
dazu leisten, genau diese Probleme in politischer
Verantwortung beseitigen zu wollen. Das geht zuge-
gebenermaßen nicht mit einfachen Antworten und
auch nicht mit schnellen Parolen. Das geht weder
mit Steuererklärungen, die auf einem Bierdeckel
Platz finden, noch lösen sich die Probleme der Men-
schen in unserem Land durch Stacheldraht, Mauern
und Obergrenzen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Sie lösen sich auch nicht automatisch durch Neu-
wahlen. Nein, sie lassen sich nur durch politische
Handlung lösen. Ich finde, heruntergebrochen auf
unser Land und unser Haus wird genau dies seit vie-
len Jahren und Jahrzehnten gelebt und umgesetzt.
Obwohl in Deutschland und im Saarland eine, um es
freundlich auszudrücken, nationalkonservative Par-
tei - manche würden mit Blick in die Republik auch
rechtspopulistische Partei dazu sagen - ins Parla-
ment eingezogen ist und obwohl gerade die Insze-
nierung der geplatzten Jamaika-Sondierung - man
nennt es neudeutsch „lindnern“ - mit Sicherheit nicht
zur Vertrauensbildung in Politik beigetragen hat,
können wir festhalten, dass unsere Demokratie nach
wie vor auf einer soliden und klar mehrheitlichen Ba-
sis steht. Das kann leider nicht jeder in Europa von
sich behaupten.

Insbesondere die Bürgerinnen und Bürger im Saar-
land haben aber klar und deutlich demokratischen
Parteien das Vertrauen ausgesprochen. Bei der
Bundestagswahl waren es knapp 89 Prozent und bei
der Landtagswahl sogar knapp 94 Prozent. Mit der
Entscheidung im März wurde wieder eine Große Ko-
alition gewählt, nämlich die alte, die nun auch nun
die neue Regierung ist. Offensichtlich war der über-
große Anteil der Saarländerinnen und Saarländer
nicht ganz unzufrieden mit dem, was sie zuvor fünf
Jahre an politischer Lösungskompetenz erlebten.
Vielleicht waren sie hier auch ein Stück weit getrie-
ben von den Erinnerungen an Jamaika im Format
Südwest, die bei uns noch nicht ganz verblasst wa-
ren.

Die Saarländerinnen und Saarländer waren und sind
im Großen und Ganzen mit eben genau diesen Poli-

tikern zufrieden, die einige gerne zum Teufel
schicken würden oder mit Blick über den saarländi-
schen Horizont hinaus gar hier und da entsorgen
möchten. Was für eine unglaublich hässliche Wort-
wahl, die die Maske von sogenannten Alternativen
für unser Land hebt.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen. - Zuruf von
der AfD.)

Ich glaube, ohne zu viel Selbstbeweihräucherung
betreiben zu wollen, dass die Saarländerinnen und
Saarländer auch deshalb vertrauen, weil nahezu alle
von uns, die jetzt hier vor mir oder auf der Regie-
rungsbank sitzen, sich immer als Teil des Volkes
fühlen und dies auch geblieben sind, und die Men-
schen vor Ort uns auch als ein Teil von ihnen be-
trachten und Tag für Tag erleben. Die saarländische
Politik ist den Menschen nahe. Das ist ein Wert an
sich. Daran sollten wir weiterarbeiten, liebe Kollegin-
nen und Kollegen!

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Das ist so, weil wir gemeinsam an einem Ziel gear-
beitet haben, nämlich dem Ziel, die Eigenständigkeit
und die finanzielle Handlungsfähigkeit unseres Lan-
des zu erhalten. - Genau diesem Ziel sind wir in den
letzten fünfeinhalb Jahren ein gutes Stück näherge-
kommen und genau dies belegt die Basis zur Neu-
ordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen ab
2020, die ihr gutes Verhandlungsende - die Zahlen
wurden genannt - fanden. Ein jahresbezogen ausge-
glichener Haushalt und damit keine neuen Schulden
ist nun in greifbare Nähe gerückt. Während vor fünf
Jahren die Opposition in diesem Haus noch feststell-
te, dass dies ohne größere Steuerreform nie und
nimmer erreichbar wäre, und sie an diesem Punkt
das Scheitern der Regierung prognostizierte, kann
das heute niemand mehr behaupten. Wir werden
dies entgegen aller Prognosen mit dem übernäch-
sten Haushalt erreicht haben, im Übrigen ein Um-
stand, den es in diesem Land, wenn man die Jahre
der Teilentschuldung 1994 bis 2000 einmal aus-
klammert, zuletzt vor rund 50 Jahren gegeben hat.
Von 1968 auf 1969 sanken letztmals - ohne die Be-
trachtung dieses Teilentschuldungszeitraums - die
Schulden des Landes. Da kam ich gerade in die
Schule. Wenn ich ins Plenum blicke, dann sehe ich,
dass ein großer Teil der heutigen Abgeordneten da-
mals noch nicht geboren war.

Mit dem heutigen Haushalt 2018 machen wir einen
weiteren großen Schritt. Wir senken die Neuver-
schuldung erneut deutlich, von 168 Millionen Euro
im Jahre 2017 auf nur noch 36 Millionen Euro im
Jahr 2018, also um mehr als 75 Prozent in einem
Jahr. Das hat uns niemand zugetraut, auch nicht die
Opposition vor fünf Jahren. Eine Leistung dieses
Parlaments, dieser Koalition und dieser Regierung.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)
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Wegen der positiven Einnahmeentwicklung der letz-
ten beiden Jahre ist es jetzt sogar laut neuester
Steuerschätzung möglich, die Nettokreditaufnahme
2018 auf rund 8 Millionen zu senken. Nur mal zur
Erinnerung: 2010 lag das strukturelle Defizit noch
bei 1,25 Milliarden Euro, zum 31.12.2017 wird die-
ses strukturelle Defizit um etwa 1 Milliarde Euro ab-
gebaut sein. Man kann also durchaus konstatieren,
dass wir unsere Hausaufgaben gemacht haben.
Darauf kann man ohne Wenn und Aber auch ein we-
nig stolz sein.

Jetzt könnten wir es uns als Koalition einfach ma-
chen und sagen: Business as usal. Wir haben eine
wesentliche Aufgabe erfüllt, lehnen wir uns einmal
die nächsten Jahre zurück und regieren sozusagen
etwas durch. Aber darauf wollen, werden und kön-
nen wir uns nicht ausruhen. Es gibt nämlich nach
wie vor viele Fragen, die einer Antwort bedürfen,
auch neue Fragen. Es gibt nach wie vor viele Pro-
bleme, die einer Lösung zugeführt werden müssen.
Die Menschen verlangen - und sie haben das Recht
darauf - ehrliche Antworten auf die Probleme ihres
Alltags sowie die Probleme, die sich ihnen bezüglich
ihrer persönlichen zukünftigen Entwicklung und die
ihrer Kinder stellen. Dazu gehört mit Sicherheit, um
nur mal ein Beispiel herauszugreifen, dass Bildung
nicht vom Geldbeutel der Eltern abhängen darf.
Deshalb wird es mit uns ab 2018/19 den Einstieg in
die beitragsfreie Kinderbetreuung geben. Das haben
wir im Wahlkampf gesagt, das haben wir im Koaliti-
onsvertrag beschrieben und dies setzen wir auch
um.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Auf der anderen Seite brauchen wir aber nicht nur,
so wichtig sie auch sein mögen, Lösungen für die
Probleme des Alltags, wir brauchen auch konkrete
Vorstellungen davon, wo das Saarland, in sagen wir
10 oder 20 Jahren, infrastrukturell und gesamtwirt-
schaftlich stehen soll. Die Zeit ist also gekommen,
um aus der Konsolidierung und neben der Konsoli-
dierung in den nächsten Jahren klug und wieder
mehr in die Zukunft zu investieren.

Hier gibt es für mich vier entscheidende Blöcke: Ers-
tens die Bildung. Dazu habe ich schon etwas ge-
sagt, aber im Verhältnis zum Gesamthaushalt be-
kommt dieser Bildungshaushalt erneut einen höhe-
ren Stellenwert und wächst proportional stärker,
nämlich um 1,25 Prozent. Insgesamt wächst der Bil-
dungsetat auf über 1 Milliarde Euro. Wer hier be-
hauptet, dass diese Koalition, diese Regierung nicht
in Bildung investiert, der nimmt diese Zahlen nicht
zur Kenntnis. Wir investieren in die Zukunft unserer
Kinder.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Zum Zweiten: Wirtschaft, Arbeit und Verkehr. Hier
beginnt das Investitionsengagement nicht erst 2020,

sondern schon mit diesem Haushalt. Wir werden in
den Straßenbau 4,8 Millionen mehr investieren als
im letzten Jahr. Insgesamt sprechen wir dort von ei-
nem Gesamtvolumen von 63 Millionen Euro. Auch in
die Strukturen des öffentlichen Personennahver-
kehrs werden wir rund 7 Millionen mehr investieren
als im letzten Jahr. Im Rahmen der Verkehrssicher-
heit möchten wir überdies mehr Schutz für die Ver-
kehrsteilnehmer, insbesondere für unsere Kinder
und Schüler, sorgen und mit einer Kampagne gegen
das zunehmende Problem der Gaffer reagieren wir
auf eine wirkliche Unsitte dieser Zeit. Diese Art von
Sensationsgier ist mittlerweile nicht nur zu einem all-
gemeinen Problem geworden, sondern sie stellt ein
echtes Sicherheitsrisiko für die Einsatzkräfte und da-
mit letztlich auch für die Verunglückten, aber auch
für andere Verkehrsteilnehmer dar. Dem wird sich
diese Landesregierung widmen.

Dann nenne ich den Meisterbonus. Mit einer finanzi-
ellen Unterstützung von insgesamt 2 Millionen Euro
bis 2019 sorgen wir dafür, dass lebenslange Bildung
für diejenigen möglich wird, die bereit sind, sich in
ihrem Beruf weiterzuentwickeln. Das bedeutet nicht
nur mehr Bildungsgerechtigkeit für unser Land, wir
sorgen auch dafür, dass die duale Berufsausbildung
an Attraktivität gewinnt und wirken damit dem Fach-
kräftemangel in den handwerklichen Berufen genau-
so entgegen wie im industriellen Bereich. Dass es
bei uns nun den Meisterbonus sowohl für Meister im
Handwerk als auch für Industriemeister gibt, ist ge-
radezu ein Faustpfand sowohl mit Blick auf die de-
mografische Entwicklung als auch mit Blick auf eine
zunehmende Akademisierung in den entsprechen-
den Berufsfeldern. Wir stellen damit die duale Be-
rufsausbildung auf eine sichere Basis und das ist
insbesondere für dieses Land auch lebensnotwen-
dig.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Dann die Gesundheit. Mit dem im letzten Plenum
eingebrachten Gesetzentwurf schaffen wir die Vor-
aussetzungen für mehr Personal in der Pflege sowie
zielgerichtete Investitionen in die saarländischen
Krankenhäuser. Damit kehrt das Land wieder zu ei-
ner stärkeren Steuerung der Investitionsförderung
zurück. Gleichzeitig werden wir die Mittel im Haus-
halt in einem ersten Schritt um 4 Millionen Euro er-
höhen.

Last, but not least - darüber wurde in der Debatte
schon gesprochen - der Bereich innere Sicherheit.
Die Anforderungen und die Herausforderungen im
Bereich der inneren Sicherheit, meine Damen und
Herren, werden immer komplexer. Dies zeigen völlig
neue Kriminalitätsfelder genauso wie leider auch die
schrecklichen Anschläge in Deutschland und in
Europa. Diese Szenarien brennen sich ins Gedächt-
nis und drohen, unser aller Leben zu beeinflussen.
Es bleiben keine einmaligen Ereignisse. Wir sehen
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das leider immer wieder, etwa vor einem Jahr am
Berliner Breitscheidplatz, aber auch bei Amoklagen
wie dem schrecklichen Ereignis in Winnenden 2009
oder auch angesichts aktueller Androhungen in den
letzten Tagen in Baden-Württemberg.

Auch die permanent sinkende Hemmschwelle bei
Angriffen auf Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte
macht deutlich, dass die Politik zu unseren Sicher-
heitskräften stehen muss und sie sowohl personell
als auch in Ausstattung und Ausbildung und auch im
gesetzlichen Rahmen in die Lage versetzen muss,
diesen Anforderungen entsprechend gewappnet ge-
recht zu werden. Genau das tun wir. Sicher hat die
Organisationsstrukturveränderung bei der saarländi-
schen Polizei aus dem Jahr 2012 große Verände-
rungen im Apparat bewirkt. Diese waren damals
zweifelsfrei auch notwendig. Aber sie führte auch
dazu, dass sich die Organisation - um einen unbe-
strittenen Fortschritt einmal zu nennen, der aus mei-
ner Sicht viel zu selten genannt wird - seither merk-
lich durch permanent hohe Einstellungszahlen ver-
jüngt hat. Das ist ein Faustpfand der letzten Jahre
und ein Faustpfand für die Zukunft.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Diese Strukturveränderung verfolgte erfolgreich ein
weiteres Ziel, nämlich in jeder unserer 52 Kommu-
nen weiter mit der Polizei präsent zu sein. In allen
Kommunen präsent zu sein ist im Übrigen ein Fak-
tor, den es zugegebenermaßen in anderen Bundes-
ländern aufgrund der Größenordnungen schon lan-
ge nicht mehr gibt. Kommunale Spezifika auch abbil-
den zu können und vor Ort auf eigene regionale Be-
sonderheiten mit eigenen sicherheitspolitischen An-
forderungen unmittelbar und ohne Fernsteuerung zu
reagieren, das wollen wir beibehalten. Die Men-
schen im Land erwarten zu Recht eine starke Poli-
zei, die weiß, was vor Ort los ist. Wir von der Politik
sind gut beraten, genau diese Sicherheitsarchitektur
auch in Zukunft zu stärken. Die Große Koalition
steht unumwunden zu unserer Polizei. Das wissen
die Beamtinnen und Beamten. Von dieser Stelle
geht noch einmal ein herzlicher Dank an sie, für ih-
ren Einsatz gerade in diesen Tagen. Wenn man sich
die großen Weihnachtsmärkte bei uns ansieht und
die Sicherheitsanforderungen, dann stellt man fest,
dass viele Beamtinnen und Beamte zur Abend-, zur
Nachtschicht Dienst machen, um die Sicherheitslage
zu verbessern, um den Menschen das Gefühl der
Sicherheit zu geben und letztendlich solche Feste
erlebbar werden zu lassen. Dafür herzlichen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und bei der
LINKEN.)

In allen diesen vorgenannten Disziplinen, aber auch
darüber hinaus gibt es derzeit im Saarland - und ich
weiß gar nicht, ob ich damit wirklich zufrieden sein
kann - zur Arbeit dieser Regierung und der sie tra-

genden Koalition keine realistische, leider nicht ein-
mal eine ernst zu nehmende Alternative. Damit mei-
ne ich gar nicht die parlamentarischen Mehrheiten,
da ist das ohnehin klar. Nein, zu den politischen Ide-
en, auch in einer klaren Vorstellung von Alternativen
durch die Opposition, gibt es keine wirkliche Alterna-
tive.

Von der AfD kein einziger Abänderungsantrag in
den Etatberatungen. Ich weiß gar nicht, ob es das
schon jemals in diesem Haus gegeben hat. Die LIN-
KE hat bei den Abänderungsanträgen in den Etatbe-
ratungen im Wesentlichen auf die Halbierung der
Verfügungsfonds von Ministern und der Staatskanz-
lei gesetzt, als ob sich diese Umschichtungen in den
Größenordnungen wirklich für neue, große Linien
und Spielräume heranziehen ließen.

Im Grunde - das zeigt auch die Debatte heute - sagt
die Opposition bislang, dass im Haushalt nichts
Falsches steht, die Schuldenbremse müsste weg.
Die steht nun aber im Grundgesetz. Ich muss mich
deshalb mit den Tatsachen auseinandersetzen. Ich
kann nicht so tun, als gäbe es sie nicht. Ich kann der
Auffassung sein, sie solle in Zukunft gelockert wer-
den, aber im Moment haben wir sie im Grundgesetz
stehen. Wir haben uns verpflichtet, bis zum Jahr
2020 diesen Weg zu gehen und können jetzt nicht
abweichen. Mit dem Abbau der Schuldenbremse
und der Abwahl der apodiktischen schwarzen Null
könnten und müssten wir mehr investieren. Das ist
ganz knapp zusammengefasst die Haltung der Op-
position und die ist leider, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, sehr realitätsfern und realitäts-
fremd. Sie bildet auf jeden Fall keine echte Alternati-
ve zum Haushaltsentwurf dieser Landesregierung.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Im Zuge der Vorbereitungen auf diese Haushaltsde-
batte habe ich meine erste Rede aus dem Jahr 2012
gelesen, die ich damals als neuer Fraktionsvorsit-
zender hier beim ersten Etat einer Großen Koalition
hielt. Ich bin gleich zu Anfang meiner damaligen Re-
de über einen Satz gestolpert, der sich mit den Ide-
en und dem Zustand der damaligen Opposition be-
schäftigte. Ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis, Herr Präsi-
dent, wobei ich gar nicht weiß, ob ich überhaupt um
Erlaubnis fragen muss, weil ich mich selbst zitiere,
aber ich mache es nun einmal.

(Heiterkeit.)

Ich zitiere also aus 2012: „Ich bin ganz sicher, dass
dieses Land die Herausforderungen, die sich ihm in
Zukunft stellen, bewältigen wird, dass dieses Land
bestehen wird. Ich bin mir auch ganz sicher, dass
dieses Land die PIRATEN überstehen wird.“

(Heiterkeit.)

Ich habe recht behalten, aber nun habe ich in den
letzten Tagen des Öfteren überlegt, ob ich nicht mal
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den ehemaligen Kollegen Hilberer anrufen sollte, um
mich bei ihm zu entschuldige, da sich offensichtlich
der Satz von damals mit Blick auf die neuen Akteure
von heute - von mir aus rechts - doch sehr stark re-
lativiert. Ich will das mit dem Blick in die Kamera, lie-
ber Kollege Hilberer, deshalb heute tun. Da war ich
vielleicht ein bisschen zu hart mit Ihnen. Es sei mir
verziehen.

(Sprechen und Beifall bei den Regierungsfraktio-
nen.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will einmal den
Vergleich ziehen. Damals die Auseinandersetzung
mit den PIRATEN, heute eine ausbleibende Ausein-
andersetzung mit Ideen, insbesondere von rechts:
Schlimmer geht immer. Das ist eine traurige Zu-
standsbeschreibung, aber es ist auch eine wahre.

Dennoch bleibe ich inhaltlich dabei: Dieses Land
wird auch die Note der Zeitgeschichte, die AfD,
überstehen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Bei aller berechtigten Kritik, die man an etablierten
Parteien in ganz Europa üben kann, hat es im Saar-
land für diese Alternative ja nur - Gott sei Dank - ge-
rade so gereicht. Diverse Skandälchen, Peinlichkei-
ten vor und nach der Wahl, die ersten Monate dieser
16. Wahlperiode inklusive Ihrer ersten doch recht
bescheidenen Redebeiträge hier im Plenum haben
einen ersten Eindruck verschafft, was wir in den
kommenden fünf Jahren von Ihnen erwarten dürfen.
Zwar mögen die lyrischen Ansätze des Fraktionsvor-
sitzenden der AfD mit Gedichten und Zitaten
durchaus einen nostalgisch saarländischen und zu-
gleich künstlerischen Ansatz vermitteln, wie zum
Beispiel mit der „Maibach“ von Maria Becker-Meis-
berger, aber - wie ich nicht allein empfand - mit ei-
nem doch etwas wild gewählten Zitat in der Ersten
Lesung zu den Ladenöffnungszeiten in der letzten
Plenarsitzung „Weihnachten ist ein schönes Fest,
aber an Faasenacht kann es nitt tippe“ wird man auf
Dauer keine alternativen Ideen beschreiben können.
Das steht fest.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Wenngleich mir diese Art bedeutend lieber ist als die
Ideen und Sätze von Gauland, Weidel oder
Meuthen, müssen Sie hier endlich auch einmal sa-
gen, was Sie wollen, damit wir uns inhaltlich mit Ih-
nen auseinandersetzen können. Es ist an der Zeit,
meine Herren von der AfD.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen und bei der
LINKEN. - Sprechen bei der AfD.)

Politik lebt halt vom Diskurs, vom sich in der Sache
streiten, vom harten, aber fairen Wettbewerb, von
substanziellen, guten, pragmatischen und besten-

falls nicht zu ideologischen Ideen, und sie lebt nicht
zuletzt auch von einer guten Opposition.

Zur heillosen Zerstrittenheit - das ist jetzt nicht mei-
ne Wortwahl, sondern ein Zitat aus der Saarbrücker
Zeitung vom 15. November - der Oppositionspartei
DIE LINKE will ich heute gar nichts weiter sagen.
Zwar handele ich mir dadurch vielleicht den Vorwurf
ein, ich wollte neueste Gedankenansätze zu poli-
tisch-gesellschaftlichen linken Gegenentwürfen, zum
Neoliberalismus oder zu einem zu sehr um sich grei-
fenden Konservatismus nicht stören, aber damit
kann ich gut umgehen, das stört mich nicht. Nein, es
ist nicht das, was mich milde stimmt. Es ist vielmehr
die Tatsache, dass ich insbesondere den Kollegen
Flackus wirklich als konstruktiven Geist schätzen
und ihn in den letzten Monaten auch als Menschen
noch näher kennen gelernt habe, der bei allen pro-
grammatischen und auch zwangsläufigen Unter-
schieden aus den unterschiedlichen Rollen heraus
immer bemüht ist, das Verbindende zu suchen und
in den Diskurs einzutreten. Damit kann man sich we-
nigstens ernsthaft auseinandersetzten, aber lieber
Jochen Flackus, Sie sind wahrlich um Ihre neue Auf-
gabe nicht zu beneiden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es geht
mittlerweile gar nicht mehr darum, ob eine Große
Koalition mit einer Opposition ordentlich umgeht.
Das tut sie. Es geht vielmehr um die Frage, ob es
denn überhaupt noch eine Opposition gibt. Umso
mehr haben wir aber nun Sorge dafür zu tragen, mit
einer guten Parlamentsarbeit die Saarländerinnen
und Saarländer davon zu überzeugen, dass dieses
Land die zukünftigen Herausforderungen annehmen
und bewältigen kann. Denn all den rechtsnationalen
Tendenzen, die es in unserem Land zum kleinen
Teil, aber leider Gottes immer noch gibt, tritt man am
besten entgegen, indem man dafür kämpft, dass es
den Menschen gut geht und sie sich von der Politik
vertreten und nicht alleingelassen fühlen. Genau da-
für werden wir in den nächsten Jahren sorgen. Das
ist der Anspruch der Großen Koalition, das ist der
Anspruch der SPD, das ist auch mein ganz persönli-
cher Anspruch als Abgeordneter dieses Hauses.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in wenigen
Tagen feiern wir den 70. Geburtstag unserer saar-
ländischen Verfassung. Im 60. Jahr des Beitritts des
Saarlandes zur Bundesrepublik halte ich diesen Mo-
ment für einen guten Zeitpunkt, um eine kleine Bi-
lanz zu ziehen und einen Blick nach vorne zu wer-
fen, keine ultimative Lobhudelei, sondern eine ehrli-
che Beschäftigung mit den unbestreitbaren Erfolgen
unseres Landes, aber auch eine kritische Auseinan-
dersetzung mit dem, was nicht so gut gelaufen ist.

Das Saarland ist ein Industrieland, das in der Stahl-
industrie und in der Automobilindustrie Tausenden
von Menschen einen festen Job ermöglicht und des-
sen Wirtschaftskraft in etwa im Bundesdurchschnitt
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liegt, jedoch höher ist - dies nur nebenbei bemerkt -
als das unserer Freunde aus Rheinland-Pfalz. Seit
dem wirtschaftlichen Anschluss der Bundesrepublik
1959 befand sich das Land in einem ständigen
Strukturwandel, der mit wenigen Ausnahmen immer
erfolgreich gemeistert wurde, aber bis heute andau-
ert. Der saarländische Bergbau gar fand sein end-
gültiges Ende, erst vor fünf Jahren, 2012. Mit der Di-
gitalisierung - das Stichwort fiel eben schon - steht
bei der saarländischen Wirtschaft bereits der näch-
ste Wandel nicht erst vor der Tür, er ist bereits ein-
getreten, er ist in vollem Gange. Im Saarland leistet
besonders die robuste Struktur produzierender In-
dustrieunternehmen einen wesentlichen Beitrag zur
regionalen Wirtschaftskraft. Nach Baden-Württem-
berg hat unser Land die zweithöchste Industriedich-
te in Deutschland. Gerade diese produktionsintensi-
ven Industriebetriebe werden mit den Auswirkungen
der Digitalisierung im Rahmen der Industrie 4.0 auf
Produkte, Prozesse und ganze Wertschöpfungsket-
ten konfrontiert. Bei all diesen Anstrengungen der di-
gitalen Transformation der Produktion werden wir
die saarländischen Betriebe mit voller Kraft unter-
stützen. Wir müssen sie dabei auch mit voller Kraft
unterstützen, damit sie auch weiterhin im europäi-
schen Wettbewerb eine gute Rolle spielen können.

Wir dürfen dabei eines nicht aus dem Auge verlie-
ren: Es geht immer auch um die arbeitenden Men-
schen, die bei diesen Prozessen ohne jeden Zweifel
eingebunden und mitgenommen werden müssen
und nicht diejenigen sein dürfen, die am Schluss auf
der Strecke bleiben. Dafür muss die Politik arbeiten,
meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Die saarländischen Unternehmen strotzen jedenfalls
zurzeit vor Optimismus. Nie waren die Konjunkturer-
hebungen so positiv wie in dieser Zeit. Wir profitie-
ren natürlich von unserer Exportwirtschaft - das ist
auch schon gesagt worden -, aber genau die bisheri-
ge Stärke des Industriestandortes Saarland mit sei-
ner starken Ausrichtung in Automotive beschreibt
beim bevorstehenden Quantensprung im Mobilitäts-
sektor gerade auch die Risiken und Herausforderun-
gen der Zukunft. Wenn die Aussage stimmt - und
vieles spricht dafür -, dass nach der Industrialisie-
rung im 19. Jahrhundert und der Digitalisierung im
20. Jahrhundert nun eine ähnlich explosive Verän-
derung beim Thema Mobilität in den nächsten 20 bis
30 Jahren direkt vor der Tür steht, dann beschreibt
dies auch die Kraftanstrengung, die zu leisten sein
wird, um Arbeitsplätze in unserem Bundesland zu si-
chern und alte gegebenenfalls durch neue zu erset-
zen.

Dabei müssen wir allerdings auch feststellen, dass
trotz aller Bemühungen und Anstrengungen wir
europäische und erst recht weltweite Einflüsse nicht
gänzlich in saarländischer Hand haben. Wenn man

auf die letzten Tage blickt, zeigt sich das auch an al-
lem, was um das Thema Siemens passiert ist. Nicht
zuletzt auch die zähen Brexit-Verhandlungen und
der bevorstehende Austritt Großbritanniens bergen
große Gefahren für unsere Wirtschaft, auch darauf
wurde schon hingewiesen. Die Zahlen sind genannt
worden.

Diese Zahlen unserer Exportbilanz, aber auch des-
sen, was wir beispielsweise aus Großbritannien im-
portieren, untermauern die enge Verbundenheit der
beiden Länder Deutschland und Großbritannien. Sie
untermauern aber auch, dass wir unser Schicksal
leider nicht selbst in den Händen halten, wie ich
eben schon sagte, sondern dass unser Wohl und
Wehe auch von diesen europäischen Umständen
abhängt. Es muss nun darum gehen, die Rahmen-
bedingungen dieses Austritts so zu gestalten, dass
Arbeitsplätze in der EU und damit auch im Saarland
nicht durch neue Egoismen zusätzlich gefährdet
werden. Ich glaube, die Engländer spüren heute
schon, was sie mit diesem Entscheid, der auch ge-
tragen war von nationalistischen Parolen, am Ende
bewirkt haben. Ich weiß nicht, ob sie heute noch ein-
mal so abstimmen würden, wenn sie noch einmal
die Chance dazu hätten, meine sehr verehrten Da-
men und Herren.

(Abg. Müller (AfD): Das war verursacht von der
Merkel-Politik.)

Laut der AfD ist Merkel am Brexit schuld. Das will
ich jetzt nicht weiter kommentieren, darauf kann
man nachher noch einmal eingehen. - Ich möchte
nur noch einmal auf eine saarländische Bilanz zu-
rückkommen. Obgleich wir nicht alles wirtschaftlich
steuern sollten, auch nicht müssen und es überdies
auch nicht können, gab es in unserem Land seit
1957 immer wieder wirtschaftspolitische Meilenstei-
ne. Zwei Meilensteine der gesamten Entwicklung,
die viele von uns wahrscheinlich in ihrer eigenen Fa-
milie als Zukunftsoption erlebten oder noch erleben -
so geht es zumindest mir -, fallen dabei ins Gewicht.

Zum einen die Ansiedlungspolitik in der zweiten
Hälfte der Sechzigerjahre, in deren Folge zahlreiche
Unternehmen ins Land gekommen sind und die heu-
te tragende Stützen der Saarwirtschaft sind wie etwa
Festo, Bosch, ZF-Getriebe, aber auch Ford, natür-
lich ebenso die traditionellen Stahlstandorte wie
Saarstahl oder die Dillinger Hütte. Hier haben unse-
re Väter gearbeitet, auch meiner. Nicht zuletzt da-
durch wurde für viele, auch für mich, dem damals
kleinen Jungen aus dem Bliestal, das Wirtschafts-
wunder und ein gesellschaftlicher Aufstieg erlebbar.
Viele Familien, auch meine, haben davon profitiert.

Zum anderen die Neuausrichtung der saarländi-
schen Hochschullandschaft mit dem Schwerpunkt
Informatik in den Achtzigerjahren, die praktisch
durch die neue Ansiedlung des Helmholtz-Zentrums
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für Cybersicherheit, einem weltweit außerordentlich
renommierten Forschungszentrum, heute noch Im-
pulse setzt. Mit dem Stichwort Helmholtz sind wir
auch im Hier und Jetzt angekommen und richten
den Blick in die Zukunft, also nicht mehr zurück auf
unsere Väter-Generation, auch nicht auf die unserer
eigenen Kindheit, sondern vielmehr auf die unserer
Kinder und Kindeskinder. Diese Ansiedlung ist ein
unschätzbarer Gewinn, auch ein Imagegewinn für
unser Land, auch für die Landeshauptstadt Saar-
brücken. Es werden auch wirtschaftliche Faktoren
wie Ansiedlungen von neuen Industrien, Handwerks-
und Dienstleistungsbetrieben sozusagen der Sog-
wirkung dieses Leuchtturms folgen. Vielleicht ent-
steht daraus so etwas wie ein kleines neues Wirt-
schaftswunder für unser Land. Zumindest ist der
Grundstein gelegt für Arbeitsplätze der nächsten
Generation, vielleicht auch für einen meiner heute
elfjährigen, nicht mehr ganz so kleinen Tochter.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, verehrte
Kolleginnen und Kollegen, nach kräftezehrenden ge-
meinsamen Jahren umsichtiger Konsolidierungspoli-
tik der Großen Koalition bringen wir den Schulden-
anstieg 2018 fast zum Stillstand. Ab 2019 machen
wir keine neuen Schulden mehr. Durch die relativ
günstige Steuereinnahmesituation zeigen sich die
Auswirkungen der Schuldenbremse nicht so deutlich
wie anfangs befürchtet. Das ist erfreulich. Darüber
hinaus spiegelt sich der im Koalitionsvertrag veran-
kerte arbeitnehmerorientierte Kurs auch in diesem
Haushalt des Jahres 2018 wider.

Im Rahmen der Investitionsoffensive schaffen wir 50
neue Stellen. Es profitiert auch die kommunale Fa-
milie. Darauf wird man nachher im Einzelplan 03
noch näher eingehen. Für uns hat halt Haushalts-
konsolidierung auch einen Grund. Sie schafft den
Handlungsspielraum für Zukunftsgestaltung, somit
für eine positive Entwicklung unseres Landes. Der
fühlen wir uns zu allererst verpflichtet, meine sehr
verehrten Damen und Herren, denn die Schulden-
bremse darf kein Selbstzweck sein. Alles in allem
schaue ich mutig und hoffnungsvoll in die saarländi-
sche Zukunft und ich glaube, die Menschen in die-
sem Land können das auch, liebe Kolleginnen und
Kollegen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Lassen Sie mich eine letzte Bemerkung machen. Es
gibt immer noch nicht wenige Menschen in Deutsch-
land und damit auch im Saarland, die unsere Da-
seinsberechtigung ob unserer Kleinheit oder unserer
erdrückenden Altschulden immer wieder anzweifeln
und meinen, dass sich unsere Existenz lediglich dar-
in erschöpfen sollte, als Referenzgröße für Wald-
brandkatastrophen in Nordamerika oder für Flächen
abgeholzter Regenwälder in Südamerika herzuhal-
ten. Aber gerade um die europäische Idee in die Zu-
kunft zu tragen, braucht man genau solch kleine Re-

gionen. Regionen, die sich als eigenständige Länder
verstehen, sich aber dennoch ganz selbstverständ-
lich in den jeweiligen europäischen Staat und dem-
zufolge auch in Europa als eines der erfolgreichsten
Friedensprojekte der Welt eingliedern. Eine föderale
Struktur wie die der Bundesrepublik mit allen ihren
Unterschieden, mit Großen und Kleinen, mit Starken
und weniger Starken, aber auch mit ihren gegensei-
tigen Ausgleichsmechanismen, ist doch geradezu
ein Muster für größere staatliche Einheiten auch in
Europa. Vielleicht wären die Probleme in Spanien
heute geringer, wenn auch dort mehr gegenseitiges
Verständnis für regionale Besonderheiten und regio-
nale Ansprüche gelebt worden wäre.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich las in diesem
Zusammenhang ein Zitat von Robert Menasse,
österreichischer Schriftsteller und gefeierter Buch-
preisträger, der in dem Essay, „Heimat ist die schön-
ste Utopie“, geschrieben hat, ich zitiere mit Ihrer Er-
laubnis, Herr Präsident: Heimat ist ein Menschen-
recht, Nation nicht. Heimat ist konkret, Nation nicht,
Nation ist abstrakt. Nationen haben sich bekriegt,
Regionen haben gelitten, sich verbündet, immer wie-
der ihre Eigenheiten bewahrt. Regionen sind die
Herzwurzel der Identität. - Dem stimme ich bedin-
gungslos zu. Wir möchten uns als Region Saarland
eben dieses Herz, diese Identität als einen Teil
Deutschlands, als einen Teil Europas, als Bundes-
land bewahren. Dafür stehe ich, dafür steht die SPD,
die Koalition und dafür steht auch die Zusammenar-
beit in dieser Regierung. Wir haben, davon bin ich
überzeugt, in den letzten fünfeinhalb Jahren in die-
sem Land Zukunft geschaffen. Wir wollen mit unse-
rer Arbeit in den nächsten Jahren diesen Weg weiter
fortsetzen. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die Landesregierung Frau Minister-
präsidentin Annegret Kramp-Karrenbauer.

Ministerpräsidentin Kramp-Karrenbauer:
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Politik be-
ginnt bekanntermaßen mit der Betrachtung der Wirk-
lichkeit. Ich glaube, dass die Menschen im Saarland,
die heute und morgen dieser Debatte über die Über-
tragungswege des Saarländischen Rundfunks fol-
gen werden, erwarten, dass wir die Wirklichkeit mit
aller Redlichkeit betrachten. Das bedeutet für diese
Landesregierung, dass wir - in Anerkenntnis aller
Rollen, die jeder für sich übernimmt - an uns selbst
den Anspruch haben, dass wir die Wirklichkeit nicht
durch eine rosarote Brille betrachten und dass wir
nicht permanent versuchen, alles nur schönzureden,
sondern es ist der Anspruch, den wir an uns selbst
stellen, dass wir mit dem Positiven, aber auch mit
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den Herausforderungen realistisch umgehen. Das
bedeutet aber für eine verantwortliche Opposition
auch, dass sie nicht alles schwarz in schwarz malt,
sondern dass auch sie sich um einen realistischen
Blick bemüht. Und gemessen daran, sehr geehrter
Herr Kollege Flackus, und gemessen an der Debat-
te, die wir bei der Einbringung des Haushaltes ge-
führt haben und den Argumenten, die Sie damals
vorgebracht haben, kann ich nur Erich Maria Remar-
que zitieren, der geschrieben hat: Im Westen nichts
Neues. Das galt sicherlich heute auch für Ihre Rede.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe
an diesem Wochenende, an dem ich - weil der Flug-
verkehr so war, wie es der Kollege Hans beschrie-
ben hat - gezwungenermaßen mit dem Auto unter-
wegs war, die Gelegenheit genutzt, um die gerade
erschienene Biografie von Franz-Josef Röder zu le-
sen, die Hans-Christian Herrmann geschrieben hat.
Ich kann diese Biografie nur empfehlen, weil sie
einen guten Einblick gibt in die Landesgeschichte
und über die Frage informiert, wie sich Landespolitik
entwickelt hat. Man sieht, dass der Anspruch, den
wir heute an uns haben, und die Fragen und Proble-
me, mit denen wir heute zu tun haben, ihre Ursprün-
ge und Wurzeln in der Vergangenheit haben, sowohl
im Positiven wie im Negativen.

Es ist auch ganz erhellend, wenn man sieht, dass
nicht alles das, was man sich als Lösung vorstellt,
sozusagen im Ursprung von einem selbst stammt,
sondern dass es Politikergenerationen gegeben hat,
die das eine oder andere auch schon einmal über-
legt haben. Und allen, die im Moment sehr aktiv in
Richtung Kommunalreform unterwegs sind, lege ich
das Kapitel zur Kommunalreform im Saarland ans
Herz. In der historischen Betrachtung ist es sehr in-
teressant zu sehen, wer damals welchen großen
Wurf wollte und wer ihn nicht wollte, aus welchen
Gründen auch immer. Das Sein bestimmt eben auch
das Bewusstsein. Und das gilt auch für politische
Vorschläge.

Damals wie heute müssen wir dringend an den
Strukturen des Landes arbeiten. Zur Wirklichkeit ge-
hört, dass wir zurzeit eine durchaus gute Situation
haben, was den Arbeitsmarkt anbelangt und was die
Wirtschaftskraft anbelangt, aber wir sehen uns auch
vielen Herausforderungen gegenüber. Und eine die-
ser Herausforderungen ist und bleibt die Frage der
finanziellen Spielräume, die wir in diesem Land ha-
ben. Auch das ist mir noch einmal sehr deutlich ge-
worden. Es gab eigentlich nur ganz kurze Zeiträume
im Saarland, in denen wirklich aus dem Vollen her-
aus geschöpft werden konnte und Landespolitik ge-
macht werden konnte. Die meisten Regierungen,
das gilt auch für die heutige Regierung, hatten mit
der Frage zu kämpfen, wie gespart wird und wo ge-
spart wird. Es ist interessant zu sehen, wie die Vor-
schläge der damaligen Regierungen aussahen und

wie die Kritik der damaligen Opposition lautete.
Auch hier mischt sich das eine mit dem anderen.

Wenn man in der Betrachtung die lange Linie anlegt,
dann muss man wissen, dass die Landesregierung,
so wie sie heute im Amt ist, ihre Arbeit im Jahr 2012
begonnen hat. Sie hat sie begonnen mit der Aussa-
ge gegenüber den Wählerinnen und Wählern, dass
es um ein Projekt geht. Und dieses Projekt heißt:
langfristige und nachhaltige Sicherung der Zukunft
unseres Bundeslandes. Deswegen ist diese Aufga-
be, die wir 2012 begonnen haben, eine Aufgabe, die
sich in Abschnitten darstellt. Sie ist noch lange nicht
beendet und deswegen werden wir mit aller Kraft an
dieser Aufgabe weiterarbeiten. Die erste Etappe -
das war insbesondere die Zeit von 2012 bis 2017,
also die zurückliegende Legislaturperiode - galt der
Konsolidierung des Landeshaushaltes, auch um da-
mit überhaupt eine Voraussetzung dafür zu schaf-
fen, dass wir in Neuverhandlungen der Finanzbezie-
hungen zwischen dem Bund und den Bundeslän-
dern eine Grundlage bekommen, die uns eine Zu-
kunftsperspektive gibt.

Was sich in den letzten fünf Jahren für uns als Auf-
gabe gestellt hat, das war vor allen Dingen dieser
harte Konsolidierungskurs, der vielen Menschen an
vielen Stellen etwas abverlangt hat. Das heutige Ge-
burtstagskind in der ersten Reihe, Eugen Roth, steht
sozusagen pars pro toto dafür, dass dieser Weg ge-
meinsam mit den Gewerkschaften des öffentlichen
Dienstes im Saarland angegangen und bis zum heu-
tigen Tag fortgesetzt wird. Natürlich bedeutet das,
dass es Einschnitte gegeben hat, natürlich bedeutet
das, dass Personal abgebaut wurde, natürlich be-
deutet das, dass etwa Besoldungserhöhungen und
Anpassungen zeitverzögert in Kraft getreten sind.
Natürlich bedeutet das, dass wir in den letzten Jah-
ren nicht so viel investieren konnten, wie wir das ei-
gentlich wollten. Natürlich bedeutet das, dass wir die
Kommunen in den zurückliegenden Jahren nicht so
unterstützen konnten, wie wir alle miteinander das
gewollt hätten.

Man muss aber auch die Alternative dazu bedenken:
Hätten wir diesen Kurs nicht eingeschlagen, hätten
wir kein Vertrauen erhalten, hätten wir kein Grund-
verständnis beim Bund und vor allem auch bei den
anderen Bundesländern für unsere Notlagesituation
erwarten können. So aber haben wir die Grundlage
dafür gelegt, dass wir heute mit Fug und Recht sa-
gen können, dass wir ab dem Jahr 2020 einen neu-
en Finanzausgleich haben werden, der uns Zukunft
gibt. Das war die große Aufgabe, die sich uns ge-
stellt hat, und dieser Aufgabe sind wir gerecht ge-
worden.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich will noch einmal die Fakten verdeutlichen, weil
die Zahlen ja gerne von der Opposition infrage ge-
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stellt werden. Dabei wird auch immer wieder auf den
Landesrechnungshof verwiesen. Fakt ist, dass wir
nach der damaligen grundgesetzlichen Rechtslage
einen Finanzausgleich und Finanzbeziehungen hat-
ten, die zum 31.12.2019 ausgelaufen wären. Ohne
einen Verhandlungserfolg hätten wir in der Konse-
quenz ohne alles dagestanden. Deswegen sind - ge-
messen an den Konsequenzen dieser Rechtslage -
die 500 Millionen Euro, die wir ab dem Jahr 2020
bekommen, 500 Millionen Euro mehr. Bei aller Wert-
schätzung für den Landesrechnungshof: Ich kann
seine Rechnung an dieser Stelle nicht ganz nach-
vollziehen, denn sie lässt außer Acht, dass wir mit
den 260 Millionen Euro, die wir zurzeit noch erhal-
ten, Hilfen bekommen, die ganz klar definiert sind.
Wir müssen diese Hilfen zur Konsolidierung des
Landeshaushalts einsetzen. Wir können sie gar
nicht für irgendetwas anderes einsetzen.

Das wird sich, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, rechtlich gesehen ab dem Jahr 2020 massiv än-
dern. Dann haben wir nämlich dieses Geld zur Ver-
fügung und können es nach politischer Festlegung
im Landeshaushalt einsetzen. Damit sind wir - auch
das sei mit Blick auf die Vergangenheit gesagt -
nach langer, langer Zeit die erste Regierung und das
erste Parlament, die überhaupt wieder in der Lage
sind, einen Landeshaushalt aufzustellen, mit dem
nicht nur keine neuen Schulden mehr aufgenommen
werden, sondern mit dem wir auch wieder beginnen
können, Schulden abzubauen. Das ist das beste
Versprechen, dass wir den nach uns kommenden
Generationen geben können. Darauf können wir ge-
meinsam stolz sein, und zu dieser Politik stehen wir
auch, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich habe eben gesagt, dass wir in der Vergangen-
heit den Kommunen gerne mehr gegeben hätten,
als wir es tun konnten. Nichtsdestotrotz haben wir im
Rahmen des Möglichen unsere Städte und Gemein-
den und auch die Kreise unterstützt. Dies geschah
zum einen durch den KELF, der im Jahr 2012 aufge-
legt worden ist. Immerhin 120 Millionen Euro sind
daraus geflossen, um die Kommunen zu entlasten.
Zum anderen geschah dies durch den Kommunal-
pakt, der ab dem Jahr 2015 gegriffen hat. Alles, was
Sie beschrieben haben, auch kritisch beschrieben
haben, sehr geehrter Herr Kollege Flackus, haben
wir mit den Städten und Gemeinden im Kommunal-
pakt vertraglich vereinbart. Wir haben dieses Paket
geschnürt, weil wir uns bewusst waren, dass wir erst
ab dem Jahr 2020 stärker unterstützen können. Für
den Weg bis zu diesem Zeitpunkt haben wir uns auf
diese Kosteneinteilung und auf die Art und Weise, in
der die Sanierung ablaufen soll, verständigt.

Wir können, wenn man sich die Bundesmittel, die in
diesem Jahr und im kommenden Jahr fließen, und
wenn man sich die Entwicklung des kommunalen Fi-

nanzausgleichs anschaut, den Kommunen insge-
samt 70 Millionen Euro mehr für das nächste Haus-
haltsjahr zur Verfügung stellen. Ich weiß, und das
sage ich sehr deutlich, dass das bei Weitem nicht
ausreicht, um die Problemsituation der Kommunen
in diesem Land aufzulösen. Wir haben die Situation
- das ist vielleicht etwas anders, als es beim Thema
der Länderschulden der Fall war -, dass wir im Mo-
ment in ganz Deutschland über alle Länder hinweg
betrachtet zwar eine positive Entwicklung der Kom-
munalfinanzen haben, es aber vier Bundesländer
gibt, in denen die Kommunen große Probleme ha-
ben. Das ist zum Teil in Hessen der Fall, das ist in
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und eben im
Saarland der Fall.

Zur Wahrheit gehört in der Tat, dass es in keinem
anderen Bundesland die Städte und Gemeinden so
flächendeckend trifft, wie das im Saarland der Fall
ist. Das hat mit der Finanzstruktur der saarländi-
schen Städte und Gemeinden zu tun, das hängt mit
der unterdurchschnittlichen Finanzkraft zusammen.
Das hat aber auch mit der überdurchschnittlichen
Sozialbelastung zu tun, die uns über viele Jahrzehn-
te schon betrifft. Das ist auch Folge davon, dass
sich bei uns die Kommunen über Kassenkredite refi-
nanziert haben. Deshalb ist für die saarländischen
Kommunen das Risiko steigender Zinsen größer, als
dies bei den Kommunen in anderen Bundesländern
der Fall ist. Angesichts dessen werden wir das The-
ma Zinsmanagement, bei dem wir auf der Landes-
ebene alle Weichen dafür stellen, von steigenden
Zinsen nicht in unkalkulierbarer Weise getroffen zu
werden, auch mit den Städten und Gemeinden zu
besprechen haben. Die kommunale Ebene braucht
diesbezüglich unsere Unterstützung.

Natürlich wäre es uns am liebsten, ließe sich dieses
Thema bei der Regierungsbildung - wann auch im-
mer und mit wem auch immer und wie auch immer
sie stattfinden mag - noch einmal platzieren. Es wä-
re wünschenswert, den Städten und Gemeinden in
Deutschland noch einmal durch Entschuldung stär-
ker helfen zu können, unabhängig davon, in wel-
chem Bundesland sie liegen, allein gemessen an ih-
rer objektiven Situation. Wir hätten uns, das sage ich
ganz offen, dieses Instrument natürlich auch bei den
Bund-Länder-Finanzverhandlungen als Ergebnis ge-
wünscht. Es war aber von Beginn an erkennbar,
dass wir dafür keine Mitstreiterinnen und Mitstreiter
gefunden hätten, übrigens auch nicht aufseiten der
Bundesländer, bei denen die LINKE mitregiert. An-
gesichts dessen mussten wir auf eine andere Lö-
sung hinarbeiten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die finanz-
politische Solidität ist und bleibt einer der Grundpfei-
ler der Arbeit dieser Landesregierung. Wir wollen
dieses Ziel auch künftig verfolgen. Deswegen wer-
den wir trotz der Steigerung der Investitionen und
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der Steigerung der Ausgaben, die wir ab dem Jahr
2020 vornehmen können, weiterhin dafür Sorge tra-
gen, dass mit den uns zur Verfügung stehenden Mit-
teln solide umgegangen wird. Das sollte das Mar-
kenzeichen dieser Landesregierung auch in der Zu-
kunft sein, und das nicht nur, wenn wir durch eine
Konsolidierungsvereinbarung einem Sparzwang un-
terliegen. Wir sollten vielmehr grundsätzlich, auch
ohne dass wir dazu gezwungen sind, solide mit den
Finanzen umgehen, weil das die richtige Politik ist.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir können über Verteilung reden, wie wir wollen,
Fakt ist auch, wenn wir kein entsprechendes Wirt-
schaftswachstum haben, fehlt uns die Basis dafür,
irgendetwas verteilen zu können, sei es zwischen
den Ebenen der öffentlichen Hand oder insbesonde-
re auch mit Blick auf die Bürgerinnen und Bürger.
Deswegen muss das A und O - das war es in der
Vergangenheit, das ist es in der Gegenwart und das
ist es auch für die Zukunft - der Betrachtung einer
Landespolitik sein, wie wir die Wirtschaftskraft in die-
sem Land stärken, wie wir die Rahmenbedingungen
so stellen, dass Unternehmen in diesem Land so
wirtschaften können, dass sie erfolgreich sind. Er-
folgreich heißt für mich, das will ich an der Stelle
ganz deutlich sagen, eben nicht nur die Aktionäre
zufriedenzustellen, sondern erfolgreich heißt für
mich vor allem und in erster Linie, dass wir gut be-
zahlte, gute Arbeitsplätze für die Menschen in die-
sem Land haben, denn das macht den Wohlstand
eine Region aus. Und dem fühlen wir uns verpflich-
tet, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Sehr geehrter Herr Kollege Flackus, Sie haben uns
vorgeworfen, wir hätten keinen Plan, die Herausfor-
derungen für die Wirtschaft wären sehr groß und wir
seien darauf nicht vorbereitet. Sie waren ja in der
vergangenen Woche bei der Veranstaltung der In-
dustrie- und Handelskammer, als das Gutachten
vorgestellt worden ist, das wir in Auftrag gegeben
haben zum derzeitigen Stand der Automobilindustrie
im Saarland, vor allem mit Blick auf die Herausforde-
rungen. Ich weiß nicht, wie es Ihnen gegangen ist,
aber für mich persönlich ist das eine sehr realisti-
sche Betrachtung, die die Gutachterinnen und Gut-
achter dort angestellt haben. Sie machen nämlich
deutlich, wo die Stärke unserer Automobilindustrie
liegt, und ja, die Automobilindustrie ist inzwischen
die bestimmende Industriestruktur in unserem Land
neben der Stahlindustrie und anderen Bereichen.

Das Gutachten macht nicht nur deutlich, wie stark
der Anteil der Automobilindustrie im engeren und
weiteren Sinne im Saarland selbst ist mit rund
50.000 Arbeitsplätzen und mit der entsprechenden
Wertschöpfung. Es macht vor allen Dingen auch
deutlich, wie stark der Effekt des Saarlandes auf die

bundesweite Entwicklung ist. 100.000 Arbeitsplätze
hängen bundesweit an der Entwicklung unserer Au-
tomobilbranche, 12 Milliarden Euro Umsatz hängen
bundesweit an der Entwicklung unserer Automobilin-
dustrie. Das macht deutlich, dass wir bei diesen Fra-
gen über mehr reden als nur darüber, wie es in un-
serer Region ist. Wir reden hier über den Struktur-
wandel eines der prägenden Industriezweige in ganz
Deutschland.

Meine Damen und Herren, das ist eine der großen
Herausforderungen, vor der die Wirtschaft, aber
auch die Politik im Saarland steht. Wir müssen die
Rahmenbedingungen so gestalten, dass die Wirt-
schaft damit umgehen kann. Ja, wir haben eine be-
sondere Struktur. Wir haben sehr große Produkti-
onsstätten im Saarland, aber eben nicht die For-
schungseinrichtungen der Unternehmen, nicht die
Headquarters, wie das auf Neudeutsch so schön
heißt. Da das nicht der Fall ist, müssen wir als Politik
dafür sorgen, die Produktionsstätten mit diesen
Strukturen zusätzlich zu versehen - das ist eine der
Hauptaufgaben, die wir vor uns haben.

Das bedeutet, wir müssen aus unserer Wissen-
schaftsstruktur heraus diese Forschungsleistungen
anbieten. Wir haben gerade mit dem Chef von Ford
Deutschland vereinbart, dass wir uns im Frühjahr
nächsten Jahres mit einer Delegation saarländischer
Forscherinnen und Forscher mit dem Forschungs-
zentrum von Ford, das in Aachen gelegen ist, zu-
sammensetzen. Dabei sollen, das ist zumindest an-
visiert, auch die Verantwortlichen aus den Vereinig-
ten Staaten mit dazu kommen, um abzuklären, was
wir an guter Forschung für den Standort präsentie-
ren können, die nicht in Aachen oder sonst wo ge-
leistet werden muss, sondern die wir hier leisten
können. Das haben wir bei Bosch gemacht, das ma-
chen wir auch bei allen anderen großen Unterneh-
men. Das ist in der Tat ein ganz wichtiger Punkt. Ich
habe das bei der Einbringung des Haushalts schon
gesagt, die Tatsache, dass Protics, eine Daimler-
Tochter, nach Saarbrücken auf das Gelände der
Universität des Saarlandes gekommen ist, zeigt,
dass wir hier etwas zu bieten haben. Das müssen
wir noch stärker herausstellen, als das in der Ver-
gangenheit der Fall war.

Nun ist es aber so, dass die größte Kompetenz, die
wir hier zurzeit im Saarland in der Automobilindustrie
haben, die Kompetenz rund um das Thema Ver-
brennungsmotor ist. Aber gerade beim Thema Ver-
brennungsmotor wird sich zukünftig der größte Ver-
änderungsdruck ergeben. Das heißt, dass wir uns
an diesem Punkt besonders anstrengen müssen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, die Frage ist, wie tun wir
das? Ich halte wenig davon, dass wir jetzt anfangen,
krampfhaft irgendetwas an Kompetenzen dort aufzu-
bauen, wo wir im Moment nicht besonders gut auf-

Landtag des Saarlandes - 16. Wahlperiode - 9. Sitzung am 04./05. Dezember 2017

(Ministerpräsidentin Kramp-Karrenbauer)

345



gestellt sind, also etwa rund um das Thema Batterie-
technologie. Wir müssen vielmehr dort ansetzen, wo
heute schon unsere Stärken sind, und das ist die Di-
gitalisierung, die Vernetzung in der Produktion, aber
auch beim Automobil selbst. Deshalb wird das The-
ma digitales Auto, wie Sie es beschrieben haben,
ein großes Thema sein. Aber es geht darüber hin-
aus. Es geht um das Thema Mobilität in einer digita-
lisierten Welt, es geht um die Frage, wie die Mobili-
tätskonzepte der Zukunft aussehen, es geht um die
Frage, was auch mit Blick auf die Automobilherstel-
ler Digitalisierung eigentlich ausmacht. Es wird nicht
mehr das Auto als solches sein, das die Kaufent-
scheidung bestimmt, sondern es wird in Zukunft viel-
leicht eher das Kommunikationssystem im Auto
sein, die Frage, was ist autonom, was ist digital, das
die Kaufentscheidung bestimmt. Das heißt, wir wer-
den auch in den Unternehmen selbst eine massive
Veränderung haben, eine stärkere Mischung von In-
dustrie und industrienaher Dienstleistung. Das Glei-
che gilt für das Handwerk.

Das macht deutlich, wie groß der Strukturwandel ist,
der hier auf uns zukommt. Deswegen sind wir als
Landesregierung hier so entschieden unterwegs,
nicht nur mit unserer Strategie zu Wirtschaft 4.0,
sondern auch mit unserer Innovationsstrategie an
den Punkten, an denen wir alles zusammenfassen.
Das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist
durchgängige Wirtschaftspolitik angesichts der He-
rausforderungen, vor denen wir stehen. Ich glaube,
wir sind hier gut vorangekommen. Das wollen wir für
die Zukunft genauso konsequent fortsetzen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Was wir dazu brauchen, sind gute Rahmenbedin-
gungen. Eine der wichtigen Rahmenbedingungen für
unser Land, insbesondere für die Industrie in diesem
Land, ist das Thema Energiepolitik. Wir spüren ja,
dass das Thema Energiewende noch lange nicht so
erfolgreich zum Abschluss gebracht wurde, wie wir
uns das wünschen. Energiewende muss zum einen
den Klimaschutz beinhalten, Energiewende muss
aber auch so gemacht werden, dass Energie zu
Preisen zur Verfügung gestellt wird, die sowohl für
den Privathaushalt wie auch für die energieintensive
Industrie vertretbar sind. Das ist einer der großen
Standortfaktoren, die wir hier haben. Wenn wir im
Saarland das Problem haben, dass unsere Industrie
- wir erleben das unter anderem beim Stahl - Wett-
bewerbsnachteile dadurch hat, dass wir hier zu hohe
Energiekosten haben, dann müssen wir dafür sor-
gen, dass sich das ändert. Wir müssen genau
schauen, wo wir als Land die Dinge selbst in der
Hand haben. Wir müssen aber auch schauen, wo
wir auf der Bundes-, aber auch auf der europäischen
Ebene dafür sorgen können, dass dies in Zukunft
nicht aus dem Ruder läuft.

Das Zweite, was wir brauchen, sind Investitionen.
Wir dürfen dabei nicht nur an unsere Straßen und
Plätze denken. Investitionen gehen weit darüber hin-
aus. Das betrifft auch die Frage, wie wir angebun-
den sind, wie wir im digitalen Bereich aufgestellt
sind. Sie haben es erwähnt, wir werden Ende 2018,
wenn die Dinge so weiterlaufen wie bisher, das
50-Mbit-Ziel erreicht haben. Ich sage Ihnen ganz of-
fen, ich hätte mir gewünscht, die damalige Bundes-
regierung hätte ein ehrgeizigeres Förderprogramm
ins Leben gerufen - nicht nur 50 Mbit, sondern weit
mehr - und hätte die Mittel dafür zur Verfügung ge-
stellt. Aber jetzt können wir feststellen, wir werden
Ende 2018 das erste Bundesland sein, das flächen-
deckend 50 Mbit zur Verfügung stellen kann. Dass
wir uns damit nicht zufriedengeben, sehen Sie dar-
an, dass wir ein weiteres Förderprogramm über die
eingesparten Mittel aufgelegt haben, um insbeson-
dere ganz schnell und unbürokratisch den Unterneh-
men zu helfen, die in ihrem Gewerbegebiet Glasfa-
ser brauchen, aber auf absehbare Zeit keines be-
kommen werden. Wir investieren Geld in die Giga-
bit-Studie, in 5 G. Das sind Punkte, an denen wir
uns vorbereiten müssen. Wir werden diese Investiti-
onen nicht alle alleine auslösen können. Aber wenn
der Bund - und ich bin der festen Überzeugung,
dass das eine der großen Aufgaben einer neuen
Bundesregierung sein wird - das Geld und die Mög-
lichkeiten dazu zur Verfügung stellt, müssen wir vor-
bereitet sein, damit wir dieses Geld auch abrufen
und möglichst schnell investieren können. Wir soll-
ten unsere Nase ein bisschen weiter vorne haben
als vielleicht das ein oder andere Bundesland mit
mehr eigenem Geld im eigenen Haushalt.

Wir müssen in das Thema Digitalisierung insbeson-
dere auch mit Blick auf unsere Fachkräfte investie-
ren. Heute ist einer der begrenzenden Faktoren
auch für die Unternehmen hier, und das sind nicht
nur die großen Industrieunternehmen, sondern - ich
schaue Bernd Wegner an - das ist auch das saarlän-
dische Handwerk, das Thema, wer denn überhaupt
auf dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht. Das ist
mit die große Zukunftsaufgabe, der wir uns widmen
müssen, und das tun wir ja auch. Das bedeutet in
erster Linie, dass wir natürlich alle Potenziale, die
wir zurzeit im Saarland selbst haben, ausschöpfen
müssen. Und da ist noch Luft nach oben, etwa bei
Älteren oder bei denen, die eine mindere Qualifikati-
on haben und die wir auch mithilfe von Digitalisie-
rung fit machen können. Man kann es sich bei ZF
anschauen, wie über Mensch-Roboter-Kooperation
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer relativ schnell
fit gemacht werden für anspruchsvollere Produkti-
onstätigkeiten. Wer sich das anschaut, sieht, wo hier
die Chancen liegen.

Eine weitere Gruppe, die im saarländischen Arbeits-
markt nach wie vor unterrepräsentiert ist, ist insbe-
sondere die der Frauen. Deswegen ist es unsere ge-
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meinsame Aufgabe, für eine vernünftige Infrastruktur
und für vernünftige Gegebenheiten bei der Verein-
barkeit von Familie und Beruf zu sorgen. Diese Auf-
gabe hat in erster Linie mit Familienpolitik, mit Sozi-
al- und Gesellschaftspolitik zu tun, ist aber darüber
hinaus etwas, was für den Standort, für die Zukunft
des Saarlandes wichtig ist. Deswegen arbeiten wir
daran, deswegen haben wir in der Vergangenheit so
stark darin investiert. Deswegen haben wir die Zah-
len der Krippenplätze, der Ganztagsplätze im Saar-
land so gesteigert, wie wir es getan haben. Wir sa-
gen aber auch, wir sind noch nicht am Ende, diese
Anstrengungen müssen fortgeführt werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir werden
in dem Zusammenhang aber auch Zuwanderung
brauchen. Das heißt, wir werden mit Blick auf Fach-
kräfte ein klar definiertes Einwanderungsgesetz
brauchen, und ich hoffe sehr, dass wir auf Bundes-
ebene auch dazu kommen. Ich sage an der Stelle
aber auch ganz deutlich, ein solches Einwande-
rungsgesetz wird humanitäre Zuwanderung in
Deutschland nicht ersetzen und nicht beenden. Wir
haben ein Grundrecht auf Asyl, und zwar aus histo-
risch gut gewählten Gründen, wir haben uns der
Genfer Flüchtlingskonvention verschrieben, wir ha-
ben sie unterschrieben, und dazu stehen wir. Des-
wegen ducken wir uns vor dieser humanitären Auf-
gabe in diesem Land nicht weg.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ja, das kostet Kraft, das kostet vor allen Dingen viel
Anstrengung von allen Beteiligten, auch von Tau-
senden insbesondere ehrenamtlich Engagierten in
diesem Land, und ja, es kostet auch Geld. Wir ha-
ben in diesem Haushalt in den letzten fünf Jahren
viel geleistet und über den Unterausschuss Flücht-
lingsfragen, den Sie geleitet haben, Herr Kollege La-
fontaine, immer in einer großen Transparenz deut-
lich gemacht, was wir tun und wie viel das kostet.
Aber eines, meine sehr geehrten Damen und Herren
insbesondere auch von der AfD, will ich an dieser
Stelle sagen: Es kostet Geld, aber die Menschen,
die zu uns kommen, sind eben nicht nur Kostenstel-
len in einem Haushalt, sondern Menschen, die Not
erlebt haben und heute Hilfe brauchen. Das ist un-
sere Verpflichtung, dazu stehen wir. Ich bin sehr
stolz, dass wir das im Saarland so tun.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir müssen in die Bildung investieren, der Kollege
Pauluhn hat die Zahlen eben genannt, das ist einer
der großen Schwerpunkte in diesem Haushalt. Wir
haben Fortschritte gemacht, das sehen Sie an den
jüngsten Untersuchungen, gerade was die Lernerfol-
ge, was die Bildungserfolge saarländischer Schüle-
rinnen und Schüler anbelangt.

Sie haben Vorschläge gemacht, etwa bei der Frage,
wie das mit Sozialarbeitern an Schulen ist oder mit

Blick auf ein Kollegium. Auch hier haben wir uns im
Koalitionsvertrag festgelegt und gesagt, dass wir ein
Kollegium der Zukunft wollen. Ich persönlich bin
ebenfalls der Auffassung, dass wir in der Schule auf
Dauer nicht mehr weiterkommen mit einem Kollegi-
um, in dem Lehrerinnen und Lehrer für alles und je-
des zuständig sind. Wir erleben doch zunehmend,
dass Bildungspolitik, dass Sozialpolitik mit einem
Ansatz im Sinne eines gemeinsamen Sozialraums
andere Anforderungen stellt. Andere europäische
Länder haben diesen Ansatz schon. Deswegen wer-
den wir entsprechende Modellversuche auf den Weg
bringen, um genau auszuprobieren, wie das gehen
kann in der Zusammenarbeit von Sozialarbeit, von
Lehrerinnen und Lehrern, von Verwaltungskräften
und von Sonderpädagogen, die wir etwa in der
Grundschule einsetzen. Das muss zusammenkom-
men, das werden wir ausprobieren. Wir wollen die
erfolgreichen Ansätze nachhaltig und strukturell in
diesem Land umsetzen. Das ist moderne, intelligen-
te und neu gedachte Verknüpfung von Bildungs- und
Sozialpolitik. Diesem Ansatz fühlen wir uns in die-
sem Land verpflichtet, meine sehr geehrten Damen
und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Das gilt auch für den Bereich der Hochschulen. Des-
wegen ist es wichtig, in unsere Hochschulen zu in-
vestieren, insbesondere nachdem diese - das ist von
uns nie bestritten worden - in den letzten Jahren ih-
ren Beitrag zur Konsolidierung des Haushaltes ge-
leistet haben. Wir haben im Koalitionsvertrag sehr
deutlich festgelegt, welchen Aufwuchs es geben soll
für die Universität des Saarlandes, für die HTW und
auch für die künstlerischen Hochschulen. Wir haben
deutlich gemacht, dass sie in Zukunft an der Dyna-
misierung im Landeshaushalt teilhaben sollen. Das
ist richtig und auch wichtig, weil wir nicht nur hervor-
ragende außeruniversitäre Forschung wollen - wir
haben diese „Forschungsstraße“ am Saarbrücker
Campus -, sondern auch, dass sich das so wie bis-
her gegenseitig ergänzt und unterstützt, in der guten
Ergänzung von universitärer Lehre und Forschung
zu den außeruniversitären Bereichen. Das muss der
Ansatz sein, den wir haben. Diesem Ansatz werden
wir auch in diesem Haushalt weiter gerecht.

Sie haben eben über die Frage der Investitionen an
der Universität und darüber hinaus gesprochen, sehr
geehrter Herr Kollege Flackus. Sie haben unter an-
derem das Rechenzentrum erwähnt. Wir gehen
einen Schritt weiter als Sie, denn unsere Verhand-
lungen, unsere aktuellen Gespräche gehen dahin zu
überlegen, ob jede Einheit im Saarland eigentlich
noch ein eigenes Rechenzentrum braucht, ob es
nicht wesentlich intelligenter wäre, etwa die Ansätze,
die Neubaupläne, die Fortentwicklung der kommu-
nalen und der Landesebene, mit denen der Universi-
tät zu verknüpfen. Diese Verhandlungen laufen, und
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ich hoffe, dass wir sie bald mit entsprechenden Er-
gebnissen zu einem guten Abschluss bringen kön-
nen.

Ja, wir haben an der Universität einen Investitions-
stau. Wir sind gerade dabei, einen Campusentwick-
lungsplan vorzubereiten, genauso wie wir das beim
Universitätsklinikum gemacht haben. Wir hatten in
der vergangenen Woche Gespräche unter anderem
mit der Stadt Saarbrücken, weil wir unterscheiden
müssen zum einen zwischen dem Thema Helmholtz
an sich und zum anderen dem Thema weiterer Flä-
chenbedarfe außerhalb der Universität, um die Uni-
versität herum, etwa mit Blick auf die Frage, wohin
wir unsere Start-ups entwickeln, wo sie platziert wer-
den sollen, was in Uninähe der Fall sein sollte. Wir
wissen aber auch, dass wir auf dem Campus selbst
weitergehende Bedarfe haben, sei es durch Sanie-
rungen oder weil die Universität weiter am Wachsen
ist. Dazu bedarf es eines entsprechenden Entwick-
lungsplans, der jetzt vorbereitet wird.

Vorbereiten ist auch das Stichwort für die Zukunft.
Wir werden ab 2020 mehr Geld zur Verfügung ha-
ben, um entsprechend investieren zu können. Diese
Investitionen müssen aber vorbereitet werden, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren. Wenn es uns
nämlich bis dahin an Plänen fehlt, wenn wir bis da-
hin nicht genügend Ingenieure und Techniker ha-
ben, die das alles abwickeln können, dann nützt uns
das Geld in 2020 überhaupt nichts, weil wir es nicht
verbauen können. Deswegen haben wir gesagt, die-
se Legislaturperiode ist unterteilt in „Jetzt-Jahre“, wo
wir noch dem Konsolidierungskurs unterliegen, wo
wir aber alles so vorbereiten, beginnend bei der Um-
strukturierung in der Bauverwaltung, damit ab 2020
die Investitionen umgesetzt werden können. Inso-
fern sind wir auch hier im Plan und gut unterwegs.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dies alles,
was wir aus eigener Kraft tun können - das ist vorhin
gesagt worden -, muss unterstützt und flankiert wer-
den durch eine entsprechende Bundespolitik, aber
auch durch eine entsprechende Politik auf europäi-
scher Ebene. Deswegen sind dieser Landesregie-
rung die Themen Europa, Großregion, Frankreich
und Frankreichstrategie so wichtig. Ich bin dem Kol-
legen Hans sehr dankbar, dass er eben das eine
oder andere englische Wort hier hat einfließen las-
sen.

(Beifall und Zuruf des Abgeordneten Lafontaine
(DIE LINKE).)

Das macht deutlich, mit der Frankreichstrategie ist
eben nicht gemeint, dass wir damit Englisch ver-
drängen wollen, vielmehr ist gemeint, dass wir im
Saarland so polyglott sind, dass wir sowohl für fran-
zösische als auch für englische Begriffe Platz ha-
ben. Insofern sollten wir uns dafür gar nicht schä-
men, meine sehr geehrten Damen und Herren.

Wir haben jedoch diese Frankreichstrategie aus ei-
ner Tradition saarländischer Politik, auch aus einer
Tradition der Vorgängerregierungen heraus ent-
wickelt. Wir haben sie in einer Zeit entwickelt - und
ich glaube, darauf können wir stolz sein -, in der vie-
le gefragt haben: Warum eigentlich diese Konzentra-
tion auf Frankreich? Frankreich sei der kranke Mann
Europas - um ein Bild zu benutzen, das einmal mit
Blick auf Deutschland verwendet wurde. Heute, im
Winter des Jahres 2017, stellen wir fest, wie schnell
aus Frankreich ein Treiber mit Blick auf Europa wer-
den kann und wie schnell wir in Deutschland erle-
ben, dass wir nicht sprechfähig sind. Deswegen ha-
ben wir ein ureigenes Interesse daran, dass Europa
funktioniert und dass Europa richtig funktioniert im
Sinne von Freizügigkeit, im Sinne von einer gemein-
samen Arbeit an Freiheit, an Sicherheit, an Wohl-
stand. Dazu soll unsere Frankreichstrategie beitra-
gen. In dem Sinne, glaube ich, können wir auch gut
und gerne mit Kritik umgehen, die - ich formuliere es
einmal vorsichtig - etwas kleinkariert daherkommt.

Ich glaube, dass sich diese Strategie auf die lange
Sicht bewähren wird und dass sie mit das beste Mit-
tel ist, um das Saarland als das zu platzieren, was
es heute ist. Das ist etwas anderes als das, was in
den Sechzigerjahren der SPIEGEL, glaube ich, über
uns geschrieben hatte, wir wären sozusagen das
letzte frankophile Reservat in Deutschland. Heute
erleben wir eher, dass wir insbesondere von der
französischen Seite als ein Kompetenzzentrum in
Sachen „franco-allemand“ gefragt sind. Dorthin wol-
len wir uns noch stärker entwickeln.

Das sind die Schwerpunkte, die wir uns für das kom-
mende Haushaltsjahr vorgenommen haben. Vor al-
len Dingen wollen wir die nächsten Jahre so nutzen,
dass wir in der Lage sind, insbesondere ab 2020 mit
einer hohen Dynamik dieses Land weiter nach vorne
zu entwickeln. Hier kann ich alle Kolleginnen und
Kollegen nur dazu auffordern: Machen Sie mit! Las-
sen Sie uns in einen Wettbewerb der besten Ideen
eintreten. Mir ist es lieber, wir streiten uns über zehn
Ideen, was wir mit diesem Land machen könnten,
von denen eine besser ist als die andere und ehrgei-
ziger ist als die andere, als dass wir die Debatten
von heute wiederholen, bei denen wir zum hundert-
sten Mal die alten Betrachtungsweisen ein Stück
weit miteinander austauschen.

Deswegen komme ich am Ende meiner Rede wieder
zur Ausgangslage zurück: Politik beginnt mit der Be-
trachtung der Wirklichkeit. Die Wirklichkeit im Saar-
land ist weder rosarot noch ist sie bei Weitem so
schwarz, wie sie heute Morgen hier gezeichnet wor-
den ist. Sie ist aus meiner Sicht durchaus mit guten
Perspektiven versehen. Auf uns wird es jetzt ankom-
men, in den nächsten Jahren die Weichen so zu
stellen, dass daraus eine richtig helle und strahlende
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Zukunftsfarbe für unser Land wird. - Herzlichen
Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Anhal-
tender Beifall von der CDU. - Beifall von Ministe-
rin Bachmann und den Ministern Bouillon und
Toscani.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die DIE LINKE-Landtagsfraktion
Herr Fraktionsvorsitzender Oskar Lafontaine.

Abg. Lafontaine (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich will Sie vor der Mittagspause nicht allzu
lange behelligen, aber ein paar Gedanken muss ich
noch vortragen und auf die Vorrednerinnen und Vor-
redner eingehen.

Zunächst zur Ministerpräsidentin. Es ist gut, dass
Sie festgestellt haben, dass wir nicht alles schönre-
den wollen. Das ist Aufgabe der Landesregierung.
Wir wollen auch nicht alles schlechtreden. Es gibt
aber für die Opposition folgendes Problem. Wenn
sie begrenzte Redezeit hat, kann sie nicht ständig
die Landesregierung loben, sondern sie muss zu-
nächst einmal - das ist ja ihre Aufgabe - die
Schwachpunkte der Regierungsarbeit offenlegen.
Ich glaube, dafür muss man Verständnis haben.

Sie haben auch recht, wenn Sie darauf hinweisen,
dass wir in die Zukunft blicken sollen. Sie haben
Franz-Josef Röder erwähnt und haben die Gebiets-
reform erwähnt. Aber gerade das ist ja das Stich-
wort, wo ich zu gerne etwas zur Zukunft gehört hät-
te, um einmal darauf hinzuweisen, dass Sie diesem
Anspruch nicht immer gerecht werden. Das Thema
beschäftigt uns seit Langem und hat natürlich sehr
viele taktische Erwägungen zur Folge. Ich möchte
hier unsere Position klarstellen, damit überhaupt ei-
ne Fraktion ihre Position klarstellt.

Wir halten die Überlegungen zur Gebietsreform, die
in erster Linie aus finanziellen Erwägungen heraus
getroffen worden sind, für falsch. Ich kenne die Ge-
bietsreform, die vor Jahren gemacht worden ist. Ich
habe selber daran mitgewirkt. Sie hat der CDU
schwer geschadet - das möchte ich nur noch einmal
in Erinnerung rufen -, weil sie viele aktive Kommu-
nalpolitiker zur damaligen Zeit verloren hatte. Wir
hatten damals bei der Gebietsreform aus über 300
Gemeinden die bekannten 51 Gemeinden gemacht.

Dazu möchte ich sagen: Wenn das überwiegend da-
zu dient, die finanzielle Situation der Gemeinden zu
lösen, dann wird das nicht aufgehen. Es ist auch
kein Grund, eine Gebietsreform so anzugehen, denn
die finanzielle Situation der Gemeinden kann durch
andere Maßnahmen verbessert werden. In keinem
Fall wird sie verbessert, wenn wir beispielsweise

Völklingen und Saarbrücken zusammenlegen. Ich
denke nur einmal an die Verschuldung.

Wir sind der Meinung, die Demokratie hat eine wich-
tige Rolle in unserer Gesellschaft und die Gemein-
den spielen eine ganz wichtige Rolle in der Demo-
kratie. Aus demokratischen Erwägungen halten wir
deshalb eine Gebietsreform, wie sie teilweise gefor-
dert wird, für falsch. Das ist unsere Position. Die
möchte ich hier nur einmal vortragen.

(Beifall von der LINKEN.)

Ich freue mich, dass das nicht nur unsere Position
ist. Sie ist gewachsen aus den Erfahrungen der ver-
gangenen Jahre. Deswegen habe ich noch einmal
auf die Gebietsreform hingewiesen.

Es wird immer wieder gesagt, es gäbe keine Alter-
nativen. Das ist nicht gut. Ich möchte Sie bitten, das
in Zukunft zu unterlassen. Es wäre auch ganz lang-
weilig, wenn wir immer nur dasselbe wiederkauen
würden. Es gibt schon Alternativen. Ich will eine her-
ausgreifen. Sie haben gesagt, der Arbeitsmarkt im
Saarland ist in guter Verfassung. Sie haben das
nachher relativiert. Da haben wir eine ganz andere
Auffassung. Ich weiß, da gibt es tolle Statistiken.
Das wissen wir ja. Aber wir weisen immer wieder
darauf hin, dass es niemals eine gute Verfassung
des Arbeitsmarktes ist, wenn 20 Prozent der Be-
schäftigten in ungesicherten, schlecht bezahlten Ar-
beitsverhältnissen leben. Das ist unsere Position.

(Beifall von der LINKEN.)

Da sind viele Fehlentscheidungen getroffen worden
und diese Fehlentscheidungen muss man korrigie-
ren. Die sind auf Bundesebene in der Diskussion.
Was also Gebietsreform und Arbeitsmarkt betreffen,
wollte ich eben nur noch einmal darauf hinweisen,
dass das Gerede, es gäbe keine unterschiedlichen
Auffassungen, doch ziemlich albern ist.

Der dritte Punkt ist, wie man den Finanzausgleich
bewertet. Von Ihrem Standpunkt aus, Frau Minister-
präsidentin, haben Sie ja völlig recht, wenn Sie sa-
gen, bisher war der Finanzausgleich so und so, wä-
re er weitergelaufen, hätten wir 500 Millionen weni-
ger. Das ist richtig. Der Rechnungshof hat aber ge-
nauso recht, wie die Opposition recht hat. Wir gehen
nicht davon aus, wie der Finanzausgleich, wenn er
weitergelaufen wäre, das Land gestellt hätte, son-
dern wir haben die Frage gestellt, was wir mehr be-
kommen haben, was wir echt mehr zur Verfügung
haben. Und da hat der Rechnungshof gesagt, 150
Millionen Euro.

Jetzt bitte ich Sie einmal alle zu googeln, was die
anderen Länder mehr bekommen haben. Wenn ich
dann sehe - und da müssen Sie mich verstehen -,
dass Bayern, ein Land, das finanziell so stark da-
steht, fast zehn Mal so viel mehr hat als wir, zusätz-
lich, dann muss ich die Frage aufwerfen, ob der Fi-
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nanzausgleich wirklich gut gewesen ist, so wie er
jetzt ausgehandelt worden ist.

(Zuruf des Abgeordneten Hans (CDU). - Abg.
Thielen (CDU): Sie haben zehn Mal so viel pro
Kopf?)

Ich kenne die Zahlen. - Dass sich die mächtigsten
Länder immer durchsetzen, das ist ja bekannt. Ich
wollte nur darauf hingewiesen haben: Ein Land, das
bei Investitionen unendlich viel besser dasteht als
wir, Bayern, hat bei dem Deal knapp 1,45 Milliarden
Euro mehr bekommen. Wir haben laut Rechnungs-
hof 150 Millionen Euro zusätzlich zur Verfügung.
Denken Sie einmal an die Relationen. Das kann
man so oder so bewerten.

Sie haben sich dagegen verwahrt, dass Herr
Flackus hier gesagt hat, es gebe keinen ausreichen-
den Plan der wirtschaftlichen Erneuerung. Wir ma-
chen das ja immer anders. Wir weisen immer auf die
Stellungnahme der Saarwirtschaft hin. Die haben Ih-
nen ja vorgehalten - Herr Bubel beispielsweise -, es
gebe keinen Plan. Dasselbe hat Professor Scheer
gesagt. Das sind ja nicht unsere Erfindungen. Wir
erwähnen das hier, damit Sie darüber nachdenken,
ob vielleicht irgendetwas dran ist, denn diese Aussa-
ge, es gibt nichts Neues oder so, die muss man so-
wohl auf sich selbst als auch auf die anderen zu-
rückspielen. Die Frage ist, was denn jetzt das ei-
gentlich Neue war.

Gut ist es, dass Sie gesagt haben, Sie sehen das
genauso beim digitalen Auto. Das haben ja weder
wir erfunden noch haben Sie das erfunden. Digitali-
sierung ist ein Projekt, das wirklich global angegan-
gen wird. Aber wir haben ja hier einen Vorschlag ge-
macht, den wir auch in die Haushaltsberatungen ein-
gebracht haben. Man kann ihn für richtig oder falsch
halten, nur nervt es mich ein bisschen, wenn man
dann sagt, es gäbe keine Alternativen. Sie haben
den Vorschlag abgelehnt. Es ist ja in Ordnung, dass
Sie ihn abgelehnt haben, wenn Sie meinen, Ihre
Gründe dafür zu haben, aber sagen Sie doch bitte
nicht, es gäbe keine Alternativen. So weit zu Ihren
Argumenten; ich kann aus Zeitgründen nicht auf al-
les eingehen.

Interessant war auch der Beitrag des Kollegen
Pauluhn. Ich rufe ihn so auf, wie es mir noch in Erin-
nerung ist. Ich greife einmal zwei Punkte auf. Wenn
ich hier mit Trump gekommen wäre, hätte es sofort
wieder geheißen, der Großökonom aus Silwingen
oder was weiß ich. Ich will jetzt nicht sagen, der
Großpolitiker aus dem Bliesgau oder so, auch diese
Albernheiten sollten wir uns in Zukunft ersparen,
denn es ist nun einmal so: Was dort geschieht, spielt
auch eine Rolle für uns. Das habe ich mir deswegen
notiert, Herr Kollege Pauluhn, weil es auch da wie-
der um Alternativen geht, die hier einfach strikt ge-
leugnet werden, nämlich die Alternative der Steuer-

politik, die ja nun fundamental für jeden Haushalt ist.
Trump hat die Körperschaftssteuer auf 20 Prozent
gesenkt. Wann haben wir sie gesenkt? Weiß das
noch einer? Weiß irgendjemand, wie hoch sie ist?
Weiß irgendwer, welche Ausfälle das für das Land
gebracht hat? - Es sind 400 Millionen pro Jahr sal-
diert, wenn ich es noch ein bisschen hochrechne.
Das spielt doch eine große Rolle, wenn wir nicht nur
die Körperschaftssteuer, sondern die Steuerrefor-
men der letzten Zeit betrachten, die ich nicht mitge-
tragen hätte. Das Land, die damalige Regierung
Müller, hat sie mitgetragen. Sie können es natürlich
für richtig halten, aber, Kollege Hans, um Sie gleich
mit einzubeziehen, dann ist die Aussage, man wäre
unverschuldet in der Situation, zumindest aus der
Sicht derjenigen zu relativieren, die eine solche
Steuerpolitik für falsch halten.

Es gibt in dieser Situation noch einen anderen
Punkt. Ich komme auf das Argument der Vermö-
genssteuer zurück. Es wurde angesprochen, dass
acht Menschen so viel besitzen wie die Hälfte der
Menschheit. Ein solches System halten wir für
falsch. Wir glauben, dass eine Steuerpolitik, die die-
ses System weiter begünstigt, grundfalsch ist. Wir
haben hier eine völlig andere Position. Wir beharren
darauf, dass große Vermögen und große Erbschaf-
ten besteuert werden müssen, wenn wir soziale Ge-
rechtigkeit wollen. Im Übrigen sind die großen Ver-
mögen eine Verhöhnung des Gedankens, dass ein
Vermögen selbst erarbeitet sein muss, wie es die
Aufklärung fordert. Bitte lernen Sie doch irgendwann
einmal, dass kein Mensch dieser Welt sich 1 Milliar-
de erarbeiten kann! Wenn wir einmal so weit kom-
men, dann haben wir natürlich eine andere Basis.
Wir bleiben also bei dieser Alternative - die es an-
geblich nicht gibt -, dass wir eine ganz andere Steu-
erpolitik brauchen. Mit dem Stichwort Trump haben
Sie mir dazu die Vorlage geliefert.

Die nächste Alternative ist die Schuldenbremse, die
Sie verteidigt haben. Ich will die Kolleginnen und
Kollegen von der Sozialdemokratie an etwas erin-
nern. Es gibt zwei Personen, die hier zu erwähnen
sind. Da ist einmal Karl Schiller, der so etwas nie un-
terschrieben hätte. Zu Ihrer Erinnerung: Ich habe ihn
wieder in die Partei aufgenommen. Vielleicht weiß
der eine oder andere das noch. Karl Schiller hätte
das nie unterschrieben, weil er eben ein klassischer
Keynesianer war. Er würde einen solchen Quatsch
nicht unterschreiben. Mein verstorbener Freund Pe-
ter Struck war der Auffassung, dass es eine richtige
Maßnahme sei, man müsse es unbedingt tun. Ich
halte die Auffassung von Karl Schiller für richtig. Sie
mögen die Auffassung von Peter Struck und vielen
anderen für richtig halten, aber wir halten die Auffas-
sung der Schuldenbremse aus ökonomischen Grün-
den für zwingend falsch. Bleiben Sie ruhig bei Ihrer
Auffassung, aber sagen Sie doch nicht, es gäbe kei-
ne Alternativen, wo es doch fundamentale Alternati-

Landtag des Saarlandes - 16. Wahlperiode - 9. Sitzung am 04./05. Dezember 2017

(Abg. Lafontaine (DIE LINKE))

350



ven gibt! Das ist nämlich keine Debatte, die zielfüh-
rend ist, sondern einfach nur ein bisschen langwei-
lig.

(Beifall von der LINKEN.)

Nun komme ich noch zu einzelnen Vorschlägen.
Wie wollen wir eine Debatte über irgendein Problem
führen, ohne vorher die Ausgangsbilanz darzustel-
len? Wenn wir sagen, wir haben über 14 Milliarden
Schulden, dann gehört das zu einer Haushaltsdebat-
te dazu. Wenn wir immer wieder sagen, wir investie-
ren zu wenig, dann geschieht das nicht aus Bosheit
oder weil wir Sie langweilen wollen. Es ist auch nicht
so, dass wir sagen, Sie seien allein daran schuld,
sondern wir stellen einfach nur Folgendes fest:
Wenn wir alle, wie ich es einmal unterstelle, für die
Zukunft des Saarlandes das Beste wollen, dann
müssen wir fast so viel oder genau so viel investie-
ren wie vergleichbare Länder. Das ist unser Pro-
blem. Herr Kollege Hans, Sie haben gesagt, wir wür-
den jeden Tag 1 Million ausgeben, aber das ist doch
keine Zahl. Wenn Bayern 2 Millionen oder Baden-
Württemberg 3 Millionen ausgibt, dann sind das kei-
ne Zahlen. Solange Sie keine Relation herstellen,
hilft uns eine solche Betrachtungsweise überhaupt
nicht weiter.

Ich habe Ihnen versprochen, dass ich nicht so lange
reden will, deswegen will ich nur noch eines nennen.
Sie sagten, es gäbe keine Alternativen. Herr Flackus
hat darauf hingewiesen, dass wir das Sondervermö-
gen heranziehen sollten. Damit dies überhaupt auf
Diskussionsbereitschaft stößt, haben wir gesagt, der
Rechnungshof schlägt das vor. Entschuldigen Sie
bitte, Herr Kollege Hans, aber das sind die von Ih-
nen vorgeschlagenen Leute. Man kann doch zumin-
dest einmal darüber diskutieren. Sagen Sie bitte
nicht auch hier, es gäbe überhaupt keine Alternati-
ven.

Ich bin froh darüber, dass das Helmholtz-Zentrum
jetzt bei uns an der Saar ist. Frau Ministerpräsiden-
tin, wir hatten uns bei einem anderen Anlass darauf
verständigt, dass dieses Zentrum aus der Informatik
aufwächst. Das war ein Schwerpunkt. Nach wie vor
würde ich die Medizintechnik als Schwerpunkt ange-
hen, wenn ich die Möglichkeit dazu hätte. Sie haben
vielleicht andere Überlegungen oder Betrachtungs-
weisen. Ich erwähne es nur. Sie sollten also nicht
immer wieder sagen, wir hätten keine Alternativen,
es gäbe keine Opposition oder was auch immer ich
da immer höre. Lassen Sie uns doch jeden mit Re-
spekt behandeln. Jeder hat seine Argumente. In der
Demokratie gibt es unterschiedliche Argumente,
aber in der Demokratie braucht man nicht nur die
Regierung, sondern auch die Opposition. Die Oppo-
sition hat andere Positionen als die Regierung, an-
sonsten wäre es ja wirklich stinklangweilig. Ich habe
versucht, Ihnen in der Kürze der Zeit ein paar funda-

mental andere Positionen aufzuzeigen. - Vielen
Dank. Vielleicht habe ich Sie erreicht.

(Beifall von der LINKEN.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die SPD-Landtagsfraktion Herr Ab-
geordneter Eugen Roth.

Abg. Roth (SPD):
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Ich möchte es
kurz und schnell machen. Ich bedanke mich zu-
nächst einmal herzlich bei euch für die Beileidsbe-
kundungen. Ich weiß sie zu schätzen.

(Heiterkeit.)

Ich möchte auf zwei oder drei Aspekte der allgemei-
nen Aussprache hinweisen. Zunächst einmal kom-
me ich zu unserer Haushaltsplanung und zur bishe-
rigen Haushaltsgestaltung. Meiner Meinung nach
muss man eines besonders betonen, das bisher gar
nicht so herausgekommen ist, vielleicht weil wir es
als selbstverständlich erachten: Wir haben Stabilität.
Wir haben kein Durcheinander und wir haben nicht
laufend irgendwelche Krisendiskussionen, sondern
wir haben Stabilität. Man mag unseren Plan der
Haushaltskonsolidierung kritisieren, man kann aber
nicht sagen, dass es nicht völlig geordnet ablaufen
würde. Wenn ich mir einmal überlege, welche Weg-
strecke wir bei allen Schwierigkeiten schon zurück-
gelegt haben, so bin ich selbst erstaunt. Wenn man
mir das am Anfang gesagt hätte, hätte ich es nicht
geglaubt.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Nun ein Schlenker zu meinem Vorredner. Lieber Os-
kar, wir versuchen, das zu machen, was wir real be-
stimmen können. Man kann über vieles reden. Es
gibt sicherlich unterschiedliche Auffassungen auch
innerhalb der Großen Koalition. Ich nenne nur ein-
mal das schöne Thema Vermögenssteuer. Ich per-
sönlich halte sie aus Gerechtigkeitsgründen für rich-
tig. Ich weiß aber auch, dass wir im Saarland das
nicht beeinflussen können. Das können wir so gut
wie gar nicht. Es gibt ja auch immer irgendwelche
Theorien zu Bundesratsinitiativen. Mir ist aber bisher
nicht bekannt, dass der Kollege Bodo Ramelow aus
Thüringen eine Bundesratsinitiative für die Wieder-
einführung der Vermögenssteuer gestartet hätte.
Denn auch er weiß durch einen Akt wertender
Selbsterkenntnis, wie solche Steuermaßnahmen
laufen. Sie kommen generell nicht aus einem einzi-
gen Bundesland, geschweige denn aus dem klein-
sten Flächenland, das dazu noch ein Haushaltsnot-
lageland ist. Es wäre schön, wenn wir es so machen
könnten, aber das ist und bleibt ein Traum. Deshalb
müssen wir uns dem widmen, was wir hier real tun
können.
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(Abg. Lafontaine (DIE LINKE): Das gab es schon
einmal, dass das kleinste Land Mehrheiten hatte.
- Abg. Hans (CDU): Was sagte Finanzminister
Lafontaine zu so etwas? - Sprechen.)

Jedenfalls ist diese Haushaltssanierung kein Selbst-
zweck. Man muss sich die Frage stellen, warum wir
das überhaupt tun. Warum muten wir uns all diese
Schwierigkeiten und das, was wir durchziehen müs-
sen, zu? - Es gibt eine wesentliche Antwort, die mir
immer etwas zu kurz kommt. Die Antwort wurde
zwar bei der Frankreichstrategie genannt, sie gibt es
aber meiner Meinung nach nur teilweise wieder: Wir
sind in diesem schönen Bundesland im Südwesten
der Bundesrepublik Deutschland d i e Brücke zu
Frankreich. Bis vor kurzer Zeit wollte man uns bei-
bringen, dass wir sofort einen geborenen Erbfeind
hätten, wenn ein französischer Junge oder ein fran-
zösisches Mädchen zur Welt kommt. Heute arbeiten
wir zusammen und sind die Stabilisatoren und die
Brücke, damit unser Europa, das größte Friedens-
projekt, das jemals gegründet wurde, überhaupt
läuft. Das muss man sich immer wieder vor Augen
führen, wenn man mit solch irdischen Dingen wie
Haushaltszahlen befasst ist. Deshalb tun wir das.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Aus diesem Thema heraus ist auch die Sache mit
der Zuwanderung zu verstehen. Die Zuwanderung
ist für uns nämlich alles andere als neu. Es gehört
quasi zu den Genen der Saarländerinnen und Saar-
länder, dass es Zuwanderung und Exil und so weiter
gibt. Das ist alles noch gar nicht so lange her. Ich
möchte einen Punkt nennen und wende mich damit
an alle, die zuwanderungskritisch sind. Sie hören es
nicht gerne, ich habe es aber selbst fünf Mal über-
prüft und es stimmt tatsächlich. Jenseits von allen
humanitären Gesichtspunkten und Sicherheits-
aspekten ist es so, dass jede Zuwanderin und jeder
Zuwanderer durch die volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnung und den Verteilungsmechanismus schon
Geld mitbringt. Da sagt jeder: Der Roth hat sie nicht
mehr alle. - Nein, das ist so! Wenn wir Bevölkerung
gewinnen, gewinnen wir auch durch die entspre-
chenden Verteilungsmechanismen Geld. Das
schwankt etwa zwischen 2.000 und 2.300 Euro pro
Person. Das bringen diese Menschen mit, in dem
sie überhaupt hierherkommen. Ich hoffe, dass sie
schnell integriert werden, damit sie bleiben und nicht
in die Metropolen weiterwandern.

Es bleibt also festzuhalten: Wenn man ein solches
Thema mit allen Schwierigkeiten, aber auch mit aller
Vernunft betrachtet und es nicht nur auf Sicherheits-
aspekte, Arbeitsmarktaspekte und andere Dinge re-
duziert, sondern auch im Sinne von Bevölkerungs-
entwicklung betrachtet, dann ist die Zuwanderung
für uns kein Nachteil. Für uns ist das existenziell,
auch wenn es vielleicht auf den ersten Blick nicht so
aussieht, liebe Kolleginnen und Kollegen. Wir reden

schon länger mit der Wirtschaft darüber. Das alles
kann man noch besser ordnen. Die Ströme kann
man durch ein humanitäre und wirtschaftliche Zu-
wanderung betreffendes Zuwanderungsgesetz tren-
nen.

Noch einige Worte zum Arbeitsmarkt. Das wurde ge-
rade vom Fraktionsvorsitzenden angesprochen, des-
wegen habe ich mich zu Wort gemeldet. Ich habe
meine Zeit schon fast aufgebraucht. Wir tun einiges
auf dem Arbeitsmarkt, aber das kann immer nur
komplementär sein zu dem, was der Bund macht.
Deswegen mache ich aus meinem Herzen keine
Mördergrube. Ich hoffe, dass im Bund etwas Ordent-
liches zustande kommt, weil das an der Baustelle
ganz entscheidend sein könnte. Wir haben das Pro-
jekt „Arbeit für das Saarland“ gemacht. Das bauen
wir aus. Wir legen noch einmal 500.000 Euro drauf.
Das sind 15 Millionen Euro - pro Jahr 3 Millionen
Euro -, um dem gespaltenen Arbeitsmarkt, den wir
haben, auch mit Landesmitteln und viel Geld, das
wir in die Hand nehmen, verstärkt zu Leibe zu
rücken. Die Zahlen für den Arbeitsmarkt sind vorder-
gründig gut, aber er ist gespalten; die Langzeitar-
beitslosigkeit ist verfestigt.

Im Übrigen ist es eine Erfahrung aus der Arbeits-
marktforschung, dass immer wieder vordergründig
abgeschriebene Menschen, wenn sie richtig inte-
griert und gecoacht werden, sogar den Weg in den
ersten Arbeitsmarkt finden können, obwohl man es
vorher gar nicht mehr geglaubt hätte. Deshalb neh-
men wir dieses Geld in die Hand. Deshalb machen
wir das mittlerweile als Familiencoaching, weil es
nichts bringt, wenn man die einzelnen Menschen se-
parat betrachtet. Deshalb machen wir zum Beispiel
auch Frauen betreffend ein Landesprogramm „Frau-
en in Arbeit“. Das kooperiert mit den Jobcentern, der
Bundesagentur für Arbeit und der Netzwerkstelle
„Frauen im Beruf“ bei der Arbeitskammer des Saar-
landes.

Die Wanderarbeiter betreffend haben wir dafür ge-
sorgt, dass es eine Beratungsstelle für Wanderarbei-
ter gibt. Das ist eine kleine Summe, die aber eine
große Wirkung entfalten wird. Es sind immerhin
180.000 Euro, die wir in den Haushalt eingestellt ha-
ben. Damit zeigen wir, dass wir die Probleme sehen.
Wir gehen mit diesen Problemen ordentlich um. Wir
hoffen, dass das vom Bund in Relation unterstützt
wird. Wenn ich alles zusammenrechne, dann sind es
25 Millionen Euro. Alleine werden wir nicht klarkom-
men, obwohl das eine große Summe ist. Aber wir
tun das und geben somit trotz schwieriger Haus-
haltsnotlagebedingungen diesem Haushalt ein so-
ziales und arbeitsmarktpolitisches Antlitz. Wir ver-
gessen diejenigen nicht, die es schwieriger haben.

(Vereinzelt Beifall bei den Regierungsfraktionen.)
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Das wird aber beim Thema Wirtschaft noch im Detail
beredet werden. Dann werden wir auch noch über
das Thema Meisterbonus und den Stellenwert der
dualen Ausbildung reden. Zwei schwierige Jahre lie-
gen noch vor uns. Trotzdem haben wir viel erreicht.
Wir haben aber auch noch viel vor. Wir wollen das
Saarland zukunftsfähig gestalten. Wir sind auf die-
sem Weg schon weit vorangekommen. - Herzlichen
Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Für die CDU-Landtagsfraktion hat Herr Abgeordne-
ter Alexander Funk das Wort.

Abg. Funk (CDU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Die einzige Oppositionspartei
hier im saarländischen Landtag hat uns vorgewor-
fen, den Haushalt auf dem Prinzip Hoffnung aufzu-
bauen. Nun wusste schon Goethe: „Sage nicht, dass
du geben willst, sondern gib! Die Hoffnung befrie-
digst du nie.“ In diesem Sinne geben wir. Wir geben
mit diesem Haushalt die Mittel frei für die Wirtschaft,
für das Soziale, für die Bildung, für die Wissenschaft
und die Forschung. Wir setzen auch die notwendi-
gen Impulse für die Infrastruktur und stärken das Eh-
renamt, um damit die Bürgergesellschaft in diesem
Land zu unterstützen. Diese macht es letztendlich
aus, dass unser Land lebens- und liebenswert bleibt.

Wir machen dies in einem engen Korsett und einem
schwierigen Rahmen. Der Haushalt von 4,2 Milliar-
den Euro ist gegeben. Durch die Konsolidierungs-
vereinbarung mit dem Bund - die Defizitobergrenze -
ist das Korsett sehr eng. An das müssen wir uns hal-
ten, wenn wir auf die Konsolidierungshilfe von
260 Millionen Euro nicht verzichten wollen. Das ist
unser Maßstab bei allem, was wir tun. Wie können
jetzt darüber streiten, wie wir diese 4,2 Milliarden
Euro ausgeben.

Wenn ich sage, die Linksfraktion ist die einzige Op-
positionspartei hier im Parlament, dann will ich das
erläutern. Seit der Einbringungsrede vor sechs Wo-
chen haben wir in stundenlangen Sitzungen im
Haushaltsausschuss den Etat beraten. Titel für Titel
sind wir durchgegangen. Es wurden kritische Fragen
gestellt. Keine einzige Frage der AfD. Es gab keine
einzige Wortmeldung. Kein einziger Abänderungs-
antrag wurde im Haushaltsausschuss gestellt. Das
ist klare Arbeitsverweigerung. Anders kann man das
nicht bezeichnen. Das ist sicherlich in diesem Haus
historisch; der Kollege Pauluhn hat es schon ange-
sprochen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Die LINKE hat es anders gemacht. Frau Spaniol hat
ihre kritischen Fragen gestellt. Manchmal konnten
wir schon ein wenig Mitleid haben, wenn sie als Al-
leinkämpferin gegen die ganze Heerschar von Minis-
terialbeschäftigten angekämpft hat.

(Abg. Spaniol (DIE LINKE): Ich war gut, nicht? -
Lachen bei der LINKEN.)

Wie schon Kollege Lafontaine erwähnt hat, ist das
zwingend notwendig in einer parlamentarischen De-
mokratie. Erst durch die kritischen Fragen der Oppo-
sition muss die Regierung gute Argumente für ihr
Ausgabeverhalten haben. Erst durch die Änderungs-
anträge treibt man die Regierungsfraktionen voran,
um ein Feld nicht liegen zu lassen. Insofern ist das
wichtig. Insofern ist meine einzige Hoffnung für das
Jahr 2018, dass auch die AfD ihre Arbeit aufnimmt.

Die LINKE hat Anträge mit einem Volumen von
12,2 Millionen Euro gestellt. Sie hat eine Kompensa-
tion in Höhe von 6 Millionen Euro als Gegenfinanzie-
rung vorgeschlagen. Das kann man so machen,
muss man aber nicht. Wir haben es nicht gemacht,
wobei dies keineswegs aus Böswilligkeit geschehen
ist, Herr Kollege Flackus. Ich möchte das begrün-
den.

(Sprechen und Lachen bei der LINKEN.)

Hier ist alleine schon die Tatsache zu nennen, dass
es 12,2 Millionen mehr kosten würde und Sie nur
6 Millionen Gegenfinanzierung vorschlagen. Würden
wir das so beschließen, würde dies bedeuten, dass
wir die Defizitobergrenze reißen. Ich muss an der
Stelle Ihren Bericht als Vorsitzender des Haushalts-
ausschusses korrigieren; diese hat sich nämlich ver-
ringert. Durch die Vorlage der Ergänzungsvorlage
haben wir noch einen Abstand zur Defizitobergrenze
von 2 Millionen Euro. Wir würden sie also reißen
und würden dadurch auf die 260 Millionen vom Bund
verzichten. Das kann man so machen, keine Frage.
Aber nachdem wir seit 2010 eine Milliarde einge-
spart haben und nachdem wir diesen anstrengenden
Weg zurücklegt haben, würden wir es jetzt, wo wir
das Ziel vor Augen haben, für bescheuert halten,
kurz vorher in die Hose zu machen.

(Lachen. - Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Selbst Ihre Kompensationsvorschläge von 6 Millio-
nen sind ja nicht solide finanziert. Sie wollen das
zum größten Teil dadurch finanzieren, dass Sie den
Verfassungsschutz abschaffen. Die Mitarbeiter dort
sollen im Polizeidienst andere Aufgaben überneh-
men. Wenn wir nicht davon ausgehen, dass die das
ehrenamtlich machen sollen, dann muss man in den
Haushalt schauen: Der Haushalt des Landesamtes
für Verfassungsschutz beträgt 4,3 Millionen Euro.
Rund 4 Millionen Euro davon sind Personalausga-
ben. Also auch dieser Einsparvorschlag ist nicht
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ganz korrekt, aber jetzt merken Sie selbst, dass Sie
falsch gerechnet haben.

Der zweite Widerspruch in Ihrer Argumentation ist
die Aussage, dass die Investitionsquote zu niedrig
sei. Es sind 8,1 Prozent im Landesdurchschnitt. Man
kann darüber streiten, ob sie zu niedrig ist. Jeder
von uns hätte sicherlich Ideen, wie man noch mehr
Geld ausgeben kann. Ich möchte aber Ihren ehema-
ligen Finanzminister Helmuth Markov aus Branden-
burg, also dort, wo sie in der Regierungsverantwor-
tung stehen, zitieren, der klar sagt: Wir wollen be-
wusst in Bildung, Wissenschaft und öffentliche Be-
schäftigung investieren. Investitionen in die Infra-
struktur werden wir reduzieren, wir wollen vermehrt
in Köpfe statt in Asphalt investieren. - Wir müssen
gar nicht bis nach Brandenburg gehen, auch Barba-
ra Spaniol hat noch im September dieses Jahres ge-
sagt: Es wird höchste Zeit, dass Bildung nicht mehr
derart stiefmütterlich behandelt wird und die Einsicht
einkehrt, dass Bildungsausgaben Investitionen in die
Zukunft sind. - Also, Frau Spaniol, wenn doch diese
Einsicht eingekehrt ist, dann müssen wir doch auch
bei der Investitionsquote - die auch immer eine Defi-
nitionsfrage ist - unsere Ausgaben für Bildung, Wis-
senschaft und Forschung sowie den aktiven Arbeits-
markt hinzurechnen. Dann haben wir eine Investiti-
onsquote von rund 40 Prozent und ich würde sagen,
die kann sich sehen lassen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ihr wesentlicher Vorschlag ist ja das digitale Auto
2020. Das sieht auf den ersten Blick sehr gut aus,
und trotzdem sage ich: Es ist ein sehr staatswirt-
schaftlicher Ansatz. Mit Staatswirtschaft haben wir in
Deutschland nicht unbedingt die besten Erfahrungen
gemacht. Die Gefahr besteht, dass man am Markt
vorbei produziert, schließlich wollen wir keinen digi-
talen Trabbi herstellen. Viel entscheidender ist es,
dass man Kooperationsprojekte zusammen mit der
Wirtschaft und der Wissenschaft initiiert. Da haben
wir den Digitalisierungsrat.

(Abg. Flackus (DIE LINKE): Das steht genau dort
drin, woraus Sie zitiert haben.)

Nein, es ist ein sehr staatswirtschaftlicher Ansatz,
dass wir das federführend machen sollen. Wir haben
den digitalen Kooperationsrat, der selbstverständlich
diese Koordinierung in Angriff nehmen kann. Aber
ein zweiter wesentlicher Punkt in Ihrem Antrag ist
die Fokussierung auf die Glasfaser. Selbstverständ-
lich ist das eine notwendige Bedingung für die Digi-
talisierung, aber keine hinreichende, denn für das di-
gitale Auto beispielsweise brauchen wir auch einen
schnellen Mobilfunk. So ein digitaler Trabbi mit ei-
nem Glasfaserkabel am Auspuff wird sicherlich nicht
weit kommen. Deshalb ist es richtig, dass die Bun-
desregierung schon im nächsten Jahr die Frequen-
zen für 5G freigibt. Die EU-Kommission möchte dies

ja europaweit machen, was im Prinzip sinnvoll wäre,
aber wir können da nicht unnötige Zeit vergeuden,
wenn wir im Wettbewerb zu den USA und zu Asien
bestehen wollen. Deswegen ist es richtig, wenn wir
im nächsten Jahr diese Frequenzen freigeben und
Deutschland hier eine Vorreiterrolle einnimmt. Unter-
stützt wird das Ganze durch ein Programm der Bun-
desregierung, nämlich die Zukunftsoffensive Gigabit-
Deutschland, wo Verkehrsminister Dobrindt zusam-
men mit der Wirtschaft und den Unternehmen bis
zum Jahr 2023 100 Milliarden Euro in die digitale
Gesellschaft investieren möchte. An diesem Beispiel
sieht man, dass man mit den 100 Milliarden ein
bisschen mehr anstellen kann als mit den 5 Millio-
nen, die Sie jetzt fordern. Insofern haben wir auch
diesen Antrag abgelehnt.

(Abg. Flackus (DIE LINKE): Wenn er denn was
bekommt.)

Das Prinzip Hoffnung, dass Sie uns vorgeworfen ha-
ben, fußt hauptsächlich auf dem Argument: Sie kön-
nen froh sein, dass die Zinsen niedrig sind. Nun, es
ist schon in der Einbringungsrede vom Finanzminis-
ter dargestellt worden, es ist auch im Ausschuss
dargestellt worden und heute Morgen hat es der Kol-
lege Hans noch einmal erläutert, wie das sich mit
der Zinspolitik verhält. Trotzdem bringen Sie immer
und immer wieder dieses falsche Argument.

Es gibt für mich zwei Gründe, warum das so sein
könnte. Der erste wäre, dass Sie es nicht verstehen.
Der zweite wäre, dass Sie es nicht verstehen wollen.
Jetzt habe ich Sie kennen und schätzen gelernt,
Herr Flackus, ich sage einmal, Sie sind Argumenten
zugänglich. Dass Sie es nicht verstehen, will ich
nicht glauben und das unterstelle ich Ihnen auch
nicht. Also wollen Sie dieses Argument nicht anneh-
men und äußern immer wieder diese falsche Be-
hauptung. Da stelle ich mir die Frage, warum das so
ist. Ich komme zu dem einzigen Schluss: Weil Sie
sonst keinerlei Kritik an diesem Haushalt haben. Im
Rahmen dieses engen Korsetts, in dem wir uns be-
finden, ist das noch das einzige Argument, diesen
Haushalt zu kritisieren und am Ende abzulehnen.
Wir wollen Sie ja nicht in die Bredouille bringen, un-
serem Haushalt auch noch zustimmen zu müssen.

Der Kollege Lafontaine ist gerade rausgegangen, er
kommt wieder, aber ich wollte ganz gerne auf die
Einbringungsrede Bezug nehmen. Dort hat er uns
vorgeworfen, wir würden uns die Welt so machen,
wie es uns gefällt. Ich habe gesagt, das erinnert
mich an Astrid Lindgrens Pippi Langstrumpf.

(Abg. Spaniol (DIE LINKE): Bitte nicht singen! -
Vereinzelt Heiterkeit.)

Nein, wir singen immer noch nicht. Ich möchte nur
mit einem anderen Astrid-Lindgren-Zitat den Kreis
schließen: „Wenn die einen finden, dass man groß
ist, und andere, dass man klein ist, so ist man viel-
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leicht genau richtig.“ Und so verhält es sich auch mit
unserem Haushalt: Es gibt keinen Grund, ihn zu er-
höhen - wir haben eine schwierige Haushaltslage -,
es gibt aber auch keinen Grund, ihn kleinzureden. Er
ist genau richtig und deshalb bitte ich jetzt schon um
Zustimmung zu diesem Entwurf.

(Lang anhaltender Beifall von den Regierungs-
fraktionen.)

Präsident Meiser:
Der Kollege Flackus hat eine Kurzintervention ange-
meldet.

Abg. Flackus (DIE LINKE):
Geschätzter Kollege Funk, ich möchte eines gerne
richtigstellen. Ich habe das Zinsrisiko im Kontext der
allgemeinen Haushaltsrisiken genannt, als da die
Entwicklung der Zinsen, Brexit und andere Dinge
sind. Mir ist sehr wohl bekannt - ich habe das heute
Morgen, glaube ich, auch gesagt -, dass der Finanz-
minister ein Zinsmanagement betreibt. Wir haben
das auch im Haushaltsausschuss diskutiert. Mir ist
klar, worüber wir reden, aber es geht um den Punkt,
dass das einfach nicht wegzudiskutieren ist, dass
dieses Zinsrisiko Kommunen und Land strukturell
bedroht. Es ist ein allgemeines Haushaltsrisiko. Das
können Sie auch im Rechnungshofbericht lesen, da
steht das auch drin. Nicht mehr und nicht weniger
habe ich festgestellt. - Danke.

(Beifall von der LINKEN.)

Präsident Meiser:
Kollege Funk.

Abg. Funk (CDU):
Herr Kollege Flackus, wenn man davon ausgehen
würde, dass im nächsten Jahr die Zinsen um 10, 20
Prozent steigen, könnte man es vielleicht noch
nachvollziehen. Aber wir reden jetzt über Haushalts-
risiken für das Jahr 2018. Wie es mehrfach gesagt
wurde, das durchschnittliche Zinsniveau beträgt 2,8
Prozent, und solange wir darunter sind, bezahlen wir
als Land weniger Zinsen. Deshalb kann ich dieses
Zinsrisiko, das Sie hier immer wieder anführen, ein-
fach nicht sehen. An dieser Stelle empfehle ich noch
einmal, den Zettelkasten neu zu sortieren, um dann
auch bei dieser Haushaltsdebatte ein wenig vom
Geist Peter Jacobys durchs Haus wehen zu lassen.

(Zurufe von der CDU.)

Für die neueren Abgeordneten: Das war einer seiner
Lieblingssätze, damals noch eher in Richtung SPD
gewandt. Sie sehen ja auch, was passiert, wenn
man sozusagen seinen Zettelkasten sortiert, wenn
man argumentativ sauber agiert. Dann kann man
nämlich auf der Regierungsbank Platz nehmen. In-
sofern noch ein wenig Ansporn für Sie.

(Beifall von der CDU.)

Präsident Meiser:
Weitere Wortmeldungen sind nicht eingegangen. Ich
schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
DIE LINKE-Landtagsfraktion, Drucksache 16/179.
Wer für die Annahme der Drucksache ist, den bitte
ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? -
Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, nach-
dem ich etwas zugewartet habe, dass die Drucksa-
che 16/179 mit Stimmenmehrheit abgelehnt ist. Zu-
gestimmt hat die Fraktion DIE LINKE, dagegen ge-
stimmt haben die Fraktionen von CDU, SPD und
AfD.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
AfD-Landtagsfraktion, Drucksache 16/180. Wer für
die Annahme der Drucksache ist, den bitte ich, eine
Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält
sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass die Drucksa-
che 16/180 mit Stimmenmehrheit abgelehnt ist. Zu-
gestimmt hat die AfD-Landtagsfraktion, dagegen ge-
stimmt haben die Fraktionen von CDU, SPD und
DIE LINKE.

Wir kommen nun zur Übersicht 1: Einzelplan 01 -
Landtag - und Einzelplan 17 Kapitel 17 01 sowie
Einzelplan 19 - Rechnungshof des Saarlandes - und
Einzelplan 17 Kapitel 17 19.

Übersicht 1 - Landtag und Rechnungshof (Ab-
änderungsantrag: Drucksache 16/168)

Die Berichterstattungen wurden zu Protokoll gege-
ben (siehe Anlagen 1 und 2). Ich eröffne die Aus-
sprache. - Wortmeldungen sind nicht eingegangen.
Ich schließe die Aussprache.

Der Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfragen
hat zu Einzelplan 01 einen Abänderungsantrag ein-
gebracht, der uns als Drucksache 16/168 vorliegt.
Wir kommen zur Abstimmung über diesen Abände-
rungsantrag. Wer für die Annahme dieses Abände-
rungsantrages ist, den bitte ich, eine Hand zu erhe-
ben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stim-
me? - Dann stelle ich fest, dass der Abänderungsan-
trag Drucksache 16/168 einstimmig angenommen
ist.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 17
Kapitel 17 01. Wer für die Annahme von Einzelplan
17 Kapitel 17 01 ist, den bitte ich, eine Hand zu er-
heben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der
Stimme? - Dann stelle ich fest, dass Einzelplan 17
Kapitel 17 01 einstimmig angenommen ist.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 01.
Wer für die Annahme des Einzelplans 01 unter Be-
rücksichtigung des angenommenen Abänderungs-
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antrages ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. -
Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? -
Dann stelle ich fest, dass der Einzelplan 01 unter
Berücksichtigung des angenommenen Abände-
rungsantrages einstimmig angenommen ist.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 17
Kapitel 17 19. Wer für die Annahme von Einzelplan
17 Kapitel 17 19 ist, den bitte ich, eine Hand zu er-
heben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der
Stimme? - Dann stelle ich fest, dass Einzelplan 17
Kapitel 17 19 einstimmig angenommen ist.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 19 -
Rechnungshof. Wer für die Annahme des Einzel-
plans 19 ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. -
Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? -
Dann stelle ich fest, dass der Einzelplan 19 einstim-
mig angenommen ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir treten nun in die
Mittagspause ein. Ich unterbreche die Sitzung bis
14.10 Uhr.

(Die Sitzung wird von 13.09 Uhr bis 14.10 Uhr un-
terbrochen.)

Vizepräsidentin Ries:
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir setzen die Be-
ratungen fort und kommen zu Einzelplan 02, Einzel-
plan 17 Kapitel 17 02 und Einzelplan 20 Kapitel
20 11, 20 21 und 20 29 - Abschnitt Wissenschaft,
Forschung und Technologie.

Übersicht 2 - Einzelplan 02, Abschnitt Minis-
terpräsidentin und Staatskanzlei sowie Ab-
schnitt Wissenschaft, Forschung und Tech-
nologie (Abänderungsantrag: Drucksache
16/169)

Die Berichterstattungen wurden auch hier zu Proto-
koll gegeben (siehe Anlagen 3 und 4). Ich eröffne
die Aussprache. - Das Wort hat der Abgeordnete
Stefan Thielen von der CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Thielen (CDU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir sprechen über die Hochschulen und die
Staatskanzlei. Es freut mich besonders, dass ich ein
paar Sachen betonen kann, die hier im Fokus ste-
hen. Zunächst wurde uns Kritik zuteil wegen des
Verwaltungskostenbeitrages, den wir in Zukunft er-
heben müssen. Ich bin der festen Meinung, wir ge-
hen so moderat vor, wie es nur möglich ist. Ich finde
es nicht angebracht zu sagen - was vom AStA hier
angeführt wird -, dass die Mittel zu hoch sind, die wir
hierfür veranschlagen.

Insgesamt muss man feststellen, dass wir den
Hochschulen viel mehr Geld zur Verfügung stellen,
als das in den letzten Jahren der Fall war. Allein da-
durch, dass wir beim Stellenabbaupfad nachgebes-
sert haben, haben wir in den nächsten Jahren einen
Vorteil von rund 1,5 Millionen Euro, die den Global-
haushalten mehr zur Verfügung stehen. Das ist ein
Riesenvorteil für die Hochschulen. Das ist ein The-
ma, das man hier würdigen muss.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Es wird immer argumentiert, dass wir einen riesigen
Sanierungsstau an der Universität haben. Es wird
von 400 Millionen Euro gesprochen. Dies will ich gar
nicht abstreiten. Es ist aber kein ausschließlich saar-
ländisches Thema, sondern ein generelles an allen
Universitäten in Deutschland. Ich habe eine Studie
von 2014 gelesen. Da wurde von einem Sanierungs-
stau bei den deutschen Hochschulen von rund 30
Milliarden Euro gesprochen. Wenn wir allein das
hochrechnen - Sie kamen ja heute mit dem Thema
Königssteiner Schlüssel -, dann sind wir auch im
Saarland bei einer Zahl, die ganz normal ist. Das ist
ein Thema, das von uns entsprechend veranschlagt
wird.

Wir müssen feststellen, dass generell in den letzten
Jahren in Deutschland zu wenig investiert worden
ist, aber das ist kein saarländisches Thema, das ist
ein Bundesthema. Das muss in den nächsten Jah-
ren geändert werden. Ich nenne ein Beispiel. In den
Sondierungsverhandlungen der Jamaika-Parteien -
wie es so schön hieß -, die leider gescheitert sind,
war beabsichtigt, in den nächsten Jahren 3,5 Pro-
zent des Bruttoinlandproduktes in Forschung und
Technologie zu stecken. Das hat leider nicht funktio-
niert. Das ist bedauerlich, weil dort die Mittel wirklich
dringend notwendig wären.

Wir müssen klar feststellen, dass wir im Saarland
hier einiges gemacht haben, aber in dieser Sache
noch mehr passieren muss. Es ist ein großer Vorteil,
dass die Hochbauverwaltung jetzt an einer Stelle
konzentriert wird. Wir konnten uns bei der Begehung
des Universitätscampus ein klares Bild davon ma-
chen, wo hier ein Sanierungsstau besteht. Als Bei-
spiel möchte ich hier das Gebäude C5 2 nennen,
das in den nächsten Jahren komplett renoviert wer-
den muss. Das Gebäude muss quasi neu gebaut
werden. Das wird ein großer Vorteil für uns alle sein.

Kommen wir zum Thema Staatskanzlei. Das Ehren-
amt hat im Saarland eine große Bedeutung. Das ha-
ben wir heute schon einmal herausgestellt. Wir müs-
sen hier schauen, dass die Mittel veranschlagt wer-
den. Das tun wir. Hier haben wir als Fraktion kräftig
nachgebessert. Das wird für das Ehrenamt im Saar-
land von großer Bedeutung sein.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)
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Ich bin der Ministerpräsidentin sehr dankbar, dass
sie heute noch einmal klar betont hat, dass das Re-
chenzentrum in der jetzigen Form keine Lösung für
die Zukunft ist, sondern dass wir im Saarland sehr
vernetzt vorgehen müssen. Wir haben im Technolo-
giebereich sehr starke Entwicklungen, was die Re-
chenzentren angeht. Wir haben in Losheim bei der
KÜS ein hervorragendes Rechenzentrum und in
Saarwellingen ein neues Rechenzentrum, das den
modernsten Standards entspricht. Das ist ein ver-
netzter Ansatz, den wir hier weitergehen müssen.
Hier muss sich auch die Hochschule einklinken.
Dann werden wir in Zukunft modernste Netze ha-
ben.

Ein weiterer Punkt ist der Verwaltungskostenbeitrag,
den wir in den Beratungen geändert haben. Wir sind
hier klar auf die Bafög-Empfänger eingegangen. Wir
haben den Universitäten die Möglichkeit gegeben,
hier eine Ausnahmeregelung zu machen. Ich kann
die ganzen Sachen, die vom AStA vorgebracht wer-
den, nicht bestätigen, weil Studenten in Deutschland
generell nicht arm sind. Mir hat gerade in der Mit-
tagspause eine neue Erhebung dazu auf dem Tisch
gelegen, die besagt, dass angeblich die Hälfte aller
Studenten im Saarland weniger als 600 Euro im Mo-
nat zur Verfügung hat. Gleichzeitig müssen wir fest-
stellen, dass die Zahl der Bafög-Empfänger im Saar-
land nur bei 10 Prozent liegt. Das heißt, dass hier et-
was nicht in Ordnung ist. Wir sehen das auch jedes
Jahr bei der Armutsstatistik. Armut in der Statistik
entspricht nicht der gefühlten Armut. Das sehen wir
auch jedes Jahr bei den Studierenden. Studierende
in Deutschland sind nicht gefühlt arm, sondern sie
werden nur statistisch so erfasst. Alle haben die
Möglichkeit, weiter Geld zu verdienen, oder sie ha-
ben noch Rückhalt aus ihren Familien. Das wird in
dieser Statistik nicht erfasst. Da müssen wir klar sa-
gen: Wir verlangen von den Studierenden einen klei-
nen zusätzlichen Beitrag. Den Universitäten wird
das aber in den nächsten Jahren schon 1,5 bis 2
Millionen Euro mehr bringen. Das kann direkt pas-
sieren. Die anderen Mittel von 15 Millionen mehr im
Jahr, die fest zugesagt sind und nicht einfach nur im
Raum stehen, werden wir auf jeden Fall ab dem
Jahr 2020 fest einplanen.

(Vereinzelt Beifall von den Regierungsfraktionen
und der LINKEN.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte daher um
Zustimmung zum Einzelplan und danke für Ihr Ver-
trauen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Das Wort hat nun die Abgeordnete
Barbara Spaniol von der Fraktion DIE LINKE.

Abg. Spaniol (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Im Einzelplan 02 - Ministerpräsidentin und Staats-
kanzlei - geht es natürlich nicht nur um die dortigen
Stellenpläne. Die haben wir zu Recht im Ausschuss
kritisch gewürdigt. Es geht bei dieser Debatte viel-
mehr um die saarländischen Hochschulen. Es ist
völlig klar, dass es insbesondere um die Universität
und die HTW geht. Die künstlerischen Hochschulen
sind im Einzelplan 06 - Bildung - veranschlagt. Eine
Debatte um Wissenschaft und Forschung im Einzel-
plan 02 kann nicht ohne eine Debatte über unsere
Hochschulen und deren Zukunft ablaufen. Diese De-
batte führen wir leider schon sehr lange. Ich möchte
sie auch nicht ganz wiederholen, aber doch einige
Punkte herausgreifen, weil das einfach dazugehört.

Ich beginne auch gerne mal mit einem Lob. Das
Saarland liegt beim Informatikstudium ganz weit vor-
ne. 6,6 Prozent aller Absolventen stammen aus der
Fächergruppe Informatik. Bundesweit ist das der
höchste Anteil, so der aktuelle Bericht des Statisti-
schen Bundesamtes vom September. Damit liegt
das Saarland deutlich über dem OECD-Durchschnitt
von 3,5 Prozent und vor unseren Nachbarländern
Luxemburg und Frankreich. Der Blick dorthin wird oft
getätigt. Insofern können wir sagen, das ist gut so.
Das ist auch für unsere saarländische Wirtschaft
wichtig.

Den Grundstein für diesen Erfolg - auch das klang ja
heute so ein bisschen zwischen den Zeilen durch -
hat unter anderem ein ehemaliger erfolgreicher Mi-
nisterpräsident dieses Landes und heutiger Frakti-
onsvorsitzender gelegt. Das ist eine bekannte Tatsa-
che. Vieles und viele konnten darauf aufbauen, dar-
an anknüpfen und das ist gut so. Die Erfolgstories
rund um die Informatik an unserer Uni sind heraus-
ragend. Die Ansiedlung des Helmholtz-Zentrums ist
unbestritten ein Highlight, ein Riesenfortschritt.

Trotzdem können diese Erfolge nicht über ein gewis-
ses Ungleichgewicht gerade auf dem Uni-Campus
hinwegtäuschen. Wir haben auf der einen Seite die
großen Leuchttürme - auch das haben wir schon
ganz oft gesagt -, die man unbedingt braucht, auf
der anderen Seite die Defizite im Studienalltag, die
schlechte Infrastruktur und den Sanierungsstau in
Höhe von immer noch circa 400 Millionen Euro. Wir
wollen hier aber nicht nur Schwarz-Weiß-Malerei be-
treiben. Wir sehen schon die Bemühungen, wir ha-
ben auch in der Vergangenheit hier entsprechend
diskutiert. Es ist früher oft an Kommunikationswegen
gescheitert. Der Dialog ist insgesamt sicherlich bes-
ser geworden. Die Bauverwaltung ist anders aufge-
stellt. Wir werden sehen. - Trotzdem ist das dort
heute noch so. Die Gebäude sind in marodem Zu-
stand, das ist kein Aushängeschild für den Hoch-
schulstandort Saar.

(Beifall bei der LINKEN.)
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Ich zitiere noch einmal ein mittlerweile geflügeltes
Wort aus der Uni selbst, nicht von der bösen Oppo-
sition, sondern aus der Uni selbst: Entweder wird
man an der Philosophischen Fakultät von herabfal-
lenden Ziegelsteinen oder bröckelndem Putz er-
drückt oder man rutscht in der Informatik auf hoch-
glanzpoliertem Marmor aus. - Solche Unfälle wollen
wir natürlich absolut nicht haben. Aber so ähnlich
wird der Zustand an der Uni wirklich sehr treffend
auf den Punkt gebracht. Das sagt auch der Leiter
der Kooperationsstelle Wissenschaft und Arbeits-
welt, mit dem das Parlament in den letzten Jahren
schon in einigen Diskussionsrunden zur Zukunft der
Hochschulen zusammentraf.

Der Präsident der HTW sieht die Hochschule zu 20
Prozent unterfinanziert. Er sehe kaum noch Spiel-
räume, kaum noch Planungssicherheit. Er hat auch
Projekte wie den neuen Studiengang für die Hebam-
menausbildung genannt, das sei alles so nicht zu fi-
nanzieren. So ähnlich drückt er sich im Haushalts-
ausschuss vor uns allen aus. Alle an den saarländi-
schen Hochschulen starren auf das viel beschwore-
ne magische Jahr 2020, auf eine angekündigte neue
Verteilung von mehr Mitteln für die Hochschulen.

Aber, meine Damen und Herren, von Magie wird
hier wenig zu spüren sein, denn die Verteilung der
Mittel ist nach wie vor unklar. Frau Ministerpräsiden-
tin, Sie sagten heute Morgen so schön: Die Hoch-
schulen werden an der Dynamisierung des Landes-
haushaltes teilnehmen. Das klingt bei allem Ver-
ständnis doch etwas nebulös. Ich glaube, das kön-
nen Sie nicht abstreiten. Tatsache ist doch, dass die
Hochschulen heute schon längst am Limit sind. Sie
brauchen heute schon längst eine ordentliche, an-
ständige Grundfinanzierung. Das ist versäumt wor-
den.

(Beifall bei der LINKEN.)

Der Anschluss an das Image, an das Niveau ande-
rer Hochschulen geht sehr schnell verloren. Wir wol-
len das nicht heraufbeschwören. An der Stelle aber
noch einmal: Wenn das passiert, ist es schwer auf-
holbar. Den Studierenden von heute nutzen auch
nebulöse Ankündigungen ab 2020 überhaupt nichts.

Meine Damen und Herren, der Kürzungskurs spezi-
ell an der Uni zeigt heute schon ganz massiv seine
negativen Auswirkungen. Ich glaube, das können
Sie nicht ausblenden. Wir haben es im Wissen-
schaftsausschuss schwarz auf weiß noch einmal
vorgelegt bekommen. Die Uni-Leitung sagte dort,
Stichwort Stellenabbau: Seit 2014 mussten 255 Voll-
zeitstellen gestrichen werden. Insgesamt sind heute
rund 400 Personen weniger auf dem Campus be-
schäftigt. Ein weiterer Stellenabbau ist aus der Sicht
der Uni-Leitung aufgrund der Kürzungsvorgaben des
Landes sehr wahrscheinlich. - Wie gesagt, das sagt
die Uni-Leitung selbst, nicht eine böswillige Oppositi-

on. Als Folge des Stellenabbaus gebe es auch, so
wurde gesagt, immer kleinere Fachbereiche, soge-
nannte Mini-Lehrstühle, mit einer halben Stelle für
wissenschaftliche Mitarbeiter als Minimalausstattung
und entsprechend eingeschränkten Möglichkeiten in
Lehre und Forschung. So drastisch skizzieren das
die GEW und die Arbeitskammer.

Auch die Studierendenzahlen sind rückläufig, zum
Glück vorerst nur leicht. Niemand will hier triumphie-
ren, niemand will recht haben, aber eine Entwick-
lung ist erkennbar. Auch das ist aus unserer Sicht
und aus Sicht von vielen an der Uni eine Reaktion
auf eine schädliche Kürzungsentwicklung, die durch
diese Politik ausgelöst worden ist.

Nach all diesen endlosen schmerzhaften Kürzungen
an den Hochschulen sollen nun auch noch die Stu-
dierenden zur Kasse gebeten werden. Und noch
einmal: Sie machen als Koalition den Weg dafür frei.
Sie machen im völlig überfrachteten Haushaltsbe-
gleitgesetz, darin enthalten das Hochschulgebühren-
gesetz, rechtlich den Weg dafür frei, dass diese Ge-
bühren erhoben werden können. Für uns ist das
nichts anderes als Studiengebühren durch die Hin-
tertür.

(Beifall bei der LINKEN.)

Diese Gebühren haben wir immer abgelehnt und
lehnen sie auch dieses Mal ab. Das muss ich immer
wieder betonen. Der AStA der Universität, meine
Damen und Herren, lieber Herr Thielen, hat allen
Abgeordneten dazu gestern die Ergebnisse einer
Umfrage unter den Studierenden aus der letzten
Woche geschickt. Dazu kann ich nur sagen, ich wür-
de das mal nicht so abtun. Innerhalb von sechs Ta-
gen haben sich rund 3.130 Studierende beteiligt,
das ist enorm. Für eine Vielzahl der Befragten sind
die anfallenden Gebühren ein wichtiges Auswahlkri-
terium für ihren Studienstandort, das ist doch völlig
klar. Knapp 84 Prozent lehnen diese zusätzliche Be-
lastung natürlich ab, auch das ist völlig klar. Und ei-
nes noch einmal: 50 Euro pro Semester sind kein
Pappenstiel. Das trifft viele Studierende ganz hart.
Ihre soziale Situation ist deutlich schlechter gewor-
den. Es gibt die Umfragen des Deutschen Studen-
tenwerks, die darf man nicht einfach mit einer gewis-
sen Nonchalance auf die Seite schieben. Es gibt laut
Umfrage knapp 70 Prozent, die sagen, sie haben im
Monat nicht mehr als 600 Euro zur Verfügung. Die
trifft es wirklich doppelt hart. Die können das nicht
leisten. Die haben ganz oft gesagt, sie können dann
an der Saar nicht weiter studieren. Das können wir
doch nicht wollen, wenn man verantwortungsvolle
Hochschulpolitik machen möchte.

(Beifall bei der LINKEN.)

Einige Freitext-Antworten sprachen auch Bände. Ich
zitiere eine für viele, und die habe ich, das sage ich
gleich dazu, nicht selbst formuliert: Es ist unver-
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schämt, die Studenten für Aufgaben der Landesre-
gierung zur Kasse zu bitten, besonders wenn auf die
marginale Wirkung auf den Gesamthaushalt der Uni-
versität geschaut wird. Die Landesregierung muss
mehr Geld in die einzige Ressource des Landes, in
die Bildung investieren. Das Land muss zusehen,
wie es all das finanziert, und zwar ohne gerade die
Schwächsten der Gesellschaft zu beschweren. -
Meine Damen und Herren, dem ist nichts hinzuzufü-
gen. Von gleichberechtigtem Zugang zu Bildung
kann jedenfalls nicht die Rede sein.

(Beifall bei der LINKEN.)

Sie haben zwar auf den letzten Drücker einen Abän-
derungsantrag mit einer Härtefallklausel für Bafög-
Empfänger vorgelegt. Immerhin - das muss man sa-
gen - lag das auf dem letzten Drücker auf dem
Tisch. Aber Kollege Thielen, dieser Abänderungsan-
trag kann nicht davon ablenken, dass hier ein Ein-
stieg in eine neue Gebührenspirale an der Uni ge-
schaffen wird. Davon können Sie nicht ablenken. Ich
sage es noch einmal: Der neue Verwaltungskosten-
beitrag wird weder das Land noch die Hochschulen
retten. Er belastet nur die Studierenden und
schwächt damit den Hochschulstandort. Das halten
wir nicht gerade für einen Erfolg im Ringen um die
besten Ideen, Herr Hans. Sie haben das heute Mor-
gen so schön gesagt. Bei einem solchen Ranking
würden Sie auf dem letzten Platz landen.

(Beifall bei der LINKEN. - Zuruf des Abgeordne-
ten Hans (CDU).)

Die haben Ihnen doch überall ins Stammbuch ge-
schrieben, dass sie das für keine gute Idee halten.
Woher kommt denn dann die große Resonanz sei-
tens der Hochschule? Wir haben mit denen auch ge-
sprochen, wir waren überall. Alle haben gesagt, die-
sen Weg wollen wir eigentlich nicht gehen müssen,
wir brauchen eine solide Grundfinanzierung. Darum
geht es doch! Und Sie eröffnen jetzt irgendwelche
Möglichkeiten, angeblich Einnahmen zu generieren.
Ich sage es noch einmal: Das geht zulasten der
Schwächsten, die dort oben im Studienalltag kämp-
fen. Wir wollen das jedenfalls nicht haben.

(Beifall bei der LINKEN.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will noch einen
Aspekt kurz ansprechen. Es wäre vor diesem Hinter-
grund auch schon etwas Abhilfe geschaffen, wenn
die Uni in einem ersten Schritt 5 Millionen Euro, die
sie für Projekte eingeworben hat, auch für For-
schung und Lehre verwenden dürfte und nicht ge-
zwungen wäre, damit laufende Kosten - Miete oder
was auch immer - zu bestreiten. Das kommt auch
nicht von uns, aus bösem Willen, aus irgendeiner
Laune heraus, das hat die Uni-Leitung vor Ort selbst
gesagt. Auch hier hinken Sie im Wettbewerb der gu-
ten Ideen klar hinterher, wenn Sie diesen Weg ge-
hen wollen.

Meine Damen und Herren, jedem hier im Hause ist
bewusst, dass ein Haushaltsnotlageland mit seinen
Mitteln sparsam umgehen muss und dass wir uns
nicht unbedingt mehr leisten können als die anderen
Bundesländer. Das ist völlig klar, das tun wir auch
nicht. Wir leisten uns in diesen Fragen ja weniger als
die anderen. Was die Ausgaben für die Hochschulen
pro Studierenden angeht, so liegen wir - ich darf zi-
tieren, das sind neue Zahlen vom September aus
den Internationalen Bildungsindikatoren 2017 der
Statistischen Ämter - mit 12.200 Euro im Jahr deut-
lich unter dem Bundesdurchschnitt von 13.600 Euro.
Wir liegen auf dem 13. Platz. Mit diesen Zahlen
müssen wir uns doch auseinandersetzen, darüber
muss man diskutieren.

Zum Abschluss noch einmal: Unsere Hochschulen
brauchen mehr als schöne Worte. Die Uni steht mit
dem Rücken an der Wand. Wir haben als Fraktion
beim Doppelhaushalt 2016/2017 - das war Ende
2015 - hier gesagt, wir brauchen in diesem Doppel-
haushalt schon den Aufwuchs der Mittel, nicht ir-
gendwo irgendwann. Jetzt hören wir von vielen
Tropfen auf den heißen hochschulpolitischen Stein.
Klar, das wollen wir auch anerkennen, aber das wird
nicht die Lösung sein, das wird die Hochschulen
nicht voranbringen.

Lieber Herr Kollege Funk, Sie sagten heute Morgen,
dass Sie keinen Grund sehen, den Haushalt zu er-
höhen. Bei aller Sympathie für Sie, wir hätten uns
heute schon ein klares, zukunftsfestes Signal für die
Hochschulen in unserem Land gewünscht und nicht
nur ein Vertrösten auf die Zeit nach 2020. - Danke
schön.

Vizepräsidentin Ries:
Das Wort hat nun die Abgeordnete Christina Baltes
von der SPD-Landtagsfraktion.

Abg. Baltes (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen, sehr geehrte Damen und Herren! Als
neue Abgeordnete der 16. Legislaturperiode des
Landtages habe ich das Vergnügen, wohl in einem
der interessantesten Themenfelder der saarländi-
schen Politik tätig zu sein. Ich bitte Sie daher auch
gleichzeitig um Nachsicht, wenn ich nicht auf jede
Verästelung der saarländischen Hochschulland-
schaft eingehen kann. Dennoch habe ich in den letz-
ten Wochen und Monaten meiner parlamentarischen
Arbeit zumindest den Eindruck gewinnen können,
dass dieser Landtag sich in den letzten Jahren doch
sehr intensiv mit der Frage der Entwicklung der
Hochschullandschaft und der einzelnen Hoch-
schulen im Saarland auseinandergesetzt hat. Die
SPD-Fraktion würdigt daher nochmals ausdrücklich
die vielfältigen Leistungen der Universität des Saar-
landes mit dem Universitätsklinikum des Saarlan-
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des, der Hochschule für Technik und Wirtschaft des
Saarlandes, der Hochschule für Musik Saar, der
Hochschule der Bildenden Künste Saar sowie der
privaten Hochschulen und Berufsakademien und
wird auch in den kommenden Jahren deren Weiter-
entwicklung und Leistungsfähigkeit mit aller Kraft un-
terstützen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Die schwierige finanzielle Situation der Universität
ist nicht neu und bereits länger bekannt. Die Haus-
haltslage unseres Landes hat auch dort zu Proble-
men bei der Grundfinanzierung und den Investitio-
nen in die Gebäude geführt. Die Schuldenbremse
darf aber auf keinen Fall eine Investitionsbremse
sein oder werden, werte Kolleginnen und Kollegen!
Die beiden baufälligen Gebäude C5.2 und C5.3 auf
dem Uni-Campus haben uns das diesen Sommer
noch einmal verdeutlicht. Das oberstes Gebot für die
nächsten Jahre muss im Interesse der Studierenden
also lauten: Es reicht nicht, nur einzelne Löcher zu
stopfen. Die durch die Universität des Saarlandes
und die HTW erbrachten und noch zu erbringenden
Sparleistungen werden daher ausdrücklich gewür-
digt. Wir sind uns auch in der Koalition einig, dass
die Zuführungen zu den Globalhaushalten der Hoch-
schulen ab Beginn 2020 erhöht werden müssen. Der
Campusentwicklungsplan ist zudem eine gute
Grundlage für beide Beteiligte, Politik und Universi-
tät, auf der wir in den nächsten Jahren zusammen-
arbeiten können. Selbstverständlich werden wir die-
sen Prozess aktiv positiv begleiten, damit unsere
Uni weiterhin mit guten Lehrbedingungen und einem
lebendigen Campus attraktiv für unsere Landeskin-
der, aber auch für die große Zahl ausländischer Stu-
dierender bleibt.

Ein weiterer Aspekt ist hierbei die Einführung einer
Verwaltungsabgabe ab dem Wintersemester
2018/2019. Für die Studierenden ist die Vorstellung,
in einem Semester noch weitere 50 Euro zusätzlich
zu dem Semesterbeitrag zu entrichten, gewiss nicht
schön. Die Hochschulen müssen von uns aber den-
noch zumindest in die Lage versetzt werden, in stär-
kerem Umfang eigene Einnahmen auch durch Ver-
waltungskostenbeiträge zu generieren. Die saarlän-
dischen Hochschulen müssen über den Lehrbetrieb
hinaus umfangreiche Leistungen bei der Betreuung
ihrer Studierenden und der Vorhaltung effizienter
Verwaltungsinfrastrukturen erbringen. An der Uni-
versität des Saarlandes, der HTW Saar, der Hoch-
schule für Musik Saar und der Hochschule der Bil-
denden Künste Saar fallen allein in den Bereichen
der allgemeinen Studienberatung, des Immatrikulati-
ons- und Beurlaubungswesens, der Prüfungsorgani-
sation, der Auslandsämter und der Schnittstellen
zum Berufsleben Personal- und Sachkosten von ins-
gesamt 4 Millionen Euro an. Für jeden einzelnen
Studierenden erbringen die Hochschulen daher Ver-

waltungsdienstleistungen, die deutlich über 50 Euro
liegen. Um das bisherige Leistungsspektrum in For-
schung und Lehre aufrechterhalten zu können be-
ziehungsweise um zielgerichtet das Leistungsange-
bot der Hochschulen für die Studierenden verbes-
sern und erweitern zu können, soll den Hochschulen
daher die Möglichkeit eröffnet werden zur ergänzen-
den Deckung ihres Finanzbedarfs Studierende an
solchen Servicekosten zu beteiligen, die die wissen-
schaftliche Ausbildung unterstützen.

Wir wollen also der Hochschule zumindest die Mög-
lichkeit eröffnen, sich in einer schwierigen Finanzsi-
tuation einen gewissen Handlungsspielraum zu ver-
schaffen. Nicht mehr, aber auch nicht weniger. Auch
gibt es bereits jetzt an vielen Fachhochschulen und
Unis im gesamten Bundesgebiet die Möglichkeit,
solche Verwaltungskosten zur Verbesserung der
Grundfinanzierung zu erheben. Darüber hinaus ha-
ben wir in den letzten Tagen im Haushaltsbegleitge-
setz noch einmal nachgesteuert, um soziale Härten
adäquat abfedern zu können. Diese sogenannte
Härtefallklausel schützt betroffene Studenten vor un-
billigen Härten, insbesondere können zum Beispiel
Bafög-Bezieher nach Einzelfallprüfung der Vermö-
genslage von der Entrichtung der Verwaltungsge-
bühr befreit werden. Ich denke, da ist uns ein halb-
wegs guter Kompromiss gelungen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Jetzt möchte ich mich aber noch einmal einem et-
was angenehmeren Thema widmen. Trotz allem
sind Erfolge im Wissenschaftsbereich zu verzeich-
nen. Das im Wissenschaftsbereich momentan wich-
tigste und auch am meisten in der Öffentlichkeit dis-
kutierte Thema ist wohl nach wie vor die Ansiedlung
des Helmholtz-Zentrums für Cybersicherheit, eines
der renommiertesten Forschungszentren weltweit,
das sich in der Gründung befindet. Hier werden sub-
stanzielle Grundlagen für die Sicherheit künftiger IT-
Systeme gelegt. Das Institut für Cybersicherheit hat
es geschafft, ein Helmholtz-Zentrum, neben bundes-
weit 18 anderen Instituten, im Saarland zu gründen.
Ein toller Erfolg unserer IT-Landschaft, in diesem
Fall in erster Linie von Professor Backes, aber auch
von dessen Vorgängern im Bereich IT, von Herrn
Professor Scheer und Herrn Professor Wahlster.
Ebenso haben viele weitere beteiligte Personen da-
zu beigetragen, den nationalen IT-Gipfel letztes Jahr
ins Saarland zu holen. Das waren schlussendlich al-
les Gründe für die Helmholtz-Gesellschaft und ins-
besondere für den Präsidenten, Professor Wiestler,
das Saarland als künftigen Standort dieses Zen-
trums auszusuchen. Quasi ein Sechser im Lotto für
das Image der Landeshauptstadt Saarbrücken und
das Saarland als IT-Forschungsstandort. Bis zu 500
Forscher sollen am neuen Zentrum arbeiten. Ein
echter Standortfaktor also. Mit Abschluss des Kauf-
vertrages und dem damit verbundenen Erwerb des

Landtag des Saarlandes - 16. Wahlperiode - 9. Sitzung am 04./05. Dezember 2017

(Abg. Baltes (SPD))

360



Geländes Stuhlsatzenhaus wurde bereits im Okto-
ber die erste entscheidende Weichenstellung für die
Realisierung dieses wichtigen Projektes gestellt.
Wenn alles planmäßig läuft, kann bereits 2019 mit
den Baumaßnahmen begonnen werden.

So wichtig solche Leuchttürme auch sind, müssen
wir dennoch ebenso für ein breites Angebot an Ba-
chelor-, Master- und Staatsexamensstudiengängen
an den saarländischen Hochschulen sorgen, damit
diese in die Lage versetzt werden, auch künftig ihre
Funktion als akademische Ausbildungsstätten für
studieninteressierte Saarländerinnen und Saarlän-
der zu erfüllen. Diese Studiengänge wirken zugleich
national und international als Anziehungspunkt für
Studierende und für Wissenschaftler. Ihr Studienan-
gebot soll entsprechend den neuesten wissenschaft-
lichen Erkenntnissen und den Bedarfen der Gesell-
schaft ausgebaut werden. Dies geht einher mit dem
Erfordernis, für einzelne bislang nicht akademische
Berufe die Ausbildung im Rahmen eines Studiums
vorzusehen.

Sowohl die Universität als auch die Hochschule für
Technik und Wirtschaft konnten in den vergangenen
Jahren zielgerichtet ihre Leistungsfähigkeit in der
Forschung auf einer breiten Basis ausbauen. Die er-
folgreichen Drittmitteleinwerbungen im letzten Jahr
sind Beleg sowohl für die Leistungsfähigkeit der
Wissenschaftler als auch für den Erfolg dieses stra-
tegischen Vorgehens der Profilbildung und gezielten
Schwerpunktsetzung.

Die Zahl der Studienanfänger an der Universität des
Saarlandes liegt mit aktuell rund 2.250 Studenten
nur leicht unter dem Vorjahresniveau. Die Gesamt-
zahl der Studentinnen und Studenten an der Saar-
Uni wird sich in diesem Wintersemester voraussicht-
lich auf rund 17.000 belaufen, das sind nur rund 200
weniger als 2016. Angesichts der zunehmenden
Konkurrenz und der insgesamt sinkenden Bewerber-
zahlen ist dies durchaus positiv zu bewerten.

Aufgrund der Stabilität der Studienanfängerzahlen
im Saarland konnten den Hochschulen im Jahr 2017
im Rahmen des Hochschulpakts 2020 zusätzlich
fast 12 Millionen Euro zugewiesen werden. Auch er-
höhen sich sowohl für die Universität als auch für die
HTW Saar die Globalhaushalte um 1,5 Millionen
Euro. Daraus, dass wir in den vergangenen Jahren
ab und an auch mal rückläufige Zahlen bei den saar-
ländischen Studienanfängern hatten, aber gleichzei-
tig prozentual mehr Studierende im Saarland, konn-
te man schließen, dass mittlerweile auch Studieren-
de aus anderen Bundesländern hier im Saarland an-
gekommen sind und dass sie bei uns studieren wol-
len.

Seit März 2017 ist nunmehr Prof. Dr. Manfred
Schmitt, Professor für Molekular- und Zellbiologie,
neuer Präsident der Universität des Saarlandes. Der

neue Uni-Präsident war ein sogenannter Kompro-
misskandidat zwischen Rat und Senat. Nachdem ich
Herrn Professor Schmitt bereits persönlich kennen-
lernen durfte, finde ich diese Formulierung nicht so
recht passend. Ich halte ihn nach meinen ersten Ein-
drücken keineswegs „nur" für einen guten Kompro-
miss. Er sieht es nach den schmerzhaften Einschnit-
ten und Restrukturierungen der vergangenen Jahre
als vordringliche Aufgabe an, innerhalb der Universi-
tät verlorengegangenes Vertrauen zurückzugewin-
nen. Er möchte wieder das Wir-Gefühl wecken, das
in seinen Augen die Saar-Uni lange Zeit auszeichne-
te und das auch für ihre künftige Entwicklung von
zentraler Bedeutung ist.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Dieser Auffassung kann ich nur beipflichten und die
SPD-Fraktion wird, liebe Kolleginnen und Kollegen,
den Präsidenten bei diesen ambitionierten Vorhaben
auch nach Kräften unterstützen.

Die wissenschaftspolitischen Herausforderungen der
nächsten Jahre haben wir also fest im Blick. Wir
werden weiterhin unsere exzellente Hochschulland-
schaft bestmöglich unterstützen. Mit der bereits er-
folgten Novellierung des Universitätsgesetzes haben
wir die Saar-Uni demokratischer, transparenter und
effizienter aufgestellt. Wir werden dafür Sorge tra-
gen, dass wichtige Investitionen in die Infrastruktur
erfolgen.

Zum Ende meiner Rede möchte ich nun noch auf
einen von uns gemeinsam mit der CDU eingebrach-
ten Abänderungsantrag zur Förderung der wirt-
schaftsnahen Infrastruktur beziehungsweise zum
Ausbau der Digitalisierung hinweisen. Der Gaming-
Bereich spielt weltweit eine immer bedeutendere
Rolle. Computer- und Videospiele bewegen sich
mittlerweile auf Spielfilmniveau und sind ein media-
les Abbild des digitalen Zeitalters geworden. Wir
wollen den Medien- und Kreativstandort Saarland
durch die Etablierung einer Games-Förderung stär-
ken und finanzieren daher diesen Bereich mit
100.000 Euro. Ich halte das für gut investiertes Geld,
denn das Saarland kann sich so in einem äußerst
dynamischen Markt früh und nachhaltig positionie-
ren, die Synergieeffekte des gut aufgestellten IT-
Standortes im Land nutzen und diese Wachstumsin-
dustrie anschieben. Des Weiteren werden die Mittel
für Qualifizierungsmaßnahmen im Bereich der Digi-
talisierung der Arbeitswelt um 10.000 Euro erhöht.

Abschließend möchte ich nochmals ein herzliches
Dankeschön für den Einsatz und das Engagement
der Studierenden, der Professorinnen und Professo-
ren sowie der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sa-
gen. Ungeachtet aller finanziellen Engpässe fahren
sie Erfolge für die Forschung ein und kämpfen damit
auch für die von mir eben erwähnten, dringend be-
nötigten Drittmittel. Ihr Einsatz ist nicht selbstver-
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ständlich und verlangt mir großen Respekt ab. Hier
spreche ich sicherlich auch im Namen unseres wis-
senschaftspolitischen Sprechers Sebastian Thul,
dem ich von hier aus gute Besserung wünsche. In
diesem Sinne auch von dieser Stelle ein herzliches
Dankeschön an die Studierenden, die Professorin-
nen und Professoren und die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter für ihr unablässiges Engagement.

Ich bitte um Zustimmung zum Einzelplan 02 und
danke Ihnen recht herzlich für die Aufmerksamkeit. -
Danke schön.

(Beifall von den Koalitionsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Das Wort hat nun der Fraktionsvorsit-
zende der AfD-Fraktion Josef Dörr.

Abg. Dörr (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
Universität des Saarlandes und die anderen Hoch-
schulen im Saarland sind für das Saarland unver-
zichtbar. Sie sind für unser Saarland identitätsstif-
tend. Ich habe noch erlebt, wie die Universität des
Saarlandes als Universität Saarbrücken gegründet
wurde, mit einem starken französischen Zweig, ei-
nem starken französischen Institut. In jener Zeit gab
es weder eine Universität Kaiserslautern noch eine
Universität Trier noch eine Universität Luxemburg. In
Frankreich gab es damals nur die Universität Nancy,
auch in Metz gab es noch keine Universität.

Wir konnten nicht verhindern, dass die Universität
des Saarlandes, die zu Beginn ihres Bestehens eine
Universität für die gesamte Umgebung war, von der
Westpfalz bis Luxemburg, für Trier, für Teile von
Frankreich, inzwischen Konkurrenz bekommen hat,
und zwar sehr starke Konkurrenz. Sie muss in die-
ser Konkurrenz bestehen. Wir erleben auch, dass
die Universität des Saarlandes, die zu Beginn eine
„Universität“ war, an der eben fast alle Fächer ge-
lehrt wurden, von Jahr zu Jahr beziehungsweise von
Zeit zu Zeit zurückgefahren wird.

Für wen ist die Universität da? Sie ist für die Studen-
ten da. Das ist ihre Aufgabe. Die Universität mit For-
schung und Lehre - inzwischen ist uns bewusst,
dass das nicht reicht. Es muss auch eine Zusam-
menarbeit her zwischen der Wirtschaft und den Be-
trieben und der Universität, zwischen der Gesell-
schaft und der Universität. Der Hauptpunkt muss
aber immer noch Forschung und Lehre sein, und die
wichtigsten Komponenten einer Universität sind ihre
Studenten. Aus diesem Grunde müssen unsere
Hochschulen - wenn ich von der Universität spreche,
beziehe ich gedanklich die anderen Hochschulen ein
- werben, sie müssen Anziehungskraft entfalten.
Das beginnt mit den Gebäuden und der Einrichtung,

wichtig sind natürlich die lehrenden Personen, wich-
tig ist aber eben auch der finanzielle Rahmen.

Aus diesem Grunde sind wir zum Beispiel radikal
dagegen, dass man 50 Euro Verwaltungsgebühr er-
hebt. Das ist eine Gebühreneinführung auf dem
Schleichweg. Wir sind dagegen. Wir sind für andere
Dinge, die wichtig sind für eine Universität. Wir sind
vor allen Dingen dafür, dass man in unserem Lande,
im Saarland, wo viel von einer Frankreichstrategie
die Rede ist - aber es gibt ja nichts Gutes, außer
man tut es -, das auch in der Praxis verstärkt. Ich
will nicht sagen, dass da noch nie etwas geschehen
ist, es ist in der Vergangenheit in der Zusammenar-
beit mit Frankreich schon viel geschehen, aber da
könnte noch sehr viel mehr geschehen. Und das wä-
re dann auch eine Werbung für das übrige Deutsch-
land, dass Leute, die studieren, sich sagen, ich gehe
nach Saarbrücken, da kann ich dieses oder jenes
Fach studieren, und ich kann es in zwei Sprachen
studieren, vielleicht auch mit Diplomen in zwei Spra-
chen. Das wäre zum Beispiel ein solcher Punkt.

(Zuruf von der SPD.)

Also ich denke, es ist noch viel zu tun. Manches ist
schon gemacht, ja, in der Theorie, es klappt auch
mit ein paar Hundert Leuten, aber es ist nicht so, wie
es sein sollte. - Ich sehe Heiterkeit bei der CDU.

Ich habe ja den Unterschied zwischen Anspruch und
Wirklichkeit bei mir selbst erlebt, bei meinen Söh-
nen. Ich habe schon vor 50 Jahren meine Söhne
nach Frankreich in die Schule gefahren, jeden Tag,
fünf Jahre lang, damit sie Französisch lernen, weil
ich es zur damaligen Zeit schon aufgegeben hatte,
dass sie hier in unserem Saarland eine Fremdspra-
che, nämlich Französisch, so lernen können, dass
sie in Frankreich nicht auffallen. Die haben inzwi-
schen alle ihr französisches Abitur gemacht und ihr
deutsches Abitur noch dazu, zwei haben in Italien
studiert, einer in England und so weiter. Aber wichtig
war auch, dass ich außer Landes fahren musste, da-
mit die Kinder eine zweite Sprache so erlernen, wie
es sich gehört. Und ich höre seither - das ist 50 Jah-
re her - immer dasselbe Lied von der Mehrsprachig-
keit. Ich stelle fest, dass in der Praxis die Mehrspra-
chigkeit eher zurückgeht.

Vor 20, 30, 40 oder 50 Jahren gab es hier im franzö-
sischen Teil noch viele Leute, die die deutsche
Mundart gesprochen haben, die dann auch Deutsch
in der Schule gelernt haben. Das ist im Zurückge-
hen, das wird niemand bestreiten. Es ist schlimm,
dass das so ist, denn dann wird die politische Gren-
ze, die weggefallen ist, als Sprachgrenze wieder
erstehen.

Um solche Dinge voranzutreiben, sind unsere Hoch-
schulen wichtig. Die Hochschulen sind, das wurde
eben schon gesagt, der Leuchtturm. Daran hängt
vieles, daran hängt die Wirtschaft, daran hängt die
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Gesellschaft. Was dort betrieben wird, ist wichtig
auch für unsere Schulen. Wir sollten hier im Saar-
land eine Bildungshochburg werden. Bildung ist
auch ein Ausfuhrartikel. Da sollten wir spitze sein!
Wir waren schon besser.

(Zuruf von der SPD: Wann?)

Das sollten wir anstreben. Ich möchte das nicht wei-
ter ausführen, ich habe nur eine geringe Redezeit.

Ich möchte noch zu dem, was eben gesagt worden
ist, kurz Stellung nehmen, dazu, dass sich die AfD-
Fraktion in den Ausschüssen nicht zu Wort gemel-
det, keine Fragen gestellt und keine Anträge einge-
bracht hat.

(Abg. Kurtz (SPD): Das stimmt doch.)

Also erstens, für die, die es nicht wissen, es war der
Haushaltsausschuss und die Person war ich,

(Zuruf: Ja)

die meisten konnten es sich denken. Man muss ja
wissen, wie so etwas abläuft. Ein Haushalt entsteht
ja nicht von heute auf morgen, da gab es ja schon
einen im letzten Jahr.

(Ministerin Rehlinger: Es gibt jedes Jahr einen! -
Lachen bei den Regierungsfraktionen.)

Ja, das sind Binsenwahrheiten. - Man macht seine
Erfahrungen, ändert den Haushalt ein bisschen, am
Schluss setzt man sich mit dem Koalitionspartner
zusammen, dann legt man in einer Klausur die Eck-
daten fest, dann stellt der Finanzminister das Ding
her, das wird dann vorgestellt in ewig langen Aus-
schusssitzungen, bei denen dann der jeweilige Mi-
nister oder die Ministerin da sitzt mit einem Stab von
Mitarbeitern, ich habe bis zu 20 gezählt. Die Abge-
ordneten sitzen da, zwölf an der Zahl, die stellen
dann Fragen.

(Abg. Renner (SPD): Keine einzige Frage von Ih-
nen!)

Zum Teil ergibt es sich ja von selber, was da drin-
steht, und wo es sich nicht ergibt, ist es auch
schwierig, durch Fragen was herauszukriegen, denn
da soll ja auch was vertuscht werden. Ich bin nicht
einer von denen, die ihre Zeit und ihre Kraft vergeu-
den mit Dingen, die nichts bringen. Da können An-
träge gestellt werden. Man hat ja heute gesehen,
was mit den Anträgen der Fraktion DIE LINKE pas-
siert ist. Die Anträge werden gestellt, die werden auf
Papier gedruckt, das verbraucht
Tinte, das ist auch noch Materialverschwendung.

(Lautes Lachen aus den Regierungsfraktionen
und der LINKEN.)

Die Anträge werden gestellt und werden einstimmig
abgelehnt. Also das müssen wir uns nicht antun.

(Abg. Renner (SPD): Sie sind Parlamentarier,
oder etwa nicht? - Sie sind eine Zumutung. - Wei-
tere Zurufe.)

Die Ideen, die wir haben, werden wir vorbringen.

(Ministerin Rehlinger: Wann?)

Wir wissen auch wie, wo und wann. Wir haben auch
schon Ideen vorgebracht, Frau Rehlinger, und die
Große Koalition hat auch einige schon übernom-
men.

(Überraschte Zurufe von den Regierungsfraktio-
nen. - Ministerin Rehlinger: Was?)

Die Politik der AfD wirkt, es werden hoffentlich noch
mehr Anträge werden, die Sie übernehmen,

(Lachen bei den Regierungsfraktionen)

dann sind wir auch zufrieden. Es muss nicht unbe-
dingt unser Name draufstehen, Hauptsache, es ist
gute Politik. Danke schön.

(Abg. Renner (SPD): Beifall von der AfD. - Lä-
cherlich.)

Vizepräsidentin Ries:
Das Wort hat nun der Abgeordnete Alexander Zeyer
von der CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Zeyer (CDU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Sehr geehrter Herr Dörr! Sie haben
mal wieder die Chance verpasst, hier Ihre Ideen für
die Zukunft vorzustellen. Sie wurden in den saarlän-
dischen Landtag gewählt, um sich in den Ausschüs-
sen mit den Themen zu befassen, um hier Anträge
zu stellen, dafür werden Sie auch bezahlt. Das ist Ih-
re Aufgabe, der müssen Sie auch nachkommen. Im-
mer Ihr Geschwätz von den vergangenen Jahrzehn-
ten, das können wir hier nicht mehr hören. Zeigen
Sie endlich mal Ihr Profil, Ihre Zukunftsideen, auch
bei den Themen Hochschule, Technologie und Wis-
senschaft, dann hätten Sie schon einiges für unser
Land getan!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

In diesem Jahr haben Staatskanzlei und der eGo-
Saar mit der landesweiten Breitbandausbau-Maß-
nahme Netzausbau Saar ein wegweisendes Projekt
in die Umsetzung gebracht. Drei Telekommunikati-
onsunternehmen haben sich im Rahmen des Pro-
jekts verpflichtet, das gesamte Saarland bis Ende
nächsten Jahres mit Bandbreiten von über 50 Mbit/s
zu versorgen. Vielerorts haben die Baumaßnahmen
bereits begonnen.

Auch der Gigabit-Ausbau läuft bereits an. Mit dem
bundesweit einmaligen Förderprogramm „Gigabit-
prämie Saarland“ hat die Staatskanzlei vor wenigen
Monaten den Startschuss gegeben. Mit dem Pro-
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gramm erhalten Unternehmen, kulturelle und ge-
meinnützige Einrichtungen im Saarland schon jetzt
Zuschüsse, wenn sie in einen eigenen gigabitfähi-
gen Glasfaseranschluss investieren.

Ende 2018 also werden wir im gesamten Saarland
Bandbreiten von mindestens 50 Mbit oder mehr zur
Verfügung stellen können. Das ist ein großer Erfolg,
auf den wir stolz sein können, meine Damen und
Herren.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Wir setzen mit diesem Haushalt die richtigen, zu-
kunftsweisenden Prioritäten. Wir wollen auch ein
Zeichen setzen zur Stärkung des Medien- und Krea-
tivstandortes Saarland. Getreu unserem Motto
„Großes entsteht immer im Kleinen“ werden wir in
Zukunft mehr finanzielle Mittel für den Medien- und
Kreativstandort Saarland bereitstellen. Wir wollen ei-
ne Gameförderung etablieren. Computerspiele sind
Medien mit zunehmender gesellschaftlicher und kul-
tureller Relevanz. Sie sind aber auch ein Wirt-
schaftsfaktor. Mit einem Marktvolumen von rund 3
Milliarden Euro ist die Branche im Umsatz schon auf
Augenhöhe mit der Filmindustrie. Die saarländische
Entwicklerszene ist bislang überschaubar und nicht
vergleichbar mit der Szene in Hamburg oder Berlin.
Allerdings ergibt sich durch die Informatik- und Me-
dienstudiengänge an den Hochschulen und der Uni-
versität Potenzial für Neugründungen und Koopera-
tionen. Die Spielentwicklung stellt nicht nur einen
wertvollen Beitrag für die Kreativwirtschaft dar, son-
dern sie leistet Innovationsimpulse für unser gesam-
tes Land. Davon kann das Saarland in Zukunft nur
profitieren.

Nicht nur Berlin, München, Köln und Hamburg ha-
ben eine große Start-up-Szene, sondern auch unser
Saarland. Dieses wichtige Thema hat unsere Minis-
terpräsidentin Annegret Kramp-Karrenbauer zur
Chefsache erklärt. Nirgendwo ist der Strukturwandel
so sichtbar wie hier: Ich nenne an der Stelle das Ex-
zellenzcluster für IT, das Nationale Kompetenzzen-
trum für IT-Sicherheit und dessen Kooperation mit
der Exzellenzuniversität Stanford, die knapp 10.000
Mitarbeiter im IT-Bereich, die rund 1.000 eigenstän-
digen IT-Unternehmen und die eben angesprochene
lebendige Start-up-Szene. All das zeugt von einem
Land, das sich auf den Weg gemacht hat, Bildung
als Schlüssel für die Digitalisierung zu sehen. Die
Digitalisierung soll zum Markenzeichen des Saarlan-
des werden.

Mit dem Gesetz zur Förderung der elektronischen
Verwaltung im Saarland haben wir den rechtlichen
Rahmen für die im Koalitionsvertrag vereinbarte Di-
gitalisierungsoffensive der Verwaltung des Landes
und der Kommunen geschaffen. Diese Offensive
sieht eine nachhaltige Förderung der Einführung
elektronischer Verfahren und der elektronischen Ab-

wicklung von Dienstleistungen vor. Ziel ist eine ein-
fache, schnelle und sichere digitale Verwaltungs-
dienstleistung. Die Bürgerinnen und Bürger, Unter-
nehmen, Verbände und Vereine erwarten neben den
umfassenden Online-Informationen weitergehende
Möglichkeiten. In der Landesverwaltung haben wir
hierzu mit dem Gesetz zur Errichtung eines Landes-
amtes für IT-Dienstleistungen die strategischen und
die operativen Aufgaben der IT neu geordnet und
Fachkompetenzen in sogenannten Kompetenzzen-
tren gebündelt. Wir müssen Aufgaben und Aufga-
benwahrnehmung künftig stärker an den Bedarfen
ausrichten und uns unserer Aufgaben als Dienstlei-
ster bewusst werden.

Was wollen und erwarten die Bürgerinnen und Bür-
ger von der Verwaltung der Zukunft? Mit dem Portal
Bürgerdienste Saar haben Bürgerinnen und Bürger
die Möglichkeit, Informationen über Behörden und
ausfüllbare Formulare im Internet abzurufen, ohne
dabei wissen zu müssen, welche Behörde konkret
für sie zuständig ist. Ziel ist es zum Beispiel, von zu
Hause oder von einem mobilen Endgerät aus sich
einfach, sicher und schnell das Auto zuzulassen,
den Wohnsitz umzumelden, den Personalausweis
oder den Jagd- oder Angelschein zu beantragen.
Die Digitalisierung ist ein riesiger Fortschritt, und
Fortschritt bedeutet seit eh und je, dass es dabei
Herausforderungen gibt, denen sich gerade die öf-
fentliche Verwaltung als Dienstleister für Bürgerin-
nen und Bürger sowie Unternehmen stellen muss.
Die Entwicklungen im IT-Bereich sind rasend
schnell, und das betrifft alle Lebensbereiche und da-
mit alle Menschen in unserem Land Digitalisierung
bietet viele Vorteile, und wir können alle davon profi-
tieren. Diesbezüglich bedarf es auch eines Austau-
sches der Überlegungen, Ideen und Standpunkte.
Deshalb hat unsere Ministerpräsidentin am 29. Au-
gust 2016 ein Beratungsgremium ins Leben gerufen,
das mit regionalen, nationalen und international an-
erkannten Experten besetzt ist. Der Digitalisierungs-
rat, dem unter anderen August Wilhelm Scheer und
Wolfgang Wahlster angehören, wird den Prozess
der Digitalisierung im Saarland begleiten und dabei
vom Digitalisierungsforum unterstützt. Im Forum fin-
den sich Akteure mit regionalem Bezug aus dem
Saarland und den angrenzenden Regionen sowie
aus allen gesellschaftlich relevanten Gruppen. Mehr
als 300 Menschen haben seither in fünf Arbeitsgrup-
pen und zwölf Sitzungen wichtige Fragestellungen
und Aspekte identifiziert, denen in den nächsten Mo-
naten weiter nachgegangen werden soll. Im Mittel-
punkt steht die Gestaltung eines Prozesses mit dem
Ziel, die Chancen der Digitalisierung bestmöglich zu
nutzen und die Digitalisierung zu einer positiven Ent-
wicklung für das Saarland werden zu lassen. Das
Thema Digitalisierung ist mehr als komplex und wird
uns in den nächsten Jahren intensiv begleiten.
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Digitalisierung ist Herausforderung und Chance zu-
gleich. Ein Garant für den Erfolg ist dabei die Koope-
ration zwischen Land und Kommunen mit einer part-
nerschaftlichen Aufgabenteilung, aber auch der Dia-
log mit der Wirtschaft und den verschiedenen gesell-
schaftlichen Gruppen. Digitalisierung ist die Zukunft,
ohne Digitalisierung lässt sich die Zukunft nur
schwerlich gestalten. Mit dem vorliegenden Haushalt
werden wir diese Herausforderungen weiter mei-
stern. - Vielen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Das Wort hat nun die Ministerpräsidentin des Saar-
landes, Annegret Kramp-Karrenbauer.

Ministerpräsidentin Kramp-Karrenbauer:
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will in
der gebotenen Kürze auf das eine oder andere ein-
gehen, was zum Thema Hochschulen und zum The-
ma Technologie und Digitalisierung gesagt worden
ist. Wir haben uns in der vergangenen Legislaturpe-
riode - das hat die Kollegin der LINKEN deutlich ge-
macht - sehr intensiv mit der Entwicklung der Hoch-
schullandschaft befasst. Einer der Anlässe war in
der Tat, dass auch die Hochschulen im Saarland ih-
ren Beitrag zur Haushaltskonsolidierung haben leis-
ten müssen. Der zweite und aus meiner Sicht we-
sentlich wichtigere Teil war aber die Frage: Wie soll
in Zukunft die Hochschullandschaft in diesem Land
aussehen, wie und wohin sollen sich die einzelnen
Hochschulen entwickeln? Diese wurde mit dem
Hochschulentwicklungsplan und den darauf basie-
renden Ziel- und Leistungsvereinbarungen und
hochschulinternen Plänen für die Zukunft sehr gut
aufgestellt. Wir befinden uns in der Region, aber
auch über die Region hinaus in einer Konkurrenzsi-
tuation, das ist eben zu Recht angesprochen wor-
den. Das ist zuerst einmal ein gutes Zeichen für die
Region um uns herum, insbesondere auch Luxem-
burg, dass die Kolleginnen und Kollegen in Frank-
reich ihre eigenen Hochschulinstitute ausbauen, das
kommt der Region als Ganzes zugute. Eine gut ver-
standene Konkurrenz ist immer ein belebender Fak-
tor, vor allen Dingen dann, wenn man ihn in eine zu-
kunftsgeleitete Zusammenarbeit überführen kann,
was in unserer Region der Fall ist. Wir haben eine
Universität der Großregion. Herr Dörr, vieles von
dem, was Sie eben eingefordert haben, gibt es be-
reits in dieser Universität der Großregion. Um ein
kleines Beispiel zu nennen, es gibt unter anderem
einen Studiengang Physik, der in Deutsch, Franzö-
sisch und Englisch an den Universitäten in Luxem-
burg, Saarbrücken und Lothringen durchgeführt wird
und mit dem man nicht nur einen binationalen, son-
dern sogar einen trinationalen Abschluss machen
kann.

Wir können mit Fug und Recht sagen, dass die
Grundidee zur deutsch-französischen Hochschulko-
operation aus dieser Region stammt. Die Kooperati-
on der HTW Saar mit der französischen Seite vor
vielen Jahrzehnten war der Ursprung dafür, dass in
den anschließenden Vereinbarungen zwischen
Deutschland und Frankreich so etwas wie die
Deutsch-Französische Hochschule entstanden ist,
deren Sitz im Übrigen hier im Saarland ist. Sie bildet
im Grunde genommen ein Netzwerk von deutsch-
französischen Studiengängen, von denen ein guter
Teil an der Universität des Saarlandes durchgeführt
wird. Viele Studierende, die im Rahmen der
Deutsch-Französischen Hochschule studieren, kom-
men aus dem Saarland. Nicht vergessen soll das hi-
storische Recht sein, das der Universität des Saar-
landes als einzige Universität in ganz Deutschland
die Möglichkeit gibt, französische Abschlüsse zu
vergeben, insbesondere für die juristische Ausbil-
dung. Das bedeutet, wir haben hier eine enorme
deutsch-französische Kompetenz, die wir weiter
ausbauen müssen. Wir wollen uns nicht zurückzie-
hen und schon gar nicht darauf ausruhen, deswegen
arbeiten wir in diesem Feld weiter.

Wir haben gerade mit Kolleginnen und Kollegen aus
Luxemburg und Frankreich diskutiert, ob es zum
Beispiel möglich ist, Lehrerinnen und Lehrer für den
Grundschulbereich gemeinsam auszubilden, bilingu-
al mit Blick auf die Sprache, aber auch mit Blick auf
die Pädagogik, damit saarländische Eltern nicht
mehr gezwungen sind, ihre Kinder nach Frankreich
zu schicken, damit sie dort die Sprache lernen. Ich
glaube, die vielen bilingualen Zweige, die wir haben,
das Deutsch-Französische Gymnasium, die 40 Pro-
zent bilingualen Kindertagesstätten, sind heute ein
gutes Beispiel dafür, wo wir bereits Vorteile erreicht
haben. Wir versuchen, diese Ausbildung zusammen
mit Luxemburg und Frankreich trinational zu organi-
sieren. Im Moment laufen insbesondere die Gesprä-
che mit der französischen Seite sehr positiv. Sollte
es im ersten Schritt trinational nicht funktionieren,
dann wollen wir es auf jeden Fall binational ange-
hen, genauso wie wir das mit den Luxemburger Kol-
legen beim Schengen-Lyzeum auch getan haben.

Damit wird deutlich, meine sehr geehrten Damen
und Herren, dass die Hochschullandschaft im Saar-
land sehr breit aufgestellt ist. Das soll sie auch für
die Zukunft sein; wir wollen keine Hochschulen, die
nur einen bestimmten Schwerpunkt haben. Wir wis-
sen, wir sind im IT-Bereich sehr gut aufgestellt, wol-
len aber nicht, dass die Universität des Saarlandes
zu einer technischen Hochschule wird. Wir wollen ei-
ne breit aufgestellte Volluniversität, eine Landeskin-
der-Universität, an der wir unsere Lehrerinnen und
Lehrer, unsere Juristen, unsere Geistes- und Sozial-
wissenschaftler selbst ausbilden. Das haben wir im
Hochschulentwicklungsplan festgelegt. Das ist die
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Grundlage für diese Landesregierung, an diese
Grundlage halten wir uns.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Das, meine sehr verehrten Damen und Herren,
macht deutlich, dass wir hier auch die entsprechen-
den Finanzmittel hineingeben müssen. Wir haben
über das Jahr 2020 gesprochen. Da gibt es klare
Festlegungen im Koalitionsvertrag. Ja, wir haben ge-
sagt, der Haushalt der Hochschulen soll an dem
Aufwuchs, an der Dynamik im Landeshaushalt teil-
nehmen, denn das ist im Moment gerade der
Deckel, den die Hochschulen haben, dass sie von
dieser Dynamik zurzeit ausgeschlossen sind. Das
können wir ab dem Jahr 2020 ändern.

Aber, sehr geehrte Frau Kollegin Spaniol, es ist mit-
nichten so, dass wir die Hände in den Schoß legen
und sagen würden, warten jetzt einmal, was 2020
kommt. Vielmehr versuchen wir, im Rahmen des-
sen, was uns möglich ist, auch jetzt schon Erleichte-
rungen zu schaffen. Von der Tatsache, dass wir et-
wa den Sparkurs insgesamt etwas strecken, den
Personalabbaupfad etwas strecken, profitieren auch
die Hochschulen - die Summe ist genannt worden -
in einer Größenordnung von 1,5 Millionen Euro. Die
Tatsache, dass sich die Studienanfängerzahlen so
entwickelt haben, wie es hier beschrieben worden
ist, hat dazu geführt, dass wir im Jahr 2017 im Rah-
men des Hochschulpaktes bis zu 12 Millionen Euro
zusätzlich zur Verfügung stellen konnten. Und wir
versuchen überall dort, wo wir die Möglichkeit ha-
ben, zum Beispiel auch über das Thema Digitalisie-
rungsmittel, Erleichterungen für unsere Hochschulen
zu schaffen.

Das heißt, in den nächsten beiden Jahren ist der
Rahmen noch eng. Jede Möglichkeit, die es in die-
sem Rahmen gibt, Erleichterungen für die Hoch-
schulen zu schaffen, werden wir nutzen. Dann wird
es vor allen Dingen darauf ankommen, dass wir ab
dem Jahr 2020 in den neuen Ziel- und Leistungsver-
einbarungen - die Verhandlungen darüber laufen
zurzeit gerade an - auch die Weichen richtig stellen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das betrifft
auch das Thema Bau. Ich habe es heute Morgen ja
gesagt, es geht um die Neuinvestitionen im Bereich
der außeruniversitären Forschung, Stichwort Helm-
holtz. Es geht um die Erweiterungen in der Wert-
schöpfungskette von der Lehre, von der Forschung
zum Produkt, zur Unternehmensgründung, zu den
Arbeitsplätzen, Stichwort Start-up. Auch dafür brau-
chen wir Fläche. Es geht aber auch um die Hoch-
schulen selbst, sei es der Campus an der Universität
oder sei es der Campus der HTW, die wir auf jeden
Fall am Standort Altsaarbrücken konzentrieren wol-
len. Dort sind wir mit der Stadt Saarbrücken vollkom-
men einer Meinung, dass das auch eine Aufwertung
für die HTW ist, wenn sie sich wie die UdS in Saar-

brücken selbst befindet, aber vor allen Dingen eine
Aufwertung für die Stadt Saarbrücken und insbeson-
dere für Altsaarbrücken.

Es ist deswegen eine der Hauptaufgaben, die das
neu geschaffene Bauministerium hat, diese Fragen
alle auf den Weg zu bringen. Wenn wir in der Ver-
gangenheit mit den unterschiedlichen Zuständigkei-
ten, mit den sehr weit gefächerten Strukturen der
gesamten Bauverwaltung und dem Umgang mit
Baumaßnahmen als Regierung zufrieden gewesen
wären, als Regierungsfraktionen zufrieden gewesen
wären, und wenn wir gesagt hätten, das ist alles toll,
wie das gelaufen ist, dann hätten wir nichts ändern
müssen. Da wir aber gesagt haben, es ist in der Ver-
gangenheit eben nicht alles reibungslos gelaufen,
wir können Strukturen besser machen, haben wir
uns am Beispiel Bayern orientiert - dort ist nämlich
die Bauverwaltung zusammengefasst - und haben
gesagt, das versuchen wir auch. Das ist genau die
Antwort. Auch das ist ein Zeichen dafür, dass wir
uns auf die Investitionsoffensive auch im Hochschul-
bereich vorbereiten.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir bereiten uns auch vor, was die Frage der natio-
nalen und der internationalen Situation anbelangt,
denn im Moment ist nicht nur wichtig, was wir im
Landeshaushalt vereinbaren. Im Moment ist vor al-
len Dingen auch wichtig, was wir etwa auf der Bun-
desebene zur Fortführung der Forschungsförderung
vereinbaren. Der sogenannte Pakt der Pakte, also
die Frage, wie es mit dem Hochschulpakt weiter-
geht, wie es mit der Exzellenzinitiative weitergeht,
wie es mit dem Pakt für gute Lehre und Forschung
weitergeht, alles das sind Fragen, die jetzt in den
anstehenden Verhandlungen auf Bundesebene ent-
sprechend begleitet und ordentlich verabschiedet
werden müssen, damit unsere Hochschulen auch
die notwendigen Rahmenbedingungen haben wer-
den. Zu Rahmenbedingungen gehört die entspre-
chende Infrastruktur für unsere Hochschulen, aber
eben nicht nur für unsere Hochschulen, das betrifft
insbesondere das Thema Digitalisierung. Zum Breit-
bandausbau, zu 50 Mbit, zu 5G, zum Glasfaseraus-
bau in Gewerbegebieten ist heute Morgen schon ei-
niges gesagt worden. Hier hat insbesondere der Kol-
lege Zeyer schon Stellung bezogen.

Ich will noch einmal darauf eingehen, weshalb wir im
Saarland eine Konstruktion wie den Digitalisierungs-
rat und vor allen Dingen das Digitalisierungsforum
entwickelt haben. Ich glaube, dass wir gut daran tun,
deutlich zu machen, dass die Digitalisierung mehr ist
als eine rein technische Frage, die an der einen oder
anderen Stelle, etwa im Bereich der Produktion, et-
was verändern wird. Die Digitalisierung verändert
unsere Welt, verändert unsere Gesellschaft. Ja, sie
wird wahrscheinlich uns selbst ein Stück weit verän-
dern. Ich halte es für absolut notwendig gerade in ei-
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nem kleinen kompakten Land wie dem Saarland, al-
le Kräfte zu bündeln und die Bürgerinnen und Bür-
ger auf dem Weg der Digitalisierung auch mitzuneh-
men. Deswegen ist das Forum so wichtig, wo über
200 ehrenamtlich Engagierte aus ganz vielen Berei-
chen des Landes zusammenarbeiten und überlegen,
was denn Digitalisierung in ihrem Bereich bedeutet,
was sie etwa im Bereich der öffentlichen Verwaltung
bedeutet, was sie im Bereich der Bildung bedeutet,
wie wir uns mit Blick auf Wirtschaftsförderung auf-
stellen müssten, wie wir uns mit Blick auf Freizeitge-
staltung aufstellen müssten, wo Digitalisierung etwa
im Bereich der Pflege unterstützend wirken kann,
wie sie entlasten kann.

Hier glaube ich, dass die Vorschläge, die aus dem
Forum kommen, die Themen betreffen, von denen
wir ziemlich sicher sind, dass sie die Menschen in
diesem Land umtreiben. Ich möchte auf jeden Fall
vermeiden, dass der Eindruck entsteht, Digitalisie-
rung sei ein Projekt für Eliten, über das sich drei
Menschen den Kopf zerbrechen und dann erklären,
wie es in Zukunft gehen soll. Je besser wir die Digi-
talisierung zum beherrschenden Thema im Land
machen, das jeder Einzelne mit vorantreiben kann,
umso besser wird sie gelingen. Das muss die Aufga-
be auch hier in diesem Haus sein.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

An der Stelle wird aus meiner Sicht noch einmal
deutlich, weshalb es richtig ist, dass wir eine Univer-
sität als Volluniversität aufstellen. Wenn Sie sich
überlegen, wie denn die Unternehmen der Zukunft
aussehen werden, wenn Sie sich vorstellen, dass
wir vielleicht in nicht allzu ferner Zukunft Unterneh-
men haben werden, die gar keinen körperlichen
Standort mehr haben, die mit Daten und Informatio-
nen handeln, wie das heute ja schon in Teilen der
Fall ist, dann werden sich ganz andere Fragen erge-
ben, etwa rechtliche Fragen oder betriebswirtschaft-
liche Fragen. Beispielsweise: Wo erhebe ich denn
eigentlich eine Steuer und auf was erhebe ich diese
Steuer? Das ist das Stichwort „net tax“, das im Mo-
ment diskutiert wird.

Mit Blick auf die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer wird sich die Frage ergeben, was denn Mitbe-
stimmung im digitalen Zeitalter heißt, was Arbeits-
schutz im digitalen Zeitalter heißt. Das ist eben nicht
mehr nur der Schutz vor Lärm, vor Staub, vor Ge-
wichten, die man heben muss. Das ist vor allen Din-
gen der Schutz davor, dass man rund um die Uhr
verfügbar ist und etwa über die E-Mail antworten
muss. Da geht es um die Frage rund um das Thema
autonomes Fahren. Was heißt das denn versiche-
rungstechnisch? Wir haben heute schon autonom
fahrende Busse. Die stehen auf irgendwelchen Flug-
hafengeländen. Die stehen dort deshalb, weil noch
niemand die Frage klären konnte, wer die Versiche-
rung übernimmt, wenn mit dem Ding etwas passiert.

Wie ist das in der ethischen Abwägung, wenn in ei-
ner entscheidenden Situation das System entschei-
den muss, ob ich nach links fahre oder nach rechts.
Wie muss der Mensch dort eingreifen können? Was
heißt das rechtlich? Das heißt, Digitalisierung ist
mehr als reine IT.

Deswegen muss auch die Universität des Saarlan-
des, wenn sie in der Digitalisierung spitze sein will,
eben auch mehr als nur exzellente IT bieten. Sie
muss auch die anderen Bereiche mit abbilden. Das
ist unser Ansatz, unser Verständnis auch von guter
Hochschulpolitik im digitalen Zeitalter. Diesen An-
satz werden wir weiter vorantreiben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

In diesem Sinne wird das Thema Digitalisierung
auch dieses Haus betreffen. Die Frage wird sein,
was eigentlich Willensbildung ist und was Informati-
on in einem digitalen Zeitalter ist, wenn es nicht
mehr nur die klassische Landtagsdebatte und nicht
mehr nur das ist, was etwa von heute Nachmittag
oder heute Morgen in die Haushalte im Saarland
übertragen wird. Wer bildet sich wo seine Meinung?
Es geht um die Frage, ob wir als Parlament insge-
samt gut genug aufgestellt sind. Aus meiner Sicht ist
das Thema Digitalisierung etwas, das den Landtag
in einer besonderen Art und Weise beschäftigen
muss. Ich hoffe sehr, dass wir in den nächsten Jah-
ren in den Ausschüssen, aber auch im Plenum noch
an vielen Stellen die Gelegenheit haben werden,
uns über das Thema Digitalisierung in all seinen
Auswirkungen und Erscheinungsformen auszutau-
schen.

Wir müssen die Weichen zur Beantwortung der
einen entscheidenden Frage richtig stellen. Diese
entscheidende Frage lautet: Was trägt Digitalisie-
rung dazu bei, dass es diesem Land und vor allen
Dingen den Menschen in diesem Land besser geht?
Das ist die entscheidende Frage, das muss unser
Anspruch sein. Danach müssen wir handeln, dazu
tragen unsere Hochschulen bei. Alles, was wir jetzt
im Haushalt festgelegt haben, soll dazu dienen, sie
auch in einer finanzpolitisch schwierigen Situation
dazu in die Lage zu versetzen. Es soll aber auch da-
zu dienen, die Weichen jetzt schon so zu stellen,
dass wir ab 2020 mit Blick auf die Hochschulent-
wicklung wieder mehr Gas geben können. - Vielen
Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Weitere Wortmeldungen sind nicht
eingegangen. Ich schließe die Aussprache.

Der Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfragen
hat zu Einzelplan 02 einen Abänderungsantrag ein-
gebracht, der uns als Drucksache 16/169 vorliegt.
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Wir kommen zuerst zur Abstimmung über diesen
Abänderungsantrag des Ausschusses. Wer dafür ist,
den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dage-
gen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest,
dass der Abänderungsantrag Drucksache 16/169
einstimmig, mit den Stimmen aller Fraktionen des
Hauses angenommen wurde.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 17
Kapitel 17 02. Wer für die Annahme von Einzel-
plan 17 Kapitel 17 02 ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der
Stimme? - Ich stelle fest, dass Einzelplan 17 Kapitel
17 02 mit Stimmenmehrheit angenommen ist. Zuge-
stimmt haben die Koalitionsfraktionen, dagegen ge-
stimmt haben die Oppositionsfraktionen.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 20
Kapitel 20 11, 20 21 und 20 23. Wer für die Annah-
me der Kapitel 20 11, 20 21 und 20 23 des Einzel-
plans 20 ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. -
Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? -
Ich stelle fest, dass Kapitel 20 11, 20 21 und 20 23
des Einzelplans 20 mit Stimmenmehrheit angenom-
men wurden. Zugestimmt haben CDU- und SPD-
Fraktion, dagegen gestimmt haben DIE LINKE und
die AfD-Fraktion.

Es ist über Kapitel 02 01 (Ministerpräsidentin und
Staatskanzlei) Einzelabstimmung beantragt. Wer für
die Annahme des Kapitels 02 01 ist, den bitte ich, ei-
ne Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer ent-
hält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass Kapitel
02 01 mit Stimmenmehrheit angenommen wurde.
Zugestimmt haben die Koalitionsfraktionen, dagegen
gestimmt haben die Oppositionsfraktionen.

Es ist über Kapitel 02 12 (Förderung von Wissen-
schaft, Forschung und Technologie) Einzelabstim-
mung beantragt. Wer für die Annahme des Kapitels
02 12 unter Berücksichtigung des eben angenom-
menen Abänderungsantrages ist, den bitte ich, eine
Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält
sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass Kapitel 02 12
mit Stimmenmehrheit angenommen wurde. Zuge-
stimmt haben CDU- und SPD-Fraktion sowie die
AfD-Fraktion. Dagegen gestimmt hat die Fraktion
DIE LINKE.

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan
02 - Ministerpräsidentin und Chef der Staatskanzlei
und Bereich Wissenschaft, Forschung und Techno-
logie - im Übrigen. Wer für die Annahme des Einzel-
plans 02 unter Berücksichtigung des angenomme-
nen Abänderungsantrages ist, den bitte ich, eine
Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält
sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass Einzelplan
02 mit Stimmenmehrheit angenommen wurde. Zu-
gestimmt haben CDU- und SPD-Fraktion, dagegen
gestimmt haben sie Fraktion DIE LINKE und die
AfD-Fraktion.

Kolleginnen und Kollegen, wir kommen nun zu Über-
sicht 3: Einzelplan 03 - Ministerium für Inneres, Bau-
en und Sport -, Einzelplan 17 Kapitel 17 03 und Ein-
zelplan 20 Kapitel 20 03.

Übersicht 3 - Ministerium für Inneres, Bauen
und Sport (Abänderungsantrag: Drucksache
16/170)

Auch hier wurde die Berichterstattung zu Protokoll
gegeben (siehe Anlage 5). Ich eröffne die Ausspra-
che. - Das Wort hat der Abgeordnete Ralf Georgi
von der Fraktion DIE LINKE.

Abg. Georgi (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Die besten Gesetze nut-
zen nichts, wenn sie nicht vollzogen werden können.
Wenn wir unseren Rechtsstaat durchsetzen wollen,
dürfen wir ihn nicht kaputtsparen, hat der Landes-
vorsitzende der Saar-SPD und Bundesjustizminister
Heiko Maas gesagt. - Recht hat er. Es stimmt, die
besten Gesetze nutzen wirklich nichts, wenn sie
nicht vollzogen werden können. Deshalb sollte
Schluss sein mit dem Kaputtsparen der Polizei und
der Justiz, liebe Kolleginnen und Kollegen. Im Bund
und in den Ländern sind allein zwischen 2000 und
2006 laut der Gewerkschaft der Polizei rund 10.000
Stellen im Polizeivollzugsbereich und etwa 7.000
Stellen im Tarifbereich ersatzlos gestrichen worden.
Man muss es so sagen: Diejenigen, die jetzt am lau-
testen nach Sicherheit rufen, sind dieselben, die für
diesen Abbau bei der Polizei verantwortlich sind.

Kolleginnen und Kollegen, wir begrüßen es, dass die
Landesregierung hier etwas umgesteuert ist. Heute
Morgen wurde es ja angesprochen. Das erkennen
wir auch an. Es ist richtig, dass die Zahl der Kom-
missaranwärter wieder erhöht worden ist, aber das
reicht doch nicht aus. Denn solange immer noch
mehr Polizistinnen und Polizisten in den Ruhestand
gehen, als ausgebildete Kräfte nachkommen, geht
der Personalabbau weiter. Das ist unverantwortlich.

Meine Damen und Herren, laut einer Aufstellung der
Rheinischen Post vom letzten Jahr kommen im
Saarland 231 Polizistinnen und Polizisten auf
100.000 Einwohner. In Bayern sind es 326, in Bran-
denburg 328, in Mecklenburg-Vorpommern 366 und
in den Stadtstaaten natürlich noch mehr. Ich will da-
mit sagen: Das Saarland befindet sich hier in einer
Position, in der ein weiterer Abbau aus unserer Sicht
nicht zu vertreten ist.

Auch der Einsatz von Hilfspolizisten, also etwa des
Polizeilichen Ordnungsdienstes, kann nicht über die
personellen Engpässe hinwegtäuschen. Wir brau-
chen schlicht und ergreifend mehr gut ausgebildete
Polizistinnen und Polizisten. Das Hin und Her der
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letzten Jahre bei der Polizei ist unverständlich und
hat bei den Beschäftigten zu Kopfschütteln geführt.

Die Zahl der Kommissaranwärter sollte keine politi-
sche Zahl sein, die das Innenministerium einfach
mal so in den Raum wirft. Grundlage sollte eine vor-
ausschauende Personalplanung sein. Das heißt für
mich, die Zahl der Neuen sollte sich an der Zahl der-
jenigen älteren Kolleginnen und Kollegen orientie-
ren, die in drei Jahren, also zum Ende des Vorberei-
tungsdienstes, in den Ruhestand gehen. Das wäre
die sauberste Lösung. Natürlich kostet mehr Polizei
mehr Geld. Wir sagen aber auch, wo stattdessen
gespart werden kann. Sparen Sie sich neue, teure
Überwachungssysteme, bei denen der Nutzen doch
recht fragwürdig ist.

Die Belastungen der Polizistinnen und Polizisten ist
groß. Im letzten Jahr haben sie mehr als 245.000
nicht abgebaute Mehrdienststunden angesammelt.
Sie werden immer öfter gebraucht, bei Fußballspie-
len mit randalierenden Fans, bei großen Demonstra-
tionen, bei Großkontrollen wie letzte Woche wieder
in Saarbrücken oder bei Unterstützungseinsätzen in
anderen Bundesländern. Die Sicherheit der Saarlän-
derinnen und Saarländer darf kein unerschwingli-
cher Luxus sein. Deshalb muss das Kaputtsparen
ein Ende haben.

Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich noch ein
Wort zur Situation der Kommunen sagen. Bekannt-
lich sind sie bei uns so verschuldet wie in keinem
anderen Bundesland und investieren daher unter-
durchschnittlich. Gerade vor diesem Hintergrund ist
es völlig unverständlich, wieso die Landesregierung
auch im kommenden Jahr nicht die vorgesehenen
Mittel im Rahmen der Drittel-Finanzierung für das
Bundesprogramm Städtebauförderung bezahlt. Der
Städte- und Gemeindetag fordert völlig zu Recht,
dass das Land diese 5,3 Millionen übernehmen soll.

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir lehnen den
Einzelplan 3 in der vorliegenden Form ab. - Vielen
Dank.

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsidentin Ries:
Das Wort hat nun die Abgeordnete Ruth Meyer von
der CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Meyer (CDU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen Abgeordne-
te! Wenn wir uns die Verantwortungsvielfalt des In-
nenressorts vor Augen führen - Sicherheit, Kommu-
nen, Landesplanung, Hochbau - und die Herausfor-
derungen unserer Zeit betrachten - Demografie, Mi-
gration, Digitalisierung -, dann wird klar, dass Ver-
antwortung, Sorgfaltspflicht und Belastung bei allen
hinter dem Einzelplan 03 stehenden Akteuren enorm

hoch ist. Das geht von der Hausspitze bis hinunter
zu der sogenannten einfachen Sachbearbeitung in
allen Abteilungen und in allen nachgeordneten Be-
hörden. Deshalb gilt zu allererst mein Dank all de-
nen, die diesen Plan mit ihren Anmeldungen im be-
kannt begrenzten Rahmen mitgestaltet haben. Auch
das Innenressort trägt ja weiterhin zur Konsolidie-
rung bei. Ich danke außerdem denjenigen, die durch
die Umsetzung dieser Haushaltsmittel in ganz kon-
krete Maßnahmen auch 2018 dafür sorgen werden,
dass wir unser Land sicher und zukunftsgerecht wei-
terentwickeln können.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Für Wunder muss man beten, für Veränderungen
muss man arbeiten. Das ist ein Zitat, das Thomas
von Aquin zugeschrieben wird. Ich bin durchaus der
Auffassung: Ora et labora. Das ist die Art, auf die wir
arbeiten: hart an der Sache und auf der Grundlage
des Glaubens. Es ist nicht das Prinzip Hoffnung, das
uns leitet, sondern das Prinzip Leistung. Nur so ha-
ben wir die Haushaltskonsolidierung vorangebracht
und den Bund-Länder-Finanzausgleich unter Dach
und Fach gekriegt. Nur deshalb können wir im In-
nenressort mit einem ganz klaren Ziel vor Augen un-
terwegs sein mit dem Etappenziel 2020.

Für die Zeit danach brauchen wir klare Vorstellun-
gen davon, wie wir die großen Reformprojekte in
diesem Ressort umsetzen wollen. Die Fortentwick-
lung unserer Sicherheitsarchitektur gehört genauso
dazu wie die Reform der Kommunal- und Verwal-
tungsstrukturen und eine Investitionsoffensive. Wir
wollen ein Land, in dem man auf Nummer sicher
geht. Dass wir im Saarland nicht auf einer Insel der
Glückseligen leben, muss uns bewusst sein. Das In-
ternet ist immer häufiger Tatmittel und Tatort. Orga-
nisierte Kriminalität und islamistisch motivierte Straf-
taten machen nicht an unseren Grenzen halt.

Wir haben darauf reagiert und zum Beispiel das
2013 eingerichtete Dezernat Cyber Crime stetig aus-
gebaut. Wir haben die bewährte Struktur zur Be-
kämpfung des Wohnungseinbruchs - die Ermitt-
lungsgruppe Wohnungseinbruchdiebstahl - auf drei
Standorte ausgerollt und konnten uns im letzten
Jahr über einen Rückgang der Fälle um 20 Prozent
freuen. Ich höre, dass sich auch für dieses Jahr eine
entsprechende Entwicklung abzeichnet. Mit der
Neuorganisation der Operativen Einheit wurden über
das Land verteilt 108 Spezialkräfte installiert, die
auch den Wach- und Streifendienst verstärken. Und
weil nur stete Übung gute Ergebnisse bringt, wird
seit diesem Herbst an einem Einsatztrainingszen-
trum für 6 Millionen in Göttelborn gebaut.

Die ministeriellen Sicherheitspakete - ich habe auf-
gehört, sie zu zählen, als eine Hand nicht mehr aus-
reichte - haben über 200 Köpfe gebracht, die pro-
duktiv in die Organisation eingebaut werden konn-
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ten, ohne den Sanierungspfad zu verlassen. Das
war die Aufgabe. Über Tarifarbeit, Lebensarbeits-
zeitverlängerung und Personalaufstockungen konn-
ten wir das insgesamt gewährleisten. Ich bin sowohl
Minister Bouillon als auch Minister Toscani von Her-
zen dankbar, dass sie dies gemeinsam geschafft ha-
ben und über 20 Millionen Euro zusätzlich für mehr
Personal und für eine verbesserte Ausstattung unse-
rer Polizei freigeschaufelt haben.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Sie werden in der Geschichte dieses Landes keine
Regierung finden, die derart konsequent eine kon-
stant hohe Zahl an Anwärtern eingestellt hat. 2018
werden es 124 sein. Herr Georgi, es ist deshalb kein
Hin und Her. 140 fordern jetzt die, von denen bis-
lang nur einer gezeigt hat, was er tut, wenn er wirk-
lich die Macht dazu hat. Schlappe 35 Anwärter pro
Jahr waren es in der Regierungszeit von Herrn La-
fontaine. Über 102 pro Jahr hat diese Große Koaliti-
on jährlich hinzugewonnen. Wir haben Ihre Einstel-
lungszahlen nahezu verdreifacht.

(Zuruf: 80.)

Das macht die Scheinheiligkeit dieses Antrages der
LINKEN offenbar. Ihre Expertise für Sicherheit ist
sowieso spätestens mit dem zweiten Antrag zum
Themenkomplex infrage zu stellen. Wie verwirrt
muss man eigentlich sein, wenn man in diesen Zei-
ten mit an Altersstarrsinn grenzender Verbohrtheit
die Abschaffung des Verfassungsschutzes fordert!

(Beifall von der CDU.)

Die Geschichte lehrt die Menschen, dass die Ge-
schichte die Menschen nichts lehrt. Man könnte mei-
nen, Mahatma Gandhi hätte Sie vor Augen gehabt,
als er diesen Satz schuf. Wir wollen keine Vollzugs-
polizei, die sich Stasi-Methoden bedient. Nachrich-
tendienste und polizeilicher Staatsschutz müssen
zwar eng und durchaus auch noch enger zusam-
menarbeiten. Nachrichtendienste bleiben aber nun
einmal hauptsächlich dafür zuständig, Informationen
einzuholen, zu überprüfen und zum Beispiel politisch
motivierte Kriminalität zu verhindern. Wenn unser
Verfassungsschutz ein so hohes Vertrauen genießt,
dass unsere Behörden ihn beratend zur Seite bitten,
dann können wir das doch nur begrüßen.

Auf der anderen Seite ist der polizeiliche Staats-
schutz damit beauftragt, solche Delikte zu bekämp-
fen und wird also erst dann aktiv, wenn eine Straftat
ganz konkret im Raum steht und aufgeklärt werden
muss. Ich führe das hier speziell für einzelne Kolle-
gen der Linksfraktion so ausführlich aus, weil in der
letzten Sitzung des Innenausschusses offenbar wur-
de, dass diese ihr Wissen über die Arbeit des Ver-
fassungsschutzes wohl eher aus schlechten Filmen
beziehen als aus einem Kontakt mit dieser Behörde
selbst.

Zudem haben uns die bürgerkriegsähnlichen Ereig-
nisse im Umfeld des G-20-Gipfels in Hamburg, an
die ich erinnern will, überdeutlich gemacht, dass wir
auch auf dem linken Auge sehr wachsam sein müs-
sen. Vielleicht ist auch das der Grund, warum Sie so
vehement gegen den Verfassungsschutz kämpfen.
Ein rechtsstaatlich eingebundener und parlamenta-
risch kontrollierter Verfassungsschutz, wie er grund-
gesetzlich verankert ist, steht jedenfalls für uns au-
ßer Disposition. Die Hebungen einzelner Planstellen
im Kapitel 03 13 begrüße ich daher ausdrücklich.

Meine Damen und Herren, dieser Haushalt weist ei-
ne Reihe weiterer sicherheitsrelevanter Positionen
auf. Die Deradikalisierungsprojekte im Sozialkapitel
zähle ich genauso dazu wie die Errichtung einer
Zentralstelle zur Terrorismusbekämpfung bei der
saarländischen Justiz. Hiervon werden wir später ja
noch hören.

Eine konsequente Präventions-, Ermittlungs- und
Vollzugsarbeit mit dem gezielten Blick auf Gefähr-
der, die unsere freiheitlich-demokratische Grundord-
nung attackieren, braucht über alle Behörden hin-
weg höchste Handlungsfähigkeit. Polizeiliche und
staatsanwaltschaftliche Ermittlungen sowie der Voll-
zug müssen dabei noch besser Hand in Hand ge-
hen. Ich bin unserem Justizstaatssekretär Roland
Theis deshalb sehr dankbar, dass er dieses Reform-
projekt zu seiner ganz persönlichen Sache gemacht
hat.

(Beifall bei der CDU.)

Im Kapitel 13 12 - Vollzugspolizei - möchte ich die
zusätzlichen Mittel in Höhe von insgesamt 2,6 Millio-
nen Euro für die Ertüchtigung der IT-Infrastruktur
nicht unerwähnt lassen. Das geht zum Beispiel in
die Anschaffung von Tablets zur medienbruchfreien
Vorgangserfassung zur Vermeidung von Eingabe-
fehlern und zur Zeitersparnis und es geht in die Ver-
besserung der bundesweiten Einheitlichkeit der Da-
tenverwaltung, wie sie aus der Saarbrücker Erklä-
rung der Innenminister hervorgegangen ist. Für eine
bessere persönliche Schutzausstattung geben wir
darüber hinaus Geld aus. Holster, Schutzwesten,
Bodycams - das sollte selbstverständlich sein. Auch
der Kauf von Spezialfahrzeugen zählt dazu. Die Be-
amten halten jeden Tag den Kopf für uns hin. Da
können sie auch die beste Ausstattung erwarten.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Was die Polizeiorganisation jetzt braucht, ist nach
meiner Wahrnehmung aber auch, dass die 2012 be-
gonnene und seither im Verlaufsmodell umgesetzte
Polizeireform zu einem Abschluss kommt. Unsere
Beamtinnen und Beamten wollen einen klaren
Schnitt und eine nachhaltige Zielstruktur. Das höre
ich in allen Gesprächen in den Inspektionen und
auch mit den Gewerkschaften in den letzten Mona-
ten. Am Ende werden weniger die Gebäude wichtig
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sein, auf denen „Polizei“ steht, als vielmehr die Per-
sonen, die schnell vor Ort sind oder, genauso wich-
tig, zentral im Backoffice Ersuchen und Ermittlungen
konsequent abarbeiten. Das, was im Januar wahr-
scheinlich auf den Tisch kommt, muss als Struktur
die nächsten fünf bis zehn Jahre tragen. Ich bin
überzeugt, dass wir auf das vertrauen können, was
die Fachebene hier derzeit auf der Basis vieler Ana-
lysen und Gespräche vorbereitet. Dabei sollte auch
eine zeitgemäße Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf eine Rolle spielen, etwa durch die Eröffnung von
Telearbeitsmöglichkeiten, durch Betreuungsangebo-
te für Ausnahmesituationen und das Bemühen um
lebensältere Kolleginnen und Kollegen mit Spezial-
kenntnissen, um diese möglichst lange in der Orga-
nisation zu halten.

Bei der zweiten großen Reformaufgabe dieser Koali-
tion geht es um die Verbesserung der Situation der
Kommunen. Gemeinde, Städte und Kreise sind der
unmittelbare Lebensraum unserer Bürgerinnen und
Bürger. Alles, was ihre Finanz- und Investitionskraft
einschränkt oder verbessert, schlägt sich zugleich in
der Infrastruktur vor Ort nieder. Ob im Köllertal oder
Warndt, ob im Blies- oder Saargau, im St. Wendeler
Land, Völklingen oder in der Landeshauptstadt, un-
ser Anspruch ist, dass man überall im Saarland
möglichst gleich gut lebt. Deshalb haben wir in der
letzten Legislaturperiode mit dem Kommunalen Ent-
lastungsfonds, dem Kommunalpaket und der Einfüh-
rung des strikten Konnexitätsprinzips sowie mit dem
neuen Bund-Länder-Finanzausgleich mit allen uns
zur Verfügung stehenden Mitteln für die Landes- und
Kommunalfinanzen gesorgt, und das wird übrigens
im ganz Wesentlichen auch von den kommunalen
Spitzenverbänden anerkannt.

Parallel mühen sich unsere Bürgermeister, Landräte
und kommunalen Mandatsträger jedes Jahr neu, an
Ausgaben und Strukturen zu sparen. Das fällt zu-
nehmend schwerer und verdient daher unsererseits
alle Achtung.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Obwohl sich viele Faktoren weiterhin positiv ent-
wickeln, die Steuereinnahmen der Gemeinden, die
Investitionsprogramme und Entlastungen des Bun-
des oder der erneut auf Rekordniveau gestiegene
kommunale Finanzausgleich mit 620 Millionen Euro,
wird die große Mehrzahl der saarländischen Kom-
munen aber im Gegensatz zum Bundestrend nicht
aus eigener Kraft aus dem Defizit kommen, zu stark
ist die Schuldenlast und zu erdrückend sind vor al-
lem die Sozialkosten. Hier sind weitere Schritte not-
wendig: Eine echte Beteiligung unserer Kommunen
an der zugesagten Teilentschuldung, eine stärkere
Entlastung der Kommunen von den Sozialausgaben
durch den Bund, damit ihre Sparanstrengungen
nicht vergeblich sind, aber auch eine Kommunalauf-
sicht, die ihre rechtlichen Möglichkeiten nutzt, wenn

einzelne Kommunen - mal diplomatisch ausgedrückt
- extrem kurzsichtig wirtschaften und ihre Hausauf-
gaben offensichtlich nicht machen. Dann muss eben
ein anderer den Plan machen.

An die Herren der AfD: Hier geht es nicht in erster
Linie um die Flüchtlingskosten, da ist der Bund ja
bereits in großem Stil beigesprungen. Es geht bei-
spielsweise um die enormen Fallkosten in der Ju-
gendhilfe. Aber Sie müssen ja jedes Thema benut-
zen, um Ihre fremdenfeindlichen Agitationen zu plat-
zieren. Sie können Flüchtlinge nur auf eines reduzie-
ren, auf einen leidigen Kostenfaktor. Unser Grund-
gesetz ist nicht überschrieben mit „Jeder ist sich
selbst der Nächste“, sondern es steht unter dem
Grundsatz der Menschenwürde.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Die Leistungsfähigkeit unserer Behörden wird sich
verbessern, wenn wir Doppelstrukturen abschaffen.
Ich sage, eine UBA pro Landkreis/Regionalverband
ist ausreichend. Wir müssen Software vereinheitli-
chen und Einrichtungen gemeinsam nutzen und Ar-
beiten im Hintergrund zentralisieren, indem wir fach-
liche Kompetenzzentren bilden, etwa für die Verwal-
tungsvollstreckung. Dabei werden wir darauf zu ach-
ten haben, dass Ansprechpartner und Kümmerer in
den Verwaltungen vor Ort die Nähe zu den Bürgerin-
nen und Bürgern erhalten. Das wird entscheidend
sein für die Akzeptanz einer jeglichen Reform. Der
Ball liegt hier erst einmal auf der Ebene der kommu-
nalen Selbstverwaltung. Es wird spürbare Anreize
brauchen, um die Gemeinden im größeren Stil zur
interkommunalen Zusammenarbeit zu bewegen.
Auch freiwillige Fusionen können nur dann eine Ak-
zeptanz finden, wenn finanzielle Anreize den neuen
Gemeinden eine bessere Perspektive bieten kön-
nen. Solche Anreize für Reformen müssen wir
schaffen und bereitstellen, aber den Mut, aufeinan-
der zuzugehen, den können und wollen wir unseren
Kommunen erst einmal nicht abnehmen.

(Beifall von der CDU.)

Im Ehrenamt sind wir, was Kooperations- und Re-
formbereitschaft anbelangt - das stelle ich erfreut
fest - zum Teil schon weiter. Am Wochenende war
ich auf einem Kameradschaftsabend des THW. Ich
war wirklich berührt: Da waren selbstverständlich die
Vertreterinnen und Vertreter von Freiwilliger Feuer-
wehr, von DRK und DLRG mit eingeladen. Die Feu-
erwehr hat sogar begrüßt. Da war gegenseitige
Wertschätzung und Zusammenarbeit mit Händen
greifbar.

(Abg. Scharf (CDU): So soll es sein, super!)

Die machen gemeinsam Nachwuchsarbeit. Die tref-
fen sich regelmäßig, organisieren gegenseitige
Schulungen und erarbeiten sogar eine gemeinsame
Ausrückordnung.
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(Beifall von der CDU.)

Das ist einen Applaus wert, das habe ich auch so
gesehen. - Die haben auch nicht vergessen, die Be-
triebe auszuzeichnen, die sie für ihre Einsätze frei-
stellen. Ich hatte das gute Gefühl, dass der saarlän-
dische Weg auf Landesebene Widerhall gefunden
hat, eben maximalen Einsatz zu zeigen und dort zu
kooperieren, wo es dem gemeinsamen Ziel, dem
großen Ganzen dient. Mein herzlicher Dank gilt an
dieser Stelle allen in Hilfs- und Rettungsdiensten En-
gagierten und ihren Unterstützern. Der gestrige Tag
hat gezeigt, wie sehr wir auf ihre Leistungsfähigkeit
angewiesen sind und wie sehr sie auch unseren
Rückhalt brauchen. Wir haben hohen Respekt vor
ihrer kompetenten und verlässlichen Arbeit. Wir ver-
neigen uns vor ihrem ehrenamtlichen und gemein-
nützigen Engagement.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Eine noch nicht so verbreitete Gruppe Ehrenamtli-
cher, die First Responder, wollen wir mit einer klei-
nen finanziellen Anschubhilfe dabei unterstützen, ih-
re Arbeit noch bekannter zu machen, Mitstreiter so-
wie Nachahmer zu finden. Wir sind sehr stolz, in al-
len Bereichen auf so viel Ehrenamt bauen zu kön-
nen.

Aber auch auf uns kann man bauen, sowohl im
übertragenen als auch im ganz materiellen Sinne,
und das künftig noch besser, denn wir wollen als
Land ab 2020 100 Millionen Euro zusätzlich investie-
ren. Dazu müssen die Planungen sozusagen vor-
gestern begonnen haben. Hierzu zählen insbeson-
dere die Hochbaumaßnahmen, von den gerade über
90 anstehenden liegen ein paar der größten auf dem
Campus der Universität in Saarbrücken und Hom-
burg sowie an der HTW. Wir hatten mit dem Unter-
ausschuss Gelegenheit, uns ein Bild vor Ort zu ma-
chen. Ich fand bemerkenswert, dass auch der Uni-
versitätspräsident, Professor Schmitt, anerkannt hat,
dass hier schon sehr viele Investitionen getätigt wur-
den und dass der Weg einer Standortentwicklungs-
planung genau der richtige ist. Die Erwartungen an
unsere Obere Baubehörde sind hoch: Zeit- und Kos-
tenpläne einhalten, Standards und Liegenschafts-
management umsetzen. Aber wir müssen auch rea-
listisch bleiben, die neue Behörde kann jetzt nicht al-
les gleichzeitig angehen. Es ist wichtig, dass eine
sorgfältige Umsetzung der einzelnen Maßnahmen
im Vordergrund steht.

Auch die privaten Bauherren im ländlichen Raum
sollen dazu angehalten werden, Regionalität im
Baustil zu erhalten beziehungsweise ihre Objekte
bestmöglich in ein Ortsbild einzupassen. Dazu ha-
ben wir den Mittelansatz für die diesbezüglichen Ak-
tivitäten der Stiftung Baukultur um 10.000 Euro er-
höht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und
Herren, die vielleicht wichtigste Zahl dieses Haus-
halts steht für mich auf dem Deckel des Haushalts-
plans. Sie lautet: 995.597 und stammt vom
31.12.2015, ist also schon ein bisschen überholt. Es
ist unsere Bevölkerung, von der und für die wir ge-
wählt sind. Mit ziemlicher Wahrscheinlichkeit sind
wir zum Ende des Jahres wieder siebenstellig, viel-
leicht wird gerade heute der oder die millionste
Saarländer/in geboren. Und das heißt vor allen Din-
gen eins: Unser Saarland hat Zukunft! Für jeden ein-
zelnen Bürger haben wir uns hier ins Zeug zu legen,
damit sie weiterhin eine lebenswerte Heimat, eine
moderne Verwaltung und eine sichere Umgebung
vorfinden. Das funktioniert aber weder mit Panikma-
che, noch indem man Versprechungen macht, die
jedweder Grundlage entbehren. Es funktioniert mit
viel Reformbereitschaft, Realitätssinn und Mut. Das
bringen wir alles mit, wir haben den Zug nicht nur
auf den Gleisen gehalten, wir stellen auch die Wei-
chen richtig. Dafür steht auch der Einzelplan 03
samt der vorliegenden Änderungen der Koalitions-
fraktionen. Ich bitte um Ihre Zustimmung und danke
Ihnen, dass Sie mir zugehört haben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Das Wort hat nun der Fraktionsvorsitzende der AfD-
Fraktion Josef Dörr.

Abg. Dörr (AfD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrte Frau Meyer! Zuerst möchte ich Sie be-
richtigen. Ich habe absolut nichts dagegen, dass
man Flüchtlingen hilft. Ich habe solche Hilfe auch
selbst erlebt. Ich habe den letzten Weltkrieg als Kind
noch erlebt und war von Weihnachten 1944 bis
Herbst 1945 außerhalb des Saarlandes. Wir waren
innerhalb von Deutschland geblieben. Ich habe also
wirklich nichts dagegen, dass man solchen Men-
schen hilft. Ich habe persönlich auch schon Men-
schen geholfen. Aber niemand kann übersehen,
dass das ungebremste Eindringen von Leuten in
Massen - illegal und ohne, dass man die Leute
kennt - in unserem Land Probleme schafft. Und das
ist der Punkt. Das hat mit der AfD nichts zu tun.
Wenn die AfD nicht da wäre, wäre dieses Problem
genauso da, nur ist die AfD eine der Parteien, die
auf dieses Problem hinweist.

Wenn wir hier über Inneres, über die Polizei und de-
ren Ausstattung reden und darüber, wie wenig Poli-
zei wir vor ein paar Jahren hatten, dann muss man
doch auch sehen, dass da ein Zusammenhang
besteht. Ich hätte zum Beispiel keine Bedenken ge-
habt, meine Frau vor 20 Jahren nachts um elf Uhr
ganz allein vom St. Johanner Markt zum Hauptbahn-
hof gehen zu lassen. Ihr wäre wahrscheinlich nichts
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passiert. Ich würde das heute nicht mehr machen.
Ich weiß nicht, wer von Ihnen als Mann seine Frau,
Tochter oder Mutter allein auf diese Strecke
schicken würde. Wer Ja sagt, der soll es dann mal
machen. Ich denke, wir haben da ein Problem.

Der Mensch erhebt sich über die Tierwelt dadurch,
dass er nach Sicherheit strebt und versucht, sich
diese Sicherheit zu besorgen. Ein Beispiel: Sie ge-
hen alle davon aus, dass, wenn sie heute Abend
nach Hause kommen, Sie etwas zu essen haben
und ein Bett vorfinden, in dem Sie warm und trocken
liegen können. Das ist in der Natur nicht immer so.
Dieses Sicherheitsgefühl wollen wir auch im Saar-
land. Dieses Sicherheitsgefühl ist im Augenblick ge-
fährdet.

Wir haben also eine Situation, in der man als Einzel-
mensch in seiner Gesundheit, in seinem Leben ge-
fährdet ist. Es gibt auch Gefährdung von Eigentum,
zum Beispiel von Wohnhäusern. Es gibt Überfälle
und Diebstähle. Davon ist sogar unsere Ministerprä-
sidentin nicht ausgeschlossen. Es gibt das zuneh-
mend und zusehends.

(Zurufe und Sprechen.)

Deshalb bin ich der Ansicht, dass wir verstärkt in die
Polizei investieren müssen, und zwar zuerst perso-
nell. Wenn man weiß, dass die Ausbildung drei Jah-
re dauert, dann weiß man auch, dass die 120 Leute
- ich war dabei, als sie kürzlich vereidigt wurden -
zur Ausbildung eingestellt werden, diese erst nach
drei Jahren zur Verfügung stehen. Das heißt also,
was wir in drei Jahren wollen, müssen wir jetzt ma-
chen. In der Ausstattung müssen wir auch sofort et-
was tun. Wir unterstützen unsere Polizei. Wir wollen,
dass sie gut ausgerüstet und gut personalisiert ist
und ihre Aufgaben erfüllen kann. - Danke schön.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Ries:
Das Wort hat die Abgeordnete Petra Berg von der
SPD-Landtagsfraktion.

Abg. Berg (SPD):
Meine sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Sehr verehrte Damen und
Herren! Die Verabschiedung eines Haushaltes ist
oder sollte auf jeden Fall für uns alle ein Highlight in
einem Plenarjahr sein, weil sie auch Gelegenheit
gibt, Zusammenfassungen sowie Gewichtungen von
politischen Themen vorzunehmen und auch aufzu-
zeigen. Insbesondere nach einem sehr turbulenten
Wahljahr, das uns allen noch etwas in den Knochen
steckt und in dem sich auch unterschiedliche Kon-
stellationen in den Parlamenten ergeben haben, ist
es besonders wichtig, Bilanz zu ziehen und Per-
spektiven aufzuzeigen.

Dafür bietet insbesondere der Einzelplan 03 Gele-
genheit, denn der Einzelplan 03 beinhaltet Themen-
felder, die in der öffentlichen Stimmungs- und Inter-
essenlage eine hohe Priorität genießen. Es geht um
die Fragen: Wie geht es weiter mit der Organisation
der Polizei? Wie geht es weiter mit der Unterstüt-
zung unserer Rettungsdienste, der Förderung des
Ehrenamtes und des Sports? Wie können in diesem
Land große Bauprojekte klug auf den Weg gebracht
werden?

Um es vorwegzunehmen: Wir wollen heute und in
den nächsten Jahren eine Kette des Zusammenhal-
tes und der Stärke schmieden. Unser Saarland
braucht diese Kette gerade in der Innenpolitik, um
im Bund und in Europa eine starke Stimme zu ha-
ben. Darauf hat unser Fraktionsvorsitzender, Herr
Stefan Pauluhn, heute Morgen schon hingewiesen.
Es ist uns in der Vergangenheit gelungen, mit Ent-
schlossenheit und Kreativität und gemeinsam mit
den Saarländerinnen und Saarländern, denen wir ei-
niges abverlangt haben, diese Kette des Zusam-
menhaltes und der Stärke zu schmieden, sodass der
Kitt des Zusammenlebens in unserem Land nicht
aufgrund der Sparmaßnahmen aufweicht, sondern
diesen Stand hält.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Diese Kette, liebe Kolleginnen und Kollegen, gibt
auch unseren Kindern und Kindeskindern eine gute
Perspektive für ein Leben in einem eigenständigen
Saarland. Die Polizei, ein wichtiges Themenfeld im
Einzelplan 03, garantiert unseren Bürgerinnen und
Bürgern Sicherheit, und zwar mit guten personellen
und sachlichen Mitteln. Deshalb müssen wir sie
auch gut ausstatten. Auf die Einstellungszahlen wur-
de schon hingewiesen. Unser Ziel ist es, den Perso-
nalbestand ab 2021 zu stabilisieren. Ich bin sicher,
dass uns das auch gelingen wird.

Ein grundsätzliches Anliegen ist es, die Präsenz der
Polizei in der Fläche zu erhalten, damit die Saarlän-
derinnen und Saarländer sich vor Ort sicher fühlen
können. Darauf haben wir uns in der Koalition geei-
nigt: In jeder Kommune ein Polizeistandort. Daran
halten wir fest, damit die Präsenz erhalten bleibt. An
dieser Stelle der Diskussion, liebe Kolleginnen und
Kollegen, dürfen wir die Kommunen nicht außer
Acht lassen. Die Bürgermeister brauchen vor Ort
einen Ansprechpartner bei der Polizei. Die regiona-
len Besonderheiten sind auch beim Thema Sicher-
heit immer mit zu berücksichtigen.

Wir reden über eine neue Reform der Organisation
bei der saarländischen Polizei. Die Organisations-
einheiten sollen auf den Prüfstand kommen. Ziel da-
bei ist es, mehr Personal für den Polizeivollzugs-
dienst zur Verfügung zu stellen. Dabei ist auch im
Gespräch, die B-Inspektionen abzustufen. Das ist in
einer Arbeitsgruppe genau zu eruieren und zu prü-
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fen, denn man muss bedenken, dass bei einer Ab-
wanderung von Entscheidungsträgern von einer B-
Inspektion in eine A-Inspektion Personalentschei-
dungskompetenz mit abwandert. Dabei muss im Au-
ge behalten werden, dass das Ziel, nämlich mehr
Polizeivollzugsbeamte in die Streifenwagen zu be-
kommen, auch tatsächlich erreicht wird.

Das Ziel ist, eine Reform mit Bedacht durchzufüh-
ren, die die Grundlage für eine nachhaltige Organi-
sationsstruktur der saarländischen Polizei bildet.
Kollegin Meyer hat es auch schon aufgegriffen. Si-
cherheitsstruktur 2030 wäre der richtige Begriff,
wenn alle Organisationseinheiten auf den Prüfstand
kommen und von Dauer sein sollen. Die Gewerk-
schaften - das muss man hier auch berichten - re-
den von einer Reformmüdigkeit von Kolleginnen und
Kollegen. Umso wichtiger ist es, Reformen mit nach-
haltigen Strukturen für ein effektives Wirken des Po-
lizeivollzugsdienstes abzuschließen. Das ist unser
Ziel. Das werden wir auch erreichen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich sagte schon,
dass Kernaufgabe der saarländischen Polizei ist, die
Sicherheit unserer Bürgerinnen und Bürger zu ge-
währleisten. In der Adventszeit rückt die Bedeutung
der Sicherheit in ein anderes Licht. Sie bestimmt
auch unsere vorweihnachtliche Stimmung. Die mei-
sten Menschen im Saarland können diese Zeit un-
beirrt vom Leid dieser Welt genießen. Dafür, dass
diese Adventszeit Jahr für Jahr auch in Sicherheit
genossen werden kann, tragen die Polizistinnen und
Polizisten große Verantwortung, indem sie nämlich
die Sicherheitskonzepte für die zahlreichen Weih-
nachtsmärkte, die wir alle besuchen, erarbeiten und
umsetzen. Mit Betonklötzen und Fahrzeugsperren
verbinden wir zwar nicht gerade vorweihnachtliche
Gefühle - das dürfte vielen Menschen in der Bevöl-
kerung so gehen -, wenn sie aber zum Schutz zum
Beispiel des Saarbrücker Christkindlmarktes einge-
setzt werden, den geschätzt 900.000 Besucher in
dieser Saison besuchen, dann sind uns diese Maß-
nahmen sehr wohl willkommen.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, neue Aufgaben-
stellungen und Sicherheitslagen bringen neue He-
rausforderungen mit sich sowohl in der Struktur als
auch im Arbeitsumfeld der Polizeibeamtinnen und -
beamten. Deshalb muss ich mit Blick auf den Debat-
tenbeitrag des Kollegen der Linksfraktion festhalten:
Auf der einen Seite reden Sie von Belastungen der
Polizei, auf der anderen Seite wollen Sie aber keine
technischen Investitionen haben. Sie tun alles ab mit
Überwachungsapparaturen. Da sage ich, das ist der
falsche Weg, denn auch Investitionen in die Technik
für Polizeibeamtinnen und -beamte können zu deren
Entlastung beitragen. Ich glaube, es ist gut, dass wir
auf diese Weise gute Arbeitsbedingungen für unsere
Beamtinnen und Beamten schaffen.

(Zuruf des Abgeordneten Georgi (DIE LINKE).)

An dieser Stelle geht auch mein Dank an alle Poli-
zeibeamtinnen und -beamten, die gerade in dieser
Zeit viel für unsere Sicherheit tun, nicht nur auf
Weihnachtsmärkten, sondern auch im tagtäglichen
Geschehen, ob bei Unfällen oder bei anderen Ein-
sätzen. Wir haben heute Morgen schon von dem
Brandeinsatz gehört. Vielen Dank an die Helferinnen
und Helfer, die an sieben Tagen in der Woche 24
Stunden für uns bereitstehen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Noch ein ganz klares Statement für die SPD-Frakti-
on: Wir sehen den Verfassungsschutz als unver-
zichtbaren Pfeiler unser Sicherheitsarchitektur an,
denn es gibt neue Aufgaben bei sich verändernden
Sicherheitslagen. Denen muss man optimal begeg-
nen. Deshalb muss man die Organisationsstruktur
anpassen. Synergien werden künftig geschaffen
werden durch die Bündelung von Querschnittsaufga-
ben im Innenressort. Dabei wird selbstverständlich
die Trennung von Verfassungsschutz und Polizei
gewährleistet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch in unserem
Haus kommt am Ende des Jahres eine vorweih-
nachtliche Stimmung auf. Ich bitte Sie dennoch,
einen Moment innezuhalten und an diejenigen zu
denken, bei denen die Adventszeit ganz und gar
nicht von Geborgenheit und Wärme geprägt ist, son-
dern von Unsicherheit und Kälte, von Hilfsbedürftig-
keit und Alleinsein. Ich spreche von den Menschen,
die in Armut leben, manche von ihnen ohne Obdach,
von Menschen, die der Pflege bedürfen, die beson-
dere Hilfe im täglichen Leben brauchen. Wir hier im
Saarland haben glücklicherweise sehr viele enga-
gierte Saarländerinnen und Saarländer, die sich eh-
renamtlich im Dienste der Gemeinschaft einsetzen.
Ich möchte mich deshalb an der Stelle auch ganz
herzlich bei allen ehrenamtlich Tätigen bedanken,
die ihre Freizeit für die Menschen opfern, welche der
Hilfe bedürfen, welche Unterstützung brauchen, die
ihre Freizeit einbringen für ihre Mitmenschen. Dafür
ganz herzlichen Dank aus diesem Hause.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Besonders hervorzuheben ist das Ehrenamt im Be-
reich der Rettungsdienste und auch der Hilfsdienste,
insbesondere der Feuerwehren. Heute Morgen ha-
ben wir der Opfer und ihrer Angehörigen der Brand-
katastrophe des gestrigen Tages gedacht. Das hat
uns alle sehr betroffen gemacht. Bei diesem Einsatz
waren Rettungsdienste und Polizeibeamtinnen und -
beamte im Einsatz und haben alles Menschenmögli-
che getan, sie sind an die Grenzen ihrer physischen
und psychischen Belastbarkeit gegangen, um Opfer
zu retten, um Menschenleben zu retten. Deshalb an
dieser Stelle noch einmal meinen ganz hohen Re-
spekt und die Anerkennung für die Menschen, die
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gestern bei der schlimmen Brandkatastrophe im Ein-
satz waren. Ich möchte auch noch einmal unsere
Trauer und Betroffenheit zum Ausdruck bringen, wir
werden der Opfer und ihrer Angehörigen auch in Zu-
kunft gedenken.

Meine Damen und Herren, wir haben für das Haus-
haltsjahr im Bereich der Feuerwehren Zuschüsse
eingestellt, im Bereich der Jugendfeuerwehr 35.000
Euro, für die Feuerwehrschule 151.000 Euro, wohl
wissend, dass wir mit finanziellen Mitteln niemals
den Einsatz der Kameradinnen und Kameraden auf-
wiegen können, den sie im täglichen Leben für uns
erbringen.

Die Rettungsdienste und Hilfsdienste wie das Deut-
sche Rote Kreuz, der Arbeitersamariterbund, die
Malteser und auch das Technische Hilfswerk sind
auch an diesen Tagen auf den Weihnachtsmärkten
für uns unterwegs. Sie agieren zwar nicht im Vorder-
grund, sie agieren im Hintergrund, sind aber immer
in Rufbereitschaft, wenn die Menschen sie brau-
chen. Dafür, dass sie uns an diesen Tagen beglei-
ten, damit wir diese Tage unbeschwert genießen
können, an dieser Stelle einen herzlichen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir schmieden eine
Kette des Zusammenhalts und der Stärke, wir sind
enger zusammengerückt. Wir schmieden eine Kette,
die - das möchte ich betonen - auch Halt für von
Krieg und von schlimmsten Verbrechen gegen die
Menschlichkeit Verfolgte in unserem Land bietet. Ei-
ne Kette, die den Rechtspopulisten standhält und
unsere Gesellschaft verbindet, eine Gesellschaft, in
der Schutzsuchende auch Schutz bekommen. In der
Landesaufnahmestelle Lebach wird die wichtige Ar-
beit auch von Ehrenamtlichen unterstützt.

Betroffen mussten wir heute Morgen in der Grund-
satzdebatte wieder zur Kenntnis nehmen, dass nicht
alle in diesem Hohen Hause das so sehen. Ich per-
sönlich bin sehr froh, dass uns Herr Dörr mit seinen
Ideen verschont hat. Er hat nur die Forderung nach
unseren Ideen gestellt. Ich möchte aus dieser Ecke
auch keine Ideen hören, da bin ich ganz klar aufge-
stellt. Ich sage auch in aller Ehrlichkeit, die Sie heute
Morgen eingefordert haben: Wir lassen nicht zu,
dass diese Kette des Zusammenhalts und der Stär-
ke durch das populistische Schüren von Sozialneid
gesprengt wird und der einzelne Mensch in der Dis-
kussion um Obergrenzen und Angst vor Überfrem-
dung verloren geht. Das lassen wir in diesem Hause
nicht zu.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Hierzu leistet auch die Härtefallkommission einen
wichtigen Beitrag. Wir werden uns dafür einsetzen,
dass auch in Zukunft die Härtefallkommission so-

wohl personell als auch auf einer guten rechtlichen
Grundlage ihre wichtige Arbeit fortsetzen kann.

Noch ganz kurz zur Bauverwaltung. Das ist ein Be-
reich, der neu aufgestellt wurde, um die Pannen der
Vergangenheit zu vermeiden und ab dem Jahr 2020
in ein Jahrzehnt der Investitionen einsteigen zu kön-
nen. Dafür stellen wir die Weichen, auch mit einer
Nachpersonalisierung, darauf wurde schon einge-
gangen. Ein für uns ganz wichtiges Thema im Be-
reich Bauen ist aber dennoch - das muss erwähnt
werden - der soziale Wohnungsbau. Dafür setzen
wir uns in Zukunft ein. Wir werden uns für die Förde-
rung des sozialen Wohnungsbaus einsetzen, weil er
ganz wichtig ist für die Schaffung der Gleichwertig-
keit der Lebensverhältnisse. Deshalb muss bezahl-
barer Wohnraum für die Menschen in diesem Lande
geschaffen und vorgehalten werden. Dazu gehört
ausdrücklich auch die Schaffung von barrierefreiem
Wohnraum. Auch darauf werden wir ein Hauptau-
genmerk richten.

Abschließend, liebe Kolleginnen und Kollegen,
möchte ich noch ein wichtiges Thema für dieses
Land ansprechen, den Saarsport. Leistungs-, Brei-
ten- und Freizeitsport sind wichtige Glieder in einer
Kette des Zusammenhalts und der Stärke. Bei der
Wahl der Saarsportler am 26. November haben wir
hervorragende Einzel- und Teamleistungen gewür-
digt. Auch in Zukunft wollen wir sportliche Talente
hervorbringen. Das können wir natürlich nicht allein
mit finanziellen Mitteln machen, denn - Herr Schäfer
weiß das selbst sehr gut - es ist vielmehr das Talent,
der Wille und die Leidenschaft der saarländischen
Athleten, die sie zum Erfolg führen und sie auch
zum Botschafter für unser Land machen.

Gleichwohl schaffen wir mit unserem Haushalt in
Einzelplan 03 auch gute Voraussetzungen hierfür.
Wir haben die Zuwendungen an Sport treibende
Vereine zu besonderen sportlichen Veranstaltungen
um weitere 150.000 Euro erhöht. Darin sind auch
Mittel zur Förderung inklusiver Angebote Sport trei-
bender Vereine enthalten. Wir haben uns ferner oh-
ne Einschränkungen zum Sportachtel bekannt. Das
Sportachtel ist ein ganz wichtiger Finanzierungsfak-
tor für den Saarsport, der uns auch erhalten bleiben
wird.

Ein Teil der Sportinfrastruktur bildet die Vielfalt der
Einrichtungen. Deshalb seien mir an der Stelle zwei
Worte zu einer Einrichtung gestattet, die im Saar-
land ein Alleinstellungsmerkmal aufweist, die Eis-
sporthalle in Dillingen. Sie ist in die Jahre gekom-
men. Nun wird geprüft, ob sie sanierungsfähig ist.
Sie dient einem sehr gut aufgestellten Verein als
Trainingszentrum mit überregionaler Bedeutung.
Deshalb ist mein Appell: Zum Erhalt dieses Sport-
zentrums sollten alle Kräfte gebündelt werden, damit
insbesondere viele Kinder, die in diesem Bereich
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trainieren und aktiv sind, eine geeignete Sportstätte
vorfinden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen dar-
über hinaus an der einen oder anderen Stelle unse-
re Sportinfrastruktur überdenken. Die Bäder im
Saarland sind ein wichtiges Element für den breiten
Gesundheits- und Behindertensport. Ich stelle heute
fest, dass die Diskussion um die Schwimmbäder
nicht vom Ende her gedacht werden kann. Der erste
Schritt muss ein Landesbäderkonzept sein, der
zweite Schritt die Finanzierung. Alles andere hilft
den Kommunen, die für den Betrieb ihrer Bäder ver-
antwortlich sind, nicht. Die Kommunen müssen
durch ein abgestimmtes Konzept in die Lage ver-
setzt werden, ihren Bürgerinnen und Bürgern das
Erreichen eines guten Bades zu ermöglichen und
gegebenenfalls auch gemeinsam die hierfür erfor-
derlichen finanziellen Mittel zu stemmen. Dafür ist
das Landesbäderkonzept ein guter sachlicher Rah-
men.

Aber auch die soziale Komponente muss beachtet
werden. Schwimmen lernen muss unabhängig von
der sozialen Herkunft ermöglicht werden. Der Zu-
gang zu öffentlichen Bädern, das ist sehr wichtig,
muss jedem Saarländer und jeder Saarländerin
möglich sein. Das muss bei der Gestaltung von Ein-
trittspreisen unbedingt beachtet werden. Sport hat
eine herausragend integrative Wirkung, sei es im
Kindesalter oder auch bei Menschen, die zu uns ge-
zogen sind. Wir müssen daher stärker für das Teil-
habegesetz werben, damit alle Sportangebote glei-
chermaßen in Anspruch genommen werden können.
Das gilt auch und in besonderem Maße für den Be-
hindertensport. Viele Menschen mit Handicap trei-
ben gerne Sport und bereichern damit das Vereins-
leben. Die Saarländerinnen und Saarländer kommen
gerne in Vereinen zusammen, vor allem in Sportver-
einen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe mit dem
Spitzensport begonnen und ende mit dem Ursprung
des Spitzensports, dem Breitensport. Unter uns ist
mit Anke Rehlinger eine deutsche Mannschaftsmei-
sterin, die auch aus dem Breitensport erwachsen ist.
Spitzensport wurzelt im Breitensport. Der Breiten-
sport bildet das Fundament des Spitzensports. Des-
halb ist uns die Förderung des Breitensports und
des dort verankerten Ehrenamtes ein ganz wichtiges
Anliegen. Der Saarsport ist ein weiteres festes Glied
in der Kette des Zusammenhalts und der Stärke. Die
Kette im Bereich der Innenpolitik habe ich aufge-
zeigt. Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie
uns an dieser Kette gemeinsam weiterhin schmie-
den. - Vielen Dank.

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Das Wort hat nun der Abgeordnete
Dennis Lander von der Fraktion DIE LINKE.

Abg. Lander (DIE LINKE):
Verehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Herr Minister, wir finden es gut, dass Sie die
Ausstattung bei der Polizei verbessert haben, bei-
spielsweise bei den Schutzwesten. Wir begrüßen es
natürlich auch, dass Sie besorgt um die Sicherheit
der Saarländerinnen und Saarländer sind. Aber des-
halb müssen Sie ja nicht gleich alle Ideen von Geor-
ge Orwell umsetzen. Benjamin Franklin soll gesagt
haben: Wer die Freiheit aufgibt, um Sicherheit zu
gewinnen, wird am Ende beides verlieren.

Es ist ja auch schizophren. Einerseits baut die Re-
gierung nach wie vor Stellen bei der Polizei ab. Und
durch die neue Reform, die jetzt angestoßen wurde,
scheinen ja noch mehr Stellen abgebaut zu werden.
Da hilft es dann auch nichts, wenn man Hilfspolizi-
stinnen und Hilfspolizisten auf der Straße hat oder
ertragsarme Aktionstage in Saarbrücken startet, an
denen man Raucher verfolgt. Das kann bei der aktu-
ellen Struktur der Polizei einfach nicht funktionieren.

Andererseits wollen Sie die Defizite durch mehr
Überwachung kompensieren. Auch wenn der Sinn
dieses Aktionismus wirklich zweifelhaft ist, belegen
doch mehrere Studien, dass mehr Überwachung
nicht zu weniger Straftaten führt, denn die Straftaten
sinken weder in der U-Bahn in Berlin noch in der
Londoner Innenstadt, der am meisten überwachten
Stadt der Welt. Außerdem müssen Sie erst einmal
einen Polizisten finden, der den ganzen Tag vor
dem Bildschirm sitzt und das Videomaterial auswer-
tet, denn die Aufmerksamkeitsspanne bei Video-
überwachung beträgt maximal 20 Minuten. Und
selbst wenn der Polizist jemanden findet, wo etwas
passiert ist, ist es fraglich, ob vor Ort überhaupt Ein-
heiten sind, die dann auch eingreifen können. Des-
halb ist die Debatte um die Gesichtserkennungs-
Software wirklich sinnlos, einmal ganz abgesehen
davon, ob das überhaupt gesellschaftlich wün-
schenswert ist.

In China beispielsweise hat man jetzt eingeführt,
dass, wenn jemand bei Rot über die Straße geht,
das Gesicht dieser Person oben auf einem Display
auf der Straße eingeblendet wird bis diese beim
Ordnungsamt ihre Strafe bezahlt hat. Das kann wirk-
lich nicht wünschenswert sein. Kai Biermann be-
schreibt die Debatte zur Videoüberwachung treffend
in der Zeit: Terrorismus und Kriminalität sind gesell-
schaftliche Probleme. Um sie zu bekämpfen,
braucht es viele Wege. Kameras sind der billigste
und der schlechteste Weg. Sie ändern nichts an den
Ursachen, sie können nur die Symptome beobach-
ten. - Die Symptome zu beobachten, das kann ja
nun wirklich nicht unser Ziel sein. Also ist der Nutzen
von Überwachung sehr gering, der Schaden ist je-
doch enorm, denn Freiheits- und Bürgerrechte wer-
den massiv eingeschränkt.

(Beifall bei der LINKEN.)
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Edward Snowden hat es auf den Punkt gebracht: Zu
sagen, dass man sich nicht um das Recht auf Privat-
sphäre schert, weil man nichts zu verbergen habe,
ist nichts anderes, als wenn man sagt, dass man
sich nicht um freie Meinungsäußerung schert, weil
man nichts zu sagen hat. - Auch wenn im Saarland
immer noch die heftig geforderte Fußfessel gefeiert
wird, muss man doch sehen, dass das aus kriminali-
stischer Sicht reiner Schwachsinn ist. Denn Anschlä-
ge passieren immer genau da, wo man nicht damit
rechnet. Wir haben im Saarland genau einen Fall mit
einer Fußfessel, einen Fall für das ganze Hickhack
in den Medien, wo das medial ausgeschlachtet wur-
de bei der Innenministerkonferenz. Das ist wirklich
absurd.

Und wo wir gerade bei absurder Überwachung sind:
Was haben Sie sich eigentlich beim Landesamt für
Verfassungsschutz gedacht? Die sollen jetzt mit
dem Jobcenter und mit der Kommunalbehörde zu-
sammenarbeiten, indem Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter Auffälligkeiten dem Landesamt melden. Also
kann jeder, der dort hingeht, willkürlich zu einem
Verdächtigen werden. Das ist einmalig in der Bun-
desrepublik. Und so etwas nach all den Skandalen
der Behörde! Liebe Frau Kollegin Meyer, haben Sie
denn wirklich den NSU vergessen, den Fall Amri
oder die Operation Rennsteig, wo das parlamentari-
sche Kontrollgremium bewusst belogen wurde?

(Zurufe von der CDU.)

Warten Sie ab. Wir denken, dass diese Behörde so
nicht weiter existieren kann. Personal vom Landes-
amt für Verfassungsschutz sollte in die Polizei ein-
gegliedert werden und - Herr Kollege Hans, passen
Sie jetzt auf, da haben Sie unseren Antrag offenbar
nicht ordentlich gelesen - mit polizeilichen Maßnah-
men effizienter gegen Terrorismus und Wirtschafts-
kriminalität genutzt werden. Denn es sind nicht die
Armen beim Jobcenter, die für unseren Staat gefähr-
lich sind, sondern diejenigen, die in den Paradise
Papers stehen und unseren Staat um Milliarden
prellen.

(Beifall bei der LINKEN.)

Aber nun zurück zur Polizei. Wir müssen neu über
die Bodycams nachdenken. Die Studie in der New
York Times hat gezeigt, dass Bodycams in Wa-
shington D. C., wo eine repräsentative Studie mit
über 2.000 Polizistinnen und Polizisten angelegt
wurde, so gut wie keine Effekte bringen. Selbst die
GdP Saar wollte den Rückgang an Gewalttaten ge-
gen Polizistinnen und Polizisten nicht auf die Body-
cams zurückführen, nur die Landesregierung, die
sich dafür gefeiert hat. Außerdem hat die Landesre-
gierung keine Ambitionen, die Kritik der Landesbe-
auftragten für Datenschutz umzusetzen. Diese sagt
nämlich, dass Bodycams eigentlich nur gerechtfer-
tigt sind, wenn es um Gefahr für Leib und Leben

geht und nicht um einfache Delikte wie zum Beispiel
Beleidigung.

Und wo wir gerade bei der Landesbeauftragten für
Datenschutz und Informationsfreiheit sind: Es ist gut,
dass hier vier neue Stellen geschaffen werden. Aber
das ist im Endeffekt nur ein Tropfen auf den heißen
Stein. Wir brauchen eigentlich vier weitere Stellen.
Die Behörde erfüllt sowohl öffentliche als auch nicht-
öffentliche Aufgaben. Dafür sind 13 beziehungswei-
se jetzt perspektivisch 17 Stellen vorhanden. Damit
zählt dieses Datenschutzzentrum nach wie vor zu
den kleinsten Behörden in Deutschland. Nur als Bei-
spiel: Berlin hat im Gegensatz dazu über 40 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter. Die Aufgaben dieser Be-
hörde werden immer umfangreicher, vor allem jetzt,
wo auch neue EU-Richtlinien umgesetzt werden
müssen. Erwähnenswert ist an dieser Stelle viel-
leicht auch, dass sich die unabhängige Datenschutz-
konferenz vor ein paar Wochen gegen die Vorrats-
datenspeicherung ausgesprochen hat.

Zum Schluss noch ein Zitat: Die durch unsere De-
mokratie garantierte Freiheit durch reflexhafte politi-
sche Schnellschüsse zu opfern ist genau das, was
die Feinde unserer Grundordnung erhoffen. Wir wol-
len keinen Orwell‘schen-Überwachungsstaat, unsere
Freiheit ist ein hohes Gut, das es zu schützen gilt.
Ohne Freiheit gibt es keine Sicherheit - und umge-
kehrt. - Diese Sätze stammen aus dem Positionspa-
pier der SPD vom letzten Jahr. Ich finde, das kann
man nur unterschreiben. Ich weiß, diese Kritik gefällt
Ihnen nicht. Aber Freiheit ist - laut Orwell - das
Recht, anderen zu sagen, was sie nicht hören wol-
len. - In diesem Sinne, vielen Dank.

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. Die Abgeordnete Ruth Meyer hat sich
zu einer Kurzintervention gemeldet. Ich lasse diese
zu. Sie können gerne auch ans Rednerpult treten.

Abg. Meyer (CDU):
Meine Damen und Herren, ich wollte noch etwas zur
Sitzung des Innenausschusses sagen, denn eines
kann man so nicht stehen lassen: Der Vergleich in
Sachen NSU mit unserem Verfassungsschutz, das
ist einfach völlig infam. Sie waren in diesem Aus-
schuss verschiedentlich dabei. Es ging darum, dass
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bundesanstalt
für Arbeit den Verfassungsschutz vertrauensvoll hin-
zugezogen haben. Das sind nicht, wie Sie das
dargestellt haben, eingeschleuste V-Leute. Deshalb
ist dieser Vergleich einfach völlig ungehörig. Das
muss man hier klarstellen.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)
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Vizepräsidentin Ries:
Möchten Sie darauf antworten? - Bitte.

Abg. Lander (DIE LINKE):
Frau Kollegin Meyer, ich kann mich nicht daran erin-
nern, dass Sie Mitglied des VR-Ausschusses sind.
Daher können Sie doch gar nicht beurteilen, was mit
dem Verfassungsschutz im Saarland ist. Und ganz
ehrlich, wenn Sie sich an die Operation „Rennsteig“
erinnern: Da wurde das parlamentarische Kontroll-
gremium bewusst getäuscht. Woher wissen Sie,
dass so etwas hier nicht auch stattfindet? Daher war
die Frage im Ausschuss, ob denn beim Jobcenter
V-Leute installiert seien. Ich denke, mein Recht als
Parlamentarier ist es nach wie vor, so etwas zu er-
fragen. Wenn man bewusst getäuscht wird.

(Beifall von der LINKEN. - Abg. Meyer (CDU):
Und wie war die Antwort? - Abg. Hans (CDU):
Unsäglich! - Sprechen. - Abg. Hans (CDU): Das
ist doch Unsinn! Ihr seid im Verfassungsschutz-
ausschuss! Das ist wirklich Quatsch.)

Vizepräsidentin Ries:
Das Wort hat nun der Abgeordnete Raphael Schäfer
von der CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Schäfer (CDU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich denke,
dem Thema innere Sicherheit ist in den Debatten-
beiträgen nun schon sehr viel Raum gewidmet wor-
den. Nichtsdestotrotz möchte ich kurz zu den Aussa-
gen des Kollegen Lander Stellung beziehen, denn
sie dürfen so einfach nicht stehenbleiben. Sie for-
dern, den Verfassungsschutz abzuschaffen. Sie wol-
len keine Videoüberwachung. Meine Frage an Sie:
Wie wollen Sie denn dann die Sicherheit in diesem
Land verbessern?

(Abg. Lander (DIE LINKE): Durch mehr Perso-
nal.)

Dieser Innenminister hat zahlreiche Sicherheitspa-
kete präsentiert; das alles wurde hier bereits mehr-
fach ausgeführt. Wir werden die Polizei stärken
durch erhöhte Einstellungszahlen bei den Anwär-
tern. Wir investieren in Sicherheitsausstattung. Die
geplante Videoüberwachung im Bereich der Johan-
neskirche und im Umfeld der Europagalerie mit Ge-
orge Orwell zu vergleichen, das ist nun wirklich sehr
weit hergeholt. Immerhin trägt Ihre Partei ja auch
Verantwortung in der Landeshauptstadt Saar-
brücken, deshalb wissen Sie, dass die geplanten Vi-
deoüberwachungsmaßnahmen auf Basis des beste-
henden Rechts, auf Basis des Saarländischen Poli-
zeigesetzes, umgesetzt werden. Das sollte hier noch
einmal klargestellt werden.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Ich möchte nun aber den Fokus noch auf ein ganz
anderes, nicht weniger wichtiges Thema legen: auf
das Thema Sport und Ehrenamt. Auch die Kollegin
Petra Berg hat das schon angesprochen. Dieses
Thema ist in unserem Land von ganz zentraler Be-
deutung. Ich will deshalb klar sagen, dass mit dem
vorgelegten Regierungsentwurf zum Haushalt eine
klare Botschaft an den Saar-Sport verbunden ist. Es
wird darin deutlich, dass das Ehrenamt und der
Sport insgesamt in diesem Lande von herausragen-
der Bedeutung sind, dass Sport und Ehrenamt einen
ganz wichtigen gesellschaftlichen Beitrag in diesem
Land leisten. Deshalb haben der Sport und das Eh-
renamt große Anerkennung und große Wertschät-
zung durch uns alle verdient.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Mit Blick auf die aktuellen Ansätze im Regierungs-
entwurf möchte ich ein paar Zahlen aufgreifen. Bei-
spielsweise sind im Bereich Anerkennungskultur/Eh-
renamt 17.900 Euro eingestellt. In diesem Jahr wer-
den wir erstmalig das Fußball-Fan-Projekt „Innwurf“
mit 30.000 Euro unterstützen. Insgesamt stehen für
die Förderung der Integration durch Sport 85.000
Euro zur Verfügung. Und wir werden - jetzt kommt
es! - erstmalig 370.000 Euro für die Ausrichtung von
Sportgroßveranstaltungen zur Verfügung stellen; der
Minister wird dazu sicherlich später noch etwas sa-
gen. Summa summarum reden wir also über einen
Betrag von mehr als einer halben Million Euro, der
auf der Grundlage des Regierungsentwurfs für den
Sport und das Ehrenamt zur Debatte steht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Rahmen der
Haushaltsberatungen haben wir uns in der Großen
Koalition des Themas „Sport und Ehrenamt“ auch
noch einmal angenommen. Wir sind zur Auffassung
gelangt, dass wir einen zusätzlichen Schwerpunkt
setzen müssen, dass wir zusätzliche Gelder inves-
tieren müssen. Deswegen haben wir einen Abände-
rungsantrag formuliert, den auch die Kollegin Berg
schon angesprochen hat. Wir wollen explizit den Be-
reich Anerkennungskultur/Ehrenamt um 150.000
Euro verstärken.

Zudem sind wir der Meinung, dass es uns gut zu
Gesicht stünde, wenn wir zusätzliche Sportgroßver-
anstaltungen in unser Land holen könnten. Das wird
einerseits zu mehr regionaler Wertschöpfung führen,
andererseits aber auch, und das ist besonders wich-
tig, unseren mehr als 2.000 saarländischen Sport-
vereinen helfen. Die Vereine werden davon profitie-
ren, insbesondere bei der Nachwuchsarbeit. Wir
wissen ja, dass es für die Nachwuchssportler außer-
ordentlich wichtig ist, dass auch Spitzenathleten vor
Ort präsent sind, dass sie spürbar sind, dass sie auf
der Laufbahn oder in der Sporthalle live angeschaut
werden können. Das bindet die Kinder und Jugendli-
chen langfristig an unsere Vereine. Daher ist auch
das ein ganz wichtiger Punkt.
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(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Deshalb haben wir auch hinsichtlich der Sportgroß-
veranstaltungen einen Abänderungsantrag einge-
bracht, mit dem wir dem Sportminister Klaus Bouil-
lon zusätzlich 150.000 Euro an die Hand geben wol-
len, damit überregionale Sportveranstaltungen ins
Land geholt werden können. Vor ein paar Wochen
durfte ich übrigens einer Veranstaltung mit dem
DOSB-Präsidenten Alfons Hörmann beiwohnen, bei
der dieser über die volkswirtschaftlichen Effekte des
Sports referiert hat. Ich möchte Ihnen in diesem
Kontext ein paar recht interessante Zahlen präsen-
tieren, die Bände sprechen: Es gibt im Bereich des
Sports 1,7 Millionen Beschäftigte. 3,7 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts entfallen auf den Sportsektor.
138 Milliarden Euro werden für den Sportkonsum
ausgegeben. Mehr als 22 Milliarden Euro werden an
Steuereinnahmen durch den Sport generiert. Dem
stehen knapp 10 Milliarden Euro an Ausgaben des
Staates gegenüber. Liebe Kolleginnen und Kollegen,
ich denke, wenn man sich diese Zahlen vor Augen
hält, steht außer Frage, dass sich staatliche Investiti-
onen in diesem Bereich ganz klar lohnen. Kollege
Tobias Hans hat es heute Morgen auch schon ange-
sprochen, dass jeder ins Ehrenamt, in den Sport in-
vestierte Euro gut investiertes Geld ist.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Daher ist die Sportoffensive von Innen- und Sportmi-
nister Klaus Bouillon ausdrücklich zu begrüßen. Er
wird durch die zusätzlichen Gelder in der Lage sein,
die ADAC-Deutschland-Rallye, aber auch die
Deutschland Tour ins Land zu holen. Er wird aber
auch, das ist ein ganz besonders wichtiger Punkt, in
der Lage sein, etablierte Sportveranstaltungen hier
im Saarland weiterhin zu fördern, um deren Fortbe-
stand zu sichern. Beispielhaft erwähnen möchte ich
dazu das Rehlinger Pfingstsportfest oder die Trofeo
Karlsberg.

Summa summarum stehen für den ganzen Bereich
mehr als 800.000 Euro im Haushalt bereit. Das ist,
wie ich finde, ein wirklich nennenswerter Betrag, in
dem auch unsere Wertschätzung für den Sport und
für das Ehrenamt zum Ausdruck kommt. Ich möchte
die Gelegenheit nutzen, mich bei allen Ehrenamtlern
und bei allen Vereins- und Sportfunktionären für ihr
herausragendes Engagement zu bedanken. Ich den-
ke, es ist wirklich keine Selbstverständlichkeit, was
diese Menschen Tag für Tag in den Vereinen leis-
ten. Deswegen kann man ihnen eigentlich gar nicht
oft genug Danke sagen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

So weit meine Ausführungen. Ich bitte um Zustim-
mung zum Einzelplan 03 und natürlich zum gesam-
ten Haushalt. - Vielen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Das Wort hat nun der Abgeordnete
Magnus Jung.

Abg. Dr. Jung (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst
möchte ich noch eine kurze Anmerkung machen zu
Ihren Ausführungen, Herr Kollege Lander. Wir ha-
ben Sie ja hier als engagierten jungen Abgeordneten
kennengelernt. Es ist Ihr gutes Recht als Fraktion,
beim Thema Verfassungsschutz eine andere Auffas-
sung zu vertreten als wir. Es ist auch Ihr gutes
Recht, kritisch nachzufragen. Aber was ich nicht gut
finde, ist, dass man hier vorne steht und sagt: Ich
bezweifle, dass das stimmt, was uns im Ausschuss
gesagt worden ist. - Wenn man das sagt, muss man
entweder irgendeinen Anhaltspunkt dafür haben,
dass es unwahr ist, oder man sollte sich überlegen,
ob man das so sagt. Ich glaube, das ist nicht gut für
die Atmosphäre zwischen den verschiedenen Ver-
fassungsorganen in unserem Land.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich will heute zu den Kommunalfinanzen sprechen.
Wir sind jetzt sozusagen auf der Zielgeraden, um die
Sanierung des Landeshaushalts abzuschließen.
Was mit Sicherheit als große Aufgabe noch vor uns
liegt, ist die Sanierung der Kommunalhaushalte. Da
ist einiges zu tun. Zum einen müssen wir das jahres-
bezogene Defizit möglichst schnell auf null zurück-
führen. Im Jahr 2016 waren es noch rund 90 Millio-
nen Euro an zusätzlichen Kassenkrediten, bilanziell
gesehen ist das Defizit der Kommunen deutlich grö-
ßer. Dann gibt es ja noch die 2,2 Milliarden Euro an
aufgelaufenen Kassenkrediten und die rund 1 Milli-
arde an langfristigen Schulden. Also da ist noch eini-
ges an Lösungen zu finden. Es scheint ja auch
schwieriger zu sein als gedacht, Hilfe durch den
Bund zu erhalten. Zumindest konnte man das zwi-
schen den Zeilen der Ergebnisse der Sondierungs-
gespräche für Jamaika auf Bundesebene lesen.

Wenn wir uns mit der Situation beschäftigen, müs-
sen wir auch ganz ehrlich zugeben, dass die Kom-
munen in den letzten Jahren einen erheblichen Bei-
trag zur Sanierung des Landeshaushaltes geleistet
haben. Wir haben sie um ihre Solidarität gebeten,
wir haben sie dazu verpflichtet. Das heißt, wir haben
jetzt, wo wir als Land wieder Licht am Ende des
Tunnels sehen, auch die Pflicht, diese Solidarität ge-
genüber den Städten, Gemeinden und Landkreisen
in unserem Land zu leisten. Das haben wir ja auch
schon verabredet. Im Kommunalpakt ist ein entspre-
chender Plan verabschiedet worden, wie die Kom-
munen wieder zu geordneten Finanzen kommen
können. Im Koalitionsvertrag haben wir ebenso ver-
abredet, dass wir spätestens ab 2020, wenn der
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Landeshaushalt wieder mehr Spielräume hat, auch
die Kommunen an diesen größeren Spielräumen be-
teiligen werden.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist nicht so,
dass wir erst 2020 beginnen wollen. Wir haben im
Gegenteil in den letzten Jahren, in diesem Jahr und
auch mit dem Haushalt 2018 schon einiges getan.
Es ist zu Recht darauf hingewiesen worden, dass
die Schlüsselzuweisungen auch im nächsten Jahr
um weitere 20 Millionen Euro steigen. Sie sind damit
im Vergleich zum Jahr 2012 um mehr als 50 Prozent
angestiegen. Das ist ein gewaltiger Zuwachs. Wir
haben auch von den Bundesmitteln für die Flüchtlin-
ge viel weitergegeben und tun es auch in Zukunft.
Wir haben nun schon zum zweiten Mal ein Zukunfts-
investitionsprogramm aufgelegt, und ich begrüße es,
dass die Landesregierung jetzt mit den kommunalen
Spitzenverbänden einen Weg gefunden hat, wie die-
se 72 Millionen Euro möglichst schnell investiert
werden können. Gemeinsam mit dem kommunalen
Anteil sind das 80 Millionen zusätzlich an Investitio-
nen im nächsten Jahr. Das ist doch eine Hausnum-
mer, Herr Kollege Flackus, da kann man doch sa-
gen, in diesem Land wird ordentlich investiert. Das
ist das zweite Paket, das aus Bundesmitteln zur Ver-
fügung gestellt wird.

Ich erinnere an die 20 Millionen Euro in diesem Jahr
für die Sanierung von Straßen, die sicherlich weitge-
hend schon verausgabt sind, und andere Sonder-
programme, und ich erinnere auch daran, dass wir
im letzten Jahr das Konnexitätsprinzip in unsere
Verfassung übernommen haben. Damit haben wir
eine langjährige Forderung der kommunalen Spit-
zenverbände erfüllt.

So können wir am Ende feststellen, die Kommunen
kommen voran. Im Jahr 2017 wird nach allem, was
man hört, der Aufwuchs an Kassenkrediten deutlich
geringer sein, als er es im vergangenen Jahr noch
war. Auch für das vergangene Jahr können wir fest-
stellen, 40 Prozent der Kommunen sind ohne zu-
sätzliche Kassenkredite ausgekommen. Und selbst
die Landeshauptstadt Saarbrücken, die beim Thema
Kommunalfinanzen immer mal wieder als Prügel-
knabe herhalten muss, hat seit dem Jahr 2013 nicht
nur keine neuen Kassenkredite mehr aufgenommen,
sondern diese sogar kontinuierlich reduziert, mittler-
weile um 45 Millionen Euro. Herr Kollege Strobel,
Sie wissen aus dem Haushalt der Landeshauptstadt,
dass das so stimmt. Der Weg, bis das auf null zu-
rückgeführt ist, ist sicherlich noch ein weiter, da
brauchen wir sicherlich auch die schon angespro-
chene Unterstützung des Bundes. Aber die Stadt ist
durchaus erfolgreich bei dem, was sie aus eigener
Kraft tun kann.

Jetzt sind wir alle gefordert, liebe Kolleginnen und
Kollegen, das ist ein großes Thema: Wir haben uns
darauf verständigt, eine Funktionalreform umzuset-

zen, das ist ein zentrales Reformprojekt der Landes-
regierung im Jahr 2018. Der Innenminister weist im-
mer darauf hin, dass er 32 Jahre Bürgermeister war
und weiß, wie die Kolleginnen und Kollegen ticken.
Wir wissen, es fehlt nicht an der Erkenntnis, sondern
es fehlt an der Umsetzung. Ich glaube, eine Große
Koalition ist die beste Voraussetzung dafür, diese
Funktionalreform im nächsten Jahr gemeinsam um-
zusetzen. Wir warten seit vielen Jahren darauf. Wir
haben uns darauf verabredet, es im neuen Jahr um-
zusetzen. Darauf freue ich mich schon, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, weil ich glaube, dass es ein
zentrales Reformprojekt dieser Landesregierung ist.
Das wollen wir im nächsten Jahr erfolgreich an-
packen. - In diesem Sinne, liebe Kolleginnen und
Kollegen, möchte ich Ihnen herzlich für die Aufmerk-
samkeit danken und bitte um Zustimmung zum Ein-
zelplan.

(Beifall von der SPD und bei der CDU.)

Vizepräsidentin Ries:
Das Wort hat nun der Abgeordnete Alwin Theobald
von der CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Theobald (CDU):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Unsere bisherigen
Erfolge beim Abbau der Neuverschuldung verdan-
ken wir, das kann man nicht oft genug betonen, vor
allem den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen im öf-
fentlichen Dienst unseres Landes. Ich bin nicht der
Erste, der hier beispielhaft die Polizei nennt, aber ich
nenne auch unsere Kollegen im Justizvollzugs-
dienst, ich nenne die Mitarbeiter in der Landesauf-
nahmestelle oder im Schaumberger Hof, die ge-
meinsam mit unserem Innenminister Klaus Bouillon
und unserer Sozialministerin Monika Bachmann den
Handelnden in den anderen Bundesländern gezeigt
haben, wie man schwierige Situationen professionell
meistert.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Ich erwähne noch eine weitere Berufsgruppe, die
engagiert ihren Strang zieht und die man gerade in
dieser Jahreszeit nicht vergessen sollte, einfach weil
sie mir wichtig ist. Ich kann mich noch gut daran er-
innern, wie sich das anfühlt, wenn in kalter Nacht um
2.30 Uhr das Telefon klingelt, wenn man aus dem
warmen Bett aufsteht, zur Straßen- oder Autobahn-
meisterei fährt, das Streufahrzeug lädt und den
Schneepflug anhängt, um dafür zu sorgen, dass der
Verkehr trotz winterlicher Witterung so gut wie mög-
lich läuft und die Zahl der Unfälle begrenzt bleibt.
Viele der Beschäftigten im Straßenunterhaltungs-
dienst fragen sich, wie es für sie weitergeht, wenn
die geplante Bundesinfrastrukturgesellschaft Aufga-
ben der Straßenunterhaltung übernimmt. Wir tun als
Landtag gut daran, hier die Entwicklung im Blick zu
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behalten, um frühzeitig Antworten und Sicherheit ge-
ben zu können.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch wenn ich ein-
zelne Berufsgruppen herausgegriffen habe, sind alle
Beschäftigten und alle Beamtinnen und Beamten
unseres Landes gemeint. Die Haushaltsdebatte des
saarländischen Landtages ist genau der richtige Ort,
aus tiefer Überzeugung Danke zu sagen. Danke für
Sachkenntnis, für Fleiß, für Leistungsfähigkeit, für
Leistungsbereitschaft unter erhöhten Anforderun-
gen. Der Respekt vor dieser Leistung spiegelt sich
im Entwurf des Landeshaushalts wider. Die CDU be-
kennt sich weiterhin zu unserem saarländischen
Weg, zu einer Partnerschaft zwischen Landesregie-
rung, Gewerkschaften und Personalvertretungen,
die vor allem unsere Ministerpräsidentin Annegret
Kramp-Karrenbauer maßgeblich initiiert hat.

Es ist ein Weg, der zwei Ziele hat. Nicht nur Einspa-
rungen und Stellenabbau allein können im Vorder-
grund stehen, wenn wir eine wirklich zukunftssichere
Landesverwaltung anstreben. Wir wollen vielmehr,
dass das Land auch in Zukunft ein guter Arbeitgeber
ist. Wir brauchen auch in den nächsten Jahren und
Jahrzehnten gut ausgebildetes und leistungsfähiges
Personal. Das wissen wir, Herr Dörr, und setzen fol-
gerichtig auch im Haushalt 2018 auf die Gewinnung
qualifizierten Nachwuchses für den öffentlichen
Dienst.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Wir nutzen Spielräume, um den Abbaupfad in vielen
Bereichen moderater zu gestalten. Wir nutzen Spiel-
räume, um Beförderungsbudgets zu erhöhen. Und
wir nutzen jede Möglichkeit, um durch Investitionen
die Rahmenbedingungen für die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter des Landes zu verbessern. Die
Schere der Bezahlung soll gegenüber den übrigen
Bundesländern und dem Bund nicht weiter ausein-
andergehen. Es ist uns wichtig, dass trotz schwieri-
ger Haushaltssituation die Beamtinnen und Beamten
an der allgemeinen Einkommensentwicklung teilha-
ben. Damit sich Aufstiegsperspektiven verbessern,
verkürzen wir die Beförderungswartezeiten. Die
Dauer der Wiederbesetzungssperre wird von zwölf
auf zunächst acht, 2019 dann auf vier Monate ge-
senkt und 2020 endgültig außer Kraft gesetzt.

Weitere Bündel von Maßnahmen sind an unter-
schiedlichen Stellen des Haushaltsentwurfes zu fin-
den. Alle Mosaiksteine zusammen genommen erge-
ben ein Bild und eine Botschaft, sehr verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen. Wir haben die Menschen im
Saarland im Blick und vergessen insbesondere nicht
die, die unserem Land dienen. - Vielen Dank.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Vizepräsidentin Ries:
Das Wort hat nun der Minister für Inneres, Bauen
und Sport, Klaus Bouillon.

Minister Bouillon:
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich fin-
de die Diskussion gut, weil man klar erkennt, wer
was will. Herr Lander, es ist unstrittig, dass es zwi-
schen Ihrer Auffassung zur Polizei und meiner keine
Einigung gibt. Wir sind in allen Punkten konträr, das
sollen die Leute wissen. Sie haben mit dem Verfas-
sungsschutz angefangen, Sie wollen ihn abschaffen,
ich will ihn stärken. Ich hole ihn zu mir ins Ministeri-
um, um ein politisches Zeichen zu setzen. Das sind
die Unterschiede, die da sind, damit muss man le-
ben.

Wer hätte vor zehn Jahren an das gedacht, was wir
heute im Terrorismus vor uns haben? Bei der Ent-
wicklung, die wir in den letzten Jahren im Terroris-
mus erlebt haben, sind die Polizei, die Kriminalpoli-
zei und der Bundesgrenzschutz ohne Verfassungs-
schutz und ohne Geheimdienste kaum in der Lage,
effektiv zu arbeiten. Es sind die Speerspitzen unse-
rer Gesellschaft, wir brauchen Informationen. Wir lei-
den unter diesem Terrorismus, weil es vielen Ge-
heimdiensten in den Ländern nicht mehr gelingt, an
Informationen zu kommen. Die Terrorismusszene
hat sich abgegrenzt. Vorbildlich war vor Jahrzehnten
der Geheimdienst der Israelis. Sie kommen jetzt
nicht mehr rein, sie können noch nicht mal die Spra-
che, die sind abgeschottet. Vor diesem Hintergrund
wird im kommenden Jahr die Regierung beschlie-
ßen, dass der Verfassungsschutz eine Abteilung
meines Hauses wird.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Was Videoüberwachung und Orwell angeht, bleiben
wir ganz ruhig. Der Hüter der Verfassung, das höch-
ste Gericht dieses Landes, das Bundesverfassungs-
gericht, hat in zehn Entscheidungen nachgewiesen,
dass Videoüberwachung zulässig ist. Wenn also die
Hüter unserer Verfassung feststellen, dass die Frei-
heit des Einzelnen sehr wohl eingeschränkt werden
kann, unter gewissen Voraussetzungen, dann muss
man dies respektieren und akzeptieren. Wir tun dies,
wir werden in Saarbrücken entsprechende Maßnah-
men ergriffen. Zugegebenermaßen dauert es länger
als gedacht, weil wir alle keine Ahnung hatten, was
an Technik dazugehört: Schallwellen, magnetische
Wellen und was weiß ich. Die Videoüberwachung
wird aber in Saarbrücken kommen und sie wird hilf-
reich sein.

Sie haben Statistiken bemüht, es gibt aber auch an-
dere Statistiken. Die Erfinder der Videoüberwachung
waren die Sozialdemokraten in vielen Bundeslän-
dern wie Nordrhein-Westfalen. Dort hat man Brenn-
punkte überwacht, auch in Mannheim. In Saar-
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brücken wird dasselbe eintreten wie dort. Nach
sechs Monaten werden wir feststellen, dass es keine
Brennpunkte mehr sind, dann müssen wir die Kame-
ras wieder abbauen, weil nämlich im Nachhinein alle
Täter gefasst werden. Schauen Sie sich die letzten
30 Anschläge auf der Welt an, im Nachhinein kamen
alle Beweise über die Videos. Mörder wurden ge-
fasst, potenzielle Anschläge wurden verhindert. Vor
diesem Hintergrund gestatten Sie, dass ich mit der
Landesregierung völlig anderer Auffassung bin als
Sie.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich denke, es herrscht Einigung, dass wir die Polizei
stärken sollen. Ich habe manchmal die Diskussion
der letzten Monate gar nicht nachvollziehen können,
auch nicht die eine oder andere Schlagzeile. Unstrit-
tig sollte doch sein, bei dem, was wir bisher gemacht
haben, dass noch nie in der Geschichte der saarlän-
dischen Polizei so viel in das Personal investiert
wurde. Es wurden noch nie so viele Anwärter einge-
stellt, noch nie so viele Tarifangestellte, noch nie so
viel PODler und so weiter. Über 20 Millionen Euro
für die Sicherheitspakete 1 bis 6. Noch nie wurde so
viel in die Ausrüstung investiert, über 20 Millionen
Euro. Noch nie wurde so viel in Baumaßnahmen in-
vestiert. 20 Jahre lang hat die Polizei davon ge-
träumt, wir bauen nun für 6 Millionen Euro ein Aus-
bildungszentrum in Göttelborn. Wir planen gemein-
sam eine große Inspektion in Saarbrücken für 35
Millionen Euro. Wir werden die Situation der Bereit-
schaftspolizei verbessern und Kirkel prüfen.

All dies, meine Damen und Herren, beinhaltet rund
100 Millionen Euro bis zum Ende der Legislaturperi-
ode. Wenn ich dann irgendwo lese, dass wir die Po-
lizei abbauen, kann ich das angesichts der Situation
nicht nachvollziehen. Wir haben dank der Initiative
der Ministerpräsidentin die Abbaupfade von 300 auf
270 verringert. Wir haben die Zahl der Anwärter von
80 auf 120 erhöht. Vielleicht bin ich dafür zu blöd,
aber das sind 40 mehr, also doch 50 Prozent mehr.
Ich verstehe das nicht.

(Zuruf.)

Ich meine natürlich - die Bemerkung sei im Spaß ge-
stattet -, das ist eine provinzielle Politik aus St. Wen-
del, ich rechne 50 Prozent, 80 plus 40 sind 120.

Vor dem Hintergrund sieht man doch, dass wir die
Polizei stärken. Wir machen alles, was wir tun müs-
sen, weil wir wissen, dass die Situation schwierig ist.
Das werden wir auch in den nächsten Jahren tun.
Wir haben Superpartner, wir haben Fachleute in die-
sem Parlament bei der CDU und bei der SPD, Ste-
fan Pauluhn ist ein Fachmann. Wir wissen aber
auch, trotz allem, was wir gemacht haben, haben wir
drei schwierige Jahre vor uns, insbesondere 2018
und 2019. Es scheiden mehr Leute aus als vorgese-
hen, wir müssen das kompensieren. Wir haben es

mit den Sicherheitspaketen teilweise geschafft, auch
diese Zahl wird oft vergessen, 330 Köpfe sind 330
Köpfe. Es sind ungefähr 200 Vollzeitäquivalente,
umschrieben mit dem komischen Wort, das keiner
versteht, also Menschen, die 8 Stunden arbeiten.
Was wäre, hätten wir es nicht gemacht? Dann hät-
ten wir doch ein Problem. Jetzt haben wir zwar im-
mer noch ein Problem, das können wir aber lösen
und das werden wir lösen. Sie können davon ausge-
hen, das wird uns gelingen.

Nun etwas ganz Wichtiges, was dankenswerterwei-
se bereits erwähnt wurde. Angesichts dieser Situati-
on haben wir überlegt, was wir tun können. Es
scheiden bis zu 155 Leute aus, die Lebensarbeits-
zeitverlängerungen laufen aus, wir müssen reagie-
ren. Wir stellen alles auf den Prüfstand, und zwar -
was noch nie da war - gemeinsam! Es kann noch so
viel geschrieben werden: gemeinsam. Wir haben
den Hauptpersonalrat eingebunden, die Gewerk-
schaften, wir gehen auf acht oder neun Personalver-
sammlungen. Es kommt alles auf den Tisch, dann
wird diskutiert. Wenn das zu Ende ist, werden wir
ein, zwei Vorschläge mit Alternativen haben Wie die
aussehen, weiß ich noch nicht genau.

Wenn wir intern mit den Fachleuten entschieden ha-
ben, was wir machen, gehe ich natürlich in die Koali-
tion, dann wird das diskutiert. Denn ich weiß aus
den „wenigen“ Jahren meiner Amtszeit als Bürger-
meister, eine Reform, die nicht mehrheitlich getra-
gen wird, hat keine Chance; sie wird im Einzelnen
tagtäglich konterkariert und wird nicht gelingen.

Deshalb, meine Damen und Herren, lassen Sie uns
diese Zeit in den nächsten Wochen, dann werden
wir zusätzlich zu dem, was wir investiert haben,
auch diese Reform noch weiter verbessern im Inter-
esse der Menschen. Eines wollen wir alle: Wir wol-
len Freiheit, aber auch Sicherheit. Deshalb, denke
ich, sind wir auf einem guten Weg.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich komme jetzt zum Bereich Bauen. Wie heißt es
so schön? Jeder sucht sich das, was er braucht. Ob
ich das gebraucht hätte, weiß ich ehrlich gesagt
auch nicht. Es kommt viel Arbeit auf uns zu, aber ich
sehe das als Chance. Dankenswerterweise haben
wir 2020 mehr Geld, diese Landesregierung wird ei-
ne Investitionsoffensive starten. Das heißt es Ärmel
hoch, Arbeit, Arbeit, Arbeit! Da ist es nicht getan mit
der Umorganisation einzelner Ministerien und der
Zusammenführung von Personal, was nach einigen
Diskussionen gelungen ist, sondern wir brauchen
einen Neuanfang im Hinblick auf das, was wir vorha-
ben. Wir müssen die Manpower steigern, wir müs-
sen das Tempo steigern, um diese Millionen, die
vorgesehen sind, zu erreichen.

Ich denke, wir werden im Februar 2018 soweit sein,
dass die ersten wesentlichen Schritte getan sind.
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Frau Berg hat aber zu Recht darauf hingewiesen,
das geht nicht von heute auf morgen. Ich kenne zum
Teil die Menschen nicht, wir müssen uns aneinander
gewöhnen, wir müssen die Arbeitsvorgänge be-
schreiben und - ich bin froh, dass da eine Grund-
satzeinigung erzielt wurde - wir brauchen mehr Per-
sonal. Wenn der Rechnungshof feststellt, dass wir
mit dem Personal circa 60 Prozent erledigen, kann
ich nicht mit den Leuten einen Aufschwung von 30
bis 40 Millionen Euro pro Jahr investieren, das geht
nicht. Das heißt, wir brauchen, mit Unterstützung
des Finanzministers, möglichst schnell auch hier
einen personellen Aufwuchs.

Wir haben aber schon reagiert, wir haben bezogen
auf die Uni bei der Philosophischen Fakultät gear-
beitet, wir haben Modellprojekte erarbeitet mit Pla-
nungen, ohne mit der Wimper zu zucken. Wir wer-
den es hinkriegen, Stück für Stück, Fehler nicht aus-
geschlossen, Pannen auch nicht ausgeschlossen.
Mein Ziel ist aber, es so zu machen wie immer. Ich
werde vor Beginn einer Baumaßnahme sagen, das
wird es ungefähr kosten, das ist der Zeitplan, daran
werden wir gemessen. Lieber exakt und gründlich
rechnen als zu warten und nachher zu sagen, es
wird teurer. Insofern sind wir hier auf einem guten
Wege. Mir ist nicht bange. Es ist viel Arbeit, aber es
muss gemacht werden.

Kommunale Finanzen. Herr Jung hat darauf hinge-
wiesen, es wird ein wichtiges Jahr. Gebietsreform,
eine Diskussion, die wir lange geführt haben. Die
Entwicklung der letzten zwei, drei oder vier Jahre in
anderen Bundesländern zeigt, es ist schwieriger
denn je, weil die Juristen mittlerweile auch die Politik
beherrschen.

(Heiterkeit.)

Vor fünf Jahren war das nicht so. Ich brauche ein
Gutachten für den ersten Schritt. Frau Berg, wir wis-
sen es ja: ein, zwei, drei, vier Meinungen. Was für
eine Reform gefordert wird, ist katastrophal schwie-
rig, wie die Entwicklung in Thüringen und Branden-
burg zeigt. Nach zehn Jahren haben beide Minister-
präsidenten gesagt: Ab in die Schublade, geht nicht.

Dadurch, dass Gutachten auf Gutachten verlangt
wird, dass die Bearbeitungszeit zwischen den Schrit-
ten zwei Jahre dauert, brauchen wir mindestens
sechs bis acht Jahre. Da man weiß, dass jede Ge-
meinde klagen kann, können wir uns das Ergebnis
eigentlich ausrechnen, bevor wir angefangen haben.
Denn eine wird sich immer finden, die nicht zufrie-
den ist, wenn sie einverleibt wird. Das heißt, ich set-
ze die ganze Hoffnung mit allen hier im Parlament
auf interkommunale Zusammenarbeit und auf freiwil-
lige Fusionen.

Wir haben - das wird Sie überraschen - schon ent-
sprechend dem Koalitionsvertrag unsere Papiere
ausgearbeitet. Ich hatte letzte Woche das erste Ge-

spräch mit dem Städte- und Gemeindetag und mit
dem Landkreistag. Die waren erstaunt, was wir da
alles formuliert haben. Im Prinzip ist es doch so,
dass - wenn wir ehrlich sind - jeder Bürgermeister
weiß, was er tun könnte, wenn er wollte. Wir haben
wunderbare Papiere. Da steht alles drauf. Jetzt
muss es umgesetzt werden. Das ist aber nicht Sa-
che der Regierung und nicht Sache des Parlaments,
sondern die ureigenste Sache der jeweiligen Bürger-
meister. Deshalb werden wir ab Januar jede einzel-
ne Gemeinde noch einmal zu uns einladen und ihr
die Vorteile und die Nachteile erläutern, um zu se-
hen, ob es wirklich Bewegung gibt. Wenn dann die-
jenigen anschließend kommen und sagen, nein, wir
wollen nicht, dann wird man sich, wenn Zuschüsse
verlangt werden, auch darüber zu unterhalten ha-
ben, wie es um die Bereitschaft zu kooperieren aus-
schaut und wie es damit ausschaut, auch eigene
Leistungen zu bringen.

Ich darf daran erinnern, weil das immer wieder kriti-
siert wurde: Das ist das Modell von Oskar und Frie-
del Läpple von vor 30 Jahren, als ich anfing.

Wir müssen doch sehen, auch was die Bäder an-
geht, haben wir unsere Arbeit gemacht. Die Analyse
ist klar, jeder Bürgermeister weiß, was ein Bad kos-
tet und was er machen könnte. Jetzt haben wir so-
gar die Entscheidung als Landesregierung - und das
wird der Innenminister finanzieren -, wir sind auf der
Suche nach einem Lehrschwimmbecken. Wir wer-
den ein Lehrschwimmbecken mit 100 Prozent finan-
zieren, 4,5 bis 5 Millionen Euro. Was will ich denn
noch mehr machen? Jetzt versuche ich, die Kerle im
Ausschuss so weit zu kriegen, dass sie sagen, ja-
wohl, man müsste etwas machen. Glaubt einer in
diesem Raum - - Dann kommt eben die Überschrift,
die Gebühren werden erhöht. Deckungsgrad sind
nicht nur die Gebühren. Deckungsgrad ist auch
Technik, Betriebstechnik und vieles mehr. Glaubt ei-
ner, dass wir die Kommunen bei 2,2 Milliarden Kas-
senkrediten mit Deckungsgraden von 8,75 Prozent
unterstützen sollen? Das wäre kontraproduktiv, weil
diejenigen, die diese Dinge nicht verbessern, auf
Dauer ihren Kommunen keine Chancen bieten wer-
den.

Ich denke, mit freiwilligen Kooperationen, Fusionen,
interkommunaler Zusammenarbeit können wir einen
Schritt weiterkommen. Wir müssen jetzt allerdings
schnellstmöglich einen Modus finden, das erwarte
ich, das ist meine Hoffnung. Wenn die Kommunen
zusammengehen wollen, dann brauchen sie Anrei-
ze, auf plattdeutsch Hochzeitsprämie. Das heißt, wir
brauchen locker - Herr Finanzminister, nicht er-
schrecken - mindestens 50 Millionen Euro, damit wir
etwas bieten können. Ohne Moos nix los. Was soll
ich denn denen erzählen?

(Lachen und Beifall bei der LINKEN.)
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Dann kommen die Argumente der Gegner, die sa-
gen, wenn ich zwei Kranke ins Bett lege, dann wer-
den sie nicht gesund. Das ist richtig.

(Sprechen bei der LINKEN und Zuruf.)

Der ist das ja schon gewohnt. - Ergo brauchen wir
Unterstützung, damit wir die Schulden auf ein gewis-
ses Niveau bringen und da geht es weiter.

(Abg. Spaniol (DIE LINKE): Ein richtig guter An-
satz!)

Was Sport angeht, sind wir auf einem guten Wege.
Wir haben in den letzten drei Jahren über 20 Millio-
nen Euro in die Infrastruktur investiert, in Schulsport,
in Hallen, in Wurfanlagen, Leichtathletik. Wir werden
dies in den nächsten Jahren für sechs bis sieben
Großprojekte tun, die schon jetzt feststehen, nicht
nur in St. Wendel, sondern auch in Hüttigweiler,
Homburg, Bexbach, in Rehlingen ein großes Zen-
trum mit Wurfanlagen, was Leichtathletik angeht.
Dies brauchen wir, um den Breitensport zu forcieren.

Ich weiß, das Folgende klingt komisch. Ich komme
ja gerade jetzt in meiner Funktion als vorsitzender
Sportminister von der Versammlung des Deutschen
Olympischen Sportbundes. Die reden immer von ih-
ren 160 Millionen Euro im Bund. Ich habe gesagt,
das ist ja gar nichts, die Kommunen im Saarland
brauchen ja mehr! Wer finanziert da die Schulturn-
halle? Wer finanziert da die Sporthallen? Wer trägt
die Unterhaltung? Wenn Sie das in Deutschland zu-
sammenrechnen, sind wir bei vielen Milliarden Euro.
Zur Freude der Mitglieder werden wir das im Rah-
men einer Sonderkonferenz im nächsten Jahr in St.
Wendel sicherlich beschließen. Auch hier haben wir
im Saarland gute Chancen. Ich bin dankbar für die
zusätzlichen Mittel.

Wir werden ein Potpourri an Veranstaltungen durch-
führen. Die Deutschland-Tour wird für drei Stunden
Direktübertragung beim ZDF sorgen. Das ist Wer-
bung, das ist Geld, das ist Marketing. Eines will ich
auch sagen, das wird jetzt einige enttäuschen:
Selbst wenn wir die Tour de France bekommen soll-
ten, habe ich mich entschieden, Nein zu sagen, weil
es nicht in die Situation passt. Wir brauchten für die
Tour de France 1 Million Euro. Die Stadt, die dafür in
Betracht kommt, ist die Landeshauptstadt Saar-
brücken. Die Landeshauptstadt Saarbrücken ist
nicht in der Lage, 400.000 Euro über das Pflichten-
heft zu finanzieren. Ich sehe mich außerstande, den
Menschen das zu erklären, wenn ich als Innenminis-
ter entsprechend dem Gesetz Auflagen formulieren
muss, um dann 400.000 Euro freiwillige Leistungen
für einen Tag zu investieren. Mein Herz hängt am
Radsport, aber die Vernunft sagt mir - ich sage es
heute hier offen -, das wäre nicht transportierbar, zu-
mal es andere Diskussionen in der Landeshaupt-
stadt gibt, was das Stadion und vieles andere an-
geht.

Andere Sportarten werden wir fördern wie in Rehlin-
gen. Wir werden die Trofeo Karlsberg zur Saarland-
Tour machen. Wir werden die Deutsche Meister-
schaft Triathlon und vieles mehr durchführen. Ich
denke, wir sind insgesamt auf einem guten Wege.
Mir macht es Spaß, viel Arbeit, aber krempeln wir
die Ärmel hoch. - Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Anhal-
tender Beifall von der CDU.)

Vizepräsidentin Ries:
Weitere Wortmeldungen sind nicht eingegangen. Ich
schließe die Aussprache.

Der Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfragen
hat zu Einzelplan 03 einen Abänderungsantrag ein-
gebracht, der uns als Drucksache 16/170 vorliegt.
Wir kommen zur Abstimmung über diesen Abände-
rungsantrag. Wer für den Abänderungsantrag
Drucksache 16/170 ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der
Stimme? - Dann stelle ich fest, dass der Abände-
rungsantrag Drucksache 16/170 mit Stimmenmehr-
heit angenommen wurde. Zugestimmt haben CDU-
und SPD-Fraktion sowie die Fraktion DIE LINKE.
Dagegen gestimmt hat die AfD-Fraktion.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 17
Kapitel 17 03. Wer für die Annahme von Einzel-
plan 17 Kapitel 17 03 ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der
Stimme? - Dann stelle ich fest, dass Einzelplan 17
Kapitel 17 03 mit Stimmenmehrheit angenommen
wurde. Zugestimmt haben die Koalitionsfraktionen,
dagegen gestimmt haben die Oppositionsfraktionen.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 20
Kapitel 20 03. Wer für die Annahme von Einzel-
plan 20 Kapitel 20 03 ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der
Stimme? - Dann stelle ich fest, dass Einzelplan 20
Kapitel 20 03 mit Stimmenmehrheit angenommen
wurde. Zugestimmt haben CDU- und SPD-Fraktion,
dagegen gestimmt haben die Fraktion DIE LINKE
und die AfD-Fraktion.

Es ist über Kapitel 03 01 Einzelabstimmung bean-
tragt worden. Wer für die Annahme des Kapi-
tels 03 01 ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. -
Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? -
Dann stelle ich fest, dass Kapitel 03 01 mit Stim-
menmehrheit angenommen wurde. Zugestimmt ha-
ben die Koalitionsfraktionen, dagegen gestimmt ha-
ben die Oppositionsfraktionen.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 03 im
Übrigen. Wer für die Annahme des Einzelplans 03
unter Berücksichtigung des eben angenommenen
Abänderungsantrags ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der
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Stimme? - Dann stelle ich fest, dass der Einzelplan
03 unter Berücksichtigung des angenommenen Ab-
änderungsantrags mit Stimmenmehrheit angenom-
men wurde. Zugestimmt haben CDU- und SPD-
Fraktion, dagegen gestimmt die LINKE- und die AfD-
Fraktion.

Kolleginnen und Kollegen, wir kommen zur Über-
sicht 9, Einzelplan 10 - Ministerium der Justiz - und
Einzelplan 18 - Verfassungsgerichtshof des Saarlan-
des -, Einzelplan 17 Kapitel 17 10 und Einzelplan 20
Kapitel 20 10.

Übersicht 9 - Ministerium der Justiz und Ver-
fassungsgerichtshof des Saarlandes (Abän-
derungsantrag: Drucksache 16/177)

Auch hier wurde die Berichterstattung zu Protokoll
gegeben (siehe Anlage 6). Ich eröffne die Ausspra-
che. - Das Wort hat der Abgeordnete Dennis Lander
von der Fraktion DIE LINKE.

Abg. Lander (DIE LINKE):
Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Das Justizministerium ist ein echtes Sor-
genkind, vor allem für die Beschäftigten. Die Arbeits-
belastung ist enorm und es gibt kaum Aufstiegsmög-
lichkeiten. Kein anderes Ministerium hat so viele Be-
amte nach 15 Jahren immer noch im Eingangsamt.
Es ist selbst bei der Ruhestandsversetzung im Ein-
gangsamt Spitzenreiter. Die Deutsche Justizgewerk-
schaft spricht von Fällen von über 16 Jahren Warte-
zeit auf eine Beförderung. Vor allem die Justizange-
stellten trifft es besonders hart. Daher ist der Kran-
kenstand bei diesen Personen besonders hoch. Ei-
gentlich muss gerade dort der Stellenabbau ge-
stoppt und der Beförderungsstau gelöst werden.

Auch im Vollzug sollen bis 2020 61 Stellen abgebaut
werden. Momentan sind 45 Personen dienstunfähig.
Laut Bund Saarländischer Justizbeschäftigter brau-
chen wir dort eigentlich 30 Stellen mehr - nur im
Vollzug -, sonst sind die Leidtragenden vor allen
Dingen die Beschäftigten und die Insassen. Auch
die Resozialisierung ist damit in Gefahr. Worin soll
bitte der Sinn bestehen, die Leute wegzusperren,
wenn man nicht in die Resozialisierung investiert?

Ich komme zur Staatsanwaltschaft. Die Staatsan-
waltschaft hat momentan rund 58 Stellen. Das ent-
spricht einer Arbeitsbelastung von 150 Prozent. Sie
wollen sie im Frühjahr 2018 auf 61,5 Stellen auf-
stocken. Damit besetzen Sie vor allem die Teilzeit-
stellen. Ende 2018 sollen es durch das gleiche Her-
umgewurstele 66 Stellen werden. Selbst dann ist die
Belastung laut Richterbund immer noch bei 120 Pro-
zent. Damit ist es noch immer die am stärksten bela-
stete Justiz in der gesamten Bundesrepublik. Sie
können sich nun also überlegen, wie der Status quo
bei der Staatsanwaltschaft aussieht. Laut Richter-

bund brauchen wir eigentlich 22 Stellen, um einen
Personalstand von 80 zu erreichen und damit eine
Belastung von 100 Prozent. Bei alldem haben Sie
noch nicht an die Pensionierungswelle gedacht, die
jetzt bald auf uns zurollt.

Bei den Gerichten ist die Situation nicht anders. Das
Verwaltungsgericht hat eine effektive Belastung von
123 Prozent. Das Landgericht hat eine Belastung
der Strafkammern von 116 Prozent. Laut PEBB§Y
brauchen wir allein dort 14 neue Stellen. Selbst die
Besoldung von Richtern und Staatsanwälten ist im
Saarland mehr als bedenklich. Durch die abgeflach-
te Eingangsbesoldung haben Richter und Staatsan-
wälte im Saarland 800 Euro weniger als beispiels-
weise in Hessen oder in Bayern. Es ist schwer vor-
stellbar, wie die Richter und Staatsanwälte bei einer
solchen Besoldung motiviert und engagiert bleiben
sollen, wenn sie weniger als 2.500 Euro netto im
Monat haben.

(Vizepräsident Heinrich übernimmt den Vorsitz.)

Was wir brauchen, um den aktuellen Notstand auf-
zufangen, ist eine Verbesserung der Abordnung
durch den Assessorenpool. Dieser kann dann wie
eine Feuerwehr immer genau dort eingesetzt wer-
den, wo es aktuell brennt. Ich habe aber auch in die-
sen Plan wenig Hoffnung, da die neue Amtsgerichts-
reform genau diesen Assessorenpool wieder
schrumpfen lässt.

Die Deutschen haben ein enormes Vertrauen in die
deutsche Justiz. Wir haben weltweit eine der pro-
gressivsten Justizformen, die es überhaupt gibt. Ich
bitte Sie daher, beschädigen Sie das Vertrauen in
die deutsche Justiz nicht durch eine Illusion wie die
schwarze Null. Das System in Deutschland kann nur
funktionieren, wenn die Bürgerinnen und Bürger der
Justiz vertrauen. - Vielen Dank.

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen. - Als nächste Rednerin rufe ich
Frau Dagmar Heib auf.

Abg. Heib (CDU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Lan-
der, Sie zeichnen sich in Ihrem Beitrag zum Justiz-
ministerium noch viel stärker als in Ihrem Beitrag
zum Einzelplan des Innenministeriums durch Un-
kenntnis aus. Sie werfen alles durcheinander, Sie
nennen Zahlen von Stellenkürzungen, die noch zu
erreichen sein sollen. Sie sagten beispielsweise, es
seien 61 bei den Justizvollzugsbediensteten. Da
sind aber schon Stellen abgearbeitet. Sie erdreisten
sich, davon zu sprechen, dass das Justizministerium
ein Sorgenkind sei. Das Justizministerium ist alles
andere als ein Sorgenkind dieser Landesregierung.
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(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Denn im gesamten Geschäftsbereich gibt es über-
aus motivierte Frauen und Männer, die ihren Dienst
an der Stelle tun, wo sie gefordert sind.

(Abg. Lander (DIE LINKE): Dann sprechen Sie
doch mal mit denen!)

Sehr geehrter Herr Kollege, Sie tragen dem über-
haupt keine Rechnung. Ich muss es eigentlich an
Herrn Flackus und Ihre Fraktion richten: Es tut mir
leid, aber ich habe die Befürchtung, dass Herr Lan-
der zum Sorgenkind Ihrer Fraktion werden wird. Da
bedaure ich Sie jetzt schon.

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Abg.
Flackus (DIE LINKE): Man muss schon mit Kritik
umgehen können! - Abg. Spaniol (DIE LINKE):
Genau! So entkräftet man Kritik nicht! - Weitere
Zurufe von der LINKEN.)

Wir beraten heute in Zweiter Lesung den Einzel-
plan 10 für den Geschäftsbereich der Justiz.

(Weitere Zurufe von der LINKEN.)

Sie können sich Ihre Zwischenrufe sparen. Wenn
Sie richtig zugehört hätten, hätten Sie verstanden,
dass es um die Unkenntnis Ihres Kollegen geht, um
seine undifferenzierte Darstellung und darum, alles
durcheinander zu werfen. Deshalb habe ich diese
Sorge zum Ausdruck gebracht.

Jetzt fahre ich fort. Dem Ministerium der Justiz oblie-
gen ganz komplexe Aufgabenstellungen. Dabei geht
es um Personal- und Verwaltungsangelegenheiten
der ordentlichen Gerichtsbarkeit, der Staatsanwalt-
schaft, der Verwaltungsgerichte, des Finanzgerichts,
der Sozialgerichte, der Arbeitsgerichte, der Justiz-
vollzugsanstalten und der Saarländischen Klinik für
Forensische Psychiatrie. Es geht auch um Gerichts-
organisation, Notariatswesen, Angelegenheiten der
Rechtsanwaltschaft. Es geht um Ausbildung und
Prüfung des juristischen Nachwuchses sowie um
den Nachwuchs für alle Laufbahnen im Bereich des
Justizdienstes.

Ferner hat das Justizministerium auch die Aufgabe,
bei der Gesetzgebung mitzuwirken, sei es auf Bun-
desebene oder auf Landesebene, oder sei es die
Aufgabe, bei zwischenstaatlichen Angelegenheiten
die Rechtspflege zu koordinieren. Diese komplexen
Angelegenheiten spiegeln sich in der Arbeit des
Landtags, insbesondere im zuständigen Ausschuss
des Hauses.

Der Haushalt des Ministeriums der Justiz hat im
Jahr 2018 ein Ausgabevolumen in Höhe von rund
205 Millionen Euro. Dazu gehören beispielsweise
130 Millionen Personalkosten, 65 Millionen Sach-
kosten oder 31 Millionen für die Justizvollzugsanstal-
ten. Diese 205 Millionen Ausgaben sind zu 99,6 Pro-
zent gebundene Ausgaben. Da zeigt sich, wie der

Spielraum des Hauses aussieht. Dem stehen im
Entwurf Einnahmen in Höhe von circa 57 Millionen
gegenüber. Das ist eine Verbesserung von rund 0,5
Millionen im Vergleich zum vergangenen Haushalts-
jahr. Meine Damen und Herren, das zeigt, wie es in
dem Einzelplan aussieht.

99,6 Prozent sind also gebundene Ausgaben, den-
noch leistet das Ministerium der Justiz seinen Bei-
trag zur Haushaltskonsolidierung. Das passiert zum
einen durch Stellenabbau und die entsprechenden
Einsparungen, die in den vergangenen Jahren er-
folgten. Das passiert zum Beispiel auch dadurch,
dass die Einnahmen im Bereich der Gerichtskasse
in den letzten Jahren stets gesteigert werden konn-
ten. Das hat damit zu tun, dass es dort einen Aus-
bau an Mitarbeitern gab, aber auch damit, dass es
engagierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind, die
dazu beigetragen haben, dass diese Einnahmen er-
folgen konnten. Wir brauchen uns keine Illusionen
zu machen, diese Zahl wird nicht weiter wachsen,
denn auch Rückstände sind irgendwann aufgearbei-
tet. Das kann man nicht weiter ausbauen.

Die Justiz kann und darf sich auch nicht vom Konso-
lidierungspfad verabschieden. Wir müssen ihn wei-
tergehen, damit wir als eigenständiges Land weiter-
hin unsere Justiz stellen können. Die Justiz verwehrt
sich dem nicht, sondern sie bekennt sich dazu. Na-
türlich unterlagen und unterliegen weiterhin alle
Sparmaßnahmen der Funktionsfähigkeit der Gerich-
te und der Strafverfolgungsbehörden. Das versteht
sich von selbst. Aber gerade die Einhaltung der
Funktionstüchtigkeit und -fähigkeit hat sich in den
vergangenen Haushaltsjahren bewahrheitet und ge-
zeigt. Ihr wird durch diesen Entwurf für das Haus-
haltsjahr 2018 Rechnung getragen. Wir befinden
uns weiter in Zeiten enger finanzieller Spielräume
und handeln in den Bereichen, wo es notwendig ist.

Die große Aufgabe - die Einführung der elektroni-
schen Akte - wird mit dem 01.01.2018 in eine weite-
re Phase starten. Die Schriftsätze der Anwaltschaft
können ab diesem Datum elektronisch übermittelt
werden. Das heißt, der gesamte Posteingang wird
elektronisch laufen können. Das bedeutet aber, dass
auch der Postausgang elektronisch bearbeitet wer-
den muss. Ich bin mir sicher, dass das auch im Lau-
fe des Jahres umgesetzt werden wird. Im Haushalts-
entwurf sind dafür Personal- und Sachmittel in Höhe
von 1 Million Euro in verschiedenen Titeln ausge-
bracht.

Der Justizhaushalt 2018 ist auch in der Kontinuität
der letzten Jahre ein Justizhaushalt im Sinne einer
bürgernahen und leistungsfähigen Justiz und ein
Justizhaushalt im Sinne einer größtmöglichen Si-
cherheit für unsere Bürgerinnen und Bürger. Wir -
die Große Koalition - stärken im Haushalt 2018 die
Justiz. Zum einen haben wir uns dazu bereits im Ko-
alitionsvertrag verpflichtet und zum anderen antwor-
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ten wir auf aktuelle Herausforderungen. Eine leis-
tungsfähige Justiz ist Garant für innere Sicherheit
und eine funktionierende Demokratie. Wir stärken
die Justiz mit einem Gesamtpaket in Höhe von rund
153.000 Euro im Einzelplan 10. Weitere Mittel wie
zum Beispiel 60.000 Euro, die im Einzelplan 06 für
die Förderung der Grundbildung im Jugendstraf- und
Jugendarrestvollzug eingestellt werden, sind Mittel,
die letztendlich der Justiz zugutekommen werden.

Ab dem kommenden Jahr wird ein Projekt zur
Rechtsstaatsbildung ans Netz gehen. Dieses richtet
sich an Schulen und andere interessierte Gruppen.
Hier geht es darum, in einer niedrigschwelligen
Form die Grundlagen unseres Zusammenlebens zu
vermitteln und zu verdeutlichen, welche große und
zentrale Rolle unsere Verfassung in den Fragen der
Gesellschaftsbildung spielt. Dazu werden Mittel in
Höhe von 10.000 Euro zur Verfügung gestellt. Ich
glaube, das ist eine gute Sache, die gut dazu passt,
dass unsere Verfassung in diesem Jahr ihren
70. Geburtstag feiert.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Es gibt einen weiteren Aspekt, der uns wichtig er-
scheint. Terroristische und gegen die freiheitlich-de-
mokratische Grundordnung gerichtete Straftaten
stellen den Staat vor vielfältige Herausforderungen.
Es ist vorgesehen, dieser Aufgabe durch die Errich-
tung einer Zentralstelle zur Bekämpfung des Terro-
rismus und der Kriminalität gegen die freiheitlich-de-
mokratische Grundordnung Rechnung zu tragen.
Diese Stelle hat mehrere Aufgaben. Sie ist für die
Strafverfolgung in diesem Bereich zuständig. Sie
übernimmt die Zusammenarbeit mit dem General-
bundesanwalt und den staatsanwaltschaftlichen Ein-
richtungen der anderen Bundesländer. Weiterhin
übernimmt sie die Zusammenarbeit mit den für die
Terrorismusbekämpfung und den Staatsschutz zu-
ständigen Stellen der Polizeibehörden des Bundes,
aber auch der Länder sowie auch die europäische
und internationale Zusammenarbeit in diesem Be-
reich.

Meine Damen und Herren, das ist eine komplexe
Aufgabenstellung. Die personelle Ausstattung ist im
Rahmen des Haushaltsvollzugs darzustellen. Wir
stellen hier zusätzlich 15.000 Euro ein. Das ist quasi
eine Anschubfinanzierung, die wir dieser Stelle für
das kommende Haushaltsjahr mitgeben. Das ist ein
weiterer Aspekt, der in unseren Anträgen zu Buche
schlägt.

Die staatlichen Organe müssen zum einen alles un-
ternehmen, um bestehende Radikalisierungstenden-
zen aufzudecken und zu bearbeiten. Zum anderen
müssen sie präventiv handeln, damit aufkeimende
extremistische Gedanken so früh wie möglich ver-
hindert oder eingedämmt werden oder im Sinne de-
mokratischer und rechtsstaatlicher Strukturen ge-

lenkt werden. Deradikalisierung - ich nenne das
Stichwort in diesem Zusammenhang - stellt sich als
ein Thema dar, das sich in anderen Ressorts findet.
Deshalb finden wir Ansätze, zum Beispiel Präventi-
onsprojekte für Jugendliche im Einzelplan 05, die mit
80.000 Euro ausgestattet werden, um auch so für
Deradikalisierung oder Radikalisierungsverhinde-
rung da zu sein.

Das ist aber eine Problematik, der sich gerade die
Justizvollzugsanstalten im Besonderen stellen müs-
sen. Genauso müssen sich die Justizvollzugsanstal-
ten der Tatsache stellen, dass Gefährder - Sie alle
wissen, was darunter zu verstehen ist - nach der
neuen Rechtslage statt in Abschiebeeinrichtungen
auch in Justizvollzugsanstalten untergebracht wer-
den können, natürlich von den übrigen Strafgefange-
nen getrennt. Die Justizvollzugsanstalten spielen
hier eine wichtige Rolle. Das wurde auch in den Ge-
sprächen mit dem Bund saarländischer Justizvoll-
zugsbediensteter deutlich dargelegt. Meine Damen
und Herren, deshalb werden hier zusätzlich Mittel in
Höhe von 100.000 Euro bereitgestellt, um Maßnah-
men zur Prävention und Resozialisierung zu fördern.

Das Ministerium befindet sich in einem ständigen
und intensiven Austausch mit den Vertretungen aller
Personalbereiche. Das ist wichtig, da die Ziele der
zukunftsfähigen Verwaltung noch nicht erreicht sind.
Im Rahmen des neuen Stellenabbauziels - es war
Gegenstand der Erörterungen - werden rund 2.000
Stellen statt ursprünglich 2.400 Stellen abgebaut.
Das heißt für die Justiz ein Weniger an Abbau und
ein Mehr an Stellen von 12,5 Stellen, die in der Jus-
tiz eingesetzt werden können. Das hilft im Ge-
schäftsbereich des Ministeriums der Justiz schon.

Wir müssen die unterschiedlichen Stufen und Pake-
te sehen. Eine weitere Maßnahme ist die Flexibilisie-
rung des Stellenplans. Das heißt, der Einsatz von
Stellenbruchteilen wird flexibel. Die freien Anteile
von in Teilzeit besetzten Stellen können zukünftig
zusammengezogen werden und als weitere Stelle
bewirtschaftet werden. Man rechnet damit, dass es
im Geschäftsbereich des Ministeriums der Justiz un-
gefähr zehn Stellen ausmachen wird.

Eben hat der Kollege Alwin Theobald angesprochen,
dass die Wiederbesetzungssperre 2018 generell von
zwölf Monate auf acht Monate herabgesetzt wird
und in den Folgejahren sogar bis auf null gefahren
wird. Ich glaube, das ist ein ganz deutliches Zeichen
an unsere Bediensteten. Gerade für das Ministerium
der Justiz sollte man das betonen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Das Ministerium der Justiz gestaltet zum Beispiel
auch dadurch, dass gerade die Stellen, die aufgrund
von Abordnungen oder aus anderen Gründen nicht
im eigenen Geschäftsbereich als aktive Kraft zur
Verfügung stehen, wieder ins Haus zurückgenom-
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men werden. Das ist eine Sache, die das Haus aus-
zeichnet. Man nutzt die Gestaltungsmöglichkeiten,
die sich bieten.

Das Ministerium macht seine Aufgaben dort, wo ge-
handelt werden muss. Sie haben es eben angespro-
chen. Die Personalbedarfsberechnungen - PEBB§Y
ist das Kürzel dafür - haben gezeigt, dass die
Staatsanwaltschaft Saarbrücken der am stärksten
belastete Teil der saarländischen Justiz ist und nicht
deutschlandweit. Eine funktionierende Staatsanwalt-
schaft ist aber Kernstück einer effizienten Strafver-
folgung. Genauso ist sie auch Kernstück eines intak-
ten Rechtsstaats. Ich glaube, da sind wir alle einer
Meinung. Deshalb finde ich es außerordentlich be-
grüßenswert und möchte es hier herausstellen, dass
gerade Minister Stephan Toscani sofort gehandelt
hat, als diese Diskrepanz festgestellt wurde. Die ers-
te Stufe ist die Besetzung der 60 Stellen, die für die
Staatsanwaltschaft ausgebracht sind, bis Ende die-
ses Jahres. Das wird bis zum April des kommenden
Jahres auf 61,5 Stellen ausgebaut. Bis Ende des
Jahres 2018 werden es 66 Stellen bei der Staatsan-
waltschaft sein. Das ist ein Plus von sechs Stellen.
Ich glaube, das ist eine gute Leistung insbesondere
unter den Spielräumen, wie sie nun einmal da sind.

Wir gehen von einer durchschnittlichen Belastung
von 120 Prozent aus. Das ist an der Stelle so. Aber
ich möchte auch auf Folgendes verweisen. Wenn
wir zum Beispiel in ein Bundesland wie Baden-Würt-
temberg blicken, dann sehen wir bei der Staatsan-
waltschaft ebenfalls eine Belastung von 120 Pro-
zent. Von daher sind wir in guter Gesellschaft, ins-
besondere wenn wir bedenken, dass uns ein Stabili-
tätsrat weiterhin auf die Finger schaut und unsere
Aktionen und unseren Haushalt beurteilt, ob wir
auch weiterhin auf dem Konsolidierungspfad blei-
ben. Deswegen ist das eine Sache, die wir gut mit-
tragen können.

Die Zivilsachen sind insgesamt nicht steigend, je-
doch haben wir in Betreuungs- und Familiensachen
keinen Rückgang zu verzeichnen. Man sieht das
zum Beispiel bei den Betreuungssachen. Dort sind
für die Entschädigungen bei der Bearbeitung von
Betreuungsfällen im derzeitigen Haushalt 12 Millio-
nen eingestellt worden, womit man darauf reagiert,
dass ein Aufwuchs an Betreuungsangelegenheiten
da ist. Grundsätzlich gibt es Entschädigung für dieje-
nigen, die dort tätig sind. Man kann aber innerhalb
der Gerichtsorganisation darauf reagieren, sollten
sich dort Engpässe zeigen. Die Tatsache, dass wir
die Kompetenzzentren - so nenne ich das mal - auf
der regionalen Schiene für Familiensachen an den
Amtsgerichten zusammenziehen, wird dabei helfen,
dass wir hier, sollten Engpässe entstehen, eine Ant-
wort geben können.

Man hat zum Beispiel auch beim Verwaltungsgericht
entsprechend gehandelt - auch das zeichnet das Mi-

nisterium aus - dort hat man die Abordnung eines
Richters vom Verwaltungsgericht ans Oberverwal-
tungsgericht ausgesprochen. Es folgt jetzt eine Ab-
ordnung eines Richters aus der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit ans Verwaltungsgericht, damit das aus-
geglichen wird. Wichtig ist auch, dass im Servicebe-
reich der Verwaltungsgerichtsbarkeit alle Stellen be-
setzt sind, damit dort keine Engpässe auftreten. Wir
haben in den anderen Gerichten Belastungen von
teilweise sogar unter 100 Prozent und teilweise
leicht über 100 Prozent. Im Großen und Ganzen be-
finden wir uns da noch auf der sicheren Seite und
das wird von uns auch so mitgetragen. Man hat
auch reagiert, man hat vier zusätzliche Stellen im
Bereich der Justizwachtmeister eingebracht, um den
Sicherheitsvorkehrungen an den Pforten Rechnung
zu tragen. Das ist eine wichtige Sache.

Die Gefangenenzahlen in der Justizvollzuganstalt
Saarbrücken sind bedauerlicherweise nicht zurück-
gegangen. Wir wissen alle, dass gerade im Bereich
des Vollzugsdienstes Außerordentliches geleistet
wird. Dafür meine volle Anerkennung, meinen vollen
Respekt und großen Dank. Es ist wichtig, dass die
bereits beschlossenen letzten technischen Umrü-
stungen zeitnah erfolgen, damit eine Entlastung ein-
treten kann. Den Rückruf der Abordnungen habe ich
angesprochen und auch die Tatsache, dass man
jetzt die Beurteilung der Diensttauglichkeit in Koope-
ration mit einem Polizeiarzt tun wird, der eine große
Erfahrung in der Frage miteinbringen wird. All dies
sind Maßnahmen, die dazu beitragen können, dass
an der Stelle auch für die Bediensteten Entlastungen
entstehen. Ich bin mir ganz sicher, dass der Einsatz
der Projektmittel im Rahmen der Deradikalisierung
und Gefährder gerade auch im Bereich des Justiz-
vollzugsdienstes Wirkung zeigen wird. Die Frauen
und Männer im Justizvollzugsdienst werden mit er-
schwerten Arbeitsbedingungen in diesem Bereich
konfrontiert. Die beiden Projekte, die von den Koaliti-
onsfraktionen auf den Weg gebracht wurden, sind
hier gut angelegtes Geld.

(Beifall von der CDU.)

So ist es auch wichtig, das Beförderungsbudget im
Bereich des einfachen und mittleren Dienstes bes-
ser auszustatten. Hierzu haben wir einen Ansatz von
zusätzlich 30.000 Euro geschaffen. Das wird helfen,
den Beförderungsstau abzubauen, gerade auch im
Bereich der Anstalten.

Eine weitere Möglichkeit, die Motivation der Be-
schäftigten zu fördern, ist ein gutes Angebot an Fort-
und Weiterbildung. Wir haben aktuell im Bereich der
Bewährungshelfer nachgesteuert. Die Zahl der Be-
schäftigten im Kompetenzzentrum der Justiz für am-
bulante Resozialisierung und Opferhilfe, kurz KARO
genannt, ist nach der Umstrukturierung gestiegen.
Von daher ist es auch folgerichtig, dass der Ansatz
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für die Fort- und Weiterbildung im Bereich der Be-
währungshilfe aufgestockt wird.

Ich könnte noch Weiteres erzählen. Es gibt neue Im-
pulse, ich nenne als Stichwort die Kooperation in der
Referendarausbildung mit Frankreich, aber ich den-
ke, der Minister wird dazu noch sprechen. Er hat ei-
ne viel höhere Frankreichkompetenz als ich, aber
ich weiß, dass ihm diese Sache auch sehr am Her-
zen liegt, deshalb sage ich jetzt nichts weiter dazu.

Ich möchte abschließend noch all den engagierten
Frauen und Männern, die im Geschäftsbereich des
Ministeriums der Justiz ihren Aufgaben nachgehen,
herzlich für ihren tagtäglichen Einsatz für unsere
leistungsfähige Justiz danken, unter anderem auch
dafür, dass sie den Rechtsuchenden den Zugang zu
einer bürgernahen Justiz leicht machen, dafür dass
sie dem Sicherheitsbedürfnis der Bürgerinnen und
Bürger Rechnung tragen, aber auch dafür, dass sie
die Resozialisierung von Strafgefangenen umset-
zen.

In zahlreichen Besuchen und Begegnungen habe
ich auch im vergangenen Jahr die hohe Motivation
und Einsatzbereitschaft der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in allen Bereichen der Justiz wahrneh-
men können. Ich bin mir bewusst, dass wir ihnen viel
abverlangen auf dem gemeinsam eingeschlagenen
Weg, den wir derzeit gehen. Die finanziellen Spiel-
räume bleiben in 2018 und 2019, wie sie waren. Wir
wollen die Konsolidierungshilfen in Höhe von 260
Millionen im Jahr auch in diesen Jahren nicht in Ge-
fahr bringen. Von daher haben wir gar keine andere
Wahl, als diesen Weg weiterzugehen. Ich bin mir si-
cher, wir werden im Dialog bleiben und wir werden
auch, wenn weitere Schritte erfolgen müssen, diese
gemeinsam vorbereiten.

Ich bitte um Zustimmung zum Einzelplan 10, natür-
lich auch zum gesamten Haushalt. Ich danke Ihnen
für die Aufmerksamkeit und schließe an diesem
04. Dezember meine heutige Rede mit einem herzli-
chen „Glück auf!“

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Es liegt noch eine Zwischenintervention von Herrn
Dennis Lander vor.

Abg. Lander (DIE LINKE):
Liebe Frau Kollegin Heib. Ich weiß, dass Sie jetzt et-
was sauer sind, aber lassen Sie uns bitte sachlich
bleiben. Als Erstes werfen Sie mir Unkenntnis vor,
dann zitieren Sie mich. Das ist schon eine witzige
Situation. Aber zur Staatsanwaltschaft: Wenn ich
falsch liege, dass im Frühjahr 2018 auf 61,5 Stellen
aufgestockt werden soll, dann berichtigen Sie mich.
Wenn ich damit falsch liege, dass im späteren Jah-
resverlauf auf 66 Stellen aufgestockt werden soll,

dann berichtigen Sie mich. Alle anderen Zahlen, Da-
ten und Fakten können Sie beim Richterbund erfra-
gen. Wenn Sie mit denen nicht so gerne reden,
dann können Sie das auch der SZ entnehmen, ger-
ne sende ich Ihnen die entsprechenden Artikel zu.
Oder, wenn Sie das auch nicht so gerne wollen,
schicke ich Ihnen auch gerne unsere Protokolle mit
dem Richterbund. - Vielen Dank.

Abg. Heib (CDU):
Herr Kollege Lander, es geht gar nicht darum, was
ich gerne möchte oder nicht möchte. Zu den Zahlen,
die Sie eben genannt haben: Hätten Sie mir zuge-
hört, hätten Sie genau gewusst, dass ich diese Zah-
len genannt habe. Bis Ende dieses Jahres 60 Stel-
len bei der Staatsanwaltschaft, bis April 61,5 und bis
Ende 2018 66 Stellen. Das habe ich eben in meiner
Rede - das können Sie später im Protokoll nachle-
sen - ausgeführt. Das haben Sie aber nicht in Ihren
Ausführungen erwähnt. Sie haben ganz anderes ge-
sagt, Herr Lander, und von daher habe ich gesagt:
Ordnen Sie sich, schauen Sie, welche Argumente
Sie vorbringen, wann Sie welche Zahlen nennen.
Wenn Sie das machen, dann sind Ihre Redebeiträge
so, dass man Ihnen folgen kann. - Danke.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete Heib. - Ich rufe
für die AfD-Fraktion Herrn Abgeordneten Rudolf
Müller auf.

Abg. Müller (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir ha-
ben gerade von Frau Heib eine Menge Ausführli-
ches, Richtiges und teilweise auch Beruhigendes
oder etwas, das beruhigend sein soll, gehört. Sie
werden Verständnis dafür haben, dass wir von der
Opposition auch die weniger beruhigenden oder gar
nicht beruhigenden Dinge zur Sprache bringen.

Wir beklagen hier eine gewisse Kurzfristigkeit der
Aktion. Heute Morgen war die Rede von China als
kommender oder schon existierender Weltwirt-
schaftsmacht. Das möchte ich in Bezug auf Kurzfris-
tigkeit und Langfristigkeit kurz aufgreifen. Mir ist ein
Satz untergekommen, der mir so gut gefallen hat,
dass ich ihn Ihnen nicht vorenthalten wollte. Als der
große chinesische Reformer Deng Xiaoping vor et-
wa 30 Jahren gefragt wurde, ob die Französische
Revolution der Weltgeschichte eine entscheidende
Wende gegeben habe, sagte er nach kurzer Überle-
gung, es sei noch etwas früh, darauf eine Antwort zu
geben.

Von dieser sehr langfristigen Perspektive nun zu
dem, was wir als ein etwas kurzfristiges und mögli-
cherweise gefährliches Agieren betrachten. Also von
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einem ganz großen Schaden, einer großen, ganz
lange laufenden Entwicklung zu einem relativ klei-
nen Staat, zu Deutschland, und zu einem noch klei-
neren Teilstaat, unserem Saarland und zu einer klar
erkennbaren Entwicklung zu weniger Recht und Si-
cherheit, die sich nicht nur an den Betonklötzen rund
um unsere Weihnachtsmärkte ablesen lässt, was
Herr Pauluhn und Frau Berg jetzt sogar schon als
besondere Fürsorge verkaufen wollen.

Immerhin hat der Finanz- und Justizminister schon
zaghaft reagiert, wir haben das eben gehört. Vor ei-
nigen Jahren wurde noch mit einem Rückgang der
Kriminalität gerechnet und geplant, unter anderem
wegen der demografischen Entwicklung. Unter älte-
ren Leuten gibt es in der Regel weniger Kriminalität.
Aber das Gegenteil ist eingetreten. Das ist das be-
sonders Beunruhigende. Es geht natürlich im Justiz-
plan noch um alle möglichen anderen Dinge, die von
der Justiz zu regeln sind, aber das, was eben be-
sonders beunruhigt, ist die offenbar plakativ steigen-
de Kriminalität. Statt weniger Staatsanwälten, Rich-
tern, Polizisten und Justizvollzugsbeamten werden
ganz einfach mehr gebraucht. Der Vorsitzende des
Richterbundes - auch schon zitiert - Werner Kockler,
der auch Staatsanwälte vertritt, spricht von einer Ar-
beitsbelastung pro Staatsanwaltschaft von 150 Pro-
zent. Die Zahl ist auch schon gefallen.

Die Erhöhung der Planstellen für Staatsanwälte von
60 auf 66 bis Ende 2018 - so sind die Zahlen, wie
ich sie wahrgenommen habe - ist natürlich ein
Schritt in die richtige Richtung und zeigt, dass das
Problem immerhin erkannt ist, denn aktuell ist das
Saarland nach Kocklers Worten Spitzenreiter im
Bund, was die Arbeitsbelastung der Staatsanwälte
betrifft. Das ist ein Zustand, den man nicht auf Dau-
er aufrechterhalten kann. Um auf eine Dauerbelas-
tung von 100 Prozent herunterzukommen, wäre also
nach seinen Worten eine Aufstockung um 80 Plan-
stellen nötig.

Was ist jedoch die vermutliche Reaktion auf über-
höhte Belastung der Staatsanwaltschaften? Es wer-
den mehr Verfahren eingestellt als angemessen wä-
ren, offiziell wegen Geringfügigkeit, in Wirklichkeit -
inoffiziell - ganz einfach wegen fehlender Bearbei-
tungskapazität. Das heißt, sogenannte Kleinkrimina-
lität wird immer weniger effektiv verfolgt und zur Ver-
urteilung gebracht, was die „Kundschaft“ der Staats-
anwälte immer dreister werden lässt und die Bürger
immer mehr verunsichert und verbittert.

Die Stagnation bei der Bekämpfung steigender Kri-
minalität lässt sich an den Zahlen im Einzelplan 10 -
Justiz - ablesen. Die Gesamtausgaben steigen von
204,7 Millionen Euro in 2017 auf 205,7 Millionen in
2018. Das ist eine Million, meine Damen und Her-
ren, aber eine Million kann wenig sein. Hier ist es
wenig, denn diese nominale Steigerung entspricht
0,5 Prozent, also weniger als die offizielle Inflations-

rate. Das ist also eine reale Minderung des absolut
notwendigen Aufwandes.

Im größten und wichtigsten Kapitel - Ordentliche Ge-
richte und Staatsanwaltschaften - geht es um ziem-
lich genau 100 Millionen Euro, nominal sogar etwas
weniger, real also noch weniger. Man könnte hier
auf den Verdacht kommen, dass lediglich Stellen
von den Amtsgerichten zu den Staatsanwaltschaften
verschoben werden, um auf den versprochenen
Stellenzuwachs zu kommen, was dann natürlich zu
Ausfällen bei den Amtsgerichten führen würde.

Im zweitgrößten Kapitel - Justizvollzugsanstalten -
geht es um 31,2 Millionen Euro, zuvor 30,5 Millionen
Euro, also eine Steigerung von nominal circa 2 Pro-
zent, was auch nur die erwartete Inflation ausgleicht,
mehr nicht. Dabei ist auch in diesem Bereich, insbe-
sondere bei den JVAs Saarbrücken und Ottweiler
Handlungsbedarf und Investitionsbedarf gegeben.
Das zeigt sich zum einen an offenbar berechtigten
Eingaben von Gefangenen, die ja auch Menschen-
rechte haben. Zum anderen zeigt sich das an einem
extrem hohen Krankenstand des Personals von 15
Prozent, was ein untrügliches Zeichen von schlech-
ten Arbeitsbedingungen ist. Auch gibt es Klagen von
Beamten und Angestellten wegen jahrelanger oder
gar jahrzehntelanger Nicht-Beförderung. Dass da
die Lust an der Arbeit schwinden kann, ist nur
menschlich.

Meine Damen und Herren, ein geordnetes und gut
funktionierendes Justizwesen ist eine ganz grund-
sätzliche Bedingung für einen funktionierenden de-
mokratischen Staat. Darüber sind wir uns einig. Das
haben Sie auch zum Ausdruck gebracht. Den Ge-
horsam der Bürger gegenüber den Gesetzen, die wir
hier machen, gibt es aber auf Dauer nur gegen
Schutz vor Kriminalität und ihren ganzen Begleiter-
scheinungen. Immer mehr Bürger können von Dieb-
stählen, Einbrüchen und Einbruchsversuchen und
Schlimmerem berichten. Auch bei der Ministerpräsi-
dentin hat es aus Sicht der Einbrecher schon ge-
klappt, und das trotz regelmäßiger Polizeikontrollen
im Umfeld ihres Wohnhauses. Das zeigt - ganz ex-
emplarisch - die offensichtliche, zunehmende Dreis-
tigkeit, mit der agiert wird.

Die Aufklärungsrate ist sehr gering. Die Verurtei-
lungsrate ist noch geringer. Bei der Suche nach den
Ursachen muss man nicht lange suchen. Jeder
weiß, es sind die offenen, unkontrollierten Grenzen
unseres Landes. Nur die Regierung schließt stets
messerscharf, dass nicht sein kann, was nicht sein
darf.

Bis zur Beseitigung der verantwortungslosen Verur-
sachung brauchen die Altparteien wohl noch einige
schmerzhafte Wahlergebnisse. Bis dahin muss aber
das Justizwesen wenigstens aufrechterhalten, ver-
bessert und ordentlich bezahlt werden. Sparen Sie
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also bitte nicht! Sparen Sie nicht länger an der Si-
cherheit unserer Bürger, damit andere in der ge-
meinsamen Währung umso mehr Schulden machen
können. - Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Herr Abgeordneter. - Ich rufe als
weitere Wortmeldung Frau Elke Eder-Hippler von
der SPD-Landtagsfraktion auf.

Abg. Eder-Hippler (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Ich dachte schon, es
kommt gar nicht mehr die übliche AfD-Rhetorik, aber
zum Schluss hat er ja doch noch die Kurve gekriegt
und uns mit seinen üblichen Sprüchen beglückt. -
Vielen Dank, Herr Müller.

(Abg. Müller (AfD): Das werden Sie noch öfter
hören.)

Das fürchte ich auch, ja. - Liebe Kolleginnen und
Kollegen, uns liegt heute der Haushaltsentwurf 2018
für einen Bereich vor, der die wesentlichen Grund-
sätze unserer demokratischen Grundordnung mit-
prägt, nämlich die Justiz. Wenngleich dieser Bereich
in der Öffentlichkeit nicht immer allergrößte Beach-
tung erfährt, so entscheiden sich hier doch wesentli-
che gesellschaftliche Fragestellungen, denn es ist
unübersehbar, dass die Frage, wie die Bürgerinnen
und Bürger in unserem Land sicher leben und im
Vertrauen auf die öffentliche Ordnung ihren Alltag
meistern können, zu einer zentralen politischen Her-
ausforderung geworden ist.

Umfassende Sicherheit - wirtschaftliche, soziale und
öffentliche Sicherheit - hat sich zu einem zentralen
Wert demokratischer Gesellschaften entwickelt, und
zwar für alle Schichten der Gesellschaft. Oder an-
ders gesagt: Wenn die Demokratie gleiches Bürger-
recht auf ein sicheres Leben nicht garantiert, dann
ist der innere Frieden in Gefahr und demokratie-
feindliche, autoritäre Parteien gehen auf Stimmen-
fang. Das Ergebnis sehen wir leider auch in diesem
Haus.

Für uns muss klar sein: Wir stehen für einen starken
Rechtsstaat, der die Verantwortung für die Sicher-
heit und den Schutz seiner Bürger ernst nimmt. Nur
sehr reiche Menschen können sich einen schwa-
chen Staat leisten. Es ist unsere Verantwortung,
dass unser Staat Recht und Ordnung auch für die
Schwächsten in unserer Gesellschaft gewährleistet.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Für einen solchen Rechtsstaat ist eine starke Justiz
unabdingbar. Dafür setzen wir mit diesem Haushalt
die Grundlage. Ich bin unserem Bundesjustizminis-
ter Heiko Maas ausdrücklich dankbar, dass er im

Sommer dieses Jahres Politiker in allen Bundeslän-
dern hinsichtlich einer starken Justiz in die Pflicht
genommen hat. Zu Recht hat er darauf hingewiesen,
dass noch wichtiger als die schwarze Null ein hand-
lungsfähiger Rechtsstaat ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in Zusammenhang
mit einem starken Rechtsstaat und der Gewährleis-
tung der inneren Sicherheit wird besonders in jüng-
ster Zeit über eine Stärkung der Polizei gesprochen.
Das ist gut und richtig so. Es kann allerdings nur ein
erster Schritt sein. Wer mehr Polizei will, damit mehr
Straftaten aufgeklärt werden, wird zwangsläufig
auch mehr Arbeit für Staatsanwaltschaften, Gerichte
und Justizvollzugsanstalten produzieren. Das ist nun
mal so. Es genügt nicht, mehr Polizisten zu haben,
die die bösen Jungs und Mädels einfangen, wenn
weiter nichts passiert. Die Kette muss man weiter-
denken und deswegen muss man konsequenterwei-
se auch den zweiten Schritt gehen, denn die besten
Gesetze nützen nichts, wenn diese nicht ordentlich
vollzogen werden.

(Zuruf: Genau!)

Wichtig ist doch am Ende, dass die Bürgerinnen und
Bürger Vertrauen in den Rechtsstaat behalten. Da-
bei ist es eine entscheidende Frage, ob eine Straftat
innerhalb eines überschaubaren Zeitraumes auch
vor Gericht landet. Deshalb muss es nicht nur mehr
Polizisten, sondern auch mehr Staatsanwälte und
Richter vor allem in der Strafjustiz geben. Ich wün-
sche uns allen, dass wir in Zukunft genauso intensiv
für mehr Staatsanwälte, Richter und Justizvollzugs-
beamtinnen und -beamte eintreten, wie wir es für
mehr Polizisten tun. Beides gehört untrennbar zu-
sammen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und teil-
weise bei der LINKEN.)

Wir haben im Rahmen dessen, was für uns machbar
ist - es ist mehrfach erwähnt worden: wir stehen im-
mer noch unter der Obhut des Stabilitätsrates -, ge-
tan, was wir konnten und wir tun es auch in Zukunft.
Der Kollege Lander hat das, was jetzt mit der Flexi-
bilisierung des Stellenplans betrieben wird, Flick-
schusterei genannt. Nein, das ist keine Flickschuste-
rei, das ist Nutzen sämtlicher Spielräume zum Woh-
le der Bevölkerung und zum Wohle der Beschäftig-
ten.

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Mit dieser Flexibilisierung können die Möglichkeiten
des Stellenplans besser genutzt werden - Dagmar,
du hast es erwähnt -, und dies wird im Bereich Justiz
insbesondere dazu dienen, im Jahr 2019 die Stellen-
einsparquote zu erfüllen und zugleich die dann ferti-
gen Anwärterinnen und Anwärter in ein Beamtenver-
hältnis übernehmen zu können.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Rechtspre-
chung liegt in den Händen der unabhängigen Ge-
richte. Die Ausstattung der Justiz mit Personal- und
Sachmitteln liegt jedoch in den Händen des Haus-
haltsgesetzgebers und des Justizministers. Dabei
bedeutet der vorliegende Einzelplan 10 die Fortfüh-
rung einer in der vergangenen Legislatur begonne-
nen Politik, die für eine Stärkung unserer Justiz und
einen starken Rechtsstaat steht. Darüber freue ich
mich ganz besonders und bitte um breite Zustim-
mung.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Die nächste Wortertei-
lung geht an Justizminister Stephan Toscani.

Minister Toscani:
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
freue mich, dass ich zum ersten Mal in der neuen
Aufgabe des Justizministers auch den Justizhaus-
halt begründen darf.

Meine Damen und Herren, was Abgeordnete der
Opposition, der AfD und der LINKEN, hier darge-
stellt haben, ist schlichtweg ein Zerrbild der Situation
in unserer saarländischen Justiz. Ich habe, als ich
gemeinsam mit Roland Theis das Amt angetreten
und die Verantwortung übernommen habe, in den
letzten Monaten in allen Bereichen der Justiz kom-
petente, engagierte und hoch motivierte Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter kennenlernen dürfen, die im
Saarland eine funktionsfähige Justiz gewährleisten.
Das ist die Wirklichkeit.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Unser Leitbild, das wir gemeinsam in der Großen
Koalition verfolgen, ist zum einen ein starker Rechts-
staat, zum anderen eine bürgernahe Justiz. An die-
sen Zielen arbeiten wir gemeinsam. Dazu brauchen
Sie zwei Dinge. Sie brauchen auf der einen Seite
gut funktionierende Institutionen und Organisatio-
nen, auf der anderen Seite brauchen Sie eine or-
dentliche Personalausstattung.

Im Bereich Institutionen und Organisationen haben
wir im Haushalt 2018 zwei wesentliche Veränderun-
gen vor uns. Es geht einmal um die Organisationsre-
form unserer Amtsgerichte. Da gibt es eine neue
Struktur, die ist in Vorbereitung. Zum Januar näch-
sten Jahres werden wir eine neue Struktur haben.
Wir werden landesweit an bestimmten Amtsgerich-
ten bestimmte Materien konzentrieren und wir wer-
den regional zwischen kleineren benachbarten
Amtsgerichtsstandorten Kooperationsschienen eta-
blieren. Damit behalten wir alle Amtsgerichtsstand-
orte im Saarland, wir haben also weiterhin eine bür-
gernahe Justiz. Zum anderen stellen wir sicher, dass

die Abläufe in unseren Amtsgerichten noch effizien-
ter werden als bisher.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Auch bei den Arbeitsgerichten verändert sich im
nächsten Jahr etwas, da gehen wir einen anderen
Weg. Wir haben bisher drei Arbeitsgerichtsstandorte
in der ersten Instanz im Saarland, nämlich in Saar-
brücken, in Neunkirchen und in Saarlouis. Wir wer-
den die erste Instanz in Saarbrücken konzentrieren,
wir werden dort Synergieeffekte haben, wir werden
im Richterbereich Belastungsspitzen besser ausglei-
chen können. Das Ganze startet zum 01. April des
nächsten Jahres. Diese Reform ist wie die Reform
der Amtsgerichte auf einem guten Weg.

Die Koalition hat in dem Koalitionsvertrag für diese
Legislaturperiode ein wichtiges Projekt gemeinsam
verabredet, das wir im Justizministerium im näch-
sten Jahr realisieren wollen. Kollegin Elke Eder-
Hippler hat davon gesprochen, dass es darauf an-
kommt, allen Bürgerinnen und Bürgern unabhängig
vom Geldbeutel ihren Justizgewährleistungsan-
spruch zu garantieren, dass also Menschen, auch
wenn sie einen kleinen Geldbeutel haben, nicht auf
unnötige Hürden stoßen, wenn sie ihr Recht suchen.

Nach der derzeitigen Lage muss jemand, der sich
beraten lassen will, zum Gericht und kann dort einen
Beratungshilfeschein bekommen. Künftig wollen wir
dieses Verfahren noch einfacher machen. Im Koaliti-
onsvertrag haben wir verabredet, dass wir an Amts-
gerichten sogenannte anwaltliche Beratungsstellen
einrichten. Wir wollen im nächsten Jahr starten und
in einem ersten Schritt solche Beratungsstellen an
den Amtsgerichtsstandorten Merzig, Saarbrücken
und Neunkirchen etablieren. Ich bin der saarländi-
schen Anwaltschaft, der Rechtsanwaltskammer und
dem saarländischen Anwaltsverein sehr dankbar,
dass sie bei diesem Projekt von Anfang an mitgezo-
gen haben. Dieses Projekt haben wir im Saarland
nicht erfunden. Es gibt bereits einige Bundesländer,
die das praktizieren. Die haben gute Erfahrungen
damit gemacht. Die haben nämlich die Erfahrung
gemacht, dass Menschen sich sehr unkompliziert,
sehr nah an diese anwaltlichen Beratungsstellen
wenden. Aber es gibt nicht nur die positive Erfah-
rung, dass diese Stellen niedrigschwellig in An-
spruch genommen werden und Menschen sehr
schnell anwaltliche Beratung finden können. Nein,
eine weitere gute Erfahrung ist, dass 40 Prozent al-
ler Anliegen in dieser Erstberatung gelöst werden
können, dass sie sich erledigt haben, dass es keine
weiteren Verfahren gibt. Das heißt, es ist eine sehr
bürgernahe niedrigschwellige Form von Rechtsbera-
tung, die wir gemeinsam etablieren wollen. Ich be-
danke mich bei den Koalitionsfraktionen, dass sie
dieses Projekt auf den Weg gebracht haben. Wir
wollen das im Saarland zu einem Erfolg machen.
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(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Institutionen und Organisation auf der einen Seite.
Auf der anderen Seite kommt es auf eine ordentliche
Personalausstattung an, auf motiviertes und kompe-
tentes Personal. Ich glaube, dass in dieser Debatte
bereits das eine oder andere Thema angesprochen
wurde, wo es Schwierigkeiten gab und gibt, die wir
aber im Begriff sind zu lösen.

Zunächst die Personalsituation in der Staatsanwalt-
schaft. Ja, es ist so, dass wir in der Staatsanwalt-
schaft den mit am stärksten belasteten Teil der saar-
ländischen Justiz haben. Aber wo kommt diese Si-
tuation her? Die ist ja nicht einfach vom Himmel ge-
fallen, sondern sie ist entstanden durch ein neues
System der Personalbedarfsberechnung. Die Perso-
nalbedarfsberechnung hatte zum Ergebnis, dass es
dort einen Nachjustierungsbedarf gibt. Unmittelbar
nach Amtsantritt haben Roland Theis und ich dieses
Thema zu unserer Sache gemacht. Wir haben es
sofort aufgenommen und haben das in Zusammen-
arbeit mit den Dienststellenleitungen und vor allem
auch mit den Personalvertretungen gemacht. Uns
zeichnet im Saarland aus, dass wir mit Gewerk-
schaften und Personalvertretungen eng zusammen-
arbeiten; das ist der saarländische Weg. So, wie wir
ihn im Großen gehen, Landesregierung und Spitzen-
organisationen der Gewerkschaften, so haben wir
das auch beim Thema Personalsituation der Staats-
anwaltschaften gemacht. Wir haben sofort mit den
Personalvertretungen Gespräche aufgenommen und
gemeinsam diesen Stufenplan erarbeitet, der hier ja
bereits zitiert wurde. Wir wissen, dass wir das Pro-
blem nicht auf einen Schlag lösen können, aber wir
können die Personalsituation der Staatsanwaltschaft
nach und nach verbessern.

Die 60 Stellen, die wir im Stellenplan haben, werden
bis Ende des Jahres personalisiert. Das heißt, das,
was wir an Stellen im Haushalt haben, muss auch
tatsächlich realisiert und mit Köpfen besetzt werden;
da sind wir dran. Nächster Schritt: Bis Ende des ers-
ten Quartals 2018 wollen wir um 1,5 weitere Stellen
aufstocken, um dann im Verlauf der zweiten Jahres-
hälfte 2018 einen weiteren Schritt zu gehen und die
dritte Stufe zu nehmen, um schließlich auf insge-
samt 66 Stellen - auspersonalisiert und besetzt - bei
der Staatsanwaltschaft in Saarbrücken zu kommen.
Das ist zwar kein Traumergebnis, aber unter den ge-
gebenen schwierigen Bedingungen können wir sa-
gen, dass das Defizit erkannt ist. Wir haben gemein-
sam mit den Personalvertretungen zur Lösung die-
ses Problems einen gangbaren Weg entwickelt, den
auch die Personalvertretungen begrüßen. Das, mei-
ne Damen und Herren, ist der saarländische Weg.
Wir erkennen Defizite und suchen nach Lösungen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich möchte noch einen Bereich ansprechen, der bei
den Haushaltsdebatten nicht immer im Fokus steht.
Ich bin dankbar, dass die Redner der Koalition in ih-
ren Wortbeiträgen darauf hingewiesen haben, dass
motiviertes Personal und entsprechender Nach-
wuchs im Bereich der Justiz sehr wichtig sind. Ein
wichtiger Ansatz im Haushalt sind die Ausbildungs-
kosten, die wir im nächsten Jahr spürbar erhöhen
werden. Warum tun wir das? Weil viele Kolleginnen
und Kollegen in den nächsten Jahren in den Ruhe-
stand gehen und weil wir jetzt im Sinne einer vorsor-
genden Personalpolitik viele junge Kolleginnen und
Kollegen in die Ausbildung schicken. Es sind 24 Per-
sonen im Bereich des mittleren Dienstes und sechs
Nachwuchskräfte im Bereich des gehobenen
Dienstes, die an der Hochschule für Rechtspflege ihr
Studium begonnen haben.

Es wurde auch gesagt, dass wir bei den Richtern
keinen Nachwuchs mehr finden würden, weil wir ein
niedrigeres Besoldungsniveau hätten - und dies
nicht nur im Bereich der Richter. Insgesamt finde
man für die saarländischen Beamten keinen Nach-
wuchs mehr. Meine Damen und Herren, das Gegen-
teil ist richtig. Nach wie vor haben wir auf Stellen-
ausschreibungen im Bereich der Richter und Staats-
anwälte nicht nur sehr hohe Bewerberzahlen, son-
dern auch gut qualifizierte Bewerberinnen und Be-
werber. Das heißt, dass wir den Nachwuchs der
saarländischen Justiz sichern und dass von einem
desolaten Zustand keine Rede sein kann.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Wir Saarländerinnen und Saarländer sind ja so et-
was wie die Brücke zwischen Deutschland und
Frankreich. Die Landesregierung hat eine Frank-
reichstrategie etabliert, die bundesweit für Aufmerk-
samkeit sorgt. Das bedeutet, dass wir nicht nur
mehrsprachig werden wollen im Laufe einer Genera-
tion, sondern dass wir insgesamt das Saarland als
eine Drehscheibe, als eine Brücke zwischen
Deutschland und Frankreich empfinden. Das ist
auch im Bereich der Justiz so. Die saarländische
Staatsanwaltschaft kooperiert bereits seit Jahren
sehr eng mit der Staatsanwaltschaft in Saargemünd,
in Thionville und in Metz. Unser Oberlandesgericht
hat gute Beziehungen zum Tribunal de Grande In-
stance de Nancy, das Landgericht kooperiert sehr
eng mit Saargemünd, alles gut etablierte Arten der
Kooperation im Bereich der Justiz.

Ich bin auch dankbar dafür, dass Dagmar Heib ein
Projekt angesprochen hat, das wir im nächsten Jahr
angehen wollen. Dabei zeigen wir einmal mehr,
dass wir Saarländerinnen und Saarländer Vorreiter
sind, wenn es um die Kooperation mit Frankreich
geht. Es geht darum, dass künftig angehende Juris-
ten aus Frankreich und aus dem Saarland einen
Austausch machen können. Wir planen, in Zusam-
menarbeit mit der Pariser Rechtsanwaltskammer,
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dass angehende junge Anwälte aus Paris bei saar-
ländischen Rechtsanwälten eine Stage machen kön-
nen. Sie können am Centre juridique franco-alle-
mand besondere Vorlesungen besuchen und sie be-
suchen gemeinsam mit unseren saarländischen Re-
ferendarinnen und Referendaren Ausbildungsstatio-
nen am Oberlandesgericht. Das ist die eine Rich-
tung. In der anderen Richtung gibt es künftig die
Möglichkeit für unsere Referendarinnen und Refe-
rendare, Lehrveranstaltungen in Paris an der dorti-
gen École de formation professionelle des barreaux
zu besuchen und bei Pariser Rechtsanwälten eine
Stage zu machen. Das ist ein tolles Kooperations-
projekt zwischen Deutschland und Frankreich.

Dieses Projekt hat die Pariser Anwaltskammer an
uns herangetragen. Sie hat es nicht herangetragen
an das Justizministerium in Berlin, in Hamburg oder
in München, nein, der Pariser Rechtsanwaltskam-
mer ist es wichtig, das mit dem saarländischen Jus-
tizministerium und mit der saarländischen Anwalt-
schaft zu machen. Warum geschieht das ausgerech-
net bei uns? Weil wir drei Institutionen haben, die
uns in dieser Kooperation wunderbar unterstützen
und dieses Projekt gemeinsam mit uns machen. Es
ist einmal an der Universität das Centre juridique
franco-allemand, eine Möglichkeit französisches
Recht in Deutschland zu studieren, die es sonst nir-
gendwo in Deutschland gibt. Wir haben mit der
Deutsch-Französischen Hochschule eine bedeuten-
de deutsch-französische Institution mit Sitz in Saar-
brücken, die auch mitwirkt. Und es gibt noch eine
dritte deutsch-französische Einrichtung, die dies un-
terstützt, nämlich das Deutsch-Französische Ju-
gendwerk, das bekanntlich eine Außenstelle in Saar-
brücken hat. Dank dieser deutsch-französischen In-
stitutionen findet dieses Kooperationsprojekt im
Saarland statt. Dafür sind wir dankbar. Wir setzen es
beherzt in die Tat um und hoffen, dass es 2018 star-
tet, ein Beispiel für eine gelungene Frankreichstrate-
gie.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Basis unserer Ar-
beit hier im saarländischen Landtag ist die Verfas-
sung des Saarlandes. Sie ist aber mehr, sie ist mit
dem Grundgesetz das Dokument, das die Grund-
werte unseres Zusammenlebens in unserer Gesell-
schaft bildet und unser Zusammenleben prägt. Die
saarländische Verfassung wird 70 Jahre alt. Wir fei-
ern am 17. Dezember den 70. Jahrestag des Inkraft-
tretens unserer saarländischen Verfassung. Sie ist
eine Konstante im Verfassungsleben unseres Lan-
des, besonders deshalb, weil sie vor 70 Jahren ur-
sprünglich einmal als Basis geschaffen wurde für ein
autonomes Staatswesen, das wirtschaftlich an
Frankreich angegliedert war. Durch die Volksabstim-
mung 1955 hat sie eine wesentliche Veränderung
erfahren. Sie wurde so geändert, dass das Saarland

zum elften Bundesland der Bundesrepublik Deutsch-
land werden konnte. Sie hat im Laufe ihrer Ge-
schichte gezeigt, dass sie den Praxistest besteht
und dass sie bei unterschiedlichen völkerrechtlichen
Konstellationen eine wichtige Konstante und eine
wichtige Basis der verfassungspolitischen Arbeit hier
im Lande ist.

Wir haben als kleines Bundesland sehr früh etwas
geschafft, was andere Bundesländer erst nach und
nach gemacht haben. In unserer Verfassung wurde
nämlich sehr früh der Europagedanke als Staatsziel-
bestimmung aufgenommen. Das haben andere Bun-
desländer überhaupt nicht oder erst wesentlich spä-
ter gemacht. Das zeigt, dass unsere Verfassung den
Weg unserer Region geprägt hat, nämlich den Weg
einer europäischen Kernregion. Sie hat diesen Weg
nicht nur nachgezeichnet, sondern sie ist auch Leit-
bild. Wir wollen mehr und mehr eine europäische
Kernregion werden. Wir nehmen dies zum Anlass -
das Justizministerium hat das initiiert und ich bin
Staatssekretär Roland Theis sehr dankbar, dass er
das in die Hand genommen hat -, dass wir nicht nur
einen Festakt aller drei Verfassungsorgane, also von
Landtag, Landesregierung und Verfassungsgericht
organisieren, nein, wir wollen, dass auch in Zukunft
dieser 17. Dezember ein wichtiger Tag für unser
Land ist. Wir wollen an diesem Tag in besonderer
Weise an unsere Verfassung erinnern.

Wir werden das nächste Jahr zum Anlass nehmen,
in Schulen zu gehen, um den jungen Saarländerin-
nen und Saarländern deutlich zu machen, dass das
Grundgesetz, aber eben auch die saarländische
Verfassung die zentralen Werte unseres demokrati-
schen Zusammenlebens verkörpern. Das ist ein
wichtiger Auftrag, der sich mit unserer Verfassung
verbindet und der auch in die Zukunft gerichtet ist.
Deshalb ist es so wichtig, an solche Jahrestage zu
erinnern: Sie verkörpern nicht nur unseren Weg aus
der Vergangenheit bis in die Gegenwart, sondern
weisen uns auch den Weg in eine gute Zukunft, in
eine Zukunft, in der das Saarland als europäische
Kernregion gesehen wird. - Ich bedanke mich für Ih-
re Aufmerksamkeit und bitte um Zustimmung.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Herr Minister. Es liegen keine wei-
teren Wortmeldungen vor. Ich schließe die Ausspra-
che.

Der Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfragen
hat zu Einzelplan 10 einen Abänderungsantrag ein-
gebracht, der uns als Drucksache 16/177 vorliegt.
Wir kommen zur Abstimmung über diesen Abände-
rungsantrag. - Wer für die Annahme des Abände-
rungsantrages Drucksache 16/177 ist, den bitte ich,
eine Hand zu erheben. - Gegenstimmen? - Enthal-
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tungen? - Ich stelle fest, dass der Abänderungsan-
trag Drucksache 16/177 mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen und der Fraktion DIE LINKE bei Ab-
lehnung durch die AfD-Landtagsfraktion angenom-
men ist.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 17
Kapitel 17 10. Wer für die Annahme des Einzelplans
17 Kapitel 17 10 ist, den bitte ich eine Hand zu erhe-
ben. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Ich stelle
fest, dass Einzelplan 17 Kapitel 17 10 mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen angenommen ist bei
Ablehnung durch die Fraktion DIE LINKE und die
AfD-Landtagsfraktion.

Wir kommen zur Abstimmung über Kapitel 20 10
des Einzelplans 20. Wer für die Annahme des Kapi-
tels 20 10 des Einzelplans 20 ist, den bitte ich eine
Hand zu erheben. - Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? - Ich stelle fest, dass Kapitel 20 10 des Einzel-
plans 20 mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
angenommen ist bei Ablehnung durch die Fraktion
DIE LINKE und die AfD-Landtagsfraktion.

Über Kapitel 10 01 ist Einzelabstimmung beantragt.
Wer für die Annahme des Kapitels 10 01 ist, den bit-
te ich, eine Hand zu erheben. - Gegenstimmen? -
Enthaltungen? - Ich stelle fest, dass Kapitel 10 01
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen angenom-
men ist bei Ablehnung durch die Fraktion DIE LINKE
und die AfD-Landtagsfraktion.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 10 im
Übrigen. Wer für die Annahme des Einzelplans 10
unter Berücksichtigung des angenommenen Abän-
derungsantrages ist, den bitte ich, eine Hand zu er-
heben. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Ich stel-
le fest, dass der Einzelplan 10 mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen angenommen ist bei Ablehnung
durch die Fraktion DIE LINKE und die AfD-Land-
tagsfraktion.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 18 -
Verfassungsgerichtshof des Saarlandes. Wer für die
Annahme des Einzelplans 18 ist, den bitte ich, eine
Hand zu erheben. - Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? - Ich stelle fest, dass der Einzelplan 18 bei Zu-
stimmung aller Fraktionen des saarländischen Land-
tages einstimmig angenommen ist.

Wir unterbrechen unsere Sitzung bis morgen, 09.00
Uhr. Dann werden wir mit den Haushaltsberatungen
2018 fortfahren. Ich wünsche Ihnen allen nach die-
sem arbeitsreichen Tag einen angenehmen Abend.

(Die Sitzung wird von 18.04 Uhr bis 09.04 Uhr
(05.12.) unterbrochen.)

Präsident Meiser:
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Wir setzen die gestern un-
terbrochenen Beratungen zum Haushaltsplanent-

wurf 2018 fort. Zum heutigen Sitzungstag darf ich
ganz herzlich Studierende der Universität des Saar-
landes, Fachrichtung Sprachwissenschaft und
Sprachtechnologie, unter Leitung von Frau Katrin
Menzel begrüßen. Seien Sie uns herzlich willkom-
men.

(Beifall des Hauses.)

Wir kommen zur Übersicht 7: Einzelplan 08 - Minis-
terium für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Verkehr -
und Einzelplan 17 Kapitel 17 08.

Übersicht 7 - Ministerium für Wirtschaft, Ar-
beit, Energie und Verkehr (Abänderungsan-
trag: Drucksache 16/175)

Die Berichterstattung wurde zu Protokoll gegeben
(siehe Anlage 7). Ich eröffne die Aussprache. - Das
Wort hat für die Fraktion DIE LINKE Herr Abgeord-
neter Jochen Flackus.

Abg. Flackus (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Der Erste hat es am Morgen ja immer
schwer, wieder reinzukommen. Angesichts unserer
beschränkten Redezeit möchte ich im Bereich Wirt-
schaft, Energie und Verkehr nur auf zwei Themen-
bereiche eingehen, das eine ist die Arbeitsmarktpoli-
tik, das andere - auch aufgrund der aktuellen Debat-
ten am gestrigen Tag - der Automobilstandort Saar-
land. Hier will ich etwas zu der neuen Studie, die
vorgelegt wurde, sagen.

Der Kollege Roth hat gestern mit großem Recht dar-
auf hingewiesen, dass die aktive Arbeitsmarktpolitik,
über die ich jetzt sprechen möchte, ein wichtiger
Punkt ist, und dass wir große Chancen haben, die
Ressourcen, die es dort gibt, zu heben. Herr Roth,
wir hatten beide Gelegenheit, neulich den neuen Ar-
beitgeberpräsidenten im Saarbrücker Schloss zu hö-
ren. Er hat - das fand ich interessant - darauf hinge-
wiesen, dass aktive Arbeitsmarktpolitik ein Schlüssel
ist, eine Chance, um dem Fachkräftemangel entge-
genzuwirken. Deshalb der Appell meiner Fraktion,
nachhaltig an dieser Stelle nachzuarbeiten und das
in den Fokus zu rücken.

Wir haben ja gestern gesagt, der Arbeitsmarkt im
Saarland ist gut, die Zahlen sind ordentlich. Aber
man muss einfach noch mal darauf hinweisen, dass
die Statistik an dieser Stelle ein Problem hat. Die of-
fizielle Arbeitsmarktstatistik der Arbeitsagentur er-
fasst eben Teile der Arbeitslosigkeit nicht. Zum Bei-
spiel werden die über 58-Jährigen nicht erfasst, die
Ein-Euro-Jobs, auch Arbeitslose in Weiter- und Fort-
bildung, kranke Arbeitslose und last, but not least -
das ist auch eine steigende Zahl, wenn man sich die
Arbeitsmarktstatistiken ankuckt - sind auch die, die
über private Arbeitsvermittler einen Job suchen,
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nicht erfasst. Ich will das auf die Welt des Saarlan-
des herunterrechnen. Bei uns waren im November
in der aktuellen Statistik etwa 32.000 Arbeitslose re-
gistriert. Würden wir aber diese ganzen Gruppen,
die ich gerade genannt habe, mitzählen, wären wir
bei über 50.000. Es geht mir jetzt nicht darum, dar-
aus einen politischen Schlagabtausch zu machen,
es geht um den Hinweis, wie wichtig an dieser Stelle
ein aktives Reagieren auf diese Zahlen ist.

Deshalb haben wir im Haushaltsausschuss einen
Antrag gestellt, das Projekt zur Flankierung der öf-
fentlich geförderten Beschäftigung im Rechtskreis
SGB II von 3 Millionen auf 5 Millionen Euro aufzu-
stocken. Das ist von der Mehrheit abgelehnt worden.
Aber ich will noch einmal sagen, dass die Ziele, die
dahinter stehen, unheimlich wichtig sind. Darauf ha-
ben Sie, Herr Roth, gestern auch hingewiesen. Wir
haben im Saarland eine große Zahl prekärer Be-
schäftigungsverhältnisse. Ich glaube, da sind wir uns
alle einig, dass wir die eigentlich nicht wollen. Es
geht auch um die Chancen, die Langzeitarbeitslose
über diese Programme kriegen. Mein Appell geht an
die Wirtschaftsministerin, in diesem Bereich aktiv zu
werden. Es gibt ja jetzt auch wieder neue Bundes-
programme. Versuchen Sie, in diesem Bereich Mittel
für unser Land zu akquirieren, um diese Ressourcen
für unseren Standort zu nutzen.

Wir haben einen weiteren Vorschlag gemacht, näm-
lich den Passiv-Aktiv-Transfer zu verstärken. Da gibt
es ja eine Bringschuld der Landesregierung. Es ist -
ich glaube, im letzten Jahr - angekündigt worden, in
diesem Bereich eine Modellregion auszubilden. Wir
bitten Sie mit den Argumenten, die ich eben vorge-
stellt habe, an dieser Stelle nun auch zu liefern.

Ich möchte jetzt zum zweiten Punkt kommen, der
aktuellen Auto-Studie, in der sich das IAO - das sehr
angesehene Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft
und Organisation - und IW Consult mit der Zukunft
der saarländischen Autoindustrie im Jahr 2030 be-
schäftigt haben. Wenn man sich die Ergebnisse zu
Gemüte führt, könnte man auf gut Saarländisch sa-
gen: „Gudd, dass mer mol driwwer geschwätzt
hann“, denn es ist in vielen Bereichen kalter Kaffee
und es stehen viele Dinge drin, die wir schon lange
wussten.

Ich habe gestern mit der Wirtschaftsministerin schon
mal drüber diskutiert. Es ist schön, dass wir noch
mal gelernt haben, dass wir Standortstärken haben,
und es ist schön, dass wir gelernt haben, dass wir
Standortschwächen haben. Vieles von dem, was
drinsteht, wissen wir schon. Es steht zum Beispiel
drin, Motor- und Getriebetechnik sei das große
Pfund, das wir hätten, und dieser Bereich sei beson-
ders gefährdet. Es ist auch gesagt worden, wir
müssten mehr im Bereich der Wirtschaftsförderung
machen. Ich glaube, darüber brauchen wir in diesem
Hause nicht mehr zu diskutieren, das ist unser

Pflichtprogramm. Und in einer solchen Studie, in der
es von Anglizismen nur so wimmelt, heißt es natür-
lich: Wir brauchen ein Key-Account-Management im
Land. Auch das, glaube ich, haben wir alle begriffen,
da brauchen wir keinen Nachhilfeunterricht.

Aber ökonomisch ist in dieser Studie interessant,
dass es in einem Szenario, in dem der Übergang
der Technologien sanft erfolgen wird und der Be-
stand an Fahrzeugen quasi das Hauptargument ist,
es die Möglichkeit gibt, bis 2030 die Umsatzzahlen
zu steigern. Aktuell liegen die Umsatzzahlen im Au-
tocluster insgesamt bei 17 Milliarden Euro, die ha-
ben prognostiziert, dass sie auf 22 Milliarden im Jahr
2030 hochgehen könnten. Gut, da kann man viel-
leicht ein paar Abstriche machen, aber gleichwohl
finde ich das eine interessante Zahl, die wir, wenn
wir über Standortpolitik und Auto- Zukunft reden, im
Blick haben sollten.

Wichtiger ist, glaube ich, das steht auch in der Stu-
die: Wir müssen jetzt anfangen, wir dürfen keine Zeit
verstreichen lassen. Die reden von einer Zeitspanne
von zehn Jahren, das kann etwas mehr oder etwas
weniger sein, das werden wir im Lauf der Jahre fest-
stellen. Aber wichtig ist es, jetzt anzufangen!

Wie soll das ablaufen? Wir müssen jetzt - ich habe
das eben in einem anderen Bereich angesprochen -
ausbilden, unsere Stärken nutzen. Wir müssen auch
die Technologien, die wir haben, nutzen, und die lie-
gen nun mal im Bereich der Produktionstechnologi-
en. Wir wissen hier im Saarland, wie Autos gebaut
werden. Hier müssen wir Gas geben.

Frau Ministerpräsidentin, Sie haben gestern schon
ein paar Hinweise gegeben, wo wir nicht investieren
sollten, Sie haben die Batterietechnik genannt. Da
kann ich Ihnen nur ausdrücklich recht geben. Wir
haben hier schon mal über die Problematik der Bat-
terietechnologien und die E-Mobilität insgesamt ge-
redet. Ich finde auch, dort Geld zu versenken, wäre
der absolut falsche Weg. Noch mal: Wir brauchen
Produktionstechnologien, und die können wir auch
vorweisen, da haben wir die Leitunternehmen. Es
wird ja vielleicht gar nicht so einfach. Wenn man die
aktuellen Wirtschaftsteile in den Zeitungen liest,
sieht man, dass Herr Sommer, der Chef von ZF, zur-
zeit in schwerem Fahrwasser ist. Der hat ganz ge-
zielt in den Bereich Autonomes Fahren investiert,
zum Beispiel in den USA. Wir wissen also nicht, wie
ein zentrales Leitunternehmen im Lande weiter agie-
ren wird und wie es sich aufstellen wird.

Der Punkt ist, wir müssen jetzt quasi den Technolo-
gietransfer im Land organisieren. Daran, wie das ge-
macht wird, habe ich eine Menge Kritik anzubringen.
Aktuell haben wir etwa zehn Einrichtungen im Land,
die sich mit Technologietransfer beschäftigen, an
der Universität, an den Hochschulen, Saaris, Hand-
werkskammer und so weiter. Jede davon beschäftigt
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sich natürlich mit einem gewissen Spektrum, aber
sie beschäftigen sich auch alle mit der Zukunft der
Digitalisierung. Meiner Meinung nach sind das zu
viele und sie sind zu zersplittert, das will ich deutlich
sagen! Ich habe den Koalitionsvertrag gelesen, dort
sind im Rahmen der Digitalisierungsstrategie der
Landesregierung weitere zehn Einrichtungen ge-
plant. Das muss man sich mal auf der Zunge zerge-
hen lassen! Dann hätten wir am Ende 20 Einrich-
tungen, die sich mit dem Thema Digitalisierung be-
schäftigen. Ich glaube, man muss das nicht ideolo-
gisch sehen, um zu dem Schluss zu kommen, dass
das schlicht und ergreifend zu viel ist.

Deshalb schlagen wir vor, wir sollten dort jetzt „auf-
räumen“, kucken, wer hat wo welche Stärken. Bei
Saaris wird das jetzt vorgemacht, die IHK hat ja eine
Studie in Auftrag gegeben, ich weiß nicht, ob die Er-
gebnisse schon da sind. Immerhin wird dort die
Sinnhaftigkeit bestimmter Ziele untersucht, welche
Themen wirklich relevant sind und welche Themen
man dort abdecken kann. Es heißt immer so schön:
„Ich berate ein Unternehmen im Bereich Digitalisie-
rung.“ Ich muss dann aber auch etwas davon verste-
hen. Es reicht eben nicht, wenn ich mir das auf mei-
ne Fahnen schreibe, weil es dafür Fördergelder gibt.
Ich halte es für wichtig, dass es e i n e Tür gibt, ei-
ne einzige und nicht 20.

Ich will mich jetzt nicht über die Zuständigkeiten in
der Landesregierung auslassen. Wir halten es je-
denfalls für einen Strukturfehler, dass die Technolo-
giepolitik eben nicht im Wirtschaftsministerium ange-
siedelt ist, sondern in der Staatskanzlei. Man kann
darüber streiten. In meiner Zeit, wenn ich das so sa-
gen darf, als ich die Technologieabteilung leiten
durfte, war die wirtschaftsnahe Forschung bei Han-
speter Georgi im Wirtschaftsministerium. Das hat
nach meiner Erfahrung relativ gut funktioniert. Aber
gut, das ist Ihre Sache, ich wollte das nur angespro-
chen haben.

Wir müssen die bestehende Infrastruktur nutzen. In
der Studie steht zum Beispiel „Demo-Fabrik“ oder
„eine Autostraße der Produktion aufzubauen“, das
haben wir alles im Saarland. Frau Ministerpräsiden-
tin, Sie haben gestern die Mensch-Roboter-Koope-
ration angesprochen, wir haben alles, wirklich alles,
was derzeit auf diesem Markt zu haben ist, das wis-
sen Sie. DFKI und ZeMA haben gemeinsam einen
richtigen Park an Robotern, die für die Mensch-Ro-
boter-Zusammenarbeit geeignet sind.

Wir sollten auch die Köpfe nutzen, das ist ein Essen-
tial im Technologietransfer. Technologietransfer mit
der Industrie läuft über Köpfe. Die haben keine Lust,
stundenlang Vorträge zu hören und sich PowerPoint
anzuschauen, sondern sie wollen sehen, gibt es ex-
emplarisch Fälle, von denen ich etwas lernen kann,
und vor allem Fälle, die ich in meinem Unternehmen
anwenden kann. Daraus entstehen Projekte, das ist

der praktische Technologietransfer. So können wir
auch die Möglichkeiten nutzen, die wir an dieser
Stelle haben.

Der nächste Punkt sind die Kooperationen, wovon
gestern auch gesprochen wurde. Es gibt schon sehr
viele gute Kooperationen zwischen zum Teil
Großunternehmen und der saarländischen For-
schungslandschaft. Auch hier bitte nochmal schau-
en, wie man die Kooperationen stärker nutzen kann,
um in Projekte zu kommen. Insbesondere unter dem
Gesichtspunkt, den ich vorhin angesprochen habe,
dass wir formal gesehen nur zehn Jahre Zeit haben.
Es gibt mittlerweile unheimlich viele Praxisbeispiele,
die zeigen, wie saarländische Forschungseinrich-
tungen mit Unternehmen an der Saar und darüber
hinaus zusammenarbeiten.

Ich komme noch zu dem Leitprojekt, das wir im
Sommer vorgestellt haben, das von uns in die Haus-
haltsberatungen eingebracht wurde und das abge-
lehnt worden ist. Wir haben vorgeschlagen, genau in
diese Richtung zu arbeiten. Wir haben gesagt, das
digitale Auto ist ein Zukunftsprojekt, das Auto muss
gebaut werden. Wir wissen an der Saar, wie das
geht, deshalb wollen wir dabei sein, wenn das Auto
der Zukunft gebaut wird. Ob digital, autonom oder
sonst wie, ist zunächst einmal egal. Es ist das Auto
der Zukunft, das muss in weiten Teilen hier bei uns
gebaut werden. Wir haben auch gesagt, die Beleg-
schaften müssen an diesen Prozessen beteiligt wer-
den, das ist gestern hier auch gesagt worden. Wenn
Sie unseren Antrag aufmerksam lesen, der immer-
hin zehn Seiten umfasst, dann sehen Sie, dass es
ausdrücklich drinsteht. Wir werden die Zukunft nur
gewinnen, wenn wir die Belegschaften in diese Pro-
zesse integrieren. Die IG Metall macht das bundes-
weit, sogar europaweit ausdrücklich vor, nämlich die
Technologie nicht zu verweigern, sondern aktiv mit-
zugestalten, das ist der Punkt.

In diesem Antrag ist noch ein Punkt, den ich anspre-
chen möchte. Frau Ministerpräsidentin, Sie haben
gestern gesagt, es ist eben nicht nur eine Frage der
Technologie, Physik oder Chemie, sondern es geht
auch darum, andere Bereiche abzudecken. Sie ha-
ben das Haftungsprinzip angesprochen, es gibt das
Beispiel von Volvo. Volvo hat gesagt, wir überneh-
men in Zukunft die Haftung für unsere Assistenzsys-
teme. Das sind Vorreiter an dieser Stelle, um genau
das Problem auszuhebeln. Ich bin völlig bei Ihnen,
dass es ein wichtiger Punkt ist, deshalb muss die
Begleitforschung mit betrachtet werden. Dazu zählt
auch viel mehr, Ergonomie, Sportwissenschaften
und andere Dinge, die werden in Zukunft eine Rolle
spielen.

Der Punkt ist, es gibt heute keine Chance, einen An-
trag durchzukriegen, sei es beim BMBF oder auf
EU-Ebene, wenn man nicht gleichzeitig Begleitfor-
schung mit ins Boot nimmt. Sie haben völlig recht,
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die Universität kann aktuell diese Bereiche ab-
decken. Wir haben selber Projekte im ZeMA ge-
macht, die Ergonomie, Sportwissenschaft oder inter-
essanterweise Psychologie beinhaltet haben. Das ist
ein wichtiger Punkt, denn beim Umgang mit Assis-
tenzsystemen ist es oft ein richtig haptisches Pro-
blem bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die
dort arbeiten. Also, es ist völlig klar, da sind wir ganz
bei Ihnen.

Ich appelliere aber nochmal sehr herzlich, bitte jetzt
nicht zu zögern, und diesen Technologietransfer ein-
fach mal auf den Prüfstand zu stellen. Ich glaube,
dass man bessere Lösungen erzielen kann als die,
die wir aktuell haben. Ich glaube auch, dass es für
den Standort wichtig ist, unter dem Gesichtspunkt
Schnelligkeit und Zielgerichtetheit gerade an die
Adresse der Unternehmen in diesem Bereich nach-
zuarbeiten. - So weit dazu, vielen Dank für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall von der LINKEN und vereinzelt bei der
SPD.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die SPD-Landtagsfraktion der Ab-
geordnete Hans-Peter Kurtz.

Abg. Kurtz (SPD):
Guten Morgen. Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Herr Flackus, das mit dem kalten Kaffee
brauchen Sie nicht mehr zu bringen; Sie haben jetzt
einen schönen Thermobecher und alle Zeit warmen
Kaffee.

(Sprechen.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein starkes Saar-
land braucht auch eine starke Wirtschaft. Die Zeiten,
in denen man sparen kann, ohne dass es jemand
merkt - ob es diese Zeiten überhaupt jemals gege-
ben hat? -, sind jetzt vorbei. Trotzdem ist es wichtig
und auch richtig, mit den finanziellen Ressourcen,
die wir zur Verfügung haben, behutsam umzugehen
und damit gezielt Maßnahmen für das Land, für die
Wirtschaft einzuleiten. Eine solche Wirtschaftspolitik,
meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, sichert nicht nur unsere Zukunft, sondern
auch den Wirtschaftsstandort des Saarlandes. Wir
leisten damit einen Beitrag zur strukturellen Entlas-
tung des Haushaltes und gestalten daneben auch
die Wirtschaft dieses Landes. Ich betone es heute
Morgen nochmal ganz besonders: Es geht in dem
Land trotzdem gut voran. Was gebraucht wird, wird
gemacht, und was gemacht wird, wird auch ge-
braucht.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Die saarländische Wirtschaft wird sich mit unserem
Handeln weiterentwickeln, und es wird weiterhin im

Saarland gefördert, was zu fördern ist. Meine Da-
men und Herren, das alles können Sie im Einzelplan
08 nachlesen, der die Einsicht widerspiegelt, dass
eine stabile Wirtschaft feste Grundlage dafür ist, die
Eigenständigkeit unseres Landes zu sichern.

Die Gesamtausgaben belaufen sich 2018 auf rund
219 Millionen Euro. Das heißt, wir investieren in die
saarländische Wirtschaft rund 16 Millionen Euro
mehr als 2017. Das geht nicht nur in die Wirtschafts-
förderung, sondern auch in die Arbeitsmarktförde-
rung. Bei all diesen Maßnahmen ist es wichtig, die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dieses Lan-
des mitzunehmen, aber auch die Langzeitarbeitslo-
sen, die schon lange eine perspektivlose Zukunft ha-
ben. Wir müssen sie wieder mitnehmen, deshalb ist
es richtig, mehr Geld in ASaar, in die Förderung der
Langzeitarbeitslosen fließen zu lassen. Es geht auch
um eine Weiterentwicklung dieser Förderung, dass
wir nicht nur die Menschen im Blick haben, sondern
auch das familiäre Umfeld dieser Menschen, um sie
wieder in den saarländischen Arbeitsmarkt zu inte-
grieren.

(Beifall bei der SPD.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Existenzsicherung,
Fachkräftesicherung, Stärkung der Wettbewerbsfä-
higkeit, Aus- und Weiterbildung, Gründungsförde-
rung und Investitionshilfen bleiben die wichtigen Ele-
mente unserer Wirtschaftspolitik. Wir haben 2016 in
diesem Hause das saarländische Mittelstandsförde-
rungsgesetz verabschiedet, eines der fortschrittlich-
sten und mittelstandsfreundlichsten Gesetze dieser
Art in Deutschland. Jetzt gilt es, dieses Gesetz mit
Leben zu füllen, liebe Kolleginnen und Kollegen, da-
mit die dort verankerten Vorteile die kleinen und
mittleren Unternehmen im Saarland auch tatsächlich
erreichen. Dabei geht es insbesondere darum, nicht
nur bei den Landesgesellschaften, sondern auch auf
kommunaler Ebene darauf hinzuwirken, dass sich
die öffentliche Hand bei ihren Bauvorhaben mittel-
standsfreundlich verhält.

Im Zuge des flächendeckenden Ausbaus des Netz-
werks der Regionalen Kompetenzzentren innerhalb
des Bundesgebietes hat das Saarland zum 01. Sep-
tember 2017 den Zuschlag für das neue „Mittelstand
4.0-Kompetenzzentrum Saarbrücken“ erhalten. Das
Kompetenzzentrum soll Mittelstands- und Hand-
werksunternehmen bei der Digitalisierung, bei der
Vernetzung und bei der Einführung von Industrie 4.0
anwendergerecht unterstützen und praxisnah An-
schauungs- und Erprobungsmöglichkeiten bieten.

Das mit 3,5 Millionen Euro notierte Mittelstand
4.0-Kompetenzzentrum in Saarbrücken wird getra-
gen von der Standortagentur Saaris und dem Au-
gust-Wilhelm-Scheer-Institut für digitale Produkte
und Prozesse. Es steht unter Leitung des Zentrums
für Mechatronik und Automatisierungstechnik, der
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ZeMA. Das Projekt hat eine Laufzeit vom 01. Sep-
tember dieses Jahres bis zum 31.08.2020. Ich den-
ke, damit haben wir auch einige Dinge gebündelt,
Herr Flackus. Es ist eben nicht so, wie Sie gerade
dargestellt haben, dass da 20 Prozesse unabhängig
voneinander laufen, sondern wir sind dabei, diese
Aktivitäten für die Zukunft des Saarlandes entspre-
chend zu bündeln.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Gründer und junge
Unternehmer sorgen mit neuen Ideen und Produk-
ten für frischen Wind in unserer Unternehmensland-
schaft. Eine lebendige Gründerszene ist das vor-
nehmliche Kennzeichen für die Innovationsfähigkeit
und die Attraktivität des Wirtschaftsstandortes. Trotz
zurückgehender Gründerzahlen in der Bundesrepu-
blik sind unsere Zahlen hier im Saarland stabil, au-
ßerdem sind wir in der Gründungsszene aktiv. Wir
sind vor allen Dingen dort aktiv - das ist zu erwäh-
nen -, wo freiberufliche Gründungen im Saarland
stärker in der Entwicklung sind als in der übrigen
Bundesrepublik.

Die Förderung von Existenzgründungen und Jung-
unternehmen ist das hervorgehobene Ziel der Wirt-
schafts- und Standortpolitik des Saarlandes. Das,
Kolleginnen und Kollegen, ist auch gut so. Das Wirt-
schaftsministerium bietet in Zusammenarbeit mit
dem Partner im Netzwerk der Saarland Offensive für
Gründer ein breit gefächertes Förderinstrument für
Gründer. Beginnend bei der Stärkung des Unterneh-
mensgeistes in den Schulen, aber auch durch die
zielgerechte Förderung von klassischen Gründern
sowie technologieorientierte Start-ups bis hin zur
Begleitung bei Unternehmensnachfolgen ist das
Saarland aktiv. Liebe Kolleginnen und Kollegen,
durch die Digitalisierung werden sich Produkte und
Geschäftsmodelle gravierend ändern.

Deshalb bedeutet das für einen produktionsintensi-
ven Standort wie den Wirtschaftsstandort des Saar-
landes, dass wir auf diese Veränderungen vorberei-
tet sein müssen. Daran haben wir schon in den ver-
gangenen Jahren gearbeitet, besonders durch Maß-
nahmen zur Unterstützung des industriellen Mittel-
standes bei der digitalen Transformation der Produk-
tion, zum Beispiel mit dem Aufbau von „Power4Pro-
duction“ an der ZeMA. Bereits in diesem Jahr hat
das Wirtschaftsministerium seine Förderung so an-
gepasst, dass wir insbesondere die KMU auf dem
Weg in die digitale Welt noch besser begleiten und
noch besser unterstützen. Im Rahmen einer Vier-
Säulen-Strategie haben wir sowohl die Förderungs-
möglichkeiten für Investitionen in Technik, aber auch
die Qualifizierung von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern erweitert. Alleine 38,7 Millionen Euro sollen
2018 in die klassische Wirtschaftsförderung fließen.
Insbesondere geht es hierbei um die Schaffung und
Sicherung von Arbeitsplätzen sowie die ergänzen-

den Maßnahmen im Bereich der gewerblichen Wirt-
schaft einschließlich der Gemeinschaftsaufgabe zur
Verbesserung der gemeinsamen Wirtschaftsstruktur.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben uns auch
weiterentwickelt, was die Weiterbildung in diesem
Land im beruflichen Bereich betrifft. Meister fallen
bekanntlich nicht vom Himmel. Wir warten auch
nicht ab, bis dies geschieht, sondern wir handeln.
Wir sind mit dem Meisterbonus eines der ersten
Bundesländer, das einen solchen Beitrag zur Gleich-
stellung der beruflichen und akademischen Bildung
leistet.

Die Erhöhung und die Sicherung bei der finanziellen
Beteiligung durch das Land bei dem Stromspar-
Check - jetzt bin ich etwas schnell gesprungen, aber
die Zeit läuft, das wissen wir alle - ist auch sehr
wichtig. Das saarländische Ministerium für Wirt-
schaft und Arbeit trägt gemeinsam mit 20 Energie-
versorgern das Projekt Stromspar-Check. Weitere
Kooperationspartner sind die Jobcenter in Saar-
brücken, Neunkirchen, Saarlouis und im Saarpfalz-
Kreis. Die ARGE SOLAR ist für die Kooperation zu-
ständig.

Der Stromspar-Check entlastet Haushalte mit gerin-
gem Einkommen, hilft dabei, steigenden Energie-
kosten zu begegnen und hilft dabei zugleich, die
Haushalte für CO2-Einsparungen zu sensibilisieren.
Es werden soziale Aspekte hier ideal mit Klima-
schutzzielen verbunden. Seit dem Projektbeginn im
Jahr 2014 wurden über 12.800 Soforthilfen wie
Energiesparlampen und Zeitschaltuhren eingebaut.
Damit konnten sage und schreibe 200 Tonnen CO2
eingespart werden. Der Stromverbrauch sank da-
durch durchschnittlich um 380 kWh und die Strom-
kosten wurden um rund 160 Euro pro Haushalt ge-
senkt.

In dem neuen Haushalt des saarländischen Energie-
ministeriums ist dafür Vorsorge getroffen, dass der
Stromspar-Check im Saarland weiter ausgeweitet
werden kann. Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist
ein Standardsatz von mir: Das Saarland ist ein Auto-
mobil- und Industrieland. Das Saarland muss diese
Stärken auch weiterhin ausbauen. Autonomes, ver-
netztes Fahren und alternative Antriebstechnologien
nehmen an Bedeutung zu. Das Saarland als Auto-
mobilland ist ein wichtiger Standort vor allen Dingen
für den Verbrennungsmotor und ist daher zuneh-
mend aufgefordert, diese Entwicklungen zu verfol-
gen und zu schauen, dass wir hier auch auf dem
Weg bleiben.

Wir müssen auf zukünftige Entwicklungen und Ver-
änderungen vorbereitet sein und dürfen uns nicht
von neuen Technologien überraschen lassen. Für
eine leistungsfähige Industrie in unserem Land dür-
fen sich die Unternehmen nicht auf ihren Erfolgen
ausruhen. Sie müssen neue Geschäftsmodelle ent-
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wickeln, Investitionen tätigen und die Forschung in
innovative Technologien fokussieren, damit das
Saarland als Automobilland und Industrieland auch
weiterhin wettbewerbsfähig bleibt.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, Sie sehen, wir sind in diesem Bereich gut
aufgestellt. Es gibt überhaupt keinen Grund, diesen
Antrag der Koalition abzulehnen und dem nicht zu
folgen. - Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Bevor ich das Wort weitergebe, darf ich ganz herz-
lich eine Gruppe des Landesverbandes der AWO
unter Leitung von Frau Eleonore Schmittberger be-
grüßen. Seien Sie uns herzlich willkommen!

(Beifall des Hauses.)

Das Wort hat für die AfD-Fraktion Herr Abgeordneter
Lutz Hecker.

Abg. Hecker (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit
2012 wird im Saarland keine Steinkohle mehr geför-
dert. Die letzten saarländischen Bergleute blicken in
Ibbenbüren dem Förder-Aus auch in NRW entge-
gen. Unsere Kohlekraftwerke darben. Saarstahl und
Saarschmiede hatten angesichts anstehender not-
wendiger Investitionen im Sommer angekündigt, aus
der Eigenstromerzeugung in Ensdorf zum Jahresen-
de auszusteigen und sich künftig an der Strombörse
zu bedienen. Dies führte unmittelbar zum Beschluss,
das Kraftwerk zur Schließung anzumelden. Eine
Entscheidung des Übertragungsnetzbetreibers steht
noch aus.

Im vergangenen Jahr hatte die STEAG ihre Kraft-
werke Weiher und Bexbach zur Schließung ange-
meldet. Mittlerweile befinden sich beide Kraftwerke
in der Netzreserve bis November 2019. Wir haben
uns mit dem Thema ausführlich im Ausschuss be-
schäftigt. Derzeit ist eine Prognose, wie es ab De-
zember 2019 mit Bexbach und Weiher weitergeht,
nicht möglich. Denkbar ist eine erneute Stilllegungs-
anzeige mit der Option Netzreserve oder auch eine
Rückkehr an den regulären Strommarkt. Dazu
müssten die Börsenpreise deutlich steigen. Denkbar
wäre auch eine Aufnahme in die Kapazitätsreserve.
Die Ministerin hatte sich in der Ersten Lesung opti-
mistisch geäußert, was den Erhalt der beiden Kraft-
werke betrifft. Es bestehe Hoffnung auf eine Reakti-
vierung. Worauf sich diese Hoffnung stützt, wurde
im Ausschuss nicht klar. Vielmehr wurde deutlich
gemacht, dass eine Reaktivierung steigende Bör-
senpreise voraussetzt. Wie das funktionieren soll
angesichts ständig steigender Mengen an soge-
nannten erneuerbaren Energien, die an der Strom-

börse gehandelt werden und den Preis drücken, weil
sie eben nicht mit ihrem Erzeugungspreis gehandelt
werden, ist mir unklar.

Dazu kommt, dass gemäß den Trilog-Verhandlun-
gen am 08/09. November dieses Jahres in Brüssel
bezüglich des CO2-Emissionshandels und der Au-
ßenhandelsschutzinstrumente erhebliche Belas-
tungen für die Steinkohlekraftwerke den Erzeu-
gungspreis nach oben treiben werden. Dies könnte
natürlich der Hebel sein für steigende Börsenpreise.
Angesichts noch höherer Belastungen für die Braun-
kohlekraftwerke könnte sich hier die Merit Order än-
dern.

Unabhängig von der Entwicklung der Börsenpreise
wird eine Verknappung der CO2-Zertifikate sich
preistreibend auf die Verbraucherpreise auswirken.
Unsere Stahlindustrie leidet ebenfalls unter weltwei-
ten Überkapazitäten, Billigimporten und eben auch
unter den künftig steigenden Kosten der CO2-Zertifi-
kate. Wie Sie alle wissen, wird der neue Teil der
Saarschmiede zum Jahresende eingemottet. Hoch-
wertige Industriearbeitsplätze gehen verloren, auch
wenn - und das ist erfreulich - dieser Jobabbau wie
heute gemeldet ohne Kündigungen vonstatten geht.
Seit Jahren wurden dort Millionen-Defizite erwirt-
schaftet. Ein Hauptgrund ist der wegen der Energie-
wende völlig zusammengebrochene Kraftwerks-
markt.

Ideologiefrei und technologieoffen, das sind Worte,
die in Ihrem Hause, Frau Ministerin, gerne benutzt
werden. Leider gelten sie nur bedingt für unsere
Kraftwerke. Eine verfehlte Energiepolitik, die auch
von Ihnen gestützt wird, hat dazu geführt, dass die
Kraftwerke in unserem Land, die traditionell Tausen-
de Arbeitsplätze und eine zuverlässige und kosten-
günstige Versorgung sichergestellt haben, vor dem
Aus stehen. Die AfD fordert einen schnellstmögli-
chen Ausstieg aus dem EEG und der Vorrangein-
speisung. Es ist die Aufgabe der Politik, unserer
Stahlindustrie und unseren Kraftwerken sichere
Rahmenbedingungen zu garantieren.

Ich komme zu Titel 08 03 - Wirtschaftsförderung.
Diese bleibt praktisch gleich. Den neuen Meisterbo-
nus begrüßen wir ausdrücklich. Der allgemeine Fo-
kus auf eine Hochschulausbildung schadet letztend-
lich der Industrie und dem Handwerk. Fraglich ist al-
lerdings, inwieweit die Größenordnung von circa
1.000 Euro geeignet ist, junge Facharbeiter zu einer
Weiterbildung zu motivieren.

Zum Titel Verkehr möchten wir an dieser Stelle noch
einmal anmahnen, Anstrengungen zu unternehmen,
die Zugverbindungen in das Saarland im Allgemei-
nen und eine komfortable Direktverbindung von
Saarbrücken nach Luxemburg im Besonderen zu
stärken beziehungsweise herzustellen. Ebenso soll
der Ausbau der Saarbahn nach Forbach und in wei-
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tere saarländische Gemeinden vorangetrieben wer-
den.

Abschließend möchte ich noch auf die gestern geäu-
ßerten Vorwürfe mangelnder inhaltlicher Arbeit un-
serer Fraktion eingehen. Ich möchte dem widerspre-
chen. Was den Bereich Wirtschaft betrifft, erinnere
ich an unseren Antrag zur Technologie der Verbren-
nungsmotoren „Das Saarland ist Diesel-Land…“. Die
Fraktionen der Regierungsparteien hatten damals
einen korrespondieren Antrag gestellt. Wenn man
sich die beiden Anträge noch einmal anschaut und
insbesondere die hier gehaltenen Reden zur Be-
gründung betrachtet und auf ihre inhaltlichen
Schwerpunkte reduziert, so bleibt festzuhalten, dass
diese in weiten Teilen identisch argumentiert hatten
und es folgerichtig zu einem auch von uns mitgetra-
genen Beschluss des Landtages kam. Wie in die-
sem für das Saarland existenziellen Bereich haben
wir das auch in anderen Bereichen getan und wer-
den das in Zukunft weiter verstärkt tun.

Dass unsere inhaltlichen Schwerpunkte hin und wie-
der etwas abweichend zu denen der regierenden
Parteien gesetzt werden, liegt in der Natur der Sa-
che. Es ist keineswegs so, dass wir uns ab-
schrecken lassen von einer grundsätzlichen Ableh-
nung unserer Anträge. Es ist unsere Aufgabe, unse-
re politischen Inhalte in die Debatte einzubringen.
Gegenwind ist das Los der Opposition. Dafür ist Op-
position da und wir halten das auch aus. - Vielen
Dank.

(Beifall von der AfD.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die CDU-Landtagsfraktion Herr Ab-
geordneter Peter Strobel.

Abg. Strobel (CDU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das Stim-
mungsbild in der Saarwirtschaft ist am Ende des
Jahres 2017 durchaus erfreulich. Das betrifft sowohl
die derzeitige Lage als auch die Aussichten für das
kommende Jahr 2018. Der Lageindikator der IHK
hat seinen Allzeithöchststand erreicht. 54 Prozent
der saarländischen Unternehmen beurteilen ihre Ge-
schäftslage mit gut, 42 Prozent mit befriedigend und
lediglich 4 Prozent der saarländischen Unternehmen
mit unterdurchschnittlich. Auch der Erwartungsindi-
kator ist anhaltend positiv. 9 Prozent der saarländi-
schen Unternehmen rechnen mit besseren, 86 Pro-
zent mit etwa gleich bleibenden und nur 5 Prozent
mit rückläufigen Geschäften.

Die Binnennachfrage ist stabil, der Export boomt.
Besonders angezogen haben die Unternehmen im
Fahrzeugbau, in der Medizin-, Mess- und Regeltech-
nik, in der Metall- und Elektroindustrie, im Maschi-

nenbau sowie in der Bau- und Ernährungswirtschaft.
Selbst in der Stahlerzeugung, die nach wie vor unter
den Dumping-Preisen aus Fernost leidet, zeigt sich
ein zarter Silberstreif am Horizont. Besonders er-
freulich entwickelt sich der Dienstleistungssektor.
Die IT-Branche, das Transportgewerbe und der Tou-
rismus entwickeln sich anhaltend positiv. Handel
und Kreditwirtschaft sind nicht unzufrieden mit dem
abgelaufenen Jahr, obgleich die anhaltende Niedrig-
zinsphase natürlich den Banken und Versicherun-
gen zunehmend Probleme bereitet. Unter den der-
zeitigen Rahmenbedingungen in Deutschland und
im Saarland haben sich Wirtschaft und Arbeitsmarkt
gut entwickelt. Es muss unser vornehmstes Ziel
sein, dass diese Entwicklung so weitergeht.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Um es noch einmal klar zu sagen: Politik schafft kei-
ne Arbeitsplätze, aber Politik kann die Rahmenbe-
dingungen erheblich beeinflussen. Es scheint ganz
so, als sei das den Großen Koalitionen im Bund und
im Saarland ganz ordentlich gelungen. Die Wirt-
schaft wächst und die Unternehmen können neue
Arbeitsplätze schaffen.

Die Große Koalition im Saarland will an dieser positi-
ven Entwicklung weiterarbeiten und sie unterstützen.
Mit 1,15 Millionen statten wir das Aktionsprogramm
für die Digitalisierung der Saarwirtschaft aus und
wollen insbesondere den kleinen und mittleren Un-
ternehmen eine Hilfestellung bieten, die Chance der
Digitalisierung zu nutzen und den Risiken zu begeg-
nen. Herr Flackus, Sie haben eben auch auf die Di-
gitalisierung in der Saarwirtschaft hingewiesen, Sie
haben über die Veränderung der Antriebstechnik ge-
sprochen, über die Leistungen und die Arbeit von
DFKI und ZeMA in unserem Land. Ich habe in Ihrem
Beitrag eigentlich nur Zustimmung für das gehört,
was die Große Koalition in diesem Land tut. Natür-
lich geht es immer etwas schneller und immer etwas
mehr, aber ich habe von Ihnen eigentlich kein deutli-
ches Wort der Kritik gehört. Dafür will ich Ihnen auch
einmal ausdrücklich danken.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir machen uns genauso Gedanken darüber, wo
Zukunftsmärkte der saarländischen Wirtschaft liegen
können, dies sowohl auf geografischer als auch auf
branchenbezogener Ebene. Wo Chancen für eine
veränderte Ausrichtung liegen und wo Cluster viel-
versprechend für die Wirtschaft und damit für die Zu-
kunft unseres Landes sein können, wollen wir gezielt
untersuchen und investieren dafür im kommenden
Jahr 500.000 Euro. Die Mittel für die klassische Wirt-
schaftsförderung bleiben im Haushaltsjahr 2018 na-
hezu unberührt.

Dass sich zielgerichtete Förderung und Investitionen
auch lohnen, zeigt die Situation im saarländischen
Tourismus. Zwei Projekte, die zur Erfolgsgeschichte
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unseres Landes geworden sind, will ich exempla-
risch nennen. Als erstes natürlich die Saarland Ther-
me, die alle Erwartungen übertrifft. Die Erweiterung
steht unmittelbar bevor. Es scheint auch so, als
käme in absehbarer Zeit endlich die schon lange
von uns erwartete Hotelinvestition.

Die zweite Erfolgsstory ist ganz klar der Center Park
am Bostalsee. Nach wie vor ist er außerordentlich
gut gebucht und die Betreiber selbst sind positiv
überrascht. Ein weiteres Erfolgsprojekt ist der Baum-
wipfelpfad, der genauso wie die zahlreichen Premi-
umwander- und Radwege Baustein einer erfolgrei-
chen Tourismusstrategie unseres Landes ist. Es
sind aber nicht nur die großen Projekte, die uns vor-
anbringen, ganz besonders wichtig sind uns die vie-
len Investitionen der kleinen und mittleren Betriebe
der Gastronomie und Hotellerie in ihre touristische
Infrastruktur. Das Saarland hat in diesem Jahr einen
Zuwachs von rund 1,8 Prozent auf fast 3,1 Millionen
Übernachtungen zu verzeichnen. Im Tourismus wer-
den inzwischen 1,4 Milliarden Euro umgesetzt. Von
33.000 Beschäftigten wird eine Lohnsumme von
620 Millionen Euro erarbeitet. Ich glaube, der Touris-
mus hat sich zu einer beachtlichen Größe der saar-
ländischen Wirtschaft gemausert.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Das ist in erster Linie der Erfolg der Unternehmerin-
nen und Unternehmer mit ihren Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern. Es gibt aber auch einen Anhaltspunkt
dafür, dass die Tourismusstrategie des Landes in
die richtige Richtung läuft. Ich glaube, daran sollten
wir festhalten.

Die Koalitionsfraktionen sind sich weiterhin einig im
Ziel des Erhalts eines industriellen Kerns der Saar-
wirtschaft. Deshalb haben wir auch ein hohes Inter-
esse daran, dass in der Energiepolitik Augenmaß
statt Ideologie die Entscheidungen bestimmt. Ener-
gieverfügbarkeit und Bezahlbarkeit leiten uns genau-
so wie Umweltverträglichkeit und Nachhaltigkeit; auf
das Gleichgewicht kommt es an.

Herr Hecker, Sie haben sich eben ein wenig als
Freund der Old Economy geoutet. Wir vertreten eine
Auffassung, die natürlich vorsieht, dass wir einen in-
dustriellen Kern haben. Wir arbeiten aber genauso
konsequent weiter am Strukturwandel. Das unter-
scheidet uns ein Stück. Ansonsten habe ich aus Ih-
rer Richtung fast nur Zustimmung für die Politik der
Großen Koalition im Land gehört.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich habe es eben schon gesagt: In der saarländi-
schen Stahlindustrie ist die Lage zwar aufgrund der
Überkapazitäten am Weltmarkt sowie der Dumping-
preise aus Fernost immer noch angespannt, aber
die saarländische Stahlindustrie ist mit ihren innova-
tiven Produkten und ihren hochqualifizierten Mitar-

beiterinnen und Mitarbeitern trotzdem in der Lage,
Aufträge zu platzieren.

Nicht gerade hilfreich war die Einigung im Brüsseler
Trilog, die im Kern die drastische Reduzierung der
CO2-Zertifikate und damit natürlich deren Verteue-
rung beschlossen hat. Nach wie vor ist es mit ge-
sundem Menschenverstand nicht zu erfassen, dass
unser vergleichsweise emissionsarmer Stahl künst-
lich verteuert wird, während der unter in jeder Hin-
sicht lausigen Bedingungen produzierte Stahl mit
Dumping-Preisen den Weltmarkt flutet.

Damit wir uns richtig verstehen: Ich plädiere an die-
ser Stelle überhaupt nicht für die Herabsetzung von
Umweltstandards, lediglich für Chancengleichheit
auf hohem Niveau. Das Klima fragt nicht nach natio-
nalen Grenzen. Bei allem Verständnis für den öko-
nomischen Nachholbedarf der Schwellenländer
brauchen wir dringend eine globale Lösung sowohl
für den CO2-Ausstoß als auch für die Stahlwelt-
marktpreise.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Das Saarland ist ein weltoffenes Land im Herzen
Europas. Unser Land hat eine hohe Exportquote
und viele Menschen pendeln tagtäglich über die
Landesgrenzen hinweg zu ihren Arbeitsplätzen. Es
ist daher essenziell, sich auf leistungsfähige Ver-
kehrsverbindungen jederzeit verlassen zu können;
insbesondere die Unternehmen der Saarwirtschaft
brauchen logistische Sicherheit, wie sie nur auf der
Grundlage einer hervorragend vernetzten Verkehrs-
infrastruktur gewährleistet werden kann. Wir werden
uns weiterhin dafür einsetzen, dass die Strecke Pa-
ris-Saarbrücken-Frankfurt, also der Nordast der
TGV/ICE-Verbindung, so ausgebaut wird, wie es
vertraglich vereinbart ist. Saarbrücken muss Teil des
europäischen und deutschen Fernverkehrsnetzes
sein.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir wollen den saarländischen ÖPNV noch stärker
an den Bedürfnissen der Kunden orientieren. Ein
Umsteigen vom motorisierten Individualverkehr auf
den ÖPNV ist umweltfreundlich und entlastet unsere
Verkehrswege. Dazu braucht es verbesserte Ange-
bote. Wir wollen attraktive Tarife, eine hohe Funktio-
nalität, verbesserten Service, verlässliche Fahrgast-
informationen sowie ein hohes Maß an Sicherheit für
Fahrgäste und Personal.

Was die Multimodalität des Verkehrs angeht, setzen
wir nicht auf einzelne Verkehrsmittel, sondern auf
deren intelligente Verknüpfung und einen nutzerori-
entierten Mobilitätsmix. Moderne Mobilität setzt auf
verschiedene Fortbewegungskonzepte und kombi-
niert diese klug miteinander. Dazu gehören ausrei-
chende Park-and-Ride-Kapazitäten, ÖPNV-Knoten-
punkte sowie Fahrradverleih und Carsharing-Sys-
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teme. Dabei müssen die infrastrukturellen Anforde-
rungen der wachsenden E-Mobilität gleich mitge-
dacht werden. Zur Sicherstellung einer ununterbro-
chenen Nutzungskette müssen alle Angebote über
ein digitales System miteinander kombinierbar und
zahlbar sein.

Während das Saarland bei der touristischen Radnut-
zung schon spitze ist, gibt es beim Alltagsradverkehr
noch viel zu verbessern. Durch die zunehmende
Verbreitung von E-Bikes wird Radfahren im hügeli-
gen Saarland auch als alternatives Verkehrsmittel
immer attraktiver. Das wollen wir nutzen und des-
halb können Radschnellwege in Zukunft wichtiger
Bestandteil unserer Verkehrsinfrastruktur werden.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Was den motorisierten Individualverkehr angeht, hat
uns die zeitweise Vollsperrung der Fechinger Tal-
brücke vor Augen geführt, wie wichtig ein leistungs-
fähiges Straßennetz für unser Land und vor allem
für die Saarwirtschaft ist. Erhaltung und Sanierung
der bestehenden Infrastruktur müssen dabei Priorität
vor dem Neubau haben. Die Bürgerinnen und Bür-
ger müssen sich darauf verlassen können, dass die
Funktionstüchtigkeit der Straßeninfrastruktur von der
zuständigen Behörde jederzeit im Sinne von wirt-
schaftlicher Effizienz und Nachhaltigkeit gewährleis-
tet ist. Dazu statten wir den Landesbetrieb für Stra-
ßenbau mit zusätzlich 5 Millionen Euro an Planungs-
mitteln aus, damit zukünftig mehr Bundesgeld im
Saarland verbaut werden kann.

Zum Schluss möchte ich noch die aussichtsreichen
Chancen unseres Flughafens erwähnen. Ab Januar
fliegt die Luxair zu attraktiven Zeiten mit bis zu drei
Umläufen am Tag nach Hamburg und Berlin. Zu-
sätzlich fliegt die bmi Regional den Flughafen Mün-
chen an und verbindet uns so mit dem zweitgrößten
deutschen Drehkreuz der Lufthansa Star Alliance.

Wenn also, was wir uns alle wünschen und was vor
der Haustür steht, das CISPA Helmholtz-Zentrum für
Cybersicherheit endlich kommt, dann ist SCN ein
Fixpunkt auf der internationalen Luftverkehrskarte
und kann von San Francisco genauso gebucht wer-
den wie von Bangalore oder von Shanghai.

Alles in allem ist der Einzelplan 08 ausgewogen. Er
beinhaltet Einnahmeverbesserungen von rund
5,7 Millionen Euro und Mehrausgaben von zusam-
men rund 16 Millionen Euro im Vergleich zum Vor-
jahr. Die Zahlen belegen, dass einiges passiert. Da-
mit bietet der Einzelplan 08 insgesamt gute Per-
spektiven für die Saarwirtschaft. - Ich bedanke mich
für Ihre Aufmerksamkeit und bitte um Zustimmung.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Für die Fraktion DIE LINKE hat Frau Abgeordnete
Astrid Schramm das Wort.

Abg. Schramm (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ein Thema,
das viele Saarländerinnen und Saarländer beschäf-
tigt, weil sie jeden Tag davon betroffen sind, ist der
ÖPNV im Land. Planlos, ziellos, visionsfrei - so
nennt der Verkehrsklub Deutschland die saarländi-
sche Verkehrspolitik. Die Erreichbarkeit des Saar-
landes im Schienenverkehr hat sich weiter ver-
schlechtert. Es gibt weniger Verbindungen von und
nach Paris im Fernverkehr. Die Direktverbindungen
nach Metz und Straßburg sind weitgehend einge-
stellt worden. Da fragt der Verkehrsklub Deutsch-
land doch zu Recht, ob das die Frankreichstrategie
der Landesregierung ist. Auch die Reaktivierung der
Bahnstrecke Homburg-Zweibrücken kommt nicht so
recht voran, auch wenn die S-Bahn-Anbindung des
Bliesgaus an den Rhein-Neckar-Raum nicht unwich-
tig wäre.

Wie in so vielen Bereichen fehlt auch in der Ver-
kehrspolitik der große Wurf. Neue und zukunftswei-
sende Ideen - Fehlanzeige. Stattdessen beschränkt
sich die Regierung auf das Verwalten von Missstän-
den. Das Saarland ist flächenmäßig so groß wie
Berlin und hat weniger Einwohner als Köln. Wir leis-
ten uns aber ein ganzes Dickicht aus verschiedenen
losen und intransparenten Verkehrsverbünden. Eine
landesweite Verkehrsplanung und eine klare Struk-
tur wären sinnvoll. Eindeutige Zuständigkeiten wä-
ren dringend nötig. Eine klare Finanzierung wäre
selbstverständlich erforderlich.

Zurzeit sind es meist die Städte und Gemeinden, die
ihre Verkehrsgesellschaften größtenteils selbst fi-
nanzieren müssen. Die katastrophale Haushaltslage
der Kommunen ist uns allen bekannt. Nötig wäre
auch eine gesamtheitliche Verkehrsplanung des
Landes nach dem Vorbild des Verkehrsentwick-
lungsplans der Landeshauptstadt Saarbrücken, na-
türlich unter Einbindung der Bürgerinnen und Bür-
ger. Mit einer landesweiten Planung und einer lan-
desweiten Struktur sowie einer klaren Finanzierung
könnte man endlich die drängenden Probleme ange-
hen.

(Zuruf von der CDU.)

Wie können wir vor allem im ländlichen Bereich
mehr Bus- und Bahnverbindungen ermöglichen?
Wie kann der ÖPNV auch für junge Menschen wie-
der attraktiver werden? Wie schaffen wir es, dass
mehr Saarländerinnen und Saarländer mit Bus und
Bahn zur Arbeit fahren, denn das Saarland ist immer
noch ein Autofahrerland. Unser Nachbarland Lu-
xemburg zum Beispiel führt einen kostenlosen
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ÖPNV für Schüler ein. In der Stadt Luxemburg ste-
hen sämtliche Busse und Bahnen jeden Samstag für
jeden kostenlos zur Verfügung. In Potsdam, Tübin-
gen und Jena wird derzeit über einen ticketfreien
Bus- und Bahnverkehr diskutiert. Bei uns finden sol-
che Diskussionen überhaupt nicht statt.

(Zuruf von den Regierungsfraktionen: Wo war
denn Ihr Abänderungsantrag?)

Dabei wäre es ein wichtiges Zeichen, dass wir im
Saarland die Verkehrswende angehen und in die
Zukunft investieren. In Metz zum Beispiel kostet das
Standardticket für den Bus nur noch 1,50 Euro. Weil
dort auch der Arbeitgeber an der Finanzierung betei-
ligt wird, wird das für jeden Einzelnen preisgünstiger.
Dadurch wird der ÖPNV attraktiver und gewinnt vie-
le neue Fahrgäste. Aber die Landesregierung über-
legt ja nicht einmal, mit welchen neuen Konzepten
der ÖPNV besser und stärker werden könnte. Sie
nennen jetzt das Jobticket. Sie können ja mal nach-
fragen, wie wenige Saarländer sich am Jobticket be-
teiligen. Bei uns steigen die Fahrpreise immer mehr
und trotz steigender Preise wird das Angebot nicht
besser.

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen sagt,
dass sich bei der kommunalen Verkehrsinfrastruktur
in Deutschland ein Sanierungstau von 15 Milliarden
Euro angesammelt hat. Der Verband fordert daher
vom Bund ein Sonderprogramm, zehn Jahre lang je
1,5 Milliarden Euro für Investitionen in den ÖPNV.
Und die Länder sollen zusätzlich zusammen 500
Millionen beisteuern, damit die Kommunen in den
Aus- und Neubau der ÖPNV-Infrastruktur investie-
ren können. Für das Saarland hieße das rund 6 Mil-
lionen Euro.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der öffentliche Per-
sonennahverkehr ist ein Teil der öffentlichen Da-
seinsvorsorge. Deshalb muss er gut funktionieren
und für alle erreichbar sein und vor allem auch er-
schwinglich. - Ich danke Ihnen.

(Beifall von der LINKEN.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die SPD-Landtagsfraktion Frau Ab-
geordnete Christiane Blatt.

Abg. Blatt (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Neben den Schwerpunkten Energie- und Indus-
triepolitik ist auch der Tourismus hier im Lande ein
wichtiger Wirtschaftsfaktor. Die Resultate aus dem
Jahresbericht 2017 des Tourismusbarometers Saar-
land zeigen eindrucksvoll, welchen Stellenwert die
Branche mittlerweile einnimmt. 2016 fanden im
Saarland 3 Millionen Gästeübernachtungen statt.
Das sind über 1 Million mehr als je zu vor. Der ge-

steigerten Nachfrage ging in den vergangenen Jah-
ren ein strategischer Ausbau des Angebots voraus.
Dies zeigt sich besonders in zweistelligen Wachs-
tumsraten 2013 und 2014, die auch durch den Cen-
ter Park am Bostalsee ausgelöst wurden. Auch in
den ersten neun Monaten dieses Jahres konnte ein
nochmaliges Plus von 1,8 Prozent bei den Über-
nachtungen und ein Plus von 4,2 Prozent bei den
Gästeankünften im Vergleich zum Vorjahr erreicht
werden.

Am Stausee Losheim wird das Bootshaus und die
Rettungswacht bis Ende des Jahres mit 70-prozenti-
gem Zuschuss aus Tourismusmitteln des Landes
aufgewertet. Ebenso wird der Campingplatz am
Stausee und das dazugehörige Ökodorf zum Sai-
sonbeginn 2018 mit einem Zuschuss für die Ge-
meinde von insgesamt rund 63.000 Euro moderni-
siert. Auch gibt es Bewegung bei der Entwicklung
des saarländischen Teils des Nationalparks Huns-
rück-Hochwald. Hier ist der Bau eines Besucherzen-
trums sowohl für den Nationalpark als auch für den
Keltenpark geplant mit einem Invest von 4,5 Millio-
nen Euro, wobei das Land und die EU 70 Prozent
der förderungsfähigen Kosten übernehmen.

Um die genannten Erfolge fortzuführen, ist es not-
wendig, in touristische Infrastrukturprojekte zu inves-
tieren. Deshalb muss das Land privaten und öffentli-
chen Investoren mit Fördermitteln unter die Arme
greifen. Wir gehen davon aus, dass wir in dem kom-
menden Jahr wieder über 8 Millionen Euro EU- und
Landesmittel für Tourismus einsetzen können. Dies
bedeutet für die politische Ebene, dass wir vor allem
Kommunalpolitikern verdeutlichen müssen, welche
Wertschöpfungs- und Standorteffekte Tourismus
wecken kann. Im Saarland haben wir 1,4 Milliarden
Bruttoumsätze jährlich durch Tourismus, 33.000 Ar-
beitsplätze hängen von ihm ab. Dem Landeshaus-
halt und den saarländischen Kommunen fließen
jährlich 100 Millionen Euro aus tourismusbezogenen
Einkommens- und Mehrwertsteuern zu. Eine gut
ausgebaute Tourismusregion mit entsprechenden
Angeboten für Freizeit sowie ein attraktives Umfeld
steigern die Lebensqualität der einheimischen Be-
völkerung im Saarland.

Die Bilanz der letzten Jahre im Saarland-Tourismus
kann sich sehen lassen. Mit gemeinsam Erreichtem
können wir uns heute selbstbewusst mit anderen
Regionen vergleichen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Auch deshalb soll in die touristische Entwicklung des
Umfelds des Peterbergs investiert werden. Durch
die Erweiterung der Talstation im Freizeitzentrum
Peterberg zu einer modernen und kundenorientier-
ten Infrastruktureinrichtung im Jahr 2018 wird die
Wettbewerbsfähigkeit des Freizeitzentrums gestärkt
und damit auch ein Mehrwert für den Tourismus-
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standort Saarland geleistet. Das Wirtschaftsministe-
rium wird dieses Vorhaben mit knapp 175.000 Euro
aus Tourismusmitteln des Landes fördern.

Meine Damen und Herren, zum erfolgreichen Tou-
rismus gehört auch Infrastruktur. Einzelne Untersu-
chungsergebnisse zeigen, dass das Freizeit- und
Urlaubsverkehrsaufkommen das Aufkommen des
Berufsverkehrs weit übertrifft. Unserem Ziel, den
ÖPNV im Saarland kundenfreundlicher, moderner
und effizienter zu machen, kommen wir mit den
Maßnahmen im Haushalt 2018 wieder einige Schrit-
te näher. Insgesamt sind in Kapitel 08 04 - Förde-
rung des Verkehrs - Mittel in Höhe von 53,3 Millio-
nen Euro vorgesehen, das sind rund 7 Millionen
Euro mehr als 2017. Unter anderem werden wir da-
mit unser erfolgreiches Sonderprogramm „Barriere-
freier Ausbau von Haltestellen im Saarland“ und das
Bahnhofsentwicklungsprogramm fortsetzen. Bei der
Verbesserung der Tarifstruktur haben wir mit dem
Jobticket und dem Kurzstreckentarif bereits wichtige
Schritte in Richtung eines kundenfreundlichen
ÖPNV eingeleitet.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Im Haushalt 2018 haben wir eine finanzielle Vorsor-
ge für weitere Verbesserungen der Tarifstruktur ge-
troffen, deren konkrete Ausgestaltung auch Gegen-
stand der Diskussion einer Expertenrunde ist, die
unter anderem die Einführung eines entfernungsab-
hängigen Bezahlsystems mit Smartphone als Erfas-
sungs- und Bezahlsystem prüfen soll.

Ein Schwerpunkt des Jahrzehnts der Investitionen
liegt im Bereich der Straßenbaupolitik, wo wir we-
sentlich mehr Geld für unsere Infrastruktur ausge-
ben werden. Gerade bei den Landstraßen und den
Brücken müssen wir eine Trendwende einleiten. Ins-
gesamt sind dafür im Kapitel 08 12 weitere Investiti-
onen von 5,3 Millionen Euro im Vergleich zu 2017
eingeplant, mit denen wir Vorsorge dafür treffen,
dass unser Landstraßennetz in einem funktionssi-
cheren Zustand bleibt.

Es ist essenziell wichtig, strukturpolitisch richtig und
wirtschaftspolitisch notwendig, einen Flughafen zu
haben. Er sichert die Erreichbarkeit unseres Wirt-
schaftsraumes und er gewährleistet die Anbindung
an nationale und internationale Wirtschaftsräume
und Märkte. Deshalb sollten wir alles daran setzen,
in der Zukunft den Saarbrücker Flughafen weiter zu
stärken. Es ist daher sehr begrüßenswert, dass der
Flughafen Saarbrücken und Luxair einen Fünf-Jah-
res-Vertrag zur Bedienung der Strecke Berlin-Tegel
und dem Airport Saarbrücken abgeschlossen hat.
Ebenso ist es erfreulich - und es wurde auch schon
erwähnt -, dass es seit dem 06. November wieder
regelmäßige Verbindungen in die bayerische Metro-
pole gibt.

Die Erhöhung der Verkehrssicherheit stellt einen
Schwerpunkt des Verkehrsministeriums in den kom-
menden Jahren dar. Mit der Erarbeitung eines Ver-
kehrssicherheitsprogramms wurde bereits begon-
nen, aufgrund der hohen Bedeutung des Themas
sollen jedoch bereits während der Programmerstel-
lung erste Handlungsmaßnahmen als dreistufiges
Projekt zur Erhöhung der Sicherheit von Kindern im
Rahmen der Prävention gestartet werden. Hierzu
sind im derzeitigen Haushalt Mittel zur Verfügung,
die für die Verkehrssicherheit jedoch bei Weitem
nicht ausreichen. Für die Organisation und die spä-
tere Umsetzung sollen daher Finanzmittel in Höhe
von 50.000 Euro für das Jahr 2018 neu in den Ein-
zelplan 08 aufgenommen werden, um dieses Erfolg
versprechende und nachhaltige Verkehrssicherheits-
programm zu erarbeiten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Medienberichte
und Unfallstatistiken führen immer wieder an, wie
nach Unfällen die Rettungskräfte bei ihrer Arbeit
durch Schaulustige behindert werden. Im Haushalt
des saarländischen Verkehrsministeriums sind da-
her Mittel in Höhe von 35.000 Euro für eine landes-
weite präventive Informationskampagne, die soge-
nannte Anti-Gaffer-Kampagne, aufzunehmen. Zu-
gleich wird das Verkehrsministerium gebeten, über
den Bundesrat ein Gesetzgebungsverfahren zu initi-
ieren, das eine härtere Bestrafung von Gaffern bei
Verkehrsunfällen vorsieht.

Ich darf zusammenfassen. Wir brauchen im Saar-
land eine aktive Tourismus- und Infrastrukturpolitik,
die hierfür notwendigen Maßnahmen sind im Einzel-
plan 08 enthalten. Dieser Haushalt zeigt einmal
mehr, dass diese Landesregierung dazu in der Lage
ist, auch mit einem vergleichsweise leeren Beutel
immer noch große Sprünge zu machen, und dass
Sanieren und Gestalten durchaus Hand in Hand ge-
hen können. Aus diesem Grunde bitte ich um Zu-
stimmung zum Einzelplan 08. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die CDU-Landtagsfraktion Herr Ab-
geordneter Marc Speicher.

Abg. Speicher (CDU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Heute, im Dezember
2017, blicken wir auf einen erfolgreichen Arbeits-
markt. In Deutschland sind heute 45 Millionen Men-
schen erwerbstätig. Bei uns im Saarland sind es
knapp 390.000 Menschen, die erwerbstätig sind.
Das ist Rekord. Im Jahresvergleich ist die Zahl der
Erwerbstätigen erneut um 4.000 gestiegen. Das sind
4.000 Saarländerinnen und Saarländer mehr, die
heute in Lohn und Brot stehen, als noch vor einem
Jahr.
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Und der Aufschwung auf dem Arbeitsmarkt hält an.
Das zeigt auch der Blick auf die Entwicklung der Ar-
beitslosenquote. Die Arbeitslosenquote sank binnen
Jahresfrist um 0,4 Prozentpunkte auf heute 6,3 Pro-
zent. 6,3 Prozent, das ist der niedrigste Wert seit 40
Jahren. Die niedrigste Arbeitslosenquote seit sage
und schreibe vier Jahrzehnten! Das, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, ist ein großer Erfolg für uns im
Saarland.

(Beifall von der CDU und vereinzelt bei der SPD.)

Auch die Zahl der Langzeitarbeitslosen ist rückläu-
fig, sie nimmt sogar überdurchschnittlich ab. Gestie-
gen ist lediglich die Zahl der offenen Stellen: 8.800.
Das sind 15 Prozent mehr als noch vor einem Jahr.

Natürlich haben wir aufgrund der Rekordbeschäfti-
gung, aufgrund der niedrigsten Arbeitslosenquote
seit Jahrzehnten allen Grund zur Freude. Trotzdem
gibt es keinerlei Veranlassung für uns, uns zurück-
zulehnen oder gar die Hände in den Schoß zu le-
gen. Es geht um Gute Arbeit auch für morgen. Das
ist der Auftrag für die Landespolitik, für das Parla-
ment, aber auch für die Regierung.

Ich meine, wir müssen auch so ehrlich sein, die Fin-
ger in die Wunden zu legen. Wir müssen schauen,
wo noch Verbesserungspotenzial besteht. Denn die
Zahlen zeigen auch: Noch immer sind 33.000 Saar-
länderinnen und Saarländer nicht in Arbeit. Das ist
zu viel, denn hinter jeder dieser Ziffer steckt ein
Mensch, sein Schicksal und seine Familie.

Außerdem treibt uns die Langzeitarbeitslosigkeit um.
Der Sockel an Langzeitarbeitslosen ist eine weitere
Baustelle für uns. Knapp 12.000 Männer und Frauen
sind bereits länger als ein Jahr ohne Arbeit. Zwar ist
der Rückgang an Langzeitarbeitslosen überdurch-
schnittlich, dennoch brauchen wir weiterhin geeigne-
te Maßnahmen, um Menschen, die länger keinen
Zugang zum Arbeitsmarkt gefunden haben, wieder
eine Tür zur Arbeit zu öffnen.

Dann stehen noch die großen globalen Herausforde-
rungen an. Zu Recht ging es gestern und heute in
der Haushaltsdebatte um das große Thema Digitali-
sierung - ein Megathema - das sich auch auf die Ar-
beitswelt auswirken wird. Arbeit 4.0 heißt auch, dass
es auf mehr digitale Kompetenz der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer ankommen wird. Es geht
auch darum, dass wir in den nächsten Jahren den
Wirtschafts- und Industriestandort Saarland zu-
kunftsfest machen müssen. Das Saarland muss sich
in seiner Wirtschaftsstruktur weiter diversifizieren,
aber wir müssen auch Industrieland bleiben. Das
Saarland ist Stahlland, das Saarland ist Autoland.
Und das sollen wir auch bleiben. Das gehört zur
DNA unseres Landes, schafft Wertschöpfung, Arbeit
und vor allem Wohlstand.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Wir im Saarland wissen um die Bedeutung einer
starken Industrie, das hat die in der Haushaltsdebat-
te schon mehrfach angesprochene Automotive-Stu-
die letzte Woche bestätigt. Ein Standortvorteil für
uns im Saarland ist die hohe Industrieakzeptanz,
längst keine Selbstverständlichkeit mehr in Deutsch-
land. Deswegen müssen auch in Zukunft Stahl und
Auto fester Bestandteil in der Saarwirtschaft sein.
Auch das wird veränderte Anforderungsprofile an die
Arbeitnehmer stellen. Es wird mehr denn je auf Fort-
und Weiterbildung ankommen.

Zum Thema Fort- und Weiterbildung gehört auch,
dass wir nicht nur an die denken, die in der Industrie
arbeiten, sondern dass wir auch an die denken, die
im Handwerk tätig sind. Dieser Haushalt setzt deutli-
che Akzente, was die Gleichstellung der Weiterbil-
dung im Bereich des Handwerks mit der Weiterbil-
dung an den Hochschulen betrifft. Der Meisterbonus
mit 1 Million Euro ist ein Meilenstein für unser Saar-
land, ein wichtiger Punkt aus dem Koalitionsvertrag,
den wir jetzt umsetzen. 1 Million Euro sind viel Geld.
Ich meine, es ist richtig, hier anzusetzen, denn die
duale Berufsausbildung in Deutschland ist weltweit
vorbildlich. Hier setzen wir einen richtigen Schwer-
punkt auf eine unserer Stärken, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Aber auch die Arbeitsmarktpolitik ist ein Schwer-
punkt unserer Arbeit. Wir schaffen es sogar, obwohl
wir uns in den schwierigen Jahren 2018/2019 hin zu
einem Saarland ohne neue Schulden befinden, die
Ausgaben weiterhin zu steigern. Rund 17 Millionen
Euro haben wir als Landesparlament, als Haushalts-
gesetzgeber, für Arbeitsmarktinitiativen 2018 vorge-
sehen. Diese Ausgaben steigen um rund 500.000
Euro, sie steigen damit sogar überproportional im
Vergleich zu den Gesamtausgaben.

Ja, es stimmt, wir nehmen viel Geld in die Hand,
aber das, meine Damen und Herren, sind wir den
Menschen in unserem Land auch schuldig. Ein star-
ker, ein robuster Arbeitsmarkt, die weitere Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit sowie sichere Arbeitsplätze
bei uns im Saarland verdienen unseren vollen Ein-
satz.

Wir führen die erfolgreiche Arbeitsmarktpolitik der
vergangenen Jahre fort und setzen neue Akzente.
Die Förderung der saarländischen Beratungsstelle
für Wanderarbeiter und mobil Beschäftigte mit
180.000 Euro, das Programm „Frauen in Arbeit“ mit
400.000 Euro und der „Betriebsmonitor Saarland“
mit 180.000 Euro setzen zielgruppengenau exakt
dort an, wo weiterer Handlungsbedarf besteht.

Zur Beratungsstelle für Wanderarbeiter. Es kann
nicht sein, meine Damen und Herren, dass Beschäf-
tigte und Arbeitssuchende mit Migrationshintergrund
- häufig aus Osteuropa - hier ausgebeutet und aus-
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genutzt werden. Arbeitszeit, Gesundheits- und Ar-
beitsschutz, Urlaubs- und Wohnansprüche sind da-
für gemacht, dass sie eingehalten werden. Und zwar
von allen. Wir legen einen Schwerpunkt auf die Auf-
klärung der direkt Betroffenen, die bewusst in Un-
kenntnis über ihre Rechte gelassen werden. Dieses
teilweise als systematisches Umgehen unserer
Rechtslage zu beschreibende Verhalten der Auftrag-
geber schadet nicht nur den direkt Betroffenen, es
schadet auch den übrigen Arbeitnehmern und es
schadet den rechtschaffenen Unternehmern in unse-
rem Land, die ihre Mitarbeiter ordentlich bezahlen
und beschäftigen. Es gibt Regeln, die sind einzuhal-
ten, und zwar von allen!

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ein weiteres Thema ist die unterdurchschnittliche
Frauenerwerbsquote. Eingedenk des Rückgangs
der Erwerbspersonenzahl ist hier ein weiterer
Schwerpunkt zu setzen. Wir starten ein Landesar-
beitsprogramm „Frauen in Arbeit“ mit dem Ziel, die
Erwerbsbeteiligung zu erhöhen und den Einstieg be-
ziehungsweise Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt
zu verbessern.

Das Thema Langzeitarbeitslosigkeit ist ein dicker
Brocken im Haushalt. 3 Millionen Euro sind kein
Pappenstiel, wir setzen hier einen echten Schwer-
punkt. ASaar, die Bekämpfung der Langzeitarbeits-
losigkeit, ist mittlerweile weit über die Grenzen hin-
aus ein Markenzeichen des Saarlandes. Aber es
geht hier nicht um Renommee für unser Land, son-
dern es geht darum, den einzelnen Menschen zu
helfen - ihnen ganz konkret einen Weg zurück in Ar-
beit und Beschäftigung aufzuzeigen. Denn Arbeit ist
mehr als finanzielle Besserstellung. Arbeit gehört zur
Menschenwürde, Arbeit heißt Teilhabe und gesell-
schaftliche Achtung der Fähigkeiten eines jeden Ein-
zelnen. Deshalb ist es richtig, ASaar weiterhin mit ei-
nem hohen Betrag zu fördern.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Meine Damen und Herren, zur Lage am Arbeits-
markt sagte der IHK-Geschäftsführer Hajo Klingen,
Zitat: Das zu Ende gehende Jahr 2017 dürfte eines
der erfolgreichsten Jahre für den saarländischen Ar-
beitsmarkt werden. - Ich meine, er hat recht. Der Ar-
beitsmarkt ist in guter Verfassung. Rekordbeschäfti-
gung und die niedrigste Arbeitslosigkeit seit Ende
der 1970erJahre sind Ausweis guter Konjunktur,
aber auch Ergebnis erfolgreichen politischen Han-
delns auf Landes- und auf Bundesebene. Es bleiben
trotzdem genug Hausaufgaben. Das Saarland flan-
kiert im Rahmen seiner Möglichkeiten die Initiativen
am Arbeitsmarkt, setzt klare Schwerpunkte bei
Langzeitarbeitslosen, der beruflichen Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern und bei der Be-
kämpfung illegaler Beschäftigung. Wir strecken uns
finanziell nach unserer Decke. Mit dem Haushalt

2018 bauen wir eine Brücke hin zum Jahr 2020,
wenn die neuen Bund-Länder-Finanzbeziehungen
gelten werden. Wir bauen aber auch mit dem Haus-
halt 2018 eine Brücke für die Menschen in Arbeit.
Wir stellen mit diesem Haushalt die Weichen für Gu-
te Arbeit auch für morgen. Und daher bitte ich um
Zustimmung zu Einzelplan 08. - Vielen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die Landesregierung Frau Ministe-
rin Anke Rehlinger.

Ministerin Rehlinger:
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Der Kollege Flackus hat gestern ein Bild ge-
braucht, indem er gesagt hat, die Landesregierung
verhielte sich wie ein Hausbesitzer, dessen Dach
kaputt ist. Ich will diesem Bild nachdrücklich entge-
gentreten, denn ich halte es für falsch. Ich glaube,
dass auch dieser Haushalt den Beleg dafür bietet,
dass dieses Bild falsch ist. Ich bin nämlich der Auf-
fassung, dass wir einen guten Architektenentwurf in
Form unseres Koalitionsvertrages haben und dass
wir mit diesem Haushaltsplan auch die Finanzierung
sichergestellt haben. Ich denke, dieses Bild trifft
eher die Situation dieses Landes.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Natürlich geht es uns nicht anders als jedem ande-
ren, der ein Haus baut. Mehr hätte man immer gerne
und es fällt einem immer wieder etwas ein, was man
beim Neubau oder einer Renovierung noch schöner
machen könnte, als der Geldbeutel es hergibt. Aber
letztendlich geht es nicht darum, eine Villa auf den
Cayman-Inseln zu errichten, sondern darum, dass
wir das Haus Saarland in einem guten Zustand er-
halten wollen, dass wir es schön und adrett ausge-
stalten wollen und dass wir auch da hinschauen, wo
nicht jeder hinschaut, dass wir also nicht nur die
Fassade in Ordnung bringen, sondern uns auch an-
schauen, wie es mit der Elektrik oder dem Funda-
ment bestellt ist. Ich finde, dieses Haus Saarland
steht auf einem wunderbaren Fundament, nämlich
auf dem Fundament von fleißigen und leistungsbe-
reiten Saarländerinnen und Saarländern. Und das
sollte uns alle für die Zukunft zuversichtlich stimmen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Mit Blick auf den Einzelplan 08, das habe ich auch
schon bei den Beratungen im Haushaltsausschuss
gesagt, fällt es mir etwas schwer, von einem Spar-
haushalt zu sprechen, nachdem die Ansätze gegen-
über dem Vorjahr um 10 Prozent ansteigen werden.
Ich habe das in Gegenwart des Finanzministers
auch immer nur sehr leise erwähnt. Das Gute ist,
dass nicht alles davon aus eigenem Geld stammt.
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Einiges stammt aber doch aus Landesmitteln und
macht so deutlich, wo wir unsere Schwerpunkte set-
zen wollen. Insgesamt stehen uns immerhin mehr
als 16,1 Millionen Euro zur Verfügung. Das ist Geld,
das wir gut gebrauchen können. Ich will nachfolgend
darlegen, an welcher Stelle das letztendlich zum
Einsatz gebracht wird. Wir wollen dafür sorgen, dass
wir eine stabile Wirtschaft haben und dass wir eine
leistungsfähige Infrastruktur haben und möglichst
viele Saarländerinnen und Saarländer noch besser
als bisher einen guten Arbeitsplatz finden, denn das
ist die Grundlage dafür, dass wir diesen Konsolidie-
rungspfad weiter gehen können und damit unseren
Beitrag zur Eigenständigkeit des Landes leisten kön-
nen.

Dieser Haushalt macht deutlich, dass der Vorwurf,
der zu Beginn dieser Legislaturperiode erhoben wor-
den ist, dass es mit dem Jahrzehnt der Investitionen
eigentlich erst ab 2020 losgehen würde, ins Leere
geht. Wir haben nämlich in diesem Haushalt
durchaus abgebildet, dass wir nicht erst ab 2020 an-
fangen mehr zu investieren, sondern dass bereits im
Haushaltsplan für 2018 entsprechende Haushaltsan-
sätze zu finden sind. Ein gutes Beispiel hierfür ist
ganz sicherlich der Straßenbau. Ich sage ausdrück-
lich, dass es gerade dort sehr notwendig ist, denn
der Befund - damit habe weder ich, das Ministerium
oder der Landesbetrieb jemals hinter dem Berg ge-
halten - ist unbefriedigend. Es ist nämlich so, dass
sich die Hälfte unseres saarländischen Straßennet-
zes in einem unbefriedigenden Zustand befindet.
Das ist eine Tatsache, die wir nicht länger hinneh-
men können. Denn wenn wir dort jetzt nicht reagie-
ren, wird es am Ende des Tages immer teurer wer-
den, um einen Zustand zu erreichen, den wir für im-
merhin 1.400 Kilometer Landstraßen und über 400
Brückenbauwerke brauchen.

Das zeigt, wie groß die Aufgabe ist, und es zeigt im
Übrigen auch, dass sie nicht allein in einem einzigen
Haushalt abzubilden sein wird. Aber es ist eben
nicht nur eine Frage des Geldes, sondern es ist
auch eine Frage der Planung, der Personalisierung
und letztendlich auch eine Frage des Baustellenma-
nagements. Deshalb muss man das in einem Ge-
samtansatz betrachten. Aber ich sage dazu ganz
ausdrücklich: Nur die Beispiele zu nennen, bei de-
nen etwas - aus welchem Grund auch immer - nicht
gelungen ist und dann schlicht und ergreifend immer
wieder ein Bashing der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Landesbetriebes für Straßenbau zu be-
treiben, das halte ich für falsch und im Übrigen auch
für ungerecht. Das Gegenteil ist der Fall. Ich war bei
einer Vielzahl von Eröffnungen von Kreiseln dabei,
wo sowohl im Zeitrahmen als auch im finanziellen
Rahmen das Gegenteil belegt wurde. Ich finde, das
muss man auch einmal sagen, anstatt immer nur
dorthin zu zeigen, wo etwas einmal nicht funktioniert
hat; mehrheitlich ist das Gegenteil der Fall.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Wir wollen uns natürlich nicht nur darum kümmern,
wie die Straßen aussehen, auf denen gefahren wird,
sondern auch darauf blicken, was auf diesen Stra-
ßen passiert. In diesem Zusammenhang möchte ich
den Bereich ÖPNV aufgreifen. Ein wichtiges Ziel für
uns ist - und da sind wir doch noch einmal beim
Bauen - der barrierefreie ÖPNV, denn das bedeutet
letztendlich auch Teilhabe. Wir haben dort ambitio-
nierte Ziele und vorgegeben, dass wir bis zum Jahr
2022 einen barrierefreien ÖPNV haben sollten. Das
ist eine große Herausforderung nicht nur für das
Land. Liebe Kollegin Astrid Schramm, hier müssen
wir einmal die Zuständigkeiten klären. Der Busver-
kehr ist in der Regel Sache der Kommunen und der
Landkreise. Wir lassen sie aber nicht allein und ha-
ben gerade den Fördersatz auf 90 Prozent angeho-
ben, damit sie diese Aufgabe erledigen können.

Beim Bahnhofsentwicklungsprogramm ist natürlich
in erster Linie die Deutsche Bundesbahn in der Ver-
pflichtung, dafür Sorge zu tragen, dass es funktio-
niert. Aber auch hier haben wir immerhin ein Volu-
men von 22 Millionen Euro abgewickelt. Ein weiteres
Programm wird abgearbeitet werden mit einer Viel-
zahl von Bahnhöfen. Gott sei Dank und erfreulicher-
weise sind das auch welche, wo weniger als 1.000
Fahrgäste einsteigen. Nicht nur die großen Bahnhö-
fe, sondern auch kleine Bahnhöfe müssen in Ord-
nung gehalten werden. Wenn das Bahnhofsumfeld
nicht in Ordnung ist, dann wollen die Leute dort nicht
abfahren und sie fühlen sich im Übrigen dort auch
nicht sicher. An dieser Stelle ist die Bahn gefordert,
und wir machen mit und setzen um, damit das Gan-
ze vernünftig funktioniert.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich komme jetzt zum wichtigen Thema Tarif- und
Wabenstruktur und will eingestehen, dass das in der
Betrachtung nicht einfach ist. Aber ein bisschen
muss man sich schon damit beschäftigen, wenn
man von dieser Stelle aus darüber spricht, damit es
nicht allzu falsch ist. Ich möchte auch darauf hinwei-
sen, dass wir keinen Mangel an guten Ideen haben,
sondern dass es letztendlich nur um die Frage geht,
wie viel von diesen guten Ideen wir mit dem Geld,
das uns zu Verfügung steht, umsetzen können. Ich
war auch mal in der Opposition, aber anders als aus
der Opposition heraus kann ich nur das Geld ausge-
ben, das tatsächlich zur Verfügung steht.

Man muss auch zur Kenntnis nehmen, dass wir,
nachdem wir uns in der letzten Legislaturperiode um
den rechtlichen Rahmen gekümmert haben, uns
jetzt gerade noch einmal um das Tarifsystem ge-
kümmert haben. Wir haben den Kurzstreckentarif
auf den Weg gebracht, eine wichtige Forderung, die
wir jetzt endlich erfüllt haben. Wir haben jetzt auch
das Jobticket eingeführt. Wir haben das im Frühjahr
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dieses Jahres auf den Weg gebracht, und innerhalb
weniger Monate gibt es bereits 500 neue Nutzerin-
nen und Nutzer. Das Beispiel, das Sie aus Metz ge-
nannt haben, dass die Arbeitgeber mit bezahlen, ge-
nau das haben wir auch hier realisiert. Überall dort,
wo die Arbeitgeber mit einsteigen, verringert sich der
Ticketpreis noch einmal erheblich. Wir haben also
alles, was Sie gefordert haben, bereits gemacht. Sie
müssen das halt auch zur Kenntnis nehmen und
können nicht einfach das schlechtreden, was schon
Gutes auf den Weg gebracht wurde.

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Zuruf der
Abgeordneten Schramm (DIE LINKE).)

Sie haben auch die Strukturen angesprochen. Ich
würde Ihnen vorschlagen, dazu einmal eine Debatte
im Völklinger Stadtrat zu führen, hinsichtlich der Exi-
stenz der Stadtwerke Völklingen. Wenn Sie dort al-
les geklärt haben, können wir gerne auch hier noch
einmal darüber reden.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Wir wollen aber ja nicht schon aufhören, wir haben
gerade erst angefangen. Das gilt übrigens auch,
was nicht neu sein müsste, wenn man zugehört hät-
te, für die Erstellung eines Verkehrsentwicklungs-
plans für das Saarland. Die diesbezüglichen Ergeb-
nisse werden wir vorlegen und sicherlich auch breit
darüber diskutieren. Natürlich streben wir auch eine
weitere Attraktivierung an, indem wir auch in diesem
Bereich künftig die Möglichkeiten der Digitalisierung
nutzen, sei es durch Überarbeitung des Wabensys-
tems, sei es durch eine größere Entwicklung hin zu
kilometerabhängigen, streckenbezogenen Tarifen.
Ich glaube, solche streckenbezogenen Tarife wären
tatsächlich auch die gerechtesten Tarife. Sie sind
nutzerabhängig und bieten darüber hinaus die Mög-
lichkeit, mit Anreizsystemen auf individuelle Sach-
verhalte einzugehen.

Es ist also schon einiges unternommen worden, wir
haben aber auch noch einiges vor der Brust. Vor der
Brust haben wir natürlich auch noch die Beantwor-
tung der Frage, wie es mit der Strecke Frankfurt-
Saarbrücken-Paris weitergehen soll. Die einschlägi-
gen vertraglichen Vereinbarungen reichen bis zum
Jahr 2020. Daher liegt dieses Thema, das ist völlig
klar, für das kommende Jahr auf Wiedervorlage. Es
gilt nun, intensiv in die Gespräche einzusteigen und
zu klären, wie es nach 2020 weitergeht.

Ich sage dazu in aller Deutlichkeit: Wir müssen uns
ganz sicher nichts nachsagen lassen, was unser En-
gagement für die deutsch-französische Freundschaft
betrifft. Es ist herauszustellen, dass sich das Saar-
land seiner besonderen Verantwortung als Brücken-
kopf auf diesem Feld bewusst ist. Ich sage aber
auch deutlich in Richtung Paris, dass das keine Ein-
bahnstraße sein darf. Das muss daher auch eine
Rolle spielen, wenn es um die Frage geht, wie es

nach dem Jahr 2020 mit dieser Verbindung von
Frankfurt über Saarbrücken nach Paris weitergehen
soll. Wir üben unsere verbindende Rolle sehr gerne
aus, weil sie eben auch unserem Selbstverständnis
entspricht. Ich hielte es aber umgekehrt auch für ge-
boten, dass dieses Engagement gewürdigt wird. Die
Verbindung von Frankfurt über Saarbrücken nach
Paris ist mehr als nur ein Tarif, ist mehr als nur eine
Strecke. Sie ist auch ein Symbol für gelebte Freund-
schaft, für deutsch-französische Freundschaft. An-
gesichts dessen kann man uns nicht einfach abkop-
peln! Das ist eine klare Forderung, die ich an dieser
Stelle auch in Richtung Paris äußern möchte, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Eben habe ich die Möglichkeiten der Digitalisierung
im ÖPNV erwähnt. Das ist natürlich nur ein kleiner
Teilbereich dessen, was die Digitalisierung für uns
insgesamt an Möglichkeiten, aber eben auch an He-
rausforderungen mit sich bringt. Über das alles wur-
de schon sehr viel gesprochen. Ich finde, wir müs-
sen uns noch einmal genau anschauen, wer diesbe-
züglich welche Angebote vorhält, seien es Bera-
tungsangebote, seien es Ausgründungen, kurz: al-
les, was in Sachen Digitalisierung gemacht wird.
Mittlerweile haben wir diesbezüglich eine recht un-
übersichtliche Situation, und es ist an der Zeit, das
zu sortieren.

Es ist im Übrigen auch an der Zeit, von der großen
Abstraktionsebene beim Thema Digitalisierung weg-
zukommen und ein „weniger Theorie, mehr Praxis“
zu organisieren. Das Thema muss direkt und unmit-
telbar in die Betriebe einfließen. Die Bedeutung der
großen Visionen nimmt relativ gesehen ab, die
Chancen, aber auch die Gefahren sind hinreichend
beschrieben. Nun gilt es, das Zeitalter der Digitali-
sierung zu gestalten, und zwar direkt und unmittel-
bar. Das begreifen wir als eine aktiv zu bearbeitende
Aufgabe auch des Wirtschaftsministeriums. Wir ha-
ben dafür im Ministerium organisatorisch Vorsorge
getroffen. Wir haben das Mittelstandskompetenz-
zentrum auf den Weg gebracht, um für die Betriebe
einen niedrigschwelligen Zugang zu schaffen, gera-
de auch für die KMUs. Das KMU macht sich eben
nicht unmittelbar auf den Weg zur Universität, son-
dern braucht eine Anlaufstelle, wo es die Antworten
auf seine Fragen erhält. Auch das ist eine Möglich-
keit, die Digitalisierungspolitik in diesem Land kon-
kret umzusetzen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir haben bereits jetzt ein Förderprogramm auf den
Weg gebracht, damit die Digitalisierung in den
KMUs umgesetzt werden kann, dies abseits der übli-
chen Investitionsförderung. Wir müssen allerdings
auch noch einen weiteren Bereich in den Blick neh-
men: Die Digitalisierung ist das eine, das andere ist
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der Glaube daran, dass die Digitalisierung im eige-
nen Betrieb sicher abläuft. Deshalb ist das Thema
der Cybersicherheit, also der Aspekt der Angriffe
von außen, wichtig. Ganz zentral ist aber auch die
Frage, wie in den Unternehmen der Datenschutz,
vor allem auch der Arbeitnehmerdatenschutz, aus-
zugestalten ist. Alle diese Aspekte sind zu beden-
ken, wenn es darum geht, unsere Betriebe zukunfts-
fest zu machen.

Mit „Digitalisierung“ als Stichwort kann ich im Grun-
de auch schon überleiten zum nächsten Themenbe-
reich, den ich ansprechen möchte. Es stellt sich
nämlich die Frage, wie weit die Digitalisierung auch
in der Automobilindustrie bereits vorangeschritten
ist. „Digitalisierung“ ist aber nur eines der für diesen
Bereich relevanten Stichworte. Es geht auch um das
elektrifizierte, es geht um das autonome und um das
vernetzte Fahren. Das alles sind Themenfelder, auf
denen wir künftig eine Vielzahl von Entwicklungen
zu erwarten haben.

Dabei ist das Saarland wie kein anderes Bundes-
land ein Automobilland. Es gibt einige Kennzahlen,
die das verdeutlichen: 15 Prozent unserer Wert-
schöpfung erfolgen in der Automobilbranche. Es gibt
kein anderes Bundesland, in dem relativ gesehen so
viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der
Automobilindustrie arbeiten. Wir haben eben gehört,
dass wir rund 390.000 sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte haben; mit rund 44.000 Beschäftigten
haben wir also einen extrem hohen Anteil an Be-
schäftigten, der in der Automobilindustrie arbeitet.
Die Hälfte der Industriearbeiter unseres Landes ist in
der Automobilbranche tätig. Das alles verdeutlicht,
wie sehr wir von den Entwicklungen in der Automo-
bilbranche abhängig sind. Daran wird aber auch
deutlich, wie sehr wir dazu verpflichtet sind, die vor
uns liegenden Herausforderungen zu meistern.

Das ist eine Schlüsselaufgabe für die Zukunft dieses
Landes, diese Aufgabe nehmen wir an. Wir wollen
mitgestalten, wir wollen mithelfen, wir wollen die
Rahmenbedingungen positiv beeinflussen. Ich sage
aber auch ausdrücklich: Entscheidungen darüber,
wer wann was wo produziert, werden nach wie vor
verantwortlich in den Unternehmen zu treffen sein.
Wir stehen für jeden Dialog bereit, wir unterstützen
jeden. Letztlich handelt es sich aber um ein Zusam-
men von Wirtschaft und Politik, und der eine sollte
nicht mit dem Finger auf den anderen zeigen, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Für uns ergibt sich angesichts der genannten zu-
künftigen Entwicklungen die besondere Herausfor-
derung, dass wir gerade in den Bereichen, für die
die Märkte Wachstum erwarten lassen, nicht so gut
aufgestellt sind und dass umgekehrt in den Berei-
chen, in denen wir bislang stark sind, nicht mit grö-

ßeren Wachstumsraten zu rechnen ist. Daran wird
deutlich, dass das keine einfache Aufgabe sein wird.
Allerdings ist es eine Aufgabe, von der ich glaube,
dass wir sie meistern können.

Denn es ist klar geworden, das hat das Gutachten
noch einmal herausgearbeitet, dass es nicht in aller-
erster Linie nur darum geht, denen hinterherzulau-
fen, die vielleicht schon etwas früher und mit viel
Geld ausgestattet losgelaufen sind. Vielmehr gibt es
auch noch andere Wege, sich im Markt zu positio-
nieren. Es ist unsere Aufgabe, dafür zu sorgen, dass
dies gelingen kann. Ein Schlüssel hierbei wird ganz
sicher die Antwort auf die Frage sein, wie gut es uns
gelingt, das Wissen und das Know-how, das wir an
den Hochschulen und in den Forschungseinrich-
tungen gewinnen, auf die Böden der Werkhallen zu
bringen. Das ist die entscheidende Frage. Bei aller
Freude über das Renommee, das man mit super
Forschungsergebnissen erreichen kann - das ist
letztlich nicht genug, um einen Wirtschaftsstandort
zu stabilisieren. Im Wesentlichen geht es vielmehr
darum, den Know-how-Transfer zu organisieren.

Ich stimme denjenigen, die sagen, dies sei uns in
der Vergangenheit wahrscheinlich noch nicht gut ge-
nug gelungen, durchaus zu. Wir müssen die Lösung
dieser Aufgabe noch besser zuspitzen. Wir müssen
die Wege auch besser beschreitbar und hinsichtlich
des Ergebnisses verlässlicher gestalten. Es darf
nicht dem Zufall überlassen bleiben, ob dieser
Transfer funktioniert. Wir müssen sicherlich daran
arbeiten, Entscheidungszentralen ins Land zu holen.
Im Rahmen der Industriestrategie aber war schon
immer klar gesagt, dass wir dafür sorgen müssen,
dass mit Forschung und Entwicklung die Produkte
der Zukunft bei uns entstehen, und dass es uns als
Kernkompetenz gelingen muss, die Frage zu beant-
worten, wie diese Produkte der Zukunft wettbe-
werbsfähig produziert werden können. Unser Pro-
duktions-Know-how ist genauso wichtig wie das
Know-how um das neue Produkt selbst, an dieser
Stelle sollten wir uns mit Blick auf die Zukunft stark
positionieren. Die dafür erforderlichen Instrumente
sind alle in unserer Hand, wir müssen nun nur noch
diese Fäden klug zusammenbinden. Dann sollte das
gelingen, meine Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Bei meiner ausführlichen Betrachtung der Automo-
bilindustrie vergesse ich keineswegs, dass wir ein
weiteres wichtiges Standbein haben, auf dem wir im
Moment aber keineswegs so wirklich stabil stehen
können: die Stahlindustrie. Die Trilog-Gespräche
können uns, wie richtig gesagt wurde, hinsichtlich
des Ausgangs nicht zufriedenstellen. Aber auch dort
dürfen jetzt nicht den Kopf in den Sand stecken,
sondern müssen kucken, wie wir auf dieser Grundla-
ge weiter arbeiten können, was wir tun können, da-
mit die Chancen unserer Stahlindustrie, auch in Zu-
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kunft wettbewerbsfähig zu bleiben, gewahrt werden
können.

Ich finde, ein ermutigendes Signal ist auch das, was
wir gestern mitbekommen haben. Es ist tatsächlich
gelungen, in einer schwierigen Situation aus eigener
Kraft einen außerordentlich schwerwiegenden Ein-
schnitt, nämlich die vorübergehende Stilllegung von
Teilen der Saarschmiede, so hinzubekommen, dass
keine einzige Entlassung erfolgen musste. Ich glau-
be im Übrigen, dass das ein außerordentlich gelun-
genes Beispiel für eine gelebte Montanmitbestim-
mung ist und dass sie beispielgebend ist für andere
Bereiche. Dass das gelungen ist, ist ein gutes Sig-
nal, und wir sollten darauf vertrauen, dass es auch
in die Zukunft reicht. Ich sage aber auch: Allzu viele
Einschläge dieser Art kann selbst die bestaufgestell-
te saarländische Stahlindustrie mit Sicherheit nicht
mehr verkraften, meine sehr verehrten Damen und
Herren.

(Beifall von der SPD und bei der CDU.)

Es ist keine großartige Kritik am Haushalt meines
Hauses vorgetragen worden. Zu den Vorschlägen
der AfD muss ich aber doch etwas sagen. Ich habe
keinen einzigen Abänderungsantrag zur Realisie-
rung dessen, was Sie sich vorgestellt haben, gese-
hen. Ich sage es noch mal deutlich: So kann man
nicht in diesem Landtag arbeiten! Man kann sich
nicht hier hinstellen und sagen: „Das, das und das
hätte ich gern, aber ich habe keine einzige Idee da-
zu entwickelt, wie ich im Rahmen der bestehenden
Möglichkeiten dafür eine Umsetzungslösung finde.“
Das ist keine Politik. Das kann man am Stammtisch
machen, aber nicht in diesem Haus, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Neben der Förderung der Kernbereiche unserer
Wirtschaft geht es natürlich auch darum, dass wir
uns in der Wirtschaftsstruktur dieses Landes breiter
aufstellen. Dazu haben wir zum einen eine immer
stärker werdende Pflanze, nämlich die des Touris-
mus, dazu ist eben schon hinreichend ausgeführt
worden. Ich glaube, die jüngsten Erfolge geben uns
recht, daran müssen wir konsequent weiterarbeiten:
Weitere Erfolge werden nicht von alleine kommen,
sondern wir müssen investieren. Wir müssen vor al-
len Dingen deshalb investieren, damit anschließend
Private investieren. Ich finde, das ist der beste Aus-
druck des Vertrauens in das Saarland als attraktive
Tourismus-Region - nicht dass wir investieren, son-
dern dass Private kommen und ihr Geld in die Hand
nehmen, weil sie daran glauben, dass man damit
hier im Saarland Geld verdienen kann. Dafür haben
wir in der Vergangenheit einige Beispiele geliefert,
hier werden wir in der Zukunft noch einige dazube-
kommen. Ich halte das für das beste Signal, dass es

aufwärts geht im saarländischen Tourismus, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich will nur kurz etwas zum Thema Fachkräfte sa-
gen. Es ist ein entscheidendes Thema, gerade für
den Tourismus. Ich reiche allen Betrieben die Hand,
wenn es darum geht, dafür zu werben, eine Ausbil-
dung dort zu machen oder später seinem Beruf dort
nachzugehen. Ich reiche allerdings nicht denjenigen
die Hand, die nach wie vor nicht die Zeichen der Zeit
erkannt haben und nicht darauf achten, wie die Ar-
beitszeiten und Arbeitsbedingungen in ihren Betrie-
ben sind. Denjenigen, die das nicht erkannt haben,
können wir nicht helfen. Es gibt viele gute Betriebe,
die mit gutem Beispiel vorangehen. Ich finde, die
sollten wir stärken, und die schwarzen Schafe soll-
ten benannt werden.

Zum Meisterbonus ist etwas gesagt worden, auch
über Beschäftigung und Qualifizierung haben wir ge-
sprochen. Ich will nur eines sagen zum Thema Pas-
siv-Aktiv-Transfer und den Arbeitsmarktzahlen. Ja,
wir sind nicht dorthin gekommen, wo wir hinwollten.
Es lag aber nicht am fehlenden Willen der saarländi-
schen Landesregierung oder am fehlenden Willen
aller Beteiligten, die man dazu braucht, um eine Mo-
dellregion zu werden. Es lag schlicht und ergreifend
daran, dass der Finanzminister dieses Modell nicht
abgezeichnet hat. Aber die Karten werden gerade
neu gemischt und wir werden nicht müde werden,
dafür zu werben. Ich glaube, nach wie vor sind wir
geeignet dafür, nicht eine Modellregion für Langzeit-
arbeitslosigkeit zu sein, sondern vor allem eine Mo-
dellregion zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosig-
keit zu werden. Dafür würde ich gerne den Beweis
antreten, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall von der SPD und bei der CDU.)

Insgesamt finde ich, die Finanzierung unseres Saar-
land-Hauses kann sich sehen lassen. Wir sollten als
selbstbewusste Bauherrn in diesem Land voran-
schreiten. Damit das gelingt, bitte ich um Ihre Unter-
stützung, damit wir den Einzelplan 08 verabschieden
können. - Herzlichen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Weitere Wortmeldungen sind nicht eingegangen. Ich
schließe die Aussprache.

Der Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfragen
hat zu Einzelplan 08 einen Abänderungsantrag ein-
gebracht, der uns als Drucksache 16/175 vorliegt.
Wir kommen zur Abstimmung über diesen Abände-
rungsantrag. Wer für die Annahme dieses Antrages
ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist da-
gegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle
fest, dass der Abänderungsantrag mit Stimmen-
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mehrheit angenommen ist. Zugestimmt haben die
Fraktionen von CDU, SPD und DIE LINKE, dagegen
gestimmt hat die AfD-Fraktion.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 17
Kapitel 17 08. Wer für die Annahme dieses Kapitels
ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist da-
gegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle
fest, dass Einzelplan 17 Kapitel 17 08 mit Stimmen-
mehrheit angenommen ist. Zugestimmt haben die
Fraktionen von CDU und SPD, dagegen gestimmt
haben die Fraktion DIE LINKE und die AfD-Fraktion.

Es ist über Kapitel 08 01 Einzelabstimmung bean-
tragt worden. Wer für die Annahme dieses Kapitels
ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist da-
gegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle
fest, dass Kapitel 08 01 mit Stimmenmehrheit ange-
nommen ist. Zugestimmt haben die Fraktionen von
CDU und SPD, dagegen gestimmt haben die Frakti-
on DIE LINKE und die AfD-Fraktion.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 08 im
Übrigen. Wer für die Annahme des Einzelplans 08
unter Berücksichtigung des angenommenen Abän-
derungsantrages ist, den bitte ich, eine Hand zu er-
heben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der
Stimme? - Ich stelle fest, dass Einzelplan 08 unter
Berücksichtigung des angenommenen Abände-
rungsantrages mit Stimmenmehrheit angenommen
ist. Zugestimmt haben die Fraktionen von CDU und
SPD, dagegen gestimmt haben die Fraktion
DIE LINKE und die AfD-Fraktion.

Wir kommen zur Übersicht 5: Einzelplan 05 - Minis-
terium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie
- und Einzelplan 17 Kapitel 17 05.

Übersicht 5 - Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit, Frauen und Familie (Abänderungs-
antrag: Drucksache 16/173)

Die Berichterstattung wurde zu Protokoll gegeben
(siehe Anlage 8). Ich eröffne die Aussprache. - Das
Wort hat für die Fraktion DIE LINKE Frau Abgeord-
nete Astrid Schramm.

Abg. Schramm (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der
vorliegende Einzelplan aus dem Geschäftsbereich
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie enthält an
einigen ausgewählten Stellen positive Entwick-
lungen. Aber an entscheidenden Punkten, hören Sie
zu, gibt er deutlich Anlass zu Kritik und ist aus unse-
rer Sicht etwas enttäuschend.

(Oje! von den Regierungsfraktionen)

Im Bereich Frauen- und Familienpolitik gibt es ein
paar Verbesserungen. So werden wichtige Projekte
wieder oder ein wenig besser gefördert. Das begrü-

ßen wir selbstverständlich. Wir würden uns aller-
dings eine etwas bessere finanzielle Unterstützung
des Vereins ALDONA wünschen, der eine hervorra-
gende Arbeit leistet und Prostituierte unterstützt,
berät und ihnen Hilfe bietet. Deshalb fordern wir eine
Aufstockung des Budgets, damit ALDONA auch wei-
terhin diese gute und wichtige Unterstützung für Pro-
stituierte leisten kann.

Auch im Bereich der Jugendpolitik sehen wir Nach-
besserungsbedarf. Wenn wir uns die Entwicklung
der letzten Jahre und Monate anschauen, müssen
wir leider sagen, dass der Rechtsextremismus in der
Gesellschaft wieder zugenommen hat und offen-
sichtlich sogar wieder salonfähig gemacht worden
ist. Das ist, gelinde gesagt, eine sehr beunruhigende
Entwicklung. Und es ist mehr als das. Wir sind be-
stürzt, wie sich überall bei unseren Nachbarn in
Europa, aber auch in Deutschland, rechte Parteien
etablieren und Hass schüren. Das ist vor dem Hin-
tergrund unserer Geschichte erschreckend. Wir sind
der Auffassung, dass dieser Entwicklung auch auf
Ebene der Jugendpolitik entgegengewirkt und
Rechtsextremismus frühzeitig durch jugendpolitische
Maßnahmen bekämpft werden muss.

(Beifall von der LINKEN.)

Deshalb wollen wir das Budget im Titel „Bekämp-
fung Rechtsextremismus“ erhöhen und bestehen in
diesem Zusammenhang darauf, dass die Mittel nicht
zweckentfremdet werden. Es darf nicht sein, dass
aus diesem Titel ein Heft der Jungen Journalisten
gegen Linksextremismus gefördert wird, in dem zu-
dem die Partei DIE LINKE in die Nähe eines ver-
meintlichen Linksextremismus gerückt wird. Ich hof-
fe, das sehen Sie von der CDU ebenfalls kritisch,
auch wenn führende Vorstandsmitglieder der Jun-
gen Journalisten selbst Mitglieder der CDU sind.

(Abg. Funk (CDU): Sehr gute Leute!)

Es kann jedenfalls nicht sein, dass die wichtigen Mit-
tel zur Bekämpfung des Rechtsextremismus derart
zweckentfremdet werden. Die Realität ist doch die,
dass es eine ernst zu nehmende Gefahr für unsere
demokratische Gesellschaft durch den aktuellen ge-
samtgesellschaftlichen Rechtsruck gibt. Diesen
müssen wir bekämpfen und nicht irgendwelche ein-
gebildete Gefahren.

Im Rahmen der Sozialpolitik würden wir uns weiter-
hin wünschen, dass ein gesonderter Aktionsplan ge-
gen Kinderarmut aufgelegt wird. Wir halten es für
absolut unzureichend, was in diesem Bereich bis-
lang geschah.

(Beifall bei der LINKEN.)

Die Berichterstattung der Landesregierung im zu-
ständigen Ausschuss des Landtages war, das müs-
sen Sie zugeben, liebe Kolleginnen und Kollegen,
alles andere als zufriedenstellend. Sie war kenn-
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zeichnend dafür, dass das Thema in der Landesre-
gierung allenfalls am Rande berücksichtigt wird.
Man konnte uns noch nicht mal mitteilen, wie viele
Kinder im Saarland von Armut betroffen oder be-
droht sind. Ich kann es Ihnen sagen, nach der letz-
ten Studie aus dem Jahr 2016 sind es hier im Saar-
land 25.000 Kinder. Das ist ein skandalöser Zu-
stand, ich finde es beschämend, dass nicht mehr
getan wird. Wir haben bereits im letzten Plenum von
der Landesregierung gefordert, sich des Themas an-
zunehmen und einen gesonderten Aktionsplan ge-
gen Kinderarmut vorzulegen. Leider konnten wir die
CDU und auch die SPD hierfür nicht gewinnen, das
bedauere ich sehr. Es ist höchste Zeit zu handeln.

(Beifall von der LINKEN.)

Weil uns das so wichtig ist, haben wir eine Auf-
stockung der Mittel zur Förderung von Projekten ge-
gen Kinderarmut um weitere 150.000 Euro gefor-
dert. Der Haushaltsplan macht deutlich, dass das
Thema Armut bei Ihnen nicht auf der Agenda steht,
es wird dort nicht aufgegriffen.

Sie schreiben zwar in Ihrem Koalitionsvertrag - ich
zitiere mit Ihrer Erlaubnis, Herr Präsident -: „Um die
Maßnahmen des Aktionsplans zu unterstützen, set-
zen wir uns für die Einrichtung eines Sonderfonds
zur Förderung von Armutsprojekten und -initiativen
ein.“ - Gerade letzte Woche war aber in den Medien
zu erfahren, dass dieser lang angekündigte Aktions-
plan gegen Armut erst im kommenden Jahr umge-
setzt werden soll. Im Januar soll es zunächst einmal
erste Gespräche geben. Im vergangenen Plenum
wurde uns aber doch mitgeteilt - vielleicht kann sich
der eine oder andere von ihnen erinnern -, dass der
Aktionsplan in Arbeit sei und uns in Kürze vorgelegt
werden würde. Die Armutsbekämpfung wird wirklich
auf die lange Bank geschoben. Man muss sich vor-
stellen, dass die Regierungsparteien ihre Ablehnung
unseres Antrages für einen Aktionsplan gegen Kin-
derarmut genau mit dem Aktionsplan gegen Armut
begründet haben, der vielleicht irgendwann kommen
wird. Fakt ist, in diesen Haushaltsberatungen wäre
jetzt die Gelegenheit gewesen, Geld für die Armuts-
bekämpfung bereitzustellen. Das ist jedoch offen-
sichtlich von der Landesregierung so nicht gewollt.

(Beifall von der LINKEN.)

Auch zur Altersarmut im Saarland ist von der Lan-
desregierung nichts zu hören. Im Regionalverband
Saarbrücken sind besonders viele Menschen von Al-
tersarmut betroffen, auch deshalb wäre der Aktions-
plan gegen Armut dringend notwendig. Natürlich
dürfen darin nicht nur die bestehenden Maßnahmen
dargestellt werden, sondern es müssen dort konkre-
te neue Schritte und Aktionen vorzufinden sein. Die
Förderung des sozialen Wohnungsbaus durch aus-
reichende Zuschüsse und Mietpreisgarantien muss
ebenfalls im Aktionsplan enthalten sein. Wir brau-

chen im Saarland mehr bezahlbaren Wohnraum und
mehr bezahlbaren barrierefreien Wohnraum.

(Beifall bei der LINKEN.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn ich gerade
bei nicht eingehaltenen Versprechungen bin, dann
führt mich das direkt weiter zur Gesundheitspolitik.
Frau Ministerin, Sie hatten vollmundig versprochen,
1.000 weitere Pflegestellen zu schaffen.

(Ministerin Bachmann: Genau.)

Wo sind diese 1.000 Stellen und wer soll sie finan-
zieren? Immer wieder wird uns gesagt, dass es nicht
genug Pflegekräfte gibt, dass es sie überhaupt nicht
gibt. Ich kann Ihnen sagen, warum, weil die Landes-
regierung über Jahre den Pflegenotstand nicht er-
kannt hat und viele dann in andere Berufe gegangen
sind. Ich kenne sehr viele, die sich bei den Kranken-
häusern und beim Medizinischen Dienst beworben
haben und sich dann ganz aus der Pflege verab-
schiedet haben. Das ist das Problem, das wir jetzt
haben. Die Landesregierung ist gefordert, schnell-
stens Aktionen zu starten.

Sie haben im Haushalt die Investitionsmittel um
4 Millionen Euro auf 32,5 Millionen Euro erhöht. Das
ist zunächst einmal erfreulich, aber machen wir uns
nichts vor, das wird hinten und vorne nicht reichen.
Auch der Vorsitzende der Saarländischen Kranken-
hausgesellschaft Alfons Vogtel sagt zu Recht, dass
dies nur ein Tropfen auf dem heißen Stein ist. Frau
Ministerin, auch Sie wissen, in welchem Zustand, in
welchem besorgniserregenden Zustand unsere
Krankenhäuser sind. Der Investitionsstau beläuft
sich auf 433 Millionen Euro und soll im Jahr 2025
auf 468 Millionen Euro anwachsen. Die Kranken-
hausträger gehen davon aus, dass jährlich zwischen
70 und 80 Millionen Euro notwendig wären. Noch
nicht einmal die Hälfte davon wird durch Landesmit-
tel gedeckt. Das Land ist aber in der Pflicht, die
Krankenhausversorgung im Land sicherzustellen.

(Abg. Funk (CDU): Wo ist denn Ihr Finanzie-
rungsplan?)

Dabei sind wir selbstverständlich auf die Hilfe des
Bundes angewiesen. Dieser muss sich stärker an
den Kosten beteiligen, das ist ja wohl eine Selbst-
verständlichkeit. Es ist aber Ihre Aufgabe, die ent-
sprechenden Gespräche zu führen.

Noch ein Wort zu den aktuellen Meldungen zum
Gutachten im Krankenhausplan. Nun heißt es auf
einmal, wir bräuchten mehr Betten. Das ist zu begrü-
ßen, aber was soll das denn heißen? Noch vor ein
paar Wochen ist uns hier gesagt worden, es müss-
ten Betten abgebaut werden, und jetzt wird das Ge-
genteil behauptet. Was bedeutet das für das ohne-
hin schon überlastete Personal? 300 Betten mehr,
das sind 300 Menschen mehr, die gepflegt werden
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müssen. Davon ist von Ihrer Seite bisher nichts zu
hören.

Noch im Plenum haben Sie mit Stolz verkündet, Sie
würden mit dem vorliegenden Gesetz quasi eine
Personaluntergrenze an Krankenhäusern einführen.
Ob Sie daran festhalten, darf massiv bezweifelt wer-
den, denn schon kurze Zeit später hören wir, dass
es sich wohl sehr schwierig gestalten werde, solche
Personaluntergrenzen festzulegen. Ich weiß nicht
mehr, was Sie wollen. Ständig erzählen Sie uns hier
etwas anderes. Ich will aber ganz deutlich sagen:
Wir wissen genau, was wir wollen. Wir bleiben da-
bei, wir bestehen auf gesetzlichen Personalmindest-
zahlen in den Krankenhäusern. Sie sind überfällig
und wurden von uns immer wieder gefordert.

(Beifall von der LINKEN.)

Wenn ich die Meldungen in der Presse richtig deute,
besteht auch Ihr Koalitionspartner darauf. Ich bin ge-
spannt, ob Sie sich wenigstens hier einmal durchset-
zen können, liebe Genossinnen und Genossen von
der SPD. Ich wünsche es mir sehr für die Patientin-
nen und Patienten und für das Pflegepersonal hier
im Land.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, rund 13 Prozent
der Arbeitszeit einer Krankenschwester oder eines
Krankenpflegers gehen inzwischen für Dokumentati-
on drauf. 13 Prozent! Pflege sollte aber am Bett
stattfinden und nicht am Computer. Es gibt ein Ge-
setz zur Entbürokratisierung, das ist aber wohl im
Saarland noch nicht angekommen. Deshalb brau-
chen wir dringend Lösungen im Sinne der Patienten
und der Beschäftigten. Dem Haushaltsplan in der
vorgelegten Form können wir nicht zustimmen. Wir
begrüßen natürlich die Mittelaufwüchse in den ein-
zelnen Bereichen. - Ich danke für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall von der LINKEN.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die CDU-Landtagsfraktion Herr Ab-
geordneter Hermann Scharf.

Abg. Scharf (CDU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Saar-
land ist ein soziales Land. Der Haushalt des Einzel-
plans 05 zeigt: Wir sind für die Herausforderungen
der Zukunft gewappnet. Die Koalition steht für diese
Dinge.

Beginnen möchte ich mit den Ehrenamtlichen, die in
unseren Vereinen, Verbänden und Organisationen
Großartiges leisten, sei es in den Sportvereinen, in
den kulturellen Vereinen, aber auch in der Flücht-
lingsarbeit. Heute ist es mir ein besonderes Anlie-
gen, nach wie vor denen zu danken, die dort eine

ganz hervorragende Arbeit leisten, das sind die Mut-
macher - die brauchen wir - und nicht die Miesma-
cher.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Den größten Teil unseres Haushalts 05 macht die
Behindertenarbeit aus. Ich rede nicht mehr so gerne
von geistig behinderten Menschen oder psychisch
Kranken. Vor 14 Tagen ist in der Bosener Mühle ei-
ne Ausstellung eröffnet worden, eine Ausstellung,
die inklusiv war, weil Künstler, die nicht behindert
waren, und Künstler, die behindert waren, dort an ei-
nem Workshop teilgenommen haben und anschlie-
ßend ihre Werke ausgestellt haben. Das Schöne
war, als man nachher die Werke betrachtet hat, hat
man keinen Unterschied mehr festgestellt zwischen
Behinderten und Nichtbehinderten. Ich glaube, das
ist Inklusion, wie wir sie in diesem Land brauchen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

400 Millionen Euro geben wir für dieses Segment
aus. Ich möchte einige Teile nennen. Die Frühförde-
rung mit knapp 16 Millionen Euro ist uns sehr viel
wert, weil wir bei den Kindern wirklich sehr früh be-
ginnen können. Hier haben wir ein Problem, das
möchte ich heute ganz offen benennen. Die Kran-
kenkassen drücken sich schon über Jahre hinweg
vor der Finanzierung der Frühförderung. Wenn man
sich vorstellt, dass die gesetzlichen Krankenkassen
aktuell über 20 Milliarden Euro gebunkert haben,
muss man einfach sagen: Meine Damen und Herren
bei den gesetzlichen Krankenkassen, werdet wach
und haltet hier, was von euch gefordert wird!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Die größten Blöcke sind die Finanzierung unserer
Werkstätten. Hier können wir sehr froh sein, dass
wir ein breites Angebot von kleinen Werkstätten ha-
ben. Lieber Stefan, wir sind sehr froh, dass in deiner
Heimat das Haus Sonne gerettet werden konnte und
dass wir auch große Player haben, sei es die AWO
in Dillingen, die Lebenshilfe Obere Saar in Saar-
brücken oder die WZB in Spiesen-Elversberg, wo
gerade von unseren geistig behinderten Menschen
eine ganz hervorragende Arbeit geleistet wird. Des-
wegen ist uns dieses Segment 65 Millionen Euro
wert. Wir werden an der Weiterentwicklung auch als
Landesparlament weiter mitarbeiten.

Ein Punkt, der nach wie vor etwas schwierig ist, ob-
wohl wir im Moment am Umsetzen der
„con_sens“-Studie sind, ist der Bereich des Woh-
nens. Hier haben wir einfach das Problem, die Her-
berge ist voll. Viele brauchen die Ausnahme. Wir
sind wie gesagt dabei, die Studie umzusetzen. Viele
Träger haben bereits ihre Zuschüsse erhalten, damit
sie weiterbauen können. Aber das dauert noch eine
Weile, bis wir das alles leisten können. Von daher
müssen wir wirklich aufpassen, dass wir den Men-
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schen, die um Aufnahme bitten, gerecht werden. Ich
glaube, hier sind wir gefordert, das mit Akribie zu
tun.

Ich komme nun zu dem Bereich der Pflege, Demenz
und Hospiz. Ich möchte bei der Pflege einfach fest-
stellen, dass in unserem Land über 32.000 Men-
schen pflegebedürftig sind. 12.500 werden in rund
160 Heimen in unserem Land liebevoll und gut be-
treut, 8.000 zuhause mit Pflegediensten, aber das
Gros, nämlich über 12.000, werden von ihren Lieb-
sten zuhause versorgt, und das 365 Tage 24 Stun-
den. Meine Damen und Herren, diejenigen, die die
Pflege dort leisten, sind die wahren Helden der Nati-
on. Denen danken wir als Große Koalition sehr herz-
lich.

(Beifall von Ministerin Bachmann, von den Regie-
rungsfraktionen und der LINKEN.)

Oft geht es dort auch um das Thema Demenz. Des-
wegen war es uns wichtig, dass wir gerade die Lan-
desfachstelle für Demenz stärken, dass dort ein an-
sehnlicher Betrag zur Verfügung gestellt wird, weil
wir - meine Damen und Herren, es ist bedrückend -
bis 2030 in dieser Republik 2 Millionen demenziell
erkrankte Menschen haben werden. Ich glaube, die-
se Lawine können wir nur schaffen, wenn wir alle,
aber wirklich alle, an diesem Thema arbeiten. Des-
wegen, liebe Dagmar, bin ich dir und deiner Mann-
schaft besonders dankbar, dass ihr euch landesweit
um diese Thematik kümmert.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ein wichtiges Thema ist uns auch die Hospizarbeit.
Aktuell haben wir in unserem Land vier Hospize.
Das Hospiz Emmaus in St. Wendel, das Friederike-
Fliedner-Hospiz in Neunkirchen, das St. Barbara
Hospiz in Bous und das Paul Marien Hospiz in Saar-
brücken. Dort können wir dem Gedankengang von
Cicely Saunders Rechnung tragen: „Es geht nicht
darum, dem Leben mehr Tage zu geben, sondern
den Tagen mehr Leben.“ Deswegen war es für diese
Koalition eine Selbstverständlichkeit, dass wir für
Homburg weitere 100.000 Euro zur Verfügung stel-
len. Weitere Hospize sind in diesem Land in Pla-
nung. Ich glaube, das ist die Antwort auf die aktive
Sterbehilfe. Wir müssen dafür sorgen, dass die Men-
schen an der Hand eines Menschen sterben und
nicht durch die Hand eines Menschen.

Ein wichtiger Punkt ist unsere Aids-Hilfe. Ich bin un-
serer Aids-Hilfe sehr dankbar. Das Ziel unserer
saarländischen Aids-Hilfe ist es, dafür zu sensibili-
sieren, wie wichtig ein Miteinander ohne Vorurteile
und Ausgrenzung ist, um zu zeigen, dass wir alle
positiv zusammen leben können. Deswegen bin ich
Frank Kreutzer, dem Geschäftsführer unserer Aids-
Hilfe, und Alexander Kuhn von BISS sehr dankbar.
Ihr macht das wirklich mit einem wahnsinnigen En-
gagement. Dafür heute von dieser Stelle vielen

Dank. Wir werden weiter die engen Kontakte pfle-
gen. Deswegen war es für diese Koalition auch eine
Selbstverständlichkeit, dass wir das, was gebraucht
wurde, im Haushalt zur Verfügung stellen. - Vielen
Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Was die Drogenpolitik angeht, werden wir im näch-
sten Jahr und in den Folgejahren dafür Sorge tra-
gen, dass es zu einer Neuausrichtung kommt und
dass wir vor allem die Vernetzung aller Tätigen als
den Schwerpunkt unserer Arbeit sehen.

Zur Gesundheitspolitik möchte ich Folgendes fest-
stellen. Über 4.000 Betriebe in unserem Land stellen
über 60.000 Arbeitsplätze zur Verfügung. Das ist
zwischenzeitlich das größte Segment. Deswegen
danke ich den Großfirmen URSAPHARM, Dr. Theiss
oder auch Fresenius. Aber ich danke auch den vie-
len kleinen Unternehmen, die teilweise mit einer
Person und mehreren in der Logopädie, in der Kran-
kengymnastik und in vielen anderen Bereichen tätig
sind. Ich glaube, das ist ein ganz wichtiger Aspekt.
Und wir müssen sehen, dass gerade in diesem Be-
reich der Gesundheitspolitik das Fraunhofer Institut,
das Helmholtz-Institut, DFKI, HTW und Uni ganz
hervorragend forschen. Auch dafür sagen wir heute
vielen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Im Bereich der Armut, glaube ich, haben wir einiges
zu tun. Das will ich gar nicht leugnen. Zu dem Akti-
onsplan, Frau Kollegin Schramm, ist in der letzten
Sitzung des Ausschusses klar und deutlich gesagt
worden, wie das weitere Vorgehen ist. Wir als Große
Koalition werden darauf besonders achten, dass die-
se Dinge, weil uns das Thema so wichtig ist, auch
eingehalten werden.

Aber mir ist es heute auch ein besonderes Anliegen,
den vielen, die für unsere Armen tätig sind, nämlich
der AWO, der Caritas, der Diakonie zu danken. Hier
möchte ich heute ein spezielles Projekt im Besonde-
ren nennen, nämlich die ärztliche Versorgung, die
die Diakonie mit der Kassenärztlichen Vereinigung
leistet, wo Ärzte ehrenamtlich in der Nähe der Jo-
hanneskirche zweimal in der Woche dafür zur Verfü-
gung stehen. Ich finde das immer besonders schön.
Das ist die einzige Arztpraxis, die ich kenne, wo man
nicht zuerst das Kärtchen vorzeigen muss, sondern
wo man noch Mensch sein darf. Deswegen vielen
Dank denjenigen, die dort eine tolle Arbeit leisten.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Die Frauen- und Familienpolitik ist gelobt worden.
Dem will ich daher nichts hinzufügen. Sie wird ein
weiterer wichtiger Bestandteil unserer Arbeit sein.
Ich stelle summa summarum fest, dass sich dieser
Sozialhaushalt sehen lassen kann. Er ist für die He-
rausforderungen unserer Zukunft gewappnet. Das
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Bild des Hauses ist immer wieder schön. Vor einem
schönen Haus muss aber auch ein Baum stehen.
Ich stelle fest, in unserer sozialen Landschaft ist das
ein kräftiger Baum, er ist gut gewachsen und lebt
von seinen Wurzeln. Diese Wurzeln zu stärken, das
wird diese Koalition auch im Jahr 2018 tun. - Herzli-
chen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Leiter des Ka-
tholischen Büros Saarland Herr Dr. Peter Prassel ist
mit Priestern aus Indien und Afrika, die im Bistum
Trier Dienst tun und eine dreijährige Ausbildung ab-
solvieren, unter uns. Ich darf euch alle herzlich will-
kommen heißen.

(Beifall.)

Das Wort hat für die AfD-Fraktion Herr Abgeordneter
Rudolf Müller.

Abg. Müller (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im Ein-
zelplan 05 fällt zunächst einmal auf, dass die Ein-
nahmen 2018 gegenüber 2017 um circa 6,8 Millio-
nen zurückgehen, was natürlich bedauerlich ist.
Gleichzeitig fällt auf, dass die Ausgaben um knapp
30 Millionen steigen sollen. Das ist ein Anstieg um
mehr als 8 Prozent, von 366 Millionen auf 396 Millio-
nen. Man fragt sich, wie das denn sein kann, mitten
in einer guten Konjunktur, bei steigenden Steuerein-
nahmen und zurückgehenden Arbeitslosenzahlen
von 6,7 Prozent im November 2016 auf 6,3 im No-
vember 2017. Trotzdem steigen die Sozialausgaben
nicht etwa um einen Faktor, der ungefähr der Inflati-
onsrate entspricht, sondern um über 8 Prozent.
Dass das im Haushaltsplan kommentiert wird mit
den dürren Worten: „Wesentliche Änderungen ge-
genüber dem Vorjahr: keine“, ist schon skurril.

Unter den größeren Einzelposten fallen zunächst
einmal die Leistungen nach dem Krankenhausfinan-
zierungsgesetz auf. Sie steigen alleine um 4 Millio-
nen gegenüber 2017. Diese Steigerungen bestehen
zum größten Teil aus Zuschüssen an sogenannte
sonstige Krankenhausträger. Wir haben dieses The-
ma schon öfter hier besprochen, weshalb ich es jetzt
nicht weiter ausbreiten möchte.

(Abg. Hans (CDU): Weil Sie es nicht verstehen.)

Ich verstehe es sehr wohl. Es geht um das mögliche
Geschäftskonzept, das im Verdacht steht, dass
Krankenhäuser billig gekauft werden, nicht moderni-
siert werden und anschließend - -

(Ministerin Bachmann: Nein! - Abg. Hans (CDU):
Das ist kompletter Unsinn! - Weitere Zurufe von
den Regierungsfraktionen.)

Ich mache weiter mit meinen 8 Minuten. - Ein weite-
rer Kostenblock ist das Landesjugendamt, wo sich
die Kosten glatt verdoppeln, von 3,4 Millionen auf
6,9 Millionen. Hier ist es die Erstattung der Kosten
von Maßnahmen der Jugendhilfe, die den Löwenan-
teil der Kostensteigerung ausmacht, nämlich 3,2 Mil-
lionen. Da diese Kostensteigerung nicht weiter auf-
geschlüsselt wird, ist zu vermuten, dass hier ein Teil
der Flüchtlingskosten untergebracht wird.

Einen weiteren, noch größeren Kostenblock stellt die
sogenannte Jugendpolitik mit insgesamt 11,6 Millio-
nen dar. Eine Steigerung um 3,2 Millionen haben wir
hier gegenüber dem Vorjahr. Die haben wir alleine
durch die Zahlung von Unterhaltsvorschüssen, was
sich die frühere Bundesministerin Manuela Schwe-
sig von der SPD hat einfallen lassen. Allerdings ge-
hen die Kosten mal wieder überwiegend, nämlich zu
60 Prozent, zulasten der Länder. Das sind für das
Saarland diese zusätzlichen 3,2 Millionen. Von der
oft und gern propagierten Konnexität ist mal wieder
nicht viel zu sehen.

Außerdem finden wir in Kapitel 05 05 in der Titel-
gruppe 72 erhöhte Personalausgaben zur Bekämp-
fung des Rechtsextremismus, wie es dort ausdrück-
lich steht. Hier ist man mal wieder auf einem Auge
blind. Zur Bekämpfung des Linksextremismus gibt
es ganz einfach nichts. Dementsprechend wird er
noch nicht einmal erwähnt. Man könnte von weiteren
Hunderttausenden von Euro sprechen, die unter an-
derem begründet werden mit der „Förderung der ge-
sellschaftlichen Akzeptanz von gleichgeschlechtli-
chen Partnerschaften“. - Das ist doch ein alter Hut,
meine Damen und Herren. Sogar die Ehe für alle ist
jetzt Gesetz. Was will man eigentlich noch?

Die größte Kostensteigerung haben wir allerdings
mit über 18 Millionen beim Landesamt für Soziales,
von 290 Millionen im Jahr 2017 auf 308 Millionen im
Jahr 2018. Das ist eine Steigerung um circa 7 Pro-
zent, wobei die rechnerische Basis, nämlich das
Jahr 2017, schon hoch war. Bereits von 2016 auf
2017 gab es eine Steigerung um 9 Millionen. Jetzt
haben wir eine doppelt so hohe Steigerung, nämlich
18 Millionen mehr in 2018.

(Abg. Scharf (CDU): Wollen Sie bei unseren Be-
hinderten kürzen, Herr Müller?)

Es geht nicht um die Behinderten.

(Weiterer Zuruf des Abgeordneten Scharf (CDU).
- Sprechen bei den Regierungsfraktionen und bei
der LINKEN.)

Die Sozialkosten steigen also munter weiter. Was
wollen Sie eigentlich in der nächsten Wirtschaftskri-
se machen mit den ganzen Ansprüchen, die da ent-
stehen?

(Abg. Hans (CDU): Es sind keine Ansprüche, es
ist für die Menschen! - Anhaltendes Sprechen.)
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Interessant zu erwähnen ist hier auch die Steigerung
der Personalkosten um über 11 Prozent. Die Zufüh-
rungen des Landes an das Landesamt für Soziales
allein für Personalausgaben steigen um 1,2 Millio-
nen oder gut 11 Prozent. Am 31. August, also vor
der Fertigstellung des Haushaltsplans, hat der Rech-
nungshof in einer längeren Pressemitteilung gefor-
dert, wegen des großen Interesses der Öffentlichkeit
die Gesamtkosten der Flüchtlingszuwanderung klar
und verständlich darzustellen. Das machen Sie na-
türlich nicht.

Meine Damen und Herren, auf unser Sozialsystem
können wir immer noch stolz sein. Wir brauchen es
für unsere Bedürftigen, unsere Armen, unsere Kran-
ken, unsere Behinderten und unsere Pflegebedürfti-
gen. Wir dürfen es nicht überlasten, insbesondere
nicht durch Fremde, die in verantwortungsloser Wei-
se angelockt werden.

(Abg. Hans (CDU): Es ist unsäglich, was Sie hier
von sich geben! - Unruhe.)

Ich sage es aber, mein lieber Herr Hans! - Für Frem-
de, die nie etwas eingezahlt haben, von denen ein
großer Teil absehbar auch nie etwas einzahlen wird
oder kann und von denen der allergrößte Teil nie
einen positiven Saldo zwischen Kosten und Beiträ-
gen erbringen wird.

(Zuruf von der SPD: Es ist nicht zu fassen! - Abg.
Spaniol (DIE LINKE): So etwas hat hier nichts
verloren! - Abg. Ensch-Engel (DIE LINKE): Das
können Sie auf Ihrem Parteitag machen! - Starke
Unruhe.)

Meine Damen und Herren, hier stellt sich übrigens
die grundsätzliche Frage, weshalb ein verschuldetes
Land wie das Saarland weitere Schulden machen
soll für fremde Interessen, zulasten unserer Kinder,
wie Sie das so oft so schön sagen, wenn es um die
Schulden der Zukunft geht.

(Heftige Zurufe von den Regierungsfraktionen
und von der LINKEN. - Zuruf des Abgeordneten
Thielen (CDU): Immer das gleiche dumme Ge-
labere!)

Sie machen ja auch immer die gleiche dumme Poli-
tik. - Mit anderen Worten: Wenn man ein Sozialsys-
tem hat, muss man auch eine Grenze haben. Ohne
Grenzen lässt sich ein Sozialsystem nicht aufrecht-
erhalten, eines wie unseres schon dreimal nicht,
auch nicht durch ganz festes Wunschdenken und
auch nicht dadurch, dass man Sozialausgaben mit
Steuern finanziert, wie Peter Gillo das neuerdings
schon fordert. Auch die hohe saarländische mit-
menschliche Integrationsfähigkeit darf nicht über-
strapaziert werden. Was ein überlastetes, nicht mehr
tragbares Sozialsystem für unseren inneren Frieden
bedeuten kann, dafür, meine Damen und Herren,

entwickeln Sie hoffentlich noch genügend Vorstel-
lungskraft. - Ich danke Ihnen.

(Beifall von der AfD. - Abg. Ensch-Engel (DIE
LINKE): Man muss sich schämen!)

Präsident Meiser:
Der Abgeordnete Hermann Scharf hat eine Kurzin-
tervention beantragt.

Abg. Scharf (CDU):
Herr Müller, ich muss eines feststellen: Sie sollten
sich abgrundtief schämen!

(Starker Beifall von den Regierungsfraktionen
und von der LINKEN.)

Wir sind in der Adventszeit. Das ist eine besondere
Zeit, in der deutlich werden sollte, dass wir Versöh-
nung brauchen und keine Spalter. Deswegen möch-
te ich Ihnen eines sagen: Der Wirrwarr, den Sie vor-
getragen haben, ist wirklich unvorstellbar. Ich mache
Ihnen das an dem Beispiel deutlich; wenn Sie vorhin
zugehört hätten, dann hätten Sie diese dummen Be-
merkungen nicht machen müssen. Auf der einen
Seite sagen Sie, die Armen und Behinderten brau-
chen das. Die Steigerung der Eingliederungshilfe
hängt aber doch gerade damit zusammen, dass wir
mehr Menschen im System haben und dass wir im
Segment Wohnen mehr brauchen. Ich glaube, das
ist ein ganz wichtiger Aspekt, denn diese Menschen
können sich nicht selbst versorgen. Die brauchen
unsere Hilfe. Vor allem brauchen sie die Hilfe dieses
Parlaments, damit wir das umsetzen können, was
notwendig ist.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und bei der
LINKEN. - Zuruf.)

Ich kann Ihnen nur folgenden Rat geben. Vielleicht
nutzen Sie die Adventszeit und kehren in sich. Wir
wollen einfach, dass alle Menschen in diesem Land
gleich sind. Das Grundgesetz gibt es nämlich vor.
Die Würde des Menschen ist unantastbar. - Herzli-
chen Dank.

(Lebhafter Beifall von den Regierungsfraktionen
und von der LINKEN.)

Präsident Meiser:
Herr Fraktionsvorsitzender Dörr, die Kurzinterventi-
on soll zwei Minuten nicht überschreiten. Der Abge-
ordnete Hermann Scharf hat eine Minute und 40 Se-
kunden gesprochen. Das war absolut in Ordnung.

Nunmehr hat Herr Abgeordneter Dr. Magnus Jung
für die SPD-Landtagsfraktion das Wort.

Abg. Dr. Jung (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch ich
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komme zunächst nicht drum herum, Ihnen, Herr
Müller, ins Stammbuch zu schreiben: Sie haben
nicht nur keine Kenntnis von Sozialpolitik, sondern
Sie haben auch keine Absicht, Sozialpolitik zu
verstehen. Das Einzige, was Sie hier verbreiten, ist
Sozialneid, um Hass in dieser Gesellschaft zu säen.
Das werden wir als Parlament nicht zulassen. Wir
stellen die Menschen in den Mittelpunkt und nicht
den Hass.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Mit Blick auf den vor uns liegenden Haushalt und
den Koalitionsvertrag kann man feststellen, dass
sich die Große Koalition ein sehr umfangreiches und
sehr detailliertes Arbeitsprogramm für die nächsten
Jahre vorgenommen hat. Es war ein richtiges Pflich-
tenheft. Vieles von dem, was wir uns dort vorgenom-
men haben, findet sich in diesem Haushalt wieder.

Ich möchte mit dem wichtigsten Thema für die Men-
schen beginnen, nämlich mit der Gesundheit. An
vielen Stellen sind wir engagiert, um Prävention und
Aufklärung zu betreiben. Wir unterstützen die Siche-
rung der ambulanten Versorgung gemeinsam mit
den Hausärzten und vor allem die stationäre Versor-
gung. Das bildet im aktuellen und kommenden Jahr
einen wichtigen Schwerpunkt in der Gesundheitspo-
litik des Landes. Wir werden im nächsten Jahr 4 Mil-
lionen Euro mehr zur Verfügung stellen. Diese Sum-
me wird auf jährlich 10 Millionen im Laufe dieser Le-
gislaturperiode aufwachsen.

Wir sind gerade dabei, ein neues Krankenhausge-
setz zu beraten. Der neue Krankenhausplan ist
ebenfalls vor wenigen Wochen erschienen. Dabei
geht es natürlich auch um die Frage, wie wir die
Pflege im Saarland stärken. Wir unterstützen die So-
zialministerin bei ihrer Absicht, 1.000 neue Arbeits-
plätze in der Pflege im Saarland zur Verfügung zu
stellen. Natürlich bekennen wir uns auch zu dem
Ziel von Personalmindestanhaltszahlen, wie wir es
im Koalitionsvertrag verabredet haben.

Nun weiß jeder, dass man das nicht so leicht haben
kann. Es gibt nämlich verschiedene Hürden, die da-
bei zu nehmen sind. Zum Ersten braucht man wis-
senschaftlich basierte Grundlagen, auf denen man
diese Zahlen festlegen kann. Zum Zweiten braucht
man ein ausreichendes rechtliches Instrumentarium,
um es verpflichtend machen zu können. Zum Dritten
braucht man auch die entsprechenden finanziellen
Mittel, um das am Ende durchzusetzen.

Vieles von dem kann das Saarland nicht alleine or-
ganisieren. Deshalb hätten wir uns schon gewünscht
- so weit unsere Kritik -, dass im entsprechenden
Gutachten der eine oder andere Hinweis in dieser
Frage tatsächlich erfolgt. Wir waren enttäuscht von
dem, was da drin gestanden hat. Aber wir bleiben in
dieser Regierung gemeinsam bei diesem Ziel und

wollen dieses Ziel gemeinsam umsetzen. Insofern
gibt es da keinerlei Konflikt in der Regierung.

Wir werden aber nicht nur die Voraussetzungen für
mehr Arbeitsplätze in der Pflege schaffen müssen,
sondern wir müssen auch dafür werben, dass es ge-
nügend Menschen gibt, die in der Pflege arbeiten
wollen. Wir sind an vielen Stellen aktuell mit entspre-
chenden Kampagnen dabei. Wir konnten uns in der
letzten Woche davon überzeugen, dass die Arbeits-
kammer mit ihrem Pflegereferat eine sehr ordentli-
che Arbeit leistet, die von den in der Pflege Beschäf-
tigten stark nachgefragt wird. Wir haben erfreut
Kenntnis nehmen können, dass die Arbeitskammer
dort in der Zukunft noch mehr Personal zur Verfü-
gung stellen will. Ich will an dieser Stelle ganz herz-
lich Danke schön sagen. Auch das ist ein Ergebnis
der Gespräche in der letzten Woche. Verdi leistet in
der politischen Interessenvertretung für die Beschäf-
tigten in der Pflege eine großartige Arbeit und hat
dabei die Unterstützung dieses Hauses verdient.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir haben in jedem Fall einen Bedarf an zahlreichen
gesetzlichen Veränderungen bei der Gesundheits-
politik auf der Bundesebene. Da wird man mit Span-
nung auf die Gespräche schauen dürfen, die in den
nächsten Wochen in Berlin stattfinden. Immerhin ha-
ben wir uns im saarländischen Koalitionsvertrag
schon darauf verständigt, dass wir die Rückkehr zur
paritätischen Finanzierung in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung wollen. Ich glaube, dass wir auch
den Weg zur Einführung einer Bürgerversicherung
gehen müssen und sollten. Wir brauchen andere
Regelungen bei der Vergütung im DRG-System. Vor
allen Dingen brauchen wir sektorübergreifende Or-
ganisation und Finanzierung von Hilfeleistungen.
Das gilt für die Bereiche ambulant und stationär,
aber wir brauchen auch - wie schon der Kollege
Scharf an einem Beispiel aufgeführt hat - eine Sozi-
algesetzbuch-übergreifende Organisation von Hilfen,
beispielsweise bei der Kinder- und Jugendhilfe und
der Behindertenhilfe. Wenn sich dort das Gesund-
heitssystem öffnet, dann können die verschiedenen
Systeme gemeinsam bessere Hilfen für die Men-
schen in unserem Land erreichen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein wichtiges The-
ma und eine immer wichtiger werdende Aufgaben-
stellung in unserem Land ist die Seniorenpolitik.
Was für die Menschen natürlich als Erstes zählt, ist
die Frage einer auskömmlichen Rente, von der man
leben kann und die widerspiegelt, was man im Le-
ben geleistet hat. Deshalb bin ich froh, dass wir im
Koalitionsvertrag verabredet haben, dass wir an die-
ser Stelle eine Bundesratsinitiative vorbereiten, um
die Rente für die Menschen in Deutschland zu ver-
bessern.
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Wir werden gemeinsam dafür sorgen, dass wir eine
gute gesundheitliche Versorgung der älteren Men-
schen haben. Ich glaube, das sind die zwei wichtig-
sten Pfeiler: eine gute Rente und ein gutes Gesund-
heitssystem. Das ist etwas, was besonders ältere
Menschen brauchen. Dazu gehört am Ende auch,
dass man vor Ort in den Gemeinden und Sozialräu-
men die verschiedenen Akteure und Dienste mitein-
ander vernetzt, dass man passgenaue Hilfen organi-
siert, dass man Familien und Ehrenamt unterstützt
und dass man - darauf will ich hinweisen - auf die
besonderen Schwierigkeiten von Senioren im ländli-
chen Raum hinweist. Dort ist die Mobilität einge-
schränkt. Die Versorgung ist im Dorf häufig nicht
mehr so, dass sich ältere Menschen vor Ort versor-
gen können. Da haben wir einen besonderen Bedarf
an Unterstützung, dem wir gemeinsam gerecht wer-
den müssen.

Für uns ist ein weiteres wichtiges Thema die Politik
für Menschen mit Behinderung. Das wird ebenfalls
ein wichtiges Schwerpunktthema für uns im näch-
sten Jahr sein. Es betrifft erstens die Umsetzung
des Bundesteilhabegesetzes in verschiedenen
Schritten und zweitens die Neufassung des saarlän-
dischen Behindertengleichstellungsgesetzes. Dass
uns diese Aufgabe wichtig ist, sieht man daran, dass
wir in diesem Bereich im nächsten Jahr 17 Millionen
Euro mehr zur Verfügung stellen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Geld allein ist aber
nicht alles. Wir hören immer wieder von den Verbän-
den in diesem Bereich, passt darauf auf, dass die
gut gemeinten Gesetze, die die Interessen von be-
hinderten Menschen schützen sollen, in der Praxis
beachtet und angewendet werden - vom öffentlichen
Bau bis zu anderen Angeboten -, damit Menschen
mit Behinderung tatsächlich an allen Bereichen des
gesellschaftlichen Lebens teilhaben können. Da sind
wir alle gefordert, immer wieder den Blickwinkel des
anderen einzunehmen und nicht sozusagen ignorant
zu übersehen, dass auch andere mit Einschränkun-
gen von der sozialen Teilhabe ausgeschlossen sind,
wenn wir nicht auf sie achten.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich komme jetzt auf ein weiteres wichtiges Thema in
diesem Haushalt zu sprechen, nämlich die Frage
der Hilfen für Menschen, die geflüchtet sind. Man
kann über dieses Thema nicht reden und es nicht
verstehen - Herr Kollege Müller, wenn Sie jetzt viel-
leicht einmal zuhören -, wenn man nicht über die
Fluchtursachen redet, wenn man sich nicht mit der
Welt, wie sie nun mal außerhalb unseres schönen,
sicheren Deutschlands ist, auseinandersetzt. Man
sieht sehr viel Not und Elend in weiten Teilen der
Welt, das im Übrigen seine Ursachen nicht unwe-
sentlich in politischen Entscheidungen - insbesonde-
re auch Deutschlands und Europas - der Gegenwart
und Vergangenheit hat, die in diesen Ländern ihre

Wirkung entfaltet haben. Wir haben heute mit diesen
Folgen zu tun. Deshalb hat das etwas mit uns zu
tun, deshalb tragen wir dafür auch Verantwortung
und deshalb müssen wir den Bürgerinnen und Bür-
gern in diesem Land sagen, dass das Thema Flucht
ein zentrales Thema im 21. Jahrhundert sein wird.
Wir können uns diesem Problem nicht entziehen, wir
können uns nicht wegducken, wir können nicht ein-
fach die Grenzen dicht machen und die Bettdecke
über den Kopf ziehen. Sie verbreiten hier eine Illusi-
on. Die Wirklichkeit ist eine andere und es wird Zeit,
dass wir darüber offen mit den Menschen in unse-
rem Land reden.

(Beifall von der SPD.)

Diejenigen, die sozusagen das christliche Abend-
land verteidigen wollen, sollten sich einmal anhören,
was die Kirchen, was die Bischöfe, was der Papst
an dieser Stelle zu sagen haben. Ich finde, es ist
schon beschämend, wenn der eine oder andere das
Wort Christentum - das er ja verteidigen will - noch
in den Mund nimmt und gleichzeitig das Gegenteil
von Christentum auf seinem Plakat vor sich herträgt.

Wir brauchen auch eine gute Regelung beim Thema
Familiennachzug und wir brauchen eine gesell-
schaftliche Debatte darüber, was uns in diesem Zu-
sammenhang im Moment herausfordert und wie es
auch in Zukunft sein wird. Wir müssen die Ängste
der Menschen in diesem Bereich ernst nehmen, wir
müssen aber auch die Chancen sehen, die damit
verbunden sind. Ganz konkret: Bei uns im Saarland
werden wir im nächsten Jahr beispielsweise für die
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge 23 Millio-
nen Euro ausgeben, so der Plan. Im März dieses
Jahres sind wir noch von 29 Millionen ausgegangen,
der Rückgang der Fallzahlen, aber auch der Rück-
gang der Kosten pro Fall führt zu einer deutlichen
Verbesserung der Ausgabensituation. Ich bin mir re-
lativ sicher, die Fallzahlen werden weiter zurückge-
hen, auch die Kosten pro Fall werden weiter zurück-
gehen, sodass wir möglicherweise am Ende auch
diese 23 Millionen nicht brauchen werden, sondern
mit weniger auskommen.

Wir sind an dieser Stelle auf einem guten Weg, ge-
meinsam mit den Jugendämtern und den freien Trä-
gern. Es ist Zeit zu sagen, dass wir auch als Ju-
gendhilfe ein entsprechendes Programm brauchen,
vielleicht auch als Bildungspolitiker, wie wir all diese
geflüchteten jungen Menschen - nicht nur die unbe-
gleiteten, sondern alle - in unserem Saarland in Zu-
kunft noch besser integrieren. Vielleicht werden wir
im nächsten Jahr auch dafür gemeinsam einen Plan
entwickeln.

In diesem Sinne ist der Haushalt eine gute Grundla-
ge für vieles, was wir uns vorgenommen haben, um
die Situation der Menschen im Saarland zu verbes-
sern. Ich bitte Sie daher um Zustimmung.
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(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die Fraktion DIE LINKE Herr Abge-
ordneter Dennis Lander.

Abg. Lander (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Die Kollegin Schramm hat eben schon er-
wähnt, wie essenziell die Jugendpolitik ist, um junge
Saarländerinnen und Saarländer im Saarland zu hal-
ten. Der Landesjugendring ist dabei eine wichtige
Stütze. Schön übrigens, dass ihr heute hier seid. Ich
begrüße euch hiermit ausdrücklich. Der Landesju-
gendring betreut 24 Jugendvereine und Projekte,
gibt Kindern und Jugendlichen die Möglichkeit zur
Mitwirkung und Mitgestaltung, zur Bildung und Inte-
gration und zur Prävention von Gewalt und Frem-
denfeindlichkeit, also alles wichtige Beiträge zur po-
sitiven Entwicklung unserer Gesellschaft. Deshalb
ist es auch selbstverständlich für uns, dass wir den
Landesjugendring fördern wollen.

Jetzt beklagt der Landesjugendring jedoch, es schei-
ne, dass die Regierung und vor allem das zuständi-
ge Jugendministerium von Monika Bachmann kei-
nen Plan für eine zukunftsorientierte Jugendpolitik
hätten und dass ein umfassender jugendpolitischer
Rahmen für die Stärkung der ehrenamtlichen Ju-
gendarbeit fehle. Da die Landesregierung weder das
Wahlrecht ab 16 will, noch einen gut ausgearbeite-
ten Plan gegen Kinderarmut vorweisen kann, sollten
doch wenigstens diese 5.000 Euro drin sein. Ich bit-
te Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, geben Sie
sich doch einen Ruck und geben Sie dem Landesju-
gendring hier seine 5.000 Euro!

(Beifall von der LINKEN.)

Nun zur öffentlichen Diskussion zwischen der Jun-
gen Union und dem Landesjugendring. Dass sich
die Junge Union wirklich erdreistet anzuregen, den
geschätzten und langjährigen Geschäftsführer Ge-
org Vogel rauswerfen zu lassen, um Kosten zu spa-
ren, ist wirklich unerträglich. Da kann einem nur übel
werden.

(Beifall von der LINKEN. - Zuruf von der CDU:
Wo steht denn das?)

Da müssen Sie einmal die Pressemitteilung lesen. -
Dann behauptet die Junge Union, keinen Einblick in
den Haushalt des Vereins zu haben und dass der
Landesjugendring bei der Ausgabendiskussion nicht
ehrlich sei. Jetzt sagt der Landesjugendring aber im
Gegensatz dazu, die Zahlen und Fakten wären bei
dem Gespräch mit dem jugendpolitischen Sprecher
der CDU offengelegt worden. Also spricht einer von
beiden wohl die Unwahrheit. Da aber heute einige
Mitglieder der Jungen Union anwesend sind, haben
Sie nun die Möglichkeit, hier die Öffentlichkeit aufzu-

klären und mittels einer Kurzintervention Licht ins
Dunkel zu bringen, wer denn jetzt hier die Unwahr-
heit spricht. Nutzen Sie diese Gelegenheit, liebe Kol-
legen, und klären Sie uns doch bitte auf. - Vielen
Dank.

(Beifall von der LINKEN.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die CDU-Landtagsfraktion Herr Ab-
geordneter Alexander Zeyer.

Abg. Zeyer (CDU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich
möchte zu Anfang auf die Rede von Frau Schramm
eingehen. Ich möchte klarstellen, dass wir gegen je-
de Art von Extremismus sind, und ich glaube, Sie
sind wohl auf einem Auge blind. Hier die Jungen
Journalisten im Saarland als unabhängige Journalis-
ten anzugreifen, ist unterste Schublade, machen Sie
endlich beide Augen auf!

(Beifall von der CDU. - Abg. Lander (DIE LINKE):
Mittel zweckentfremdet!)

Sehr geehrter Herr Lander, nun zur Diskussion mit
dem Landesjugendring: Vielleicht sollten Sie - und
das empfehle ich Ihnen - in Zukunft die Pressemittei-
lungen der Jungen Union etwas besser lesen, dann
würden Sie auch etwas von dem verstehen, was Sie
hier versucht haben zu sagen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Da-
men und Herren, wir beschäftigen uns heute mit
d e m Zukunftsthema, nämlich mit dem Thema Ju-

gend. Dazu gehört natürlich in erster Linie die Ju-
gendpolitik in unserem Land. Lassen Sie mich mit
einem wichtigen Thema für unsere Jugend begin-
nen. Mit dem Haushalt für das Jahr 2018 rückt die
schwarze Null in greifbare Nähe und wir senken die
Neuverschuldung deutlich, von 168 Millionen im
Jahr 2017 auf nur noch 8 Millionen Euro im Jahr
2018. Das Jahr 2018 ist somit zum Wendepunkt der
Neuverschuldung unseres Landes geworden, denn
ab 2019 wollen wir keine neuen Schulden aufneh-
men. Das ist in erster Linie ein großer Erfolg für die
junge Generation und für alle nachfolgenden Gene-
rationen in unserem Land, denn nur so können wir
die Eigenständigkeit unseres Landes sichern. Weni-
ger Schulden bedeuten gerade für die jungen Men-
schen, dass sie für die Zukunft mehr Gestaltungs-
spielräume haben.

(Beifall von der CDU.)

Trotz alledem ist es uns gelungen, mehr finanzielle
Mittel für die wichtige Jugendarbeit zur Verfügung zu
stellen. Aus diesem Grund haben wir auf unserer
Haushaltsklausur beschlossen, die Förderung des
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Landesjugendrings um 10.000 Euro auf 141.000
Euro zu erhöhen, so viel wie noch nie.

(Beifall von der CDU.)

Deshalb kann ich auch die derzeitige Diskussion
nicht ganz nachvollziehen. Die Mitgliedsverbände
des Landesjugendrings leisten im Saarland eine tol-
le Arbeit. Das wollen wir mit der Erhöhung der Gel-
der würdigen und unterstreichen. An dieser Stelle
möchte ich auch ganz herzlich Tobias Wolfanger
vom Landesjugendring begrüßen. Es freut uns sehr,
dass du heute mit weiteren Vertretern des Landesju-
gendrings hier dabei bist.

(Beifall bei der CDU.)

Zusätzlich zu seiner Arbeit als Interessenvertretung
der saarländischen Kinder- und Jugendverbände be-
treibt der Landesjugendring zum Beispiel den Ju-
gendserver Saar, das Informationsportal für saarlän-
dische Jugendliche. Auch dieses Projekt wurde mit
weiteren finanziellen Mitteln unterstützt.

Zudem erhielt der Landesjugendring im Jahr 2017
im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie le-
ben!“ für das Projekt „Stärkung von Migrantenorgani-
sationen und Integration von Zugewanderten in die
Kinder- und Jugendarbeit im Saarland“ eine Förde-
rung in Höhe von 27.000 Euro.

Neben der Erhöhung der Finanzmittel werden wir
wie im Koalitionsvertrag festgehalten im kommen-
den Jahr weitere Jugendbildungsreferentenstellen
zur Verfügung stellen. Jugendbildungsreferenten ha-
ben insbesondere die Aufgabe, allgemeine politi-
sche, gesundheitliche, soziale und ökologische Bil-
dungsmaßnahmen sowie Maßnahmen zur Förde-
rung und Fortbildung ehrenamtlicher Mitarbeiter vor-
zubereiten und durchzuführen. Hier wollen wir in den
kommenden Jahren weitere Stellen schaffen, um die
Situation der Jugendverbände weiter zu verbessern.

(Beifall von der CDU und vereinzelt bei der SPD.)

Die Jugendarbeit ist für uns sehr wichtig. Wir schät-
zen den Landesjugendring als Teil zukunftsorientier-
ter Jugendarbeit. Allerdings ist der Landesjugend-
ring nur ein Teil der Jugendarbeit. Vieles wird auch
ehrenamtlich in anderen Jugendvereinen geleistet.
Wir wollen daher die gesamte Jugendarbeit im Saar-
land fördern, nicht nur einzelne Organisationen.
Denn überall im Lande engagieren sich junge Men-
schen in Vereinen, Verbänden, Jugendzentren und
Hilfsorganisationen. Hierfür ein großes Dankeschön.

(Beifall von der CDU.)

Neben dem Landesjugendring erhalten derzeit 19
Jugendverbände Zuwendungen, zum Beispiel die
Jungen Musiker Saar, die THW-Jugend, der Saar-
ländische Pfadfinderbund, die Naturfreundejugend
Saar, das Deutsche Jugendrotkreuz oder die Saar-
ländische Jugendfeuerwehr. Hier engagieren sich

täglich junge Menschen für andere junge Menschen.
Ein solch großartiges Engagement in Deutschland
ist einzigartig und verdient unseren größten Re-
spekt, Dank und Anerkennung.

(Beifall bei der CDU.)

Es wäre auch sicher nicht im Sinne des Landesju-
gendrings, wenn wegen höherer Personalkosten Ju-
gendfreizeiten oder Veranstaltungen anderer ehren-
amtlicher Jugendvereine ins Wasser fallen müssten.
Wir haben doch alle ein gemeinsames Ziel: das
Saarland für junge Menschen attraktiv zu gestalten.
Es werden im Haushalt für das Jahr 2018 mehrere
Hunderttausend Euro für die Jugendarbeit zur Verfü-
gung gestellt. Für Bildungsmaßnahmen der Träger
der Jugendarbeit, für die Durchführung von Freizei-
ten, aber auch für die Schulung der Mitarbeiter wer-
den wir weiter investieren.

Ich möchte heute die Gelegenheit nutzen, um im
Namen der gesamten CDU-Landtagsfraktion Danke
zu sagen. Insbesondere möchte ich mich bei den
Freunden des Landesjugendrings bedanken für ihr
großartiges Engagement, natürlich bei allen Jugend-
verbänden und unseren großartigen Vereinen in al-
len Dörfern, Städten und Gemeinden unseres Lan-
des.

(Beifall bei der CDU.)

Wir können alle gemeinsam stolz sein auf so viel
Engagement für die Jugendlichen und Kinder in un-
serem Land. Unser Saarland ist und bleibt auch in
Zukunft das Kinder- und Jugendland in Deutschland.
- Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU. - Abg. Lander (DIE LINKE):
Wer hat gelogen? - Sie!)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die DIE LINKE-Landtagsfraktion
Herr Abgeordneter Ralf Georgi.

Abg. Georgi (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine Damen und Herren! Ich kann aus Zeitgründen
nur kurz auf ein Thema eingehen, das im Alltagsge-
schäft leider viel zu oft untergeht, mir aber sehr
wichtig ist, die Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rungen an unserer Gesellschaft.

Meine Damen und Herren, man ist nicht behindert,
man wird behindert. Dieser Satz trifft es wirklich gut.
Rund die Hälfte aller Bahnhöfe im Saarland ist im-
mer noch nicht barrierefrei zu erreichen. Frau Minis-
terin hat gesagt, es wird sich demnächst ändern. Es
wird auch Zeit.

Auch viele öffentliche Gebäude, Hallen, aber auch
manche Wege, Straßenübergänge oder Geschäfte
und Kinos sind nicht barrierefrei. Es fehlen Türen,
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die breit genug für Rollstühle sind, behindertenge-
rechte Toiletten, Rampen oder Aufzüge für Rollstuhl-
fahrer. Für die Betroffenen heißt das, sie müssen
draußen bleiben, sie können am gesellschaftlichen
Leben eben nicht teilhaben. Das ist nicht nur unge-
recht, es ist auch nicht vereinbar mit der UN-Behin-
dertenrechtskonvention, die Deutschland unter-
schrieben hat, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Meine Damen und Herren, viele von Ihnen kennen
vielleicht die Probleme, eine Halle zum Beispiel für
eine politische Veranstaltung oder einen Parteitag
zu finden, die behindertengerechte Zugänge und be-
hindertengerechte WC-Anlagen hat, die also barrie-
refrei ist. Wir wissen, wie gravierend die Haushalts-
probleme der Städte und Gemeinden sind. Hier
braucht es also ein Investitionsprogramm für einen
barrierefreien Umbau öffentlicher Gebäude, ähnlich
wie beim barrierefreien Umbau von Haltestellen, wie
eben von der Kollegin Blatt gesagt wurde.

Es ist auch völlig unverständlich, warum nur etwa je-
de dritte Arztpraxis barrierefrei erreichbar ist. Gera-
de Ärzte sollten wissen, worauf es hier ankommt.
Die Situation bei Rechtsanwälten und Notaren ist
noch schlimmer. Es braucht also auch mehr Druck
auf private Dienstleister und Unternehmen. Gute
Worte alleine schaffen keine Teilhabe.

(Beifall bei der LINKEN.)

Kolleginnen und Kollegen, auch am Arbeitsmarkt ha-
ben es Menschen mit Behinderungen, vor allem
Schwerbehinderte, sehr schwer. Die Arbeitslosen-
quote bei Schwerbehinderten ist doppelt so hoch
wie bei Nichtbehinderten. Doppelt so hoch! Der VdK
hat recht, wenn er eine Erhöhung der Ausgleichsab-
gabe fordert, denn bloße Appelle haben in den letz-
ten Jahren ganz offensichtlich nichts gebracht. Man
ist nicht behindert, man wird behindert. Wir müssen
diese Behinderung von Menschen mit einer Behin-
derung endlich beseitigen. - Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die SPD-Landtagsfraktion Frau Ab-
geordnete Martina Holzner.

Abg. Holzner (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die Haushaltsdebatte ist eine gute Gelegenheit,
über Schwerpunkte in der Arbeit des Landtages im
nächsten Jahr zu sprechen. Im Sozialhaushalt be-
schäftigen wir uns insbesondere mit der Situation
von Menschen, die in Not sind und öffentliche Hilfe
brauchen.

Am vergangenen Donnerstag hat der Saarländische
Rundfunk mit seinem Thementag „Armut im Saar-

land“ die besorgniserregende Situation in unserem
Land thematisiert und die Politik zum Handeln auf-
gefordert. Jeder sechste Saarländer ist armutsge-
fährdet. Damit liegt unser Land unter den westdeut-
schen Flächenländern auf Platz 2 hinter Nordrhein-
Westfalen. Bei Kindern ist die Situation noch ange-
spannter. In unserem Bundesland leben derzeit rund
26.000 Kinder in Armut. Besonders betroffen sind
dabei Alleinerziehende. Rund 10.000 Kinder im
SGB-II-Bezug leben in einem Haushalt mit nur ei-
nem Elternteil unterhalb der Armutsgrenze. Bei Al-
leinerziehenden liegt die Armutsquote bei 42 Pro-
zent.

Auch wenn diese Zahlen nicht neu sind - sie steigen
wieder an! Armut in einem so reichen Land ist und
bleibt ein Skandal.

(Beifall bei der SPD.)

Was bedeutet Armut konkret? Die immer wiederkeh-
renden Armutsberichte, seien sie von Wohlfahrtsver-
bänden, vom Statistischen Amt oder von der Bun-
desregierung, liefern uns einen objektiven Überblick
über die Situation in unserem Land. Aber wer von
uns kann objektiv sein, wenn beispielsweise er oder
sie an das Kind denkt, das ohne Frühstück in die
Schule geht?

Meine Damen und Herren, hinter den Armutsstatisti-
ken stehen Menschen, und die Armut hat fatale Kon-
sequenzen für ihr tägliches Leben. Beispiel: Lebens-
erwartung. Bis zu 12 Jahre weniger Lebenszeit ha-
ben arme und gering gebildete Menschen. Das hat
natürlich verschiedene Ursachen, die konkret aus
dem Leben in Armut resultieren. Das liegt zum Bei-
spiel an der Ernährung. Wer am Ende des Monats
jeden Cent im Geldbeutel zweimal umdrehen muss,
achtet zunächst darauf, dass alle satt werden, statt
auf besonders gesundes Essen.

An dieser Stelle möchte ich ausdrücklich die Arbeit
der Tafeln würdigen. Unser Anspruch sollte es aber
sein, dass die Tafeln irgendwann nicht mehr nötig
sind.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der LIN-
KEN.)

Beispiel Mobilität. Für arme Menschen ist die Unter-
haltung eines Autos kaum möglich. Diese Menschen
sind meist auf den ÖPNV angewiesen. Gerade im
ländlichen Raum ist die tägliche Busfahrt häufig
kaum zu finanzieren. Wer weniger mobil ist, hat we-
niger soziale Kontakte. Aus der materiellen Armut
resultiert soziale Armut, ein Teufelskreis.

Beispiel soziale Teilhabe. Gerade ältere Menschen,
häufig Frauen, die in ihrem Leben mehrere Kinder
groß gezogen haben, leben im Saarland überdurch-
schnittlich häufig in Armut. Nicht selten nehmen sie
aus Schamgefühl keine Hilfe in Anspruch. Damit es
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für die Grundbedürfnisse reicht, muss auf vieles ver-
zichtet werden.

Ja, was macht die Landesregierung, um Armut zu
bekämpfen? Der von uns initiierte Armuts- und
Reichtumsbericht aus dem Jahr 2015 hat besonders
bei alleinerziehenden, arbeitslosen und gering quali-
fizierten Menschen in unserem Land ein erhebliches
Armutsrisiko festgestellt. Nach allen Prognosen wird
Altersarmut in Zukunft eine noch größere Rolle spie-
len. Armutsbekämpfung findet in unserem Land auf
allen staatlichen und nichtstaatlichen Ebenen statt.
Öffentliche, freie und kirchliche Träger engagieren
sich in der Armutsbekämpfung. Die Projekte der Ein-
zelnen wollen wir aufeinander abstimmen. Mit dem
Aktionsplan zur Bekämpfung von Armut werden wir
alle Armutsprojekte auf Landes-, Kreis- und Gemein-
deebene genau analysieren und dann in einem
zweiten Schritt sinnvolle Strategien des Landes zur
besseren Bekämpfung von Armut erarbeiten. Dazu
werden wir zusätzliches Geld in die Hand nehmen.
Und wir werden keine Zeit verlieren. Den Ge-
sprächsfaden werden wir direkt ab Januar mit allen
Akteuren aufgreifen, die der Armut begegnen, mit
dem Ziel, schnellstens in die konkrete Umsetzung zu
kommen.

Auch mit der Absenkung der Kita-Gebühren werden
wir in dieser Legislaturperiode einen ersten wichti-
gen Schritt in die richtige Richtung machen. Bei den
älteren Menschen, gerade im Hinblick auf die Be-
kämpfung von Altersarmut, richten sich die Blicke
schnell nach Berlin, wenn es darum geht, Verbesse-
rungen zu erreichen. Hier werden wir als Koalition
den Bund in die Pflicht nehmen. Wer jahrzehntelang
gearbeitet hat, dessen Lebensleistung soll durch ei-
ne auskömmliche Rente im Lebensalter angemes-
sen gewürdigt werden.

Neben der grundsätzlichen Steigerung der Erwerbs-
quote wollen wir mit unserer Bundesratsinitiative für
eine faire Rente insbesondere die Ursache für die
Altersarmut von Frauen stärker bekämpfen. Im Län-
dervergleich hat das Saarland nach wie vor die nied-
rigste Erwerbsquote von Frauen. Deshalb werden
wir mit dem Programm Frauen in Arbeit in Koopera-
tion mit den Jobcentern, der Bundesagentur für Ar-
beit und der Netzwerkstelle Frauen im Beruf den
Einstieg beziehungsweise Wiedereinstieg von Frau-
en in den Beruf durch individuelle Beratung und Un-
terstützung fördern, um die berufliche Aus- und Wei-
terbildung in Teilzeit zu erleichtern. Sie sehen, wir
nehmen die Situation sehr ernst. Wir haben konkrete
und gute Ideen, der Armut konsequent zu begeg-
nen. Wir lassen niemanden zurück. Darauf können
sich die Menschen in unserem Land verlassen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich möchte heute aber auch die Gelegenheit nutzen,
um auf ein weiteres Thema eingehen zu können,

das die Öffentlichkeit in den letzten Tagen beschäf-
tigt hat, nämlich die Förderung der außerschulischen
Jugendarbeit. Zunächst möchte ich die gute und en-
gagierte Arbeit des Landesjugendrings, seines Ge-
schäftsführers und seiner 24 Mitgliedsverbände wür-
digen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Unsere Verbände und Vereine haben auch dank der
Arbeit der Jugendverbände den höchsten Organisa-
tionsgrad in der Bundesrepublik. Die Fraktionen ha-
ben in den Haushaltsberatungen hier zusätzliche
Akzente gesetzt. Wir setzen den Koalitionsvertrag
um und stellen 2018 das Geld für den ersten von
vier zusätzlichen Jugendbildungsreferenten zur Ver-
fügung. Die Koalitionsfraktionen haben hierzu den
entsprechenden Titel im Haushalt - Zuwendungen
für Personal- und Sachkosten an die Träger der Ju-
gendarbeit - um insgesamt 40.000 Euro auf nun-
mehr 320.000 Euro erhöht. Weitere werden folgen.
Ein Dauerthema ist die Finanzierung der Arbeit des
Landesjugendrings. Ich begrüße im Zuschauerraum
den Vorsitzenden, weitere Vorstandsmitglieder und
den Geschäftsführer des Landesjugendrings. Schön,
dass Sie heute der Debatte folgen.

(Beifall.)

Die Fraktionen hatten im Rahmen der Haushaltsbe-
ratungen, wie in den vergangenen Jahren, eine Er-
höhung der Mittel um 10.000 Euro vereinbart. Ich
kann nachvollziehen, dass die jährlichen Diskussio-
nen um diese Haushaltsstelle schwierig sind und
von dem einen oder anderen als Gängelung gedeu-
tet werden. Auch ich wünsche mir, dass wir dieses
Thema für die Zukunft mit einer auf Dauer angeleg-
ten Verständigung lösen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Die Äußerungen aus der JU waren hierfür sicherlich
nicht förderlich, sondern haben durch ihre persönli-
chen Angriffe Öl ins Feuer gegossen. Das entspricht
weder in der Form noch im Inhalt der Meinung mei-
ner Fraktion. Deshalb, Herr Vogel, will ich Ihnen und
Ihren Kollegen ausdrücklich für Ihre hervorragende
Arbeit danken.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN.)

Für alle Bereiche der Sozialpolitik gilt: Ohne das
große Engagement von Ehrenamtlichen, das ich
heute am Tag des Ehrenamtes gerne noch einmal
erwähne, von Familienmitgliedern und Freiwilligen
sähe es in unserem Land düster aus. Gleiches gilt
für das Engagement der Fachkräfte in den unter-
schiedlichsten Bereichen und für die Rolle der
großen Wohlfahrtsorganisationen. Viele von ihnen
haben in den letzten Jahren wegen der Haushalts-
notlage des Saarlandes zusätzliche Belastungen auf
sich nehmen müssen. Dies müssen wir in Zukunft
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bedenken, wenn der Haushalt wieder größere Spiel-
räume zulässt.

Meine Damen und Herren, wir haben die Weichen
für 2018 im Einzelplan 05 gut gestellt, deshalb bitte
ich um Zustimmung. - Vielen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die DIE LINKE-Landtagsfraktion
Herr Abgeordneter Dennis Lander.

Abg. Lander (DIE LINKE):
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte nur
noch einmal kurz anmerken, dass die Junge Union
uns noch eine Antwort schuldig bleibt und die Frage
anscheinend auch nicht beantworten will. Ich möch-
te an dieser Stelle auch feststellen, dass dieses Ho-
he Haus und auch der Landesjugendring das zur
Kenntnis nehmen.

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die CDU-Landtagsfraktion Herr Ab-
geordneter Raphael Schäfer.

Abg. Schäfer (CDU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist guter
parlamentarischer Brauch, dass man sich mit den
von der Opposition vorgetragenen Argumenten di-
rekt auseinandersetzt. Das möchte ich auch tun,
möchte an dieser Stelle aber nicht verschweigen,
dass mir das bei den Plattitüden, die hier oftmals
von der rechten Seite kommen, äußerst schwerfällt.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Herr Kollege Flackus, ich möchte zunächst etwas
auf die allgemeine Kritik erwidern, die Sie zum The-
ma Redezeit geäußert haben. Sie kokettieren immer
damit, dass die Opposition zu wenige Möglichkeiten
hätte, ihre Argumente darzulegen und ihre Positio-
nen klarzumachen. Dem muss ich klar widerspre-
chen. Wenn man das einmal sachlich betrachtet,
kann man feststellen, dass der CDU-Landtagsfrakti-
on, die 24 Mandatsträger hat, eine Redezeit von 24
Minuten zusteht bei einem einfachen Redezeitmo-
dul. Ihnen stehen 16 Minuten zu. Nach meinem
Kenntnisstand ist es so, dass Sie am gestrigen Tag
Ihre Redezeit nicht vollständig in Anspruch genom-
men haben. Das ist doch eine deutliche Sprache,
die hier gesprochen wird! Sie haben ausreichende
Möglichkeiten, hier Ihre Positionen darzulegen.

(Abg. Flackus (DIE LINKE): Das haben wir gar
nicht kritisiert.)

Sie haben heute Morgen Ihre Rede genauso begon-
nen und gesagt: Aufgrund der kurzen Redezeit.

(Weitere Zurufe.)

Ich komme zu Einzelplan 05 und möchte zunächst
den Punkt Investitionsmittel aufgreifen. Auch der
Kollege Müller hat das ja im Endeffekt kritisiert. Wir
sollten uns noch einmal die Fakten betrachten. Der
Finanzminister hat gestern dargelegt, dass wir wirk-
lich ein sehr enges Korsett haben aufgrund der ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben Schuldenbremse und
Stabilitätsrat. In dem Kontext mussten wir einfach in
der Vergangenheit die Investitionsmittel dem Niveau
unseres Nachbarlandes Rheinland-Pfalz anpassen.
Der entscheidende Punkt ist aber, dass wir mit die-
sem Haushalt die Investitionsmittel um 4 Millionen
Euro erhöhen werden. Sie können im Koalitionsver-
trag nachlesen, dass wir auf der Zeitachse bis 2022
diese Mittel sukzessive insgesamt um bis zu 10 Mil-
lionen Euro erhöhen werden. Das ist ein sehr wichti-
ger Beitrag, um dafür zu sorgen, dass die Vielfalt un-
serer Krankenhauslandschaft, mit vielen freien ge-
meinnützigen Trägern und drei öffentlichen Trägern,
auch in Zukunft bestehen bleibt.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ein ganz wichtiger und zentraler Punkt in der Debat-
te ist der Vergleich mit anderen Bundesländern.
Wenn man sich einmal die Zahlen für 2018 ansieht,
ergibt sich bei den Pro-Kopf-Ausgaben folgendes
Bild. Das Saarland gibt 32,64 Euro aus. Bei den
Freunden in Rheinland-Pfalz sind es 30,30 Euro.
Aber, liebe Kollegin Schramm, lassen Sie uns auch
einmal nach Thüringen schauen, wo ja Ihre Partei
maßgeblich in der Regierungsverantwortung steht:
Dort betragen die Investitionsmittel pro Kopf sage
und schreibe 23,03 Euro. - Betrachtet man diesen
Gesamtzusammenhang, muss man sagen, dass
diese Landesregierung und die sie tragende Koaliti-
on einen wichtigen Beitrag leisten hinsichtlich des
Ziels, den unzweifelhaft bestehenden Investitions-
stau sukzessive abzubauen. Ich glaube, das muss
man einfach einmal so feststellen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Zuruf der
Abgeordneten Schramm (DIE LINKE).)

Ich komme zum dritten Punkt, der heute kritisch an-
gesprochen wurde, zu den Personaluntergrenzen.
Das haben Sie angesprochen, und auch der Kollege
Magnus Jung hat dazu schon Stellung bezogen.
Fakt ist doch, dass diesbezüglich das Prinzip
„Gründlichkeit vor Schnelligkeit“ gelten muss. Es
liegt nun einmal ein aktuelles Gutachten vor, das
klipp und klar besagt, dass Anhaltszahlen, die wir
festlegen, evidenzbasiert und insbesondere rechtssi-
cher sein müssen. Das ist ein ganz zentraler Punkt.
Deswegen müssen wir die Vorgaben des Gemeinsa-
men Bundesausschusses auf der Bundesebene ab-
warten. Deswegen müssen wir abwarten, was die
Deutsche Krankenhausgesellschaft und der GKV-
Spitzenverband dazu vereinbaren. Danach wird, wie
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von der Landesregierung schon gesagt, 2019 eine
Expertengruppe eingerichtet, die die Bundesvorga-
ben auf die Landesebene herunterbrechen wird. Wir
werden im Rahmen des Krankenhausgesetzes - da-
zu werden wir im Januar noch umfassende Anhö-
rungen durchführen - das Ministerium in die Lage
versetzen, mittels Rechtsverordnung das alles
schnell umzusetzen. Ich denke, wir sind diesbezüg-
lich wirklich auf einem guten Weg, aber es ist nun
einmal, meine Damen und Herren, der Grundsatz
„Gründlichkeit vor Schnelligkeit“ zu beachten.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte noch
auf einen meines Erachtens zentralen Punkt zu
sprechen kommen, der mir persönlich sehr wichtig
ist: Sie alle kennen das aktuelle Gutachten zur Nord-
saarland-Klinik. Betrachtet man sich die Ausführun-
gen des Gutachters, bleibt festzuhalten, dass nach
seinen Äußerungen beim Status quo kein Bedarf für
die Nordsaarland-Klinik in Wadern besteht. Unter
den Bedingungen des Status quo, so ist das darin
ausgeführt.

Der Gutachter sagt aber auch, dass ein entspre-
chender Bedarf hergeleitet werden könnte, wenn
man das gesamte nördliche Saarland in den Blick
nimmt, also Losheim, Merzig, St. Wendel und Le-
bach. Das geht allerdings nur unter gewissen Vor-
aussetzungen: Würde diese große Klinik mit 300
Betten, die geschätzt mehr als 82 Millionen Euro
kosten würde, in Wadern errichtet, hätte dies zur
Folge, dass das Krankenhaus in Losheim und das
Krankenhaus in Lebach schließen müssten und die
Krankenhausstandorte St. Wendel und Merzig ge-
schwächt würden. Das steht, meine Damen und
Herren, in diesem Gutachten. Der Gutachter würde
sich übrigens eher für Lebach aussprechen, weil er
dort etwas bessere Rahmenbedingungen sieht. Dort
besteht bereits eine bauliche Infrastruktur, die Lage
in der Region ist besser. Allerdings hätte auch ein
Standort Lebach Konsequenzen für andere Stand-
orte. Im Ergebnis müsste Wadern geschlossen blei-
ben, zudem müsste Losheim schließen und Merzig
und St. Wendel würden geschwächt. Es gäbe auch
noch weitere Voraussetzungen, zum Beispiel, dass
die drei beteiligten Träger CTT, Marienhausgesell-
schaft und SHG das in gemeinsamer Trägerschaft
umsetzen müssen.

Es gibt insgesamt in meinen Augen sehr viele Un-
wägbarkeiten, deswegen bedaure ich sehr, dass
nun eine Diskussion in dieser Form im Raum steht.
Wir konnten gerade in Wadern verfolgen, dass sol-
che Debatten immer sehr emotional geprägt sind.
Die Menschen in Wadern waren nach der Schlie-
ßungsentscheidung sehr verunsichert. Diese Ent-
scheidung war, das muss man noch einmal klar sa-
gen, keine Entscheidung der Landesregierung oder
dieses Parlaments, sondern die alleinige Entschei-

dung des Trägers. Die Entscheidung ist natürlich zu
bedauern, aber sie ist nun einmal so. Die Waderner
Bevölkerung war im Ergebnis sehr verunsichert, und
das war sehr schlimm.

Wir sollten bei der künftigen Diskussion klar beden-
ken, dass wir Verantwortung für das gesamte Land
haben, insbesondere auch für das gesamte nördli-
che Saarland. Angesichts des Geschilderten wäre
es mir persönlich ein großes Anliegen, dass der Sta-
tus quo eher erhalten bliebe. Denn hören die Leute
nun, dass andere Krankenhausstandorte geschlos-
sen werden müssten, könnte das zu extremen Ver-
werfungen führen. Das kann ich persönlich keines-
falls unterstützen.

Ich denke, mit dem vorliegenden Haushalt wird klar
zum Ausdruck gebracht, dass im Bereich Kranken-
haus Schwerpunkte gesetzt werden sollen, dass wir
diesbezüglich gut aufgestellt sind. Ich hoffe deshalb
auf Ihre Zustimmung zum Einzelplan 05 und später
natürlich auch zum gesamten Haushalt. - Vielen
Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die Landesregierung Frau Ministe-
rin Monika Bachmann.

Ministerin Bachmann:
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Auf zwei Punkte möchte ich gleich zu Be-
ginn eingehen, auf zwei Punkte, die wohl jeden in-
teressieren und die auch stark diskutiert wurden:
zum einen der Landesjugendring, zum anderen die
Armutsbekämpfung.

Sehr geehrter Herr Vogel, liebe Männer und Frauen
des Landesjugendrings, zunächst einmal ein herzli-
ches Dankeschön an Sie von meinem Hause für Ih-
re gute Arbeit. Wenn ich von „meinem Haus“ spre-
che, ist auch Staatssekretär Kolling inbegriffen, der
ja unmittelbar neben Ihnen sitzt. Wir arbeiten nun
seit 2011 zusammen. Ich kann mich an keinen Tag
erinnern, an dem ein Projekt abgelehnt worden wäre
- in meiner Verantwortung und in der Verantwortung
des Staatssekretärs.

Nun haben wir eine Situation, mit der ich zunächst
einmal klarkommen muss; es mag auch daran lie-
gen, dass dies nicht meinem Sprachstil entspricht.
Vor drei Tagen haben Sie mir eine E-Mail geschickt.
Ich lese Ihnen einmal vor, wie oft Sie mich auffor-
dern: Ich fordere 146.000 institutionelle Förderung,
ich fordere 156.000 für ein anderes Projekt, ab 2020
fordere ich stete Anpassung, ich fordere dynamische
Anpassung, ich fordere detaillierten Plan, ich fordere
zeitgemäße Erhöhung, ich fordere die Erarbeitung
von…, und weitere fünf Forderungen folgen. - Bis-
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lang wurde doch jede Forderung, die berechtigt war,
von unserem Hause mitgetragen.

Ich darf Ihnen sagen, dass wir im Moment knapp
200.000 Euro für zentrale Führungsmittel zur Verfü-
gung gestellt haben. Ich darf Ihnen auch sagen,
dass wir weitere 19 Jugendverbände, die ebenfalls
gute Arbeit leisten, mit 370.000 Euro unterstützen.
Zählen Sie einmal zusammen, wie viel für die Ju-
gendarbeit gemacht wird! Würde sich unser Haus-
halt anders darstellen, als er sich in der Realität dar-
stellt, hätten wir auch noch mehr für die Jugendar-
beit gemacht.

Die Koalitionsfraktionen haben nun einen Antrag auf
Förderung in Höhe von 10.000 Euro gestellt, also ei-
ne Erhöhung auf 141.000 Euro. Ich sage Ihnen aus
Sicht unseres Hauses, dass darin Personal- und
Mietkosten eingerechnet sind. Aus unserer Sicht ist
das auch ausreichend. Vor dem Hintergrund der hal-
ben Million Euro, die sich aus meiner Aufzählung er-
gibt, streiten wir nun über 5.000 Euro.

Ich komme auf den Anfang zurück und stelle noch
einmal fest: Sie sind von unserem Hause noch nie
enttäuscht worden. Wir können uns gerne die Zah-
len noch einmal genau anschauen. Ich bin der Mei-
nung, dass das, was von den Fraktionen nun dan-
kenswerterweise durch den Änderungsantrag drauf-
gesattelt wurde, ausreichen müsste. Sollte das nicht
der Fall sein, werden wir ein Gespräch führen.

Ich komme nun, liebe Astrid Schramm, auf die Ar-
mutsbekämpfung zu sprechen. Sie haben gesagt,
diese stünde nicht auf der Agenda der Landesregie-
rung. Liebe Astrid Schramm, das ist sogar ein priori-
täres Ziel der Landesregierung! Vielleicht ist Ihnen ja
entgangen, dass wir seit geraumer Zeit gemeinsam
mit Hessen, Rheinland-Pfalz, Niedersachsen, Ham-
burg und Nordrhein-Westfalen daran arbeiten, bun-
desweit weitere Maßnahmen und Impulse zur Be-
kämpfung der Kinder- und Familienarmut anzusto-
ßen. Das ist aber noch nicht alles. Ihnen ist wohl
auch entgangen - das kann ja vorkommen -, dass
diese Landesregierung und übrigens auch schon un-
sere Vorgänger seit 2003 und bis jetzt eine An-
schubfinanzierung an die Landeshauptstadt Saar-
brücken leisten, und zwar insbesondere für die
Stadtteile Malstatt, Alt-Saarbrücken und Burbach,
um dort niedrigschwellige Angebote zur Bekämp-
fung der Auswirkungen von Kinderarmut zu machen.
Diese Landesregierung hat sich auch in ihrem Koali-
tionsvertrag verpflichtet, auf der Basis einer aktuel-
len Übersicht über alle Armutsprojekte auf Landes-,
Kreis- und Gemeindeebene im Saarland und unter
Beteiligung der Mitglieder des Beirates zur Erstel-
lung der Sozialstudie einen wirksamen und finanziell
abgesicherten Aktionsplan zur Bekämpfung von Ar-
mut im Saarland zu entwickeln, in diesem Aktions-
plan konkrete Verantwortlichkeiten zu nennen und
einen Zeitplan und Zielvereinbarungen festzusetzen.

Aus diesem Grund ist die Armuts- und Reichtumsbe-
richterstattung sowie die Evaluation des Aktions-
plans fortzuschreiben und vieles andere mehr.
Wenn Ihnen das nicht ausreicht, kann ich Ihnen
auch gerne Schritt für Schritt die Daten nennen,
wann es losgeht.

Das ist aus folgendem Grund so wichtig. Ich bin der
Meinung, wir leben in einer Wohlstandsgesellschaft.

(Zuruf von der LINKEN.)

Immer schön zuhören, Herr Lander, bevor Sie
schreien. - Aber es gibt leider auch Menschen, die
unter schwierigen Bedingungen leben und die sich
aus vielen Gründen Sorgen um ihre eigene Zukunft
und die ihrer Familie machen. Da ist es besonders
wichtig, gegen Armut und Benachteiligung vorzuge-
hen, um stets den Zusammenhalt insgesamt im
Blick zu haben. In einem Saarland für alle, das sage
ich in aller Deutlichkeit, wird niemand ausgegrenzt
und zurückgelassen, egal, ob er behindert ist oder
gesund, krank oder gesund, alt oder jung, Mann
oder Frau oder ob er einen Migrationshintergrund
hat. Das sage ich ganz bewusst zur rechten Seite
des Plenums.

Gerade deshalb ist es so wichtig, dass trotz der Ih-
nen hinlänglich bekannten Haushaltslage im näch-
sten Jahr insgesamt über 396 Millionen Euro für das
Ressort Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie
bereitgestellt werden können. Dies entspricht einer
Steigerung von 8,1 Prozent oder 29,8 Millionen
Euro. Darüber hinaus haben sich die Koalitionsfrak-
tionen - und dafür bedanke ich mich ausdrücklich -
in ihrem Abänderungsantrag darauf verständigt, un-
serem Ressort weitere 340.000 Euro zur Verfügung
zu stellen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, Inklusion, Wertschätzung
und Teilhabe geschehen nicht von selbst. Sie sind in
einem kontinuierlichen Prozess von uns allen ge-
meinsam weiter zu gestalten, weg von der Fürsorge
hin zur Teilhabe, dazu, das Leben selbst zu gestal-
ten und eben nicht durch andere gestalten zu las-
sen. Dieser überfällige Paradigmenwechsel wird ins-
besondere durch die weitere Umsetzung des Bun-
desteilhabegesetzes, das ist ein Riesenpaket, das in
unserem Haus bearbeitet werden muss, geprägt.
Wir haben eine lange und intensive Diskussion über
die Vorbereitung des Bundesteilhabegesetzes ge-
habt, durch das die Eingliederungshilfe aus dem
Fürsorgesystem der Sozialhilfe herausfällt. Es steht
nun vor der konkreten Umsetzung. Das Land bleibt
hierbei unverändert für die Eingliederungshilfe zu-
ständig, das Landesamt für Soziales bleibt die aus-
führende Behörde.

Nach wie vor stellt dieses Landesamt als soziales
Dienstleistungszentrum unseres Landes das größte
Einzelbudget dar. Im Jahr 2018 wird dieser Etat um
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18,3 Millionen Euro auf 309 Millionen Euro anwach-
sen. Aufgrund steigender Fallzahlen und Fallkosten
werden Ausgaben für Zwecke der Sozialhilfe in Hö-
he von über 279 Millionen Euro erwartet, das ent-
spricht Mehrausgaben von 16,8 Millionen Euro.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in den
nächsten fünf Jahren werden wir das Landesamt für
Soziales zudem zum digitalen Landesamt machen.
Das ist eines der Masterprojekte im Rahmen der Di-
gitalisierungsstrategie der Landesregierung. Wir ha-
ben in anderen Einzelplänen schon detailliert dar-
über gesprochen.

Seit Jahren steigt bundesweit, meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen, die Zahl der leistungsberech-
tigten Menschen in der Eingliederungshilfe. Diese
Entwicklung gilt auch im Saarland. Fortschritte in der
Medizin und die Verbesserung der sozialen Situation
von Menschen mit Behinderungen - Hermann Scharf
hat es heute Morgen angesprochen - sind erfreuli-
che Gründe dafür, dass Menschen mit Behinderun-
gen mittlerweile ein Lebensalter erreichen, das weit-
gehend dem gesunder Menschen entspricht. Zudem
führt der medizinische Fortschritt dazu, dass glückli-
cherweise heute Kinder mit Behinderungen überle-
ben, die früher verstorben sind. Dies erklärt zum Teil
den Anstieg der Fallzahlen in der Eingliederungshilfe
in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten.

Die von der Landesregierung unterstützte Forderung
nach dem Recht auf Teilhabe und Selbstbestim-
mung hat aber auch zu inhaltlichen Veränderungen
der Leistungen geführt. Der noch in den vergange-
nen Jahren herrschende Vorrang der stationären
Fürsorge wird heute ersetzt durch gezielte Unterstüt-
zungs- und Förderleistungen. Die Landesregierung
möchte in Zukunft nicht zuletzt auf Wunsch der Be-
hindertenselbsthilfe ihr Augenmerk noch stärker in
die Weiterentwicklung ambulanter Leistungen legen.
Durch die Entwicklung neuer Modellprojekte zur
Stärkung der ambulanten Versorgung werden wir
versuchen, stationäre Maßnahmen zu vermeiden
oder hinauszuschieben.

Im Rahmen der aufgrund des Bundesteilhabege-
setzes notwendigen Erarbeitung eines neuen Lan-
desrahmenvertrags werden wir dann zusammen mit
der Liga der freien Wohlfahrtsverbände, dem Land-
kreistag und den Interessenvertretungen die beste-
henden Angebote prüfen und gegebenenfalls über-
arbeiten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mehr als jeder vier-
te Mensch im Saarland ist durch eine Behinderung
beeinträchtigt. Die überwiegende Mehrheit dieser
Menschen mit Handikap, rund 85 Prozent, wird erst
durch eine Krankheit behindert. Es muss Barriere-
freiheit in unterschiedlichen Bereichen ermöglicht
werden und damit der Zugang zur sozialen Teilhabe.

Nach Verabschiedung des Bundes-Behinderten-
gleichstellungsgesetzes im vergangenen Jahr, wir
haben es auch hier diskutiert, steht nun die Überar-
beitung des saarländischen Behindertengleichstel-
lungsgesetzes bei uns auf der Agenda. In Kürze
werde ich die externe Anhörung einleiten und den
intensiven Dialog mit dem Landesbehindertenbeirat
und der in diesem Bereich Tätigen weiter vertiefen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich komme zu dem
Thema: Wo und wie kann ich wohnen? Das ent-
scheidet auch bei Menschen mit Handikap über ihre
Lebensqualität. Bereits in der Vergangenheit haben
wir hier bei uns im Saarland ganz konsequent ein
vielfältiges Angebot von selbstbestimmtem Wohnen
mit ambulanter Unterstützung bis hin zu stationären
Wohngruppen für Menschen mit geistiger und kör-
perlicher Behinderung ausgebaut. Und dennoch war
es wichtig, wissenschaftlich fundiert klare Daten
über die zukünftige Entwicklung der Platzzahlen so-
wie die strukturelle Weiterentwicklung der Angebote
zum Wohnen und zur Tagesstrukturierung für Men-
schen mit geistiger und körperlicher Behinderung bis
zum Jahr 2025 zu erhalten, um den Bedarf daran
ausrichten zu können.

Für den Ausbau des stationären Wohnens für er-
wachsene Menschen mit einer Behinderung sind
insgesamt 5 Millionen Euro sowie für ambulant be-
treutes Wohnen für erwachsene Menschen 4,5 Mil-
lionen Euro mehr als 2017 vorgesehen. Auch wenn
sie aus Mitteln des sozialen Wohnungsbaus finan-
ziert werden, sollte erwähnt werden, dass mit der
gemeinsamen Förderrichtlinie meines Hauses mit
dem Ministerium für Inneres, Bauen und Sport, lie-
ber Klaus Bouillon, und vorher dem Finanzministeri-
um, Herr Toscani, bis Ende 2019 für behinderte oder
pflegebedürftige Menschen und Senioren ab dem
60. Lebensjahr die Möglichkeit geboten wird, das
selbstgenutzte Wohneigentum mit einem Zuschuss
barrierefrei oder barrierereduzierend umzubauen.
Und ich kann Ihnen sagen, dieses Programm wird
sehr gerne und sehr viel angenommen.

Ich komme dann zur Verbesserung der Lebenssitua-
tion von Demenzkranken. Über 20.000 Menschen
sind im Saarland an Demenz erkrankt. Das ist für
uns ein ganz besonderes Anliegen und eine große
Herausforderung. Seit November 2012 fördern wird
daher unter Beteiligung der Pflegekassen zur beson-
deren Unterstützung von demenziell erkrankten
Menschen und ihren Angehörigen das Modellprojekt
Landesfachstelle Demenz in Trägerschaft des De-
menz-Vereins Saarlouis. Liebe Dagmar Heib, dir
und Herrn Sauder ein herzliches Dankeschön für die
geleistete Arbeit. Ich glaube, wir haben genau das
Richtige getan, um uns im gesamten Saarland zu
vernetzen, um diese Krankheit aus der Anonymität
herauszuholen. In diesen Dingen kommen wir voran.
Die Erhöhung von Haushaltsmitteln hier ist selbst-
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verständlich, weil wir dort das Personal brauchen.
Insofern ein herzliches Dankeschön allen, die dort
mitarbeiten.

In Anbetracht der wahrlich nicht unproblematischen
demografischen Entwicklung werden künftig weit
mehr Beschäftigte in allen Bereichen der Pflege ge-
braucht. Das sage ich überall und brauche auch kei-
ne neue Rede zu erfinden. Ich habe immer gesagt,
wir werden bis 2020 dafür Sorge tragen, dass die
Menschen, die in der Pflege arbeiten, entlastet wer-
den, am Bett. Aus dem Grund ist es gut so, dass wir
viele gute Schritte machen, Frau Schramm hat es in
etwa bestätigt.

Gestern zum Beispiel wurde - mit Herrn Staatsse-
kretär Kolling - am UKS in Homburg der Pflegepool
eingerichtet, mit einer Anschubfinanzierung von
300.000 Euro. Dieser Pool soll auch Modell für alle
anderen Krankenhäuser sein, damit wir uns anse-
hen, wie es letztendlich aufgebaut werden kann und
wo wir bei der Pflege etwas bewirken können. Die
Menschen, die am Bett arbeiten, wollen nämlich kei-
ne Sonntagsreden, sie wollen Ergebnisse. Deshalb:
Nicht nur meckern, mitarbeiten! Helfen Sie der zu-
ständigen Ministerin, deren Staatssekretär und dem
Gesundheits- und Sozialministerium, den Blick nach
vorne zu richten, zu werben, anstatt vorne Reden zu
halten, die den einen oder anderen, der sich gerne
geschätzt gefühlt hätte, auch noch entmutigt. Dazu
fordere ich Sie auf.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

In Anbetracht der Tatsache, dass meine Redezeit zu
Ende geht, würde ich gerne noch die Hospiz- und
Palliativversorgung ansprechen, ein wesentlicher
Teil der Gesundheits- und Sozialpolitik. Ich bin eben
darauf eingegangen und habe in aller Deutlichkeit
gesagt, dass wir derzeit 48 Hospizplätze haben,
dass wir in der Fläche eine sehr gute ambulante
Hospizversorgung haben. Aus diesem Grund bin ich
sehr erfreut, dass wir den Menschen, die sterbens-
krank sind, und ihren Angehörigen wirklich das öf-
fentliche Interesse geben. Wir müssen ihnen helfen,
wohnortnah versorgt werden zu können, sodass die
Menschen auch ihre Liebsten besuchen können.
Deshalb freue ich mich, dass im kommenden Jahr
die Haushaltsmittel in diesem Bereich wesentlich er-
höht werden. So wird es auch möglich sein, ein ge-
nerationsübergreifendes Hospiz auf dem Gelände
des UKS in Homburg zu fördern. Auch das sind Mo-
delle, die ich heute Morgen gerne von der Oppositi-
on gehört hätte. Meine Redezeit reicht nicht aus, al-
les anzusprechen.

Ein weiterer Punkt sind die Pflegestützpunkte. Wir
werden weiterhin die Pflegestützpunkte fördern und
vorantreiben. Unser Ziel ist die verstärkte Inan-
spruchnahme der Pflegestützpunkte. Zu dieser Wei-

terentwicklung wurde der Haushaltsansatz um fast
20 Prozent auf 981.000 Euro erhöht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit der
Kampagne „Familie, Pflege und Beruf“ sollen auf al-
len gesellschaftlichen Ebenen, insbesondere aber
für die weitere erforderliche Verbesserung, neben
der Beteiligung der Unternehmensverbände und der
Kammern insbesondere Betriebe des Pflege- und
Gesundheitsbereichs angesprochen werden. Hierfür
können wir für das kommende Jahr Mittel in Höhe
von 50.000 Euro veranschlagen.

Das Programm Frühe Hilfen wurde angesprochen,
ich rede sehr gerne darüber. Es wurde aus dem
Saarland bundesweit in alle Bundesländer hineinge-
tragen. Vor zehn Jahren hat das Saarland mit dem
Landesprogramm „Frühe Hilfen - Keiner fällt durchs
Netz“ unter den Ländern eine Vorreiterrolle über-
nommen. Darauf können wir stolz sein, hier ist ein-
mal mehr Großes im Kleinen entstanden. Ich glau-
be, das kann sich bundesweit sehen lassen, denn
die Einrichtung eines auf Dauer angelegten Fonds
zur Sicherstellung der Netzwerke Frühe Hilfen in
Form einer bürgerlich-rechtlichen Stiftung ist nun
verstetigt. Neben einer Zuweisung des Bundes in
Höhe von 627.000 Euro, weil der Bund das nach der
neuen Verwaltungsvereinbarung mit übernommen
hat, werden wir zusätzlich eine Förderung aus Lan-
desmitteln in Höhe von 515.000 Euro verstetigen.

Die Krankenhauslandschaft ist ein weiteres aktuelles
und sicher emotionales Thema, über das wir schon
viele Male gesprochen haben. Ich kann Ihnen nur
sagen, wir haben das Krankenhausgesetz hier vor-
gelegt, wir haben gleichzeitig den Krankenhausplan
vorgestellt. Wir wissen, wo die Reise hingeht und
wie wir unsere Krankenhauslandschaft gerne sehen
würden. Das heißt konkret, die Landesregierung
schließt kein Krankenhaus. Die Landesregierung ist
dabei, die Trägerschaft dahingehend zu sensibilisie-
ren, dass man sich trägerübergreifend unterhält. Die
Patientinnen und Patienten sollen wissen, wenn es
am Kopf, am Bein, am Bauch oder sonst wo wehtut,
wo die Zentren sind, wo sie hingehen können. Aus
dem Grund ist die Konzentration von Zentren und
Fachabteilungen für uns ganz wichtig. Das ist des-
halb wichtig, weil nicht die Krankenhäuser, sondern
die Patienten an erster Stelle stehen. Jeder Abge-
ordnete, der heute hier ist, kann morgen selbst be-
troffen sein.

Ich glaube, dass die Krankenhauslandschaft in un-
serem Haus wirklich anständig diskutiert wird und Ih-
nen zu jeder Zeit alles vorgelegt werden kann. Ich
will überhaupt nicht auf Schließungen oder Meinun-
gen von Trägern eingehen, das würde viel zu weit
greifen, aber ich würde mich freuen, wenn Sie uns
bei der Krankenhausdiskussion begleiten würden.
Wenn Sie in die Krankenhäuser gehen, viele von Ih-
nen machen das ja, dann sehen Sie, dass die Große

Landtag des Saarlandes - 16. Wahlperiode - 9. Sitzung am 04./05. Dezember 2017

(Ministerin Bachmann)

428



Koalition mit der Landesregierung eines im Auge
hat: Wir wollen weiterhin gar kein Krankenhaus
schließen, wir wollen, dass die Krankenhäuser Be-
stand haben, aber als Schwerpunktzentren. Aus die-
sem Grund kann ich die Opposition nur bitten, uns
auf diesem Weg zu begleiten.

Ich möchte gerne am Schluss noch etwas zum Eh-
renamt sagen und an die Menschen in diesem Land
erinnern, die ehrenamtlich unterwegs sind. Es sind
etwa 400.000 Menschen tätig in allen Bereichen, die
wir kennen, Sport-, Kultur-, oder Sozialbereich.
Kaum ein Bundesland hat so viele Menschen wie
das Saarland - Rheinland-Pfalz ist fast so gut wie
wir -, die sich ehrenamtlich engagieren. Dafür will ich
an dieser Stelle ein herzliches Dankeschön sagen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich will insbesondere einen Punkt herausgreifen.
Klaus Bouillon und ich haben festgestellt, als es in
diesem Land zu einer Situation kam, in der wir die
Ehrenamtlichen dringend gebraucht haben, nämlich
im Jahr 2015, haben wir keinen rufen müssen, die
Ehrenamtlichen waren da. Sie waren nämlich da in
der Flüchtlingshilfe und um Initiativen zu realisieren.
Sie waren einfach da, nicht um die Leute zu bejam-
mern, sondern um ihnen zu helfen, auf die Beine zu
kommen. Das war großartig. Aus dem Grund freue
ich mich natürlich sehr, dass die Landesregierung
auch im kommenden Jahr die Mittel für das ehren-
amtliche Engagement hat und dass die Große Koali-
tion so großzügig war, diesen Titel noch aufzu-
stocken. Herzlichen Dank, Herr parlamentarischer
Geschäftsführer. Ich hätte gerne noch etwas gesagt,
aber meine Redezeit ist um. - Ich danke Ihnen allen,
dass Sie mir zugehört haben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Weitere Wortmeldungen sind nicht eingegangen. Ich
schließe die Aussprache.

Der Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfragen
hat zu Einzelplan 05 einen Abänderungsantrag ein-
gebracht, der uns als Drucksache 16/173 vorliegt.
Wir kommen zur Abstimmung über diesen Abände-
rungsantrag. Wer für die Annahme des Abände-
rungsantrags Drucksache 16/173 ist, den bitte ich,
eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer
enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass der
Abänderungsantrag Drucksache 16/173 mit Stim-
menmehrheit angenommen ist. Zugestimmt haben
die Fraktionen von CDU, SPD und DIE LINKE, da-
gegen gestimmt hat die AfD-Fraktion.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 17
Kapitel 17 05. Wer für die Annahme von Einzel-
plan 17 Kapitel 17 05 ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der

Stimme? - Ich stelle fest, dass Einzelplan 17 Kapitel
17 05 mit Stimmenmehrheit angenommen ist. Zuge-
stimmt haben die Fraktionen von CDU und SPD, da-
gegen gestimmt haben die DIE LINKE-Landtagsfrak-
tion und die AfD-Landtagsfraktion.

Es ist über Kapitel 05 01 Einzelabstimmung bean-
tragt. Wer für die Annahme des Kapitels 05 01 ist,
den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dage-
gen? - Wer enthält sich der Stimme? - Dann stelle
ich fest, dass Kapitel 05 01 mit Stimmenmehrheit
angenommen ist. Zugestimmt haben die Fraktionen
von CDU und SPD, dagegen gestimmt haben die
Fraktionen DIE LINKE und AfD.

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan
05 im Übrigen. Wer für die Annahme des Einzel-
plans 05 unter Berücksichtigung des angenomme-
nen Abänderungsantrags ist, den bitte ich, eine
Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält
sich der Stimme? - Dann stelle ich fest, dass der
Einzelplan 05 unter Berücksichtigung des angenom-
menen Abänderungsantrags mit Stimmenmehrheit
angenommen ist. Zugestimmt haben die Fraktionen
von CDU und SPD, dagegen gestimmt haben die
Fraktionen DIE LINKE und AfD.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir treten nun in die
Mittagspause ein bis um 13.25 Uhr.

(Die Sitzung wird von 12.24 Uhr bis 13.27 Uhr un-
terbrochen.)

Vizepräsidentin Ries:
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir setzen die un-
terbrochene Sitzung fort und kommen zur Über-
sicht 6, Einzelplan 06 - Ministerium für Bildung und
Kultur -, Einzelplan 17 Kapitel 17 06 und Einzelplan
20 Kapitel 20 06, 20 12 und 20 27.

Übersicht 6 - Ministerium für Bildung und Kul-
tur (Abänderungsantrag: Drucksache 16/174)

Auch hier wurde die Berichterstattung zu Protokoll
gegeben (siehe Anlage 9). Ich eröffne die Ausspra-
che. - Das Wort hat die Abgeordnete Barbara Spani-
ol von der Fraktion DIE LINKE.

Abg. Spaniol (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wenn es um den Einzelplan 06 - Bildung - geht, hat
die Debatte um den Anteil der Bildungsausgaben
am Gesamthaushalt eine lange Tradition. Wir ken-
nen das beide, Herr Minister. Sind Versorgungsbe-
züge mit eingerechnet oder nicht, ist die Wissen-
schaft, die auch zu Bildung gehört - völlig klar -, mit
eingerechnet?

Herr Minister, Sie sprachen im Haushaltsausschuss
von 34,62 Prozent zusammen mit der Wissenschaft,
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real liegt der Anteil wohl irgendwo bei 24 Prozent.
Ich weiß es nicht genau, aber ich glaube, man kann
sagen - das ist wichtig -, die Bildungsausgaben stei-
gen allgemein stärker als der Gesamthaushalt. Das
begrüßen wir. Das muss man an der Stelle auch ein-
mal lobend erwähnen.

(Beifall von der LINKEN.)

Wichtig wäre aus unserer Sicht, um dieses Dilemma
insgesamt, diese Diskussionen um den Anteil der
Bildungsausgaben zu entschärfen, künftig transpa-
rente Indikatoren für die Bildungsausgaben zu
schaffen. Das müsste in unserem überschaubaren
Land eigentlich möglich sein. Dann sind manche
Scharmützel über die Zahlen einfach überflüssig.
Das nur als Anregung an dieser Stelle.

Meine Damen und Herren, wir erkennen also
durchaus an, dass im Bereich der Bildung Verbesse-
rungen auf den Weg gebracht worden sind, mehr
Lehrerstellen beispielsweise. Wir sind froh, dass der
Stellenabbau in diesem sensiblen Bereich weitge-
hend gestoppt ist. Den Ausbau der Ganztagsbetreu-
ung nenne ich auch noch. Da ist einiges schon sehr
ordentlich, anderes - einiges - liegt aber im Argen.

Es herrscht nach wie vor Lehrermangel. Man kann
nicht davon ablenken, dass viele Schulen und ihre
Lehrerinnen und Lehrer nach wie vor sehr stark be-
lastet sind. Es herrscht dringender Handlungsbedarf
mit Blick auf bessere Arbeits- und Rahmenbedin-
gungen. Das hören wir von allen Lehrervertretun-
gen. Die Absenkung der Eingangsbesoldung, das
ewige Thema, es zieht sich auch hier wieder durch
die Diskussion. Sie muss für alle Schulbereiche zu-
rückgenommen werden. Das ist längst überfällig, um
wieder Anreize für junge Lehrkräfte im Land zu
schaffen. Auch das ist eine Frage, die wir ständig
diskutieren.

In der Grundschule - damit beginne ich einmal,
wenn ich auf unsere Schulen schaue - arbeiten über
100 schulformfremde Lehrkräfte, mussten wir hören,
zum Teil nur mit erstem Staatsexamen. Es gelingt
offenbar nicht mehr, alle frei werdenden Planstellen
mit Lehrerinnen und Lehrern zu besetzen, die für die
jeweilige Schulform ausgebildet sind. Das ist mit Si-
cherheit kein guter Zustand. Die Misere an unseren
Grundschulen ist lange bekannt, meine Damen und
Herren. Sie muss endlich beendet werden. Es ist
schon vieles gemacht worden, auf den Weg ge-
bracht worden. Ich will das immer wieder würdigen.
Aber - das kommt nicht von uns, das sagen uns
wirklich alle Verbände - die Schulen brauchen ver-
lässliche Leitungsstrukturen. Die Verwaltungskräfte
an den Schulen sind immer noch nicht zur Entlas-
tung so eingesetzt, wie es sein sollte. Ich weiß, es
sind andere Träger. Da gibt es immer diesen Stress,
wer das bezahlt. Das ist völlig klar. Aber es geht im-
mer wieder um Gleichbehandlung in Besoldung und

Unterrichtsverpflichtung wie an den Gemeinschafts-
schulen, ein Riesenthema. Es geht auch immer wie-
der um Wertschätzung. Die fühlen sich eben nicht
wirklich wertgeschätzt, haben die Riesenlast zu tra-
gen, fühlen sich oft mit dem Rücken an der Wand.
Deswegen wollten wir das hier wieder vorbringen,
weil wir endlich Lösungen finden müssen, um wie
gesagt die Misere an der wichtigsten Schule, an der
Grundschule, beenden zu können.

(Beifall von der LINKEN.)

Meine Damen und Herren, die Arbeitsgemeinschaft
der Schulleiterinnen und Schulleiter der Gemein-
schaftsschulen hat sich in einem fast schon dramati-
schen Appell vor einem Monat, im November, an
den Minister, an die Landtagsfraktionen gewandt,
um auf die hohen Belastungen an den Gemein-
schaftsschulen aufmerksam zu machen.

Eine spürbare Verbesserung der Ressourcen zur
Bewältigung dieser Wahnsinnsaufgabe an den Ge-
meinschaftsschulen gilt als unumgänglich, sagen
sie. Wiederum mehr Planstellen statt befristeter Ver-
träge, Reduzierung der Klassenteiler, Reduzierung
der Unterrichtsverpflichtung, einfach mehr Zeit an
den Schulen. Wie oft haben wir das schon gefor-
dert? Wie oft haben wir darüber schon diskutiert? Ei-
ne ausreichende Lehrerreserve, stabile Besetzun-
gen mit Schoolworkern und Schulsozialarbeiterinnen
und Schulsozialarbeitern. Die Liste der Notwendig-
keiten wird eigentlich immer länger. Hier herrscht al-
so dringender Handlungsbedarf.

Dann kam vor ein paar Wochen auch noch ein
Brandbrief der Interessengemeinschaft der Haupt-
schullehrerinnen und Hauptschullehrer. Es gibt die
Hauptschule im Land seit 21 Jahren nicht mehr,
aber immer noch die Berufsbezeichnung für die Leh-
rerinnen und Lehrer. Für sie bedeutet das gehalts-
mäßig sinnlos eine Schlechterstellung trotz der Zula-
ge von 2008, um die wir gemeinsam gerungen ha-
ben. Es haben viele Gespräche stattgefunden. Die-
se Lehrerinnen und Lehrer sind heute an den Ge-
meinschaftsschulen eingesetzt und machen diesel-
be Arbeit wie die Kolleginnen und Kollegen, haben
dieselbe Last zu tragen. Hier muss doch klar gelten:
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit. Alles andere ist dis-
kriminierend.

(Beifall von der LINKEN.)

Wie gesagt, wir kämpfen seit Jahren um eine Ge-
haltsangleichung. Mit allen ist darüber gesprochen
worden. Ich persönlich dachte wirklich schon, das
sei erledigt. Die Gesetzeslage der Lehrerbesoldung
ist überholt. Hier ist Handlungsbedarf, hier müssen
wir nachbessern.

Blicken wir zu den beruflichen Schulen. Da gab es
gestern auch eine Stellungnahme vom VLW und
vom entsprechenden Verband der Lehrerinnen und
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Lehrer an den beruflichen Schulen, VLBS. Sie fürch-
ten einen Anstieg des Unterrichtsausfalls. Das ist
auch ein ewiges Thema gewesen, immer wieder. Da
ist schon vieles besser geworden. Ich glaube, wir
waren einmal bei 1.000 Stunden pro Woche. Da hat
sich wirklich einiges getan. Das muss man auch lo-
bend erwähnen. Das ist auch richtig so. Aber das
sind große Schulzentren. Wie gesagt, sie befürchten
einen Anstieg des Unterrichtsausfalls. Sie nennen
wieder 900 Stunden pro Woche, wenn die 22 Stellen
- was sie befürchten - im Stellenplan künftig wegfal-
len. Ich habe vorhin noch einmal gekuckt, da sind ja
entsprechende kw-Vermerke ausgebracht. An dieser
Stelle noch einmal der Appell, doch vielleicht die
Notbremse zu ziehen, denn der berufliche Bereich
ist wichtig. Die brauchen endlich Augenhöhe zu den
allgemeinbildenden Schulen. Dazu gehören auch or-
dentliche Stellen.

(Beifall von der LINKEN.)

Kolleginnen und Kollegen, die Umsetzung der Inklu-
sion an unseren Schulen ist auch eine große Her-
ausforderung, ein großes Thema. Sie ist geboten.
Ich persönlich unterstütze und befürworte sie sehr.
Sie ist eigentlich eine Selbstverständlichkeit, weil es
um die UN-Behindertenrechtskonvention aus dem
Jahre 2009 geht, die schon längst umgesetzt sein
müsste. Es gestaltet sich aber alles sehr schwierig.
Auch das haben wir in vielen Gesprächen, in vielen
Podiumsrunden mit den betroffenen Lehrerinnen
und Lehrern und mit den Eltern immer wieder erfah-
ren. Wir haben auch gelernt, das sehr ernst zu neh-
men, auch hier herrscht Handlungsbedarf. Viele An-
strengungen sind schon gemacht worden. Aber wie
gesagt, es ist sehr schwierig. Zum Nulltarif gibt es
eine funktionierende, gelingende inklusive Schule
nicht.

Meine Damen und Herren, seit Jahren herrscht
Lehrkräftemangel im Förderschulbereich. Auch das
ist eine leidige, lang bekannte Tatsache. Seit der
Einführung der Inklusion ist der Bedarf hier noch
weiter gestiegen. Aber im Haushaltsentwurf der Lan-
desregierung spiegelt sich das alles so nicht wider.
Das müssen wir schon kritisch anmerken. Wir ken-
nen auch die Hintergründe. Aber nichtsdestotrotz:
Drei zusätzliche Förderschullehrerstellen sind dort
ausgewiesen. Die reichen natürlich bei Weitem nicht
aus. Hier fehlt schon seit Langem ein Konzept. Des-
halb ist es richtig, dass nun ein eigenes Studiense-
minar für das Lehramt Sonderpädagogik angekün-
digt ist. Ich denke, das wird umgesetzt, das wird
auch kommen. Das ist dringend notwendig.

(Beifall von der LINKEN.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir begrüßen es
auch, dass Sie die Schulen in Gebieten mit beson-
ders vielen sozialen Problemen zukünftig stärker un-
terstützen wollen. Aber wir halten die dafür einge-

stellten Mittel eigentlich für zu knapp bemessen. Nö-
tig wäre hier mindestens eine Verdoppelung. Wir ha-
ben die Haushaltsansätze auch in einem entspre-
chenden Abänderungsantrag dokumentiert, weil
man sich deutlich machen muss, wovon wir da re-
den. Wir reden etwa - ich darf das so nennen - über
die Kirchberg-Grundschule in Saarbrücken-Malstatt,
eine tolle Schule mit sehr engagierten Lehrerinnen
und Lehrern, aber eben auch mit vielen Problemen,
die sie bewältigen muss. Laut Jahresbericht des Ge-
sundheitsamtes des Regionalverbandes waren dort
letztes Jahr - ich erlaube mir, das so zu nennen -
78,6 Prozent der Erstklässler Kinder mit Migrations-
hintergrund und Bedarf an Sprachunterricht. In der
Grundschule Völklingen Bergstraße lag dieser Anteil
bei 61,3 Prozent, an der Weyersbergschule in Bur-
bach bei 53,5 Prozent. Ich will diese Zahlen nennen,
um die Dimension zu schildern, um die es hier geht.
Ich glaube, wir sind uns einig, dass diese Schulen
eine ganz besondere Unterstützung brauchen. Dazu
gehören mehr Ressourcen als das, was Sie im
Haushalt veranschlagt haben.

(Beifall von der LINKEN.)

Schauen wir einmal auf die Kitas. „Kostenlose Kita-
Plätze sind das Mindeste, was die Gesellschaft zur
Kindererziehung beisteuern sollte.“ - Dies hat der
Präsident des ifo Instituts Hans-Werner Sinn einge-
fordert. Er ist sicher unverdächtig, ein LINKER zu
sein.

(Abg. Flackus (DIE LINKE): Wohl wahr!)

Immerhin hat er dies gesagt. Und das ist auch eine
unserer zentralen Forderungen und eine Forderung
von einigen von uns aus dem Landtagswahlkampf.
Die Abschaffung der Kita-Gebühren wird wie so vie-
les andere, so habe ich es verstanden, auf die Zeit
nach 2020 vertagt. Wir warten und hoffen das Beste.

Herr Minister, zu den Ganztagsschulen will ich eben-
falls etwas erwähnen. Sie haben im Ausschuss ge-
sagt, man sollte die Gebundenen nicht gegen die
Freiwilligen Ganztagsschulen ausspielen. Da bin ich
ganz bei Ihnen. Das ist auch ein ewiges und leidiges
Thema, das es irgendwann einmal zu lösen gilt. In
meiner Heimatstadt Homburg und drum herum ist es
sehr mühsam, eine Schule als Gebundene Ganz-
tagsschule hinzubekommen. Elke, du musst mich da
unterstützen, wir haben einiges zu tun. Es wäre sehr
sinnvoll, wenn in Homburg ähnlich wie in Saar-
brücken, wo es gut klappt, in diese Richtung mehr
passieren würde.

Zurück zu den Kindertagesstätten. Bei der Quantität
der Kita-Plätze läuft alles gut. Alles ist wunderbar.
Aber, meine Damen und Herren, es geht nicht nur
um die Quantität, sondern auch um die Qualität. Wir
erinnern uns an unser Praktikum im vorletzten Jahr.
Es war sehr lehrreich, ein ganztägiges Praktikum in
einer Kindertagesstätte zu absolvieren und zu erle-
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ben, wie groß die Herausforderungen dort sind. Ich
kann nur sagen, die Gruppen sind immer noch zu
groß. Die Erzieherinnen und Erzieher brauchen bes-
sere Arbeitsbedingungen und eine bessere Bezah-
lung. Auch die Bezahlung ist eine riesengroße Bau-
stelle, die wir hoffentlich irgendwann einmal auf die
Reihe kriegen. Denn je kleiner die Kinder, desto grö-
ßer ist die Verantwortung. Auch das ist wohl jedem
klar.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte ein an-
deres Thema ansprechen. Dazu haben wir im Rah-
men unseres Abänderungsantrages zum Einzelplan
06 einen Vorschlag gemacht. Es geht um die Be-
kämpfung des Einflusses von Lobbyorganisationen
auf unsere Schulen und damit auf unsere Kinder. Ich
nenne die Organisation LobbyControl. Laut Lobby-
Control sind 16 der 20 umsatzstärksten deutschen
Unternehmen bei der Produktion von Unterrichtsma-
terialien beteiligt. Nicht immer ist bei all diesen Din-
gen ersichtlich, wer dahinter steckt. In Zeiten knap-
per Kassen und starker Belastungen ist es für viele
Lehrerinnen und Lehrer natürlich ein ziemlich inter-
essantes, weil kostenloses, Angebot, das sie auch
annehmen. Wir haben dazu eine parlamentarische
Anfrage gestellt. Wir mussten leider feststellen, dass
das Bildungsministerium nicht wirklich den Überblick
hat, welche Materialien dieser Art an unseren
Schulen eigentlich im Einsatz sind.

LobbyControl warnt zum Beispiel, um es einmal zu
veranschaulichen, dass in Heften die private Alters-
vorsorge ganz einseitig und als alternativlos darge-
stellt wird. Wenn im Unterricht das Thema Geld mit
solchen Materialien, hinter denen etwa private Fi-
nanzdienstleister stecken, behandelt wird, dann wird
den Schülerinnen und Schülern nahegelegt, ihr Geld
in Aktien anzulegen. Das können sie sich gerne für
später, irgendwann im Erwachsenenalter aufheben.
Sie merken aber, wenn man den Kampf um Köpfe
und Konsumverhalten so führen will, dann ist das
sehr fragwürdig. Für uns ist das nicht hinnehmbar.

(Beifall von der LINKEN.)

Deshalb wollen wir eine Monitoring-Stelle für Unter-
richtsmaterialien. Das gibt es in dieser Art und Wei-
se auch in anderen Bundesländern. Das ist auch ei-
ne Forderung der GEW. Diese Stelle soll am Minis-
terium angedockt sein und dazu dienen, dass Lehre-
rinnen und Lehrer sich über kostenfreie Materialien
informieren können und somit offensichtliche Lobby-
arbeit und offensichtliche Werbung an den Schulen
verhindert werden kann. Das kostet kein großes
Geld. Es geht um eine Stelle. Es wäre ein wichtiges
Zeichen und eine gute Idee, die wir wie gesagt in
einen Abänderungsantrag gegossen haben. Ich er-
spare mir nun die Aufforderung, dem zuzustimmen.
Ihre Ablehnungsreflexe sind leider allzu bekannt. -
Trotzdem bedanke ich mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Das Wort hat nun der Abgeordnete
Jürgen Renner von der SPD-Landtagsfraktion.

Abg. Renner (SPD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Besucherinnen, liebe Besucher! Ich ziehe einmal
einen Strich unter den Beitrag der Abgeordneten
Barbara Spaniol. In Vielem geht es nicht weit genug,
aber im Wesentlichen sind wir uns in den Tenden-
zen der Bildungspolitik einig. Wir können wohl alle
unterstreichen, dass die Bildungspolitik in diesem
Land auf einem guten Weg ist, auch wenn es
manchmal an der einen oder anderen Stelle noch
hakt.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wenn wir über Bildungspolitik und Bildung in diesem
Land reden, dann müssen wir uns zunächst einmal
zwei Dinge vergegenwärtigen. Zum einen braucht
gute Bildungspolitik eine Vereinbarung aller am Bil-
dungswesen beteiligten Akteure, dass Kinder und
Jugendliche nicht Objekt von Bildung, von Interes-
sengruppen, Lehrerverbänden und so weiter sind,
sondern dass Kinder Subjekt ihres eigenen Han-
delns sind. Das bedeutet, Erziehung und Bildung ha-
ben den Auftrag, Kinder und Jugendliche zu befähi-
gen, ihre eigenen Potenziale zu entdecken, zu ent-
wickeln, zu schärfen und auszuschöpfen und ihren
Platz in der Gesellschaft zu finden und auszugestal-
ten und sich zu starken Persönlichkeiten zu ent-
wickeln, die sich verantwortungsbewusst verhalten
und verantwortungsbereit handeln.

Wenn wir über Bildungspolitik und Bildung reden,
dann ist der zweite Aspekt, dass Bildung Nachhaltig-
keit und Kontinuität braucht. Die Kunst in der Bil-
dungspolitik besteht darin, zur richtigen Zeit die rich-
tigen Entwicklungsimpulse zu setzen. Der große
Fehler in der Bildungspolitik bestünde darin, zu
schnell, zu viel und in zu kurzer Zeit zu wollen. Des-
halb braucht es mitunter lange Entwicklungszeiträu-
me, Frau Spaniol, auf dem Weg hin zu einer guten
Bildungspolitik. Man muss sich aber schon auf die-
sen Weg machen. Deshalb bin ich ganz froh, dass
wir auch in der zweiten Großen Koalition mit Bil-
dungsminister Commerçon diesen Weg der Konti-
nuität beschreiten. Ich erinnere mich daran, dass Mi-
nister Commerçon 2012 der vierte Minister in fünf
Jahren war. Ich glaube, es tut sowohl dem Ministeri-
um für Bildung und Kultur wie auch der Bildungspoli-
tik insgesamt gut, dass wir die Kontinuität auf dem
Weg zu einer guten Bildungspolitik bewahren.

Auf diesem Weg kommen manche Veränderungen
auch auf leisen Sohlen daher. Ich erwähne die indi-
viduelle Förderung, die zum Kernbestandteil der
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Grundschule gehört, die ja eine Grundschule für alle
ist. Die Grundschule ist sozusagen konstitutiv für die
Gemeinschaftsschulen. In den Gymnasien haben
wir mit der individuellen Lernbegleitung und mit der
Werkstatt-Schule zwei Projekte, die bundesweit ein-
malig sind und die mit der Deutschen Schulakade-
mie durchgeführt werden. Mit all diesen Maßnahmen
und Projekten legen wir den Grundstein für eine
neue Schul- und Lernkultur. Ich glaube, dies ist ein
unumkehrbarer Prozess, der zu einer deutlichen
Qualitätssteigerung und zu verbesserten Lernergeb-
nissen führen wird. Auf diese Weise sichern wir auf
Dauer Nachhaltigkeit von Bildung, erhöhen die
Chancen und die Bildungsgerechtigkeit.

Das erfordert natürlich die entsprechenden Ressour-
cen. Frau Spaniol hat es angesprochen. Diese Res-
sourcen sind natürlich Geld, Personal und Zeit. Der
Bildungsetat knackt in diesem Jahr zum ersten Mal
die Milliarden-Marke, es sind 1,009 Milliarden. Das
ist eine Steigerung um 3 Prozent, während der Ge-
samtetat nur um rund 1,5 Prozent steigt. Wir haben
in unserem Koalitionsvertrag festgehalten, dass der
Anteil der Bildungsausgaben am Gesamtetat pro-
zentual stärker steigen wird. Das haben wir schon in
der ersten Legislaturperiode im Koalitionsvertrag ge-
habt. Das haben wir jetzt auch in der zweiten Legis-
laturperiode im Koalitionsvertrag. Das heißt, wir hal-
ten auch in der neuen Legislaturperiode bei diesem
Thema Wort.

Wenn ich sage, wir brauchen mehr Personal, dann
lohnt sich ein Rückblick auf die Ausgangssituation
der letzten Legislaturperiode. 588 Stellen sollen ab-
gebaut werden, weil PwC in einer Prognose gesagt
hat, die Schülerzahl sinkt bis 2021 auf ein gewisses
Niveau. Damit werden Lehrerstellen quasi überflüs-
sig oder können eingespart werden. Diese demogra-
fische Entwicklung ist so nicht eingetreten. Der Um-
stand zeigt, dass wir über so lange Zeiträume gar
nicht planen können. Deswegen ist es gut, dass wir
den Abbaupfad in der Anzahl der Stellen um 200
deutlich reduzieren und ihn zusätzlich strecken. Das
gibt uns in dieser Situation, in der die Schulen mit
Belastungen zu kämpfen haben, etwas Luft. Frau
Spaniol hat das zu Recht angesprochen.

Aus meiner Sicht ist allerdings noch wichtiger, dass
wir das System der bedarfsgerechten Personaler-
mittlung beibehalten, sodass wir auch kurzzeitig
nachsteuern können, je nachdem, wie die Entwick-
lung ist. Wir wissen, in den letzten Jahren hatten wir
mehr Geburten zu verzeichnen, auch in unserem
Bundesland. Gott sei Dank, das ist eine gute Ent-
wicklung. Außerdem haben wir Zuzug in unserem
Land. Darauf müssen wir reagieren. Im Übrigen bin
ich froh, dass wir relativ rasch bei der Zuzugswelle
reagiert haben. Ich wage mir nicht auszudenken,
wenn wir an dieser Stelle noch großartig hätten
kämpfen müssen. Was würde Frau Spaniol heute

über die Zustände an unseren Schulen sagen? Ich
glaube, es war richtig so. Es ist auch richtig so, das
in Zukunft beizubehalten.

Die Situation an Grundschulen und Gemeinschafts-
schulen ist angesprochen worden. Es gilt hier fest-
zuhalten, dass in der letzten Legislaturperiode das
größte Entlastungspaket seit 15 Jahren in Angriff ge-
nommen wurde. Es gab eine Absenkung von Klas-
senteilern und die Verbesserung der Schüler-Lehrer-
Relation. Wer sich die Statistiken anschaut, wird se-
hen, dass wir bundesweit bei der Schüler-Lehrer-
Relation trotz Haushaltsnotlage an der Spitze liegen.
Wir haben 260 sogenannte Vollzeitäquivalente an
Förderlehrkräften in den Regelschulen. Die mobile
Lehrerreserve wurde aufgestockt. Die Unterrichts-
verpflichtung an Grundschulen wurde reduziert. Die
Einrichtung von Konrektorenstellen hat stattgefun-
den. Zusätzliche Lehrerwochenstunden sind in bela-
stete Schulstandorte gegeben worden.

Wenn ich vorhin das Stichwort lange Entwicklungsli-
nien und Kontinuität angeführt habe, dann ist es gut,
dass im Rahmen des Projektes „Zukunftssichere
Landesverwaltung“ die Absenkung der Eingangsbe-
soldung beziehungsweise ihre Abschaffung ab 2020
in Angriff genommen wird. Auch das trägt zur Wert-
schätzung der Arbeit unserer Lehrkräfte und zu ei-
nem besseren Arbeitsklima an unseren Schulen bei.

Frau Spaniol, was das Thema einheitliche Besol-
dung angeht, glaube ich, dass wir in der Grundposi-
tion sehr einig sind. Ich glaube aber, dass es einem
Haushaltsnotlageland nicht gut ansteht, in dieser
Entwicklung vorzupreschen. Wir erleben das zurzeit
in Berlin, Brandenburg und NRW, wo das Amt A 13
für Grundschullehrer eingeführt werden soll. Der Zug
wird nicht aufzuhalten sein, vor allen Dingen dann,
wenn wir in der Konkurrenz um Lehrkräfte bestehen
wollen. Es wird à la longue kommen.

Diese Debatte zeigt allerdings auch, dass es falsch
war, Anfang oder Mitte der 2000er-Jahre die bun-
deseinheitliche Lehrerbesoldung aufzugeben. Auch
hier wird man auf Bundesebene an einen Punkt
kommen, an dem man sagt, okay Leute, das hat
sich nicht bewährt, wir müssen hier gegensteuern
und wieder zu einer bundeseinheitlichen Besoldung
von Lehrkräften in den Bundesländern zurückkom-
men.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Beim Punkt Personal möchte ich erwähnen, dass wir
auch bei der sozial indizierten Ressourcensteuerung
- sprich Lehrerwochenstunden und Personal für be-
sonders belastete Standorte - dazu kommen wer-
den. Wir werden, das haben Sie erwähnt, Mittel für
Projekte an sozial belasteten Standorten einstellen.
Man kann natürlich sagen, das ist nicht genug. Ich
behaupte, wenn wir Ihre Zahl eingestellt hätten,
dann hätten Sie das Doppelte gefordert. Aber es ist
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an dieser Stelle ein Anfang gemacht. Diese Maß-
nahmen kommen den Schulen in belasteten Situa-
tionen zugute. Auch das ist ein Fortschritt in der
saarländischen Bildungspolitik.

Geld, Personal, Zeit. Ich glaube, beim Faktor Zeit
müssen wir nicht nur die ganze Geschichte mit Leh-
rerwochenstunden, Personalisierung und so weiter
beobachten. Vielmehr müssen wir dabei auch im
Blick haben, wie viel Zeit die Kinder und Jugendli-
chen haben, um zum gewünschten Bildungserfolg
zu gelangen. Das war auch Gegenstand der Debat-
ten im Wahlkampf. Kein Wunder. 2001 wurde G8
eingeführt; es ist seither umstritten. Wenn wir also
über Schulfrieden reden, dann können wir festhal-
ten, dass G8 nicht gerade zur Stärkung des Schul-
friedens beigetragen hat. Die Debatte läuft.

Es läuft auch ein Volksbegehren, das aus meiner
Sicht unzureichend ist, denn das Volksbegehren be-
rücksichtigt nicht die Folgewirkungen auf die Ge-
meinschaftsschule, die wir seit 2012 sehr erfolgreich
aufgebaut haben. Das Volksbegehren lässt die Fra-
ge außer Acht, wie wir vor allem die Gleichwertigkeit
der beiden Säulen Gemeinschaftsschule und Gym-
nasium auf Dauer sicherstellen können. Es berück-
sichtigt nicht Fragen des Schulzugangs und der
Schullaufbahnempfehlung. Es berücksichtigt auch
nicht die Auswirkungen auf die Ausgestaltung der in-
zwischen beschlossenen Struktur der gymnasialen
Oberstufe. Es berücksichtigt erst recht nicht Fragen
der Unterrichtsqualität und Inhalte.

Bei allem Verständnis für die Initiatoren des Volks-
begehrens muss man sagen, ein solch umfangrei-
ches Vorhaben ist eben nicht mit einem Satz als Än-
derung im Gesetzestext zu bewerkstelligen. Deshalb
haben wir die Expertenkommission eingerichtet. Wir
werden dort die Argumente austauschen und auf die
Kraft der Argumente zählen. Wir müssen die Balan-
ce des Gesamtsystems im Blick behalten. Anders
geht es nicht. An der Stelle will ich auch ganz klar
sagen: Wir können uns keine Art von Schulformego-
ismus erlauben. Also zu sagen, ich will zurück zu
G9, was dann bei der Gemeinschaftsschule pas-
siert, interessiert mich nicht. Frau Spaniol, wir waren
zusammen bei der Landeskonferenz der GEW. Dort
wurde gesagt, lasst das sein, sonst geht uns die Ge-
meinschaftsschule kaputt. Auf der anderen Seite
werden die Nöte beim G8 nicht berücksichtigt. Wir
müssen also aufpassen, dass wir in dieser Debatte
nicht einem Schulformegoismus das Wort reden.
Vielmehr müssen wir die Wechselwirkungen beden-
ken und die Gesamtbalance des Bildungssystems
im Blick behalten.

Ähnlich verhält es sich mit dem Ganztag. Auch hier
haben wir große Fortschritte zu verzeichnen. An
28 Standorten wird im Land im gebundenen Ganz-
tag unterrichtet. Die Anzahl der Schülerinnen und
Schüler im gebundenen Ganztag hat sich verdrei-

facht. Es müssten derzeit rund 6.000 Schülerinnen
und Schüler sein, die im gebundenen Ganztag un-
terrichtet werden. Auch hier verzeichnen wir zu-
nächst oft Widerstände, wenn eine Gebundene
Ganztagsschule eingerichtet wird. Wenn sie dann
aber läuft, erlebt die Gebundene Ganztagsschule
einen großen Zulauf. Manchmal fragt man sich im
Nachhinein, warum eigentlich die Debatten geführt
worden sind.

Da ist viel Verklärung im Spiel - keine Frage. Ich er-
innere an den Standort Merchweiler und die Max-
von-der-Grün-Schule. Es hängt oft mit handelnden
Personen vor Ort zusammen. Lange Zeit wurde sie
dort schlechtgeredet; das muss man so sagen. Jetzt
hat sich dort etwas geändert. Mittlerweile ist der An-
sturm so groß, dass wir in der Nachbarschule - Ge-
meinschaftsschule Illingen - einen Ganztagszweig
zusätzlich einrichten mussten, damit die Merchweiler
Schule nicht überlaufen ist.

In Scheidt haben wir dasselbe. Es gab während ei-
ner langen Zeit Diskussionen. Die Schule wurde ein-
gerichtet. Es herrscht eine große Nachfrage nach
dem Angebot der Gebundenen Ganztagsschule, so-
dass die Schule schon überlegen muss, wie sie im
nächsten Schuljahr mit den Anmeldungen zurecht-
kommt. Wir haben in diesen Tagen in der Saar-
brücker Zeitung lesen können, dass in Siersburg ein
gebundener Ganztagszweig eingerichtet worden ist.
Auch dort gab es große Diskussionen.

(Zuruf von Minister Jost. - Sprechen und La-
chen.)

Ich habe schon gedacht, Sie wollten das Ressort
wechseln. - Wie kommentiert es die Saarbrücker
Zeitung: Wir brauchen mehr Ganztag, wir brauchen
mehr solcher Schulen, wir brauchen Wahlfreiheit.
Deswegen führen wir das Investitionsprogramm für
ganztägige Bildung und Betreuung fort. Es wird wei-
tere neue Standorte geben, damit wir irgendwann
einmal wirklich zu einer Wahlfreiheit kommen. Aber
auch hier keine Art des Schulformegoismus, wir ha-
ben auch 290 Ganztagsstandorte in freiwilliger
Form. Es kann uns auch hier nicht egal sein, was
dort passiert. Wenn die Erkenntnis wächst, dass hier
Maßnahmen zur Qualitätsverbesserung notwendig
sind, dann wollen wir dem gerne nachkommen. Wir
werden auch in Modellschulen, Schulversuchen eru-
ieren, wie wir dort zur Qualitätsverbesserung durch
die Bereitstellung von Budgets und Modulen kom-
men können. Wir wollen das auch auswerten, um
dann hinterher die Konsequenzen für die flächen-
deckende Qualitätsverbesserung an Freiwilligen
Ganztagsschulen ziehen zu können.

Meine Damen und Herren, ich möchte noch die be-
ruflichen Schulen erwähnen. Hier gibt es auch
Handlungsbedarf, es ist viel passiert, aber die Re-
form der Übergangssysteme ist bereits angespro-
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chen worden. Was die Attraktivität der dualen Be-
rufsausbildung angeht, haben wir noch einiges zu
tun. Hier sind auch die Kammern in der Pflicht. Gute
Arbeit braucht gute Rahmenbedingungen.

Ich möchte noch einen Punkt ansprechen. Die Kultur
kommt immer zu kurz. Gestatten Sie mir, dass ich
dennoch kurz darauf eingehe. Vor knapp drei Wo-
chen wurde die Moderne Galerie im Saarlandmuse-
um neu eröffnet. Der Landtag hat sich lange mit die-
sem Thema beschäftigt, es gab große Auseinander-
setzungen. Weil der Landtag sich so lange damit be-
schäftigt hat, ist das hier, glaube ich, ein Wort wert.
Der Kultusminister hat hier einen Prozess in Gang
gesetzt, an dessen Ende die Schönecker-Pavillons
mit dem Erweiterungsbau - das museale Areal sozu-
sagen - mit dem Stadtraum und vor allem die An-
wohner und Museumsfreunde mit dem Gesamtpro-
jekt versöhnt wurden. Die Besucherzahlen zeigen
das und es ist an dieser Stelle angebracht, Ihnen
hierfür recht herzlich zu danken. Die Museumspoli-
tik, die Kulturpolitik in diesem Lande wird wieder un-
ter positiven Vorzeichen gesehen. Das ist ein gutes
Stück dem Kultusminister und seinem Team zu ver-
danken. - Herzlichen Dank dafür!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank, Herr Renner. - Das Wort hat nun der
Fraktionsvorsitzende der AfD-Landtagsfraktion, Jo-
sef Dörr.

Abg. Dörr (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Einige von Ihnen werden
sicher wissen, dass ich außer in diesem Parlament
auch noch in der Regionalversammlung bin, und das
schon seit langen Jahren. So langsam stelle ich
einen Unterschied fest, vor allem im Umgang der
Kolleginnen und Kollegen miteinander. Wir haben im
Augenblick in der Regionalversammlung sieben Par-
teien, unterschiedlicher kann es nicht sein. Wir ha-
ben das ganze Spektrum da. Aber alle Abgeordne-
ten dürfen ihre Argumente in der Debatte äußern, es
wird ihnen zugehört, sie werden nicht niedergeschri-
en. Man muss danach nicht unbedingt Applaus
spenden oder dem Redner um den Hals fallen, aber
es wird respektiert. Dann wird abgestimmt und die
Sache ist erledigt. Man geht pfleglich miteinander
um. Ich möchte hier feststellen, dass heute Morgen
Herr Müller, mein Fraktionskollege, hier gestanden
und seine Argumente, die ich teile, vorgetragen hat
und dann niedergeschrien worden ist. Ich denke, es
ist - -

(Zurufe von den Regierungsfraktionen.)

Sagen wir „gerufen“, oder wie auch immer, er mus-
ste jedenfalls sehr laut reden, damit er am Mikrofon

noch gehört wurde. Ich denke, dass das nicht in
Ordnung ist. In der Demokratie ist es natürlich sehr
einfach, wenn ich immer meine eigene Meinung hö-
re, dann kann ich auch immer applaudieren, aber
die Demokratie macht es aus, dass man die Mei-
nung des anderen hört. Die AfD ist eine Partei, die in
der Bundesrepublik Deutschland inzwischen bei der
Bundestagswahl immerhin mehr als 5 Millionen
Stimmen errungen hat. Sie wird in der Zukunft auch
noch mehr Stimmen erringen. Da ist es vielleicht
ganz klug, wenn man sich die Argumente der AfD
anhört. Ich bin auch allergisch dagegen, wenn je-
mand immer so betroffen und so entrüstet ist und
sich fremdschämt. Das kenne ich aus anderen Ver-
hältnissen. Ich bin der Meinung, wenn jemand den
Hang hat, sich gerne schämen zu wollen, der soll
sich doch für sich selber schämen, aber nicht für an-
dere.

(Zurufe von den Regierungsfraktionen.)

Jeder schämt sich für sich selber und dann sehen
wir klar.

Vizepräsidentin Ries:
Herr Dörr, ich möchte hier kurz eingreifen. Heute
Morgen hat jeder seine Argumente liefern dürfen
und es wurde niemand unterbrochen. Hier im Haus
gilt: Keine Toleranz gegenüber Intoleranz. Das ha-
ben wir deutlich gemacht und das machen wir auch
jetzt deutlich und ich würde mich freuen, wenn Sie
zum Haushalt zurückkehren würden.

Abg. Dörr (AfD):
Ja, aber zuerst rede ich dann doch noch zur Intole-
ranz. Mir ist nichts aufgefallen, wo Herr Müller heute
Morgen zur Intoleranz aufgerufen hätte. - Zur Sache,
dem Haushaltsteil Bildung. Es ist hier viel Lobendes
über unser System im Saarland gesagt worden.
Dem kann ich mich ganz und gar nicht anschließen.
Mein Motto, was Bildung betrifft - das ist eine Sache,
bei der ich mich auskenne, ich habe Kinder großge-
zogen und war auch 45 Jahre im Schuldienst -, lau-
tet: Für unsere Kinder ist die beste Schule gerade
gut genug. Und davon sind wir im saarländischen
Schulwesen nicht nur weit entfernt, davon sind wir
meilenweit entfernt. Niemand von uns würde gerne,
es sei denn, er ist ein Fan von alten Autos, ein Auto
aus dem Beginn des vergangenen Jahrhunderts,
von 1910 oder 1920, fahren. Aber unser Schulsys-
tem, das wir im Augenblick noch haben, ist in we-
sentlichen Teilen noch genauso wie damals. Und
da, wo es sich geändert hat, hat es sich verschlech-
tert.

Ich habe 1985, nach 27 Jahren als Lehrer und
Schulleiter, ein kleines Büchlein geschrieben, ich ha-
be es „Schule? Ja bitte!“ genannt, weil damals
schon jeder gerne gesagt hätte: „Schule? Nein dan-
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ke!“ Das sollte also schon ein Ausrufezeichen dage-
gen sein. Schule, ja bitte!

Wie habe ich mir diese Schule vorgestellt und wie
habe ich sie gelebt, als Lehrer und Schulleiter? Zu-
erst einmal muss ich mich noch kurz an meine Kolle-
gin Barbara Spaniol wenden, die sehr viele Mängel
genannt hat, die ich dann auch genannt hätte. Aber
ich möchte noch grundsätzliche Mängel in unserem
Schulsystem ansprechen.

Erstens haben wir einen ausgeprägten Schultouris-
mus. Das war nicht immer so. Vor 50 Jahren sind
wir ganz ohne Busse ausgekommen, nur wer das
Gymnasium besucht hat, musste sich in den Zug
setzen und in die Nachbarstadt fahren. Ansonsten
sind wir zu Fuß in unsere Schulen gegangen. Wir
können also nicht sagen, dass wir uns da verbessert
haben. Die Kinder brauchen mehr Zeit, bis sie in der
Schule sind und sie werden einer gewissen Gefahr
ausgesetzt.

Ein Weiteres ist, dass unser Schulsystem nicht wirt-
schaftlich und nicht logisch ist. Sprich, wir haben in
jeder Schule mindestens zwei systemische Herren.
Der eine Herr ist der Bildungsminister, der andere
Herr ist der Schulträger, wobei der Schulträger ver-
schieden sein kann. Für Grundschulen ist der Schul-
träger die Gemeinde, die Stadt. Für weiterführende
Schulen, Berufsschulen oder Förderschulen ist es
entweder der Landkreis oder der Regionalverband.
Es gibt auch Schulen des Landes. Das führt zum
Beispiel dazu, dass die Landeshauptstadt Saar-
brücken nur für ihre eigenen Grundschulen zustän-
dig ist. Sie ist nicht für andere Schulen zuständig,
die auf ihrem Gebiet liegen: Gymnasien, Gemein-
schaftsschulen, Berufsschulen, was auch immer.
Nein, sie ist nur für die Grundschulen zuständig.
Man traut also der Landeshauptstadt Saarbrücken
nicht zu, dass sie andere Schulen betreuen kann. Zu
meiner Gründerzeit als Lehrer oder Schulleiter war
ein heutiger Ortsteil der heutigen Gemeinde Eppel-
born noch Schulträger einer Sonderschule, heute
Förderschule.

(Abg. Renner (SPD): Früher!)

Das ändert sich also. Es ändert sich vorwärts und
rückwärts. Das ist das eine. - Ich schaue auf die Uhr
und möchte Sie bitten, Frau Präsidentin, dass Sie
das, was ich jetzt noch sage, auf die nächste Runde
übertragen und dass Sie Ihren Ordnungsruf noch
abziehen.

(Zuruf und Sprechen.)

Vizepräsidentin Ries:
Es ist Ihre Zeit, Sie können damit machen, was Sie
wollen.

Abg. Dörr (AfD):
Wunderbar!

(Abg. Pauluhn (SPD): Sie können reden bis heu-
te Abend.)

Herr Pauluhn, Sie haben gestern mich und meine
Fraktion angegriffen und uns aufgefordert, wir sollen
Argumente bringen - -

(Zuruf.)

Die Argumente habe ich bei Ihnen vermisst. Es ist
mir dann aber eingefallen, dass ich irgendwo gele-
sen habe, dass die Gemeinde Gersheim, aus der
Sie kommen und wo Sie Kommunalpolitiker sind, die
am höchsten verschuldete Gemeinde im Saarland
ist. Sie sind ja auch schon lange genug hier im Par-
lament. In Ihrer Zeit sind die Schulden von 8 Milliar-
den auf 14 Milliarden gestiegen. Sie können also
nicht sagen, Sie seien Weltmeister, wenn es darum
geht, einen ordentlichen Haushalt aufzustellen.

(Zuruf von der SPD: Ganz schwach!)

Ich denke, dass hier Handlungsbedarf besteht. Es
wäre besser, die Schulen hätten einen Schulträger,
der näher dabei ist. Wenn ich zum Beispiel an den
Regionalverband denke, dann gibt es dort Abgeord-
nete, die wohnen in Kleinblittersdorf und sind verant-
wortlich für Schulen in Riegelsberg oder Großros-
seln. Wenn man in einen solchen Ort zur Besichti-
gung geht, dann fragt man sich: Wo ist denn das, wo
liegt denn die Schule? Es müssen also Leute über
Schulen bestimmen, von denen sie naturgemäß
nicht die Ahnung haben wie ein Einheimischer, der
in dem Ort wohnt. Ich denke, es wäre ein großer
Schritt nach vorne, wenn man das sinnvoller ma-
chen würde und den Schulträger gebietsmäßig auf
die unterste Ebene setzen würde.

Zweitens wäre es noch besser, wenn die Regierung
regieren würde und nicht nur versuchen würde zu
verwalten, zum Beispiel den Lehrereinsatz. Das ist
ein weites Thema. Den Lehrereinsatz könnten aber
genauso gut die Gebietsverbände machen, die wür-
den das ebenso gut machen wie das Kultusministe-
rium. Ich würde aus langjähriger Erfahrung sogar
behaupten, die würden das besser machen.

(Zuruf: Also doch Gebietsreform! - Sprechen.)

Das zweite etwas größere Gebiet, das ich anspre-
chen möchte, ist die innere Organisation unserer
Schulen. Ich habe eben gesagt, wir kommen dort
aus einer Zeit von vor hundert Jahren. Unsere
Schulen sind immer noch obrigkeitsstaatlich organi-
siert. Da wünsche ich mir - dafür habe ich in der Re-
gionalversammlung seinerzeit auch gekämpft und
habe einen eigenen Geschäftsbereich zum Thema
gehabt, der allerdings mit meinem Ausscheiden
auch wieder verschwunden ist - die selbstständige
Schule. Wir sind Demokraten und wollen unsere
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Kinder zu demokratischen Menschen erziehen. Wie
können wir das, wenn wir eine Schule haben, die
gegängelt wird und in der ich als Schüler einem Leh-
rer gegenüberstehe, der nach dem Prinzip „Führung
und Gehorsam“ agiert?

Ich wünsche mir also eine Schule, die demokratisch
organisiert ist und die auch umfassend ist, die nicht
nur Grundschule oder Gemeinschaftsschule ist. Eine
Möglichkeit haben wir zum Teil schon verpasst, aber
wir können noch aufholen. Wir brauchen eine
Schule als Kulturzentrum einer Dorfgemeinschaft,
als Bildungsburg, in der sich Menschen aller Alters-
gruppen und aller Neigungen zum gegenseitigen
Lehren und Lernen zusammenfinden. Das wäre viel-
leicht die Schule der Zukunft, die selbstständige
Schule.

Auf diesem Weg kann man ab heute schon voran-
schreiten, wenn man es nur will. Ich habe es in den
Schulen, die ich geleitet habe, immer so gemacht.
Es hat auch sehr gut geklappt, die Leistung war ent-
sprechend. Das kann man jederzeit auch nachlesen.
Ich will das deshalb an dieser Stelle nicht auswal-
zen.

Ich möchte nur noch etwas zum Haushalt direkt sa-
gen - -

(Auflachen und Zurufe.)

Das andere war indirekt, das da ist jetzt direkt. Das
Geld für die Landeszentrale für politische Bildung
sollte man streichen,

(Lachen und weitere Zurufe)

weil diese Zentrale für politische Bildung verkommen
ist zu einer Zentrale für politische Verbildung. - Herz-
lichen Dank.

(Beifall von der AfD. - Anhaltende Zurufe und
Sprechen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielleicht nur ein kurzer Hinweis, Herr Dörr. Die Zeit
wurde angehalten, als ich die Zwischenbemerkung
gemacht habe. - Das Wort hat nun Frank Wagner
von der CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Wagner (CDU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren!
Auch mir bleibt es heute Nachmittag leider nicht er-
spart, auf die Äußerungen meines Vorredners einzu-
gehen. Verehrter Kollege Dörr, ich bin wirklich ge-
willt, mein rotes Notenbuch noch einmal auszu-
packen, da steht drin: Verhalten - unbefriedigend,
Mitarbeit - unbefriedigend.

(Zuruf: Versetzung? - Vereinzelt Heiterkeit.)

Versetzung - sehr stark gefährdet.

(Beifall und Sprechen.)

Mit Ihren Äußerungen zum Kollegen Müller haben
Sie gezeigt, wie Sie selbst in diesen Bereichen den-
ken. Das ist leider erschreckend und bestätigt noch
einmal das, was Sie in vielen anderen Sitzungen
auch schon an den Tag gelegt haben.

Zum Thema Mitarbeit würde ich mir selbst auch im
Ausschuss für Bildung wünschen, dass Sie sich ak-
tiv beteiligen und nicht immer nur darauf hinweisen,
wer wie lange sprechen darf. Gerade bei einem Bil-
dungspolitiker, der so lange im Schuldienst war, wä-
re es wünschenswert, dass Sie auch Ihre Erfahrun-
gen aktiv einbringen und uns nicht immer nur erzäh-
len, was früher besser war, was früher alles auf den
Weg gebracht wurde. Sie sollten vielmehr aktiv Ihr
Vorwissen einbringen, das wäre an der Stelle wirk-
lich wünschenswert.

(Beifall von der CDU und vereinzelt bei der SPD.)

Der Bildungshaushalt, das haben wir schon von dem
Kollegen Renner gehört, durchbricht in diesem Jahr
erstmals die Schallmauer von 1 Milliarde Euro. Ge-
genüber dem Haushaltsjahr 2017 ergibt sich somit
eine Ausgabensteigerung von 3 Prozent. Der Ge-
samthaushalt steigt um 1,75 Prozent. Somit steigen
die Bildungsausgaben in diesem Jahr auch stärker
als der Gesamtetat.

Wenn man sich die Zahlen genau anschaut, kann
man deutlich sehen, dass wir viel Geld in die Bildung
und damit in die Zukunft unseres Landes investie-
ren. Wie wichtig uns die Bildung ist, sehen wir aber
auch bei der genauen Betrachtung des Stellenpla-
nes. Beim Stellenabbaupfad hat man stets die aktu-
elle Situation im Blick. Der Abbau der Stellen im Be-
reich der Lehrkräfte wurde nach unten korrigiert.
Man betrachtet dies in jedem Jahr entsprechend der
aktuellen Situation aufs Neue.

Kommen wir nun zu den einzelnen Schulformen, ich
möchte mit der Grundschule beginnen. Hier wurden
neue Planstellen geschaffen, insgesamt 29 neue A-
12-Stellen. Das ist ein wichtiges Signal für den Prim-
arbereich. Ich möchte allerdings an dieser Stelle
auch erwähnen, dass der große Fachkräftemangel
im Bereich der Grundschullehrer bundesweit die Si-
tuation sehr schwierig gestaltet. Aufgrund des uner-
wartet hohen Schüleraufwuchses kommt es in die-
sem Bereich im gesamten Bundesgebiet zu deutli-
chen Engpässen. Das Ministerium hat hier gut rea-
giert und zahlreiche Maßnahmen getroffen, um alle
Schulen im Saarland ausreichend zu personalisie-
ren. In den kommenden drei Jahren bleibt die Situa-
tion weiterhin sehr angespannt. Aber man muss das
Ganze mit einer großen Weitsicht betrachten. Es
nutzt nichts, wenn wir Quereinsteiger direkt fest ein-
stellen und die Studenten von heute stehen später
auf der Straße. Hier muss man sehr sensibel vorge-
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hen und die Situation immer wieder aufs Neue be-
trachten.

Das Gleiche gilt für den Bereich der Förderschulen.
Auch hier gibt es deutschlandweit einen eklatanten
Fachkräftemangel. Hier muss mit Überbrückungslö-
sungen ausgeholfen werden. Das Ministerium hat al-
le Schulregionen stets im Blick. Es wurden auch hier
drei zusätzliche Planstellen der Wertigkeit A 13 hin-
zugefügt. Im Bereich der Förderschulen haben wir
mit Beginn dieser Legislatur neue, klare Akzente ge-
setzt. Wir halten an den bestehenden Förderschulen
in den einzelnen Förderschwerpunkten fest, ob das
Lernen, sozial-emotionale Entwicklung beziehungs-
weise Sprache ist. Wir gehen noch einen Schritt wei-
ter: Es wird teilweise neue Förderschulen geben. Ich
denke, das ist in diesem Bereich ein ganz wichtiges
Signal. Zum Beispiel kann ich hier die Schule für so-
ziale Entwicklung anführen, die jetzt neu von St.
Wendel nach Neunkirchen umzieht. Auch dort wird
es eine Umstrukturierung in den Ganztagsschulbe-
trieb geben, ein ganz wichtiges Signal für diese Kin-
der mit Förderbeeinträchtigung. Hier wird der Haus-
haltstitel entsprechend um 30.000 Euro erhöht.

Die Beförderungskosten werden insgesamt um
450.000 Euro für Schüler an staatlichen Förder-
schulen erhöht. Ein wichtiges Signal - es wurde
eben schon angeführt - ist auch die Eigenständigkeit
des neuen Studienseminars für Sonderpädagogik.
Inklusion haben wir in allen Schulformen. Von daher
ist es wichtig, den Bereich der Sonderpädagogik
hervorzuheben und in einem eigenständigen Stu-
dienseminar die künftigen Lehrerinnen und Lehrer
im Saarland auszubilden.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Kommen wir nun zu den Sprachförderklassen. Wir
haben mit Beginn dieser Legislaturperiode etwas
Neues auf den Weg gebracht. Wir werden zum
Schuljahresbeginn 2018/19 neue Sprachförderklas-
sen an drei Standorten einrichten. In Merzig, Hom-
burg und St. Wendel wird es entsprechende Außen-
klassen der Sprachheilschule Sulzbach geben. Das
ist meines Erachtens ein wichtiges Signal, das zeigt,
dass es immer wieder Sinn macht, Schülerinnen und
Schüler in einer Kleingruppe zu unterrichten und auf
den weiteren Schulweg vorzubereiten. Hierfür wur-
den Kosten von 300.000 Euro veranschlagt und in
den Folgejahren ab 2019 je 700.000 Euro. Ein wich-
tiges Signal an die Eltern ist, dass die Fahrwege der
Kinder deutlich verkürzt werden.

Ich komme nun zur Inklusion. Die Inklusion wird seit
einigen Jahren sowohl in den Kitas als auch in den
einzelnen Schulformen umgesetzt. Die bestmögliche
individuelle Förderung soll sich an den jeweiligen
Bedürfnissen des Kindes orientieren. Dies ist und
bleibt eine hohe Herausforderung für unsere Bil-
dungseinrichtungen. An dieser Stelle möchte ich

mich ausdrücklich bei allen Erzieherinnen und Erzie-
hern, bei allen Lehrkräften und bei dem gesamten
Fachpersonal in unseren Bildungseinrichtungen be-
danken und ihnen ein großes Kompliment ausspre-
chen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Allerdings stößt Inklusion immer wieder an ihre
Grenzen. Es ist weiterhin schwierig, die Schulen ge-
recht zu personalisieren. Es nutzt auch nichts, zu-
sätzlich Lehrer in das System zu bringen, sondern
man muss an verschiedenen Stellschrauben drehen,
um zu Verbesserungen zu kommen. Das Zusam-
menspiel von Förderschullehrern und Regelschul-
lehrern ist im Schulalltag eine große Herausforde-
rung. Es gibt immer mehr Kinder mit großen Beein-
trächtigungen, die eingeschult werden. Dieser Auf-
gabe werden wir uns in den kommenden Monaten
und Jahren verstärkt widmen. Die Inklusion kann
zwar an einigen Stellen Abhilfe leisten, aber es müs-
sen weitere Maßnahmen ergriffen werden. Beson-
ders problematisch ist die Situation von Kindern mit
sozial-emotionaler Beeinträchtigung. Es gibt immer
mehr Kinder, die eingeschult werden und große Pro-
bleme im Bereich des Verhaltens haben. Hier muss
entsprechend reagiert werden, um diese Kinder zu
festigen und auf den weiteren Schulweg gut vorbe-
reiten zu können. Die neue Schule für sozial-emotio-
nale Entwicklung in Neunkirchen ist ein Beispiel für
den Weg, den wir mit der Förderschule gehen. Auch
das Modell der Sprachförderklasse könnte in diesem
Bereich eine Möglichkeit sein, um Kinder vor Ort
entsprechend ihrer Beeinträchtigung für eine gewis-
se Zeit zu unterrichten und auf den weiteren Weg
vorzubereiten.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ein ganz klares Signal für unsere Eltern, aber auch
für unsere Lehrkräfte in den Regelschulen, vor allem
in den Grundschulen, haben wir bei der Antragsstel-
lung auf den Weg gebracht. Wir haben die Antrags-
stellung verändert. Die Antragstellung zur sonder-
pädagogischen Überprüfung wird in Zukunft wieder
direkt an die Schule für sonderpädagogische Über-
prüfung gehen, an das Förderzentrum vor Ort. Die
Leute dort kennen sich aus. Und wir versprechen
uns davon, dass viel schneller reagiert werden kann.
Das ist auch ein ganz wichtiges Signal.

An dieser Stelle möchte ich noch kurz auf das The-
ma multiprofessionelle Teams eingehen. Im Koaliti-
onsvertrag haben wir vereinbart, dass wir uns in den
kommenden Monaten mit dem Kollegium der Zu-
kunft beschäftigen. Das Personal der Schulen muss
breiter aufgestellt sein. Es reicht nicht, nur Lehrerin-
nen, Lehrer und Erzieher vor Ort zu haben, sondern
es müssen auch Sozialarbeiter, Ergotherapeuten,
Logopäden und Leute aus dem Bereich IT vor Ort
sein, um entsprechend schnell reagieren zu können.
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Dieser Aufgabe werden wir uns annehmen und hier
im kommenden Jahr einiges auf den Weg bringen.

Zusammenfassend kann ich sagen, dass die Große
Koalition die Bildung gesamtgesellschaftlich im Blick
hat und klare Akzente setzt. Im Folgenden möchte
ich auf die weiterführenden Schulen eingehen. Wir
haben eine ganz klare Struktur mit den Gemein-
schaftsschulen, den Gymnasien und den beruflichen
Schulen. Gerade in den Gemeinschaftsschulen und
auch in den beruflichen Schulen gibt es große Pro-
bleme, derer wir uns annehmen müssen. Wir müs-
sen die Lehrkräfte und das Personal vor Ort entspre-
chend unterstützen. Es gibt unterschiedliche Lernni-
veaus, viele Schüler aus sozialen Brennpunkten,
einen hohen Migrationsanteil, Inklusion und vieles
mehr. Hier muss es weitere unterstützende Maßnah-
men geben. Das Kollegium der Zukunft könnte eine
Möglichkeit sein, um entsprechend unterstützen zu
können.

Für Zuschüsse zu Projekten in besonderen sozialen
Brennpunkten wurde ein neuer Haushaltstitel einge-
richtet: 181.000 Euro für die Gemeinschaftsschulen
und 150.000 Euro für die beruflichen Schulen. Die
Einrichtung einer Expertengruppe zeigt, dass sich
die Große Koalition mit dem Thema Weiterentwick-
lung der weiterführenden Schulen intensiv beschäf-
tigt. Die Schulzufriedenheit, die Vergleichbarkeit der
einzelnen Schulformen, die Gestaltung der Oberstu-
fe sind Themen, die wir in dieser Kommission inten-
siv beraten werden, um unsere Schulen gut und
auch qualitativ hochwertig zu unterstützen.

Wechseln wir nun zur frühkindlichen Bildung und
Betreuung. Dieser Haushaltstitel wurde um 8,4 Mil-
lionen Euro erhöht, weil es in den Folgejahren zu
Aufwüchsen im Bereich der Zuschüsse zu den Per-
sonalkosten für Kitas kommt. Des Weiteren werden
ab dem Kindergartenjahr 2018/19 die Eltern in der
Beitragszahlung entlastet. In drei Tranchen wird der
Elternbeitrag zu den Personalkosten von jetzt 25
Prozent jährlich um 2 Prozent auf dann 19 Prozent
abgesenkt. Dies geschieht mit der nötigen Verant-
wortung und Weitsicht, da man den gesamten Haus-
halt stets im Blick haben muss. Der Investitions-
haushalt zur Schaffung neuer Kindergartenplätze
wurde um 1 Million Euro auf 7 Millionen Euro erhöht.
Dies zeigt, dass wir die Betreuungssituation für un-
sere Kleinsten weiter deutlich verbessern möchten.

An dieser Stelle möchte ich auch noch kurz auf eine
Umfrage zu sprechen kommen, die diese Woche in
einigen Zeitungen veröffentlicht wurde. Sie zeigt,
dass es den Eltern extrem wichtig ist, dass wir an
der Qualitätsschraube drehen und die nötigen Mittel
in die Qualität investieren. Es geht ihnen also nicht
in erster Linie nur um den Beitrag.

Ich möchte nun auch noch auf die Sprachförderung
eingehen. Dieser Haushaltstitel wurde aufgrund der

besonderen Flüchtlingssituation im Jahr 2016 mit 6
Millionen Euro angesetzt. Dieser Titel wird auch für
das Jahr 2018 fortgeschrieben. Uns ist es sehr wich-
tig, dass Schülerinnen und Schüler mit unzureichen-
den Deutschkenntnissen eine qualitativ hochwertige
Unterstützung im Unterricht erfahren. Des Weiteren
haben wir das Projekt „Früh Deutsch lernen“ in den
Kindergärten ausgebaut. Auch das ist ein ganz wich-
tiges Projekt, um die kleinen Kinder in der Vorschule
auf den weiteren Schulweg gut vorzubereiten.

Einen sehr hohen Stellenwert hat auch weiterhin die
ganztägige Bildung und Betreuung. Wir werden am
Bedarf orientiert das Förderprogramm Freiwillige
Ganztagsschule fortentwickeln. Im Bereich der Frei-
willigen Ganztagsschule verzeichnen wir weiterhin
einen Gruppenaufwuchs. Im Schuljahr 2017/2018
hat sich die Zahl der Gruppen auf 1.150 erhöht. Das
Ministerium rechnet auch für die kommenden Jahre
mit jährlich jeweils 50 zusätzlichen Gruppen.

Zur Qualitätssteigerung in der Hausaufgabenbetreu-
ung haben wir für das kommende Jahr zusätzliche
Haushaltsmittel in Höhe von 600.000 Euro einge-
stellt. Durch den momentanen Fachkräftemangel vor
allem im Bereich der Grund- und der Förderschulen
gelingt es oft nicht, die geforderten fünf Lehrerwo-
chenstunden zu personalisieren. Daher erhalten die
Träger eine Ausgleichszahlung für nicht personali-
sierte Lehrerstunden in der Nachmittagsbetreuung.
Ich denke, auch das ist ein ganz klares Zeichen der
Unterstützung der Schulen und der Träger vor Ort.
Die Einrichtungen können sich so zusätzliches Per-
sonal einkaufen.

Des Weiteren wird es einen Schulversuch zur Nach-
mittagsbetreuung geben. Eine Arbeitsgruppe erar-
beitet hierzu gerade ein Konzept, das an circa fünf
Schulen umgesetzt werden soll. Schulen und Träger
sollen ein Budget erhalten, das flexibel eingesetzt
werden kann. Die Gestaltung des Nachmittags soll
sich den heutigen Lernbedingungen anpassen. Es
soll dabei im Bereich dieser Nachmittagsbetreuung
auch einen fließenden Übergang vom Vormittag in
den Nachmittag geben.

Der Ausbau von Gebundenen Ganztagsschulen wird
weiter vorangetrieben. Es sollen weitere gebundene
und auch teilgebundene Ganztagsschulen eingerich-
tet werden. Mit der Weiterentwicklung der Freiwilli-
gen Ganztagsschule, der Entwicklung eines neuen
Modells und dem Ausbau der Gebundenen Ganz-
tagsschule ist das Prinzip der Wahlfreiheit sowohl
für die Schüler als auch für ihre Erziehungsberech-
tigten gewährleistet. Das ist eine ganz wichtige Bot-
schaft, die wir an alle Bürgerinnen und Bürger im
Saarland senden: Die Eltern können in Absprache
mit ihren Kindern frei entscheiden, ob eine Schule
im Rahmen der FGTS besucht werden soll oder
aber der gebundene Ganztag angestrebt werden
soll. Wir wollen an dieser Stelle keine Verpflichtung
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haben, die Wahlfreiheit ist uns außerordentlich wich-
tig.

(Beifall von der CDU.)

Ein klares Signal dafür, dass wir hierbei an zwei
Säulen gleichzeitig arbeiten, ist die Zusammenle-
gung des Haushaltstitels von FGTS und Gebunde-
ner Ganztagsschule. Beides wird zusammengefasst,
insgesamt sind das 23,2 Millionen Euro, das bedeu-
tet einen Aufwuchs um 2,86 Millionen Euro. Das
Saarland ist im Bereich der ganztägigen Bildung und
Betreuung sehr breit aufgestellt. Es ist klar erkenn-
bar, dass wir uns auch in diesem Bereich weiterent-
wickeln werden.

Der Einzelplan 06 ist geprägt von verantwortungs-
vollem Handeln, gepaart mit der nötigen Weitsicht,
die man für eine zukunftsfähige Bildung unserer Kin-
der benötigt. Bildung genießt in der Großen Koalition
Priorität, und wir werden auch in den kommenden
Monaten diesbezüglich deutliche Akzente setzen.
Ich bitte daher um Ihre Zustimmung zum Einzelplan
06.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Das Wort hat nun die Abgeordnete
Barbara Spaniol von der Fraktion DIE LINKE.

Abg. Spaniol (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Herr Kollege Renner, ja, in der Tat, Kultur ist
immer eine Rede wert. Auch ich möchte nun versu-
chen, das alles mit wenigen Worten zu erfassen. Ich
möchte dabei mit Goethe beginnen:

(Beeindrucktes Sprechen bei den Regierungs-
fraktionen.)

„Man sollte alle Tage wenigstens ein kleines Lied
hören, ein gutes Gedicht lesen, ein treffliches Ge-
mälde sehen und, wenn es möglich zu machen wä-
re, einige vernünftige Worte sprechen.“ Ich versuche
es jetzt einmal mit den „vernünftigen Worten“.

Meine Damen und Herren, wir haben im Saarland
wirklich eine tolle und vielfältige Kulturlandschaft.
Diese Kulturlandschaft gilt es zu erhalten. Wir begrü-
ßen daher, dass die Zuschüsse im Kulturbereich
weitgehend zumindest konstant geblieben sind und
in ausgesuchten Bereichen sogar erhöht werden.
Das wird von uns, das möchte ich ausdrücklich sa-
gen, unterstützt. Gleichwohl müssen einige kritische
Blicke auf das Gesamtbild erlaubt sein.

Nehmen wir das neue Festival „Colors of Pop“, das
im Oktober stattfand. Die Idee eines neuen, eines
jungen Festivals der Pop-Kultur in unserem Land
haben wir unterstützt. Das wissen Sie, Herr Minister.
Es gab dabei auch tatsächlich sehr spannende Ver-

anstaltungen. Man muss ehrlicherweise aber auch
sagen, dass einige Veranstaltungen auch ohne das
neue Festival stattgefunden hätten. Als Beispiel will
ich nur das Konzert von Clueso nennen, den ich
wirklich rund um die Uhr hören könnte. Das war
schon eine tolle Geschichte. Das wurde in der SZ
auch entsprechend gewürdigt, es waren aber nur
rund 21.000 Besucherinnen und Besucher anwe-
send. Das ist sicherlich ein Anfang, auch ein guter
Anfang, das ist aber eben noch nicht der Riesener-
folg. Man muss dabei auch bedenken, deshalb führe
ich auch dieses Beispiel an, dass dafür die Unter-
stützung für die Musikfestspiele gestrichen wurde.
Diese Musikfestspiele boten immerhin große Namen
und zogen deutlich mehr Publikum an.

Damit ich nun nicht falsch verstanden werde, sei
noch einmal gesagt: Wir hoffen, dass sich dieses
Festival „Colors of Pop“ weiterentwickeln wird. Wir
haben auch dafür plädiert, dass das so kommt, dass
das Festival größer wird und bundesweit Beachtung
finden kann. Noch aber sind zumindest einige Fra-
gen diesbezüglich offen.

Etwas Neues, auch das hat der Kollege Renner
schön gesagt, ist mittlerweile in der saarländischen
Museumslandschaft sichtbar, der Erweiterungsbau
der Modernen Galerie. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ja, er ist sehr gut geworden. Man muss schon
sagen, dieses Museum kann sich sehen lassen.

(Beifall bei den Koalitionsfraktionen.)

Danke. - Wir alle waren schon dort, und wir waren
kollektiv begeistert. Wir waren aber natürlich auch
alle kollektiv erleichtert, dass das nun doch so abge-
schlossen werden konnte, dass das so gut gewor-
den ist. An dieser Stelle wirklich „Chapeau!“, wenig-
stens zum Abschluss dieser nahezu unendlichen
Geschichte. Immerhin ist auch, auch das wurde an
diesem Abend von vielen erwähnt, dieser Museums-
bau in den letzten Jahren nicht doch noch teurer ge-
worden. Das war zum Ende hin der Punkt, auf den
sich die gesamte Diskussion - leider, muss man sa-
gen - reduziert hat. Es bleibt ja schon dabei, dass
sich viele fragen, weshalb ein einzelner Bau 39 Mil-
lionen Euro kosten muss. Das ist nach wie vor un-
verständlich, aber diese Debatte haben wir glückli-
cherweise hinter uns. Unvergessen wird das aber
leider nicht bleiben.

Unvergessen bleibt, zumindest für uns, sicherlich
auch nicht der Streit zwischen dem Innenminister
und dem Kulturminister um die kulturelle Nutzung
des leer stehenden Pingusson-Baus. Ich kann an
der Stelle nur sagen: Meine Herren, reißen Sie sich
zusammen! Erst gab es den Streit um die Schlie-
ßung der Grundschule in Perl-Besch, unter dem die
Familien in Besch noch heute leiden. Dann gab es
den Streit derselben beiden Minister um die Nutzung
des ehemaligen Bildungsministeriums für eine Thea-
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terproduktion. Darunter leiden die Künstler, sie
mussten sich auf den letzten Drücker eine andere
Location suchen. Das war unsäglich, und die neue
Location konnte nicht an das heranreichen, was der
Pingusson-Bau zu bieten hat. Im Sinne der Sache
also: Hören Sie auf mit diesem Kompetenzgerangel
und regeln Sie das endlich in Ihrer Koalition!

(Beifall von der LINKEN.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, einzelne neue Pro-
jekte oder die Fertigstellung eines Baus können
auch aus unserer Sicht nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass eine längerfristige Kulturentwicklungs-
planung weiterhin fehlt. Sie sehen das anders, Herr
Minister, wir bemängeln dies aber bereits seit Jah-
ren. Die Arbeitskammer teilt unsere Auffassung und
sagt, dass es an einem Gesamtkonzept und auch an
einer gemeinsamen Kulturpolitik in der Großregion
fehlt. Auch Letzteres ist ein großes Thema.

Von Großveranstaltungen bleibt das Saarland näm-
lich schon seit Jahren weitgehend ausgeschlossen.
Die Musik spielt leider oft in Luxemburg, in Metz
oder in Mannheim. Das ist auch so, und das muss
man kritisch anmerken, weil es das Land und die
Landeshauptstadt seit Jahren nicht hinbekommen,
eine moderne Eventhalle auf den Weg zu bringen, in
der Top-Acts auftreten könnten. Bei diesem Thema
herrscht nach wie vor Handlungsbedarf.

Wir wollen nun aber keineswegs die Aussage in den
Raum stellen, dass kulturpolitisch irgendetwas
grundsätzlich falsch läuft. Vieles geht aus unserer
Sicht durchaus in die richtige Richtung. Wir begrü-
ßen auch, dass die Industriekultur nun doch den
Weg zum Kulturministerium gefunden hat. Das ist ei-
ne richtige Entscheidung, dort gehört die Industrie-
kultur hin. Die kulturellen Anstrengungen gehören
gebündelt, denn Kultur hat leider keine starke Lob-
by. Dabei ist sie doch so entscheidend für die Le-
bensqualität und letztlich auch für den Wirtschafts-
standort. - Ich bedanke mich.

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Das Wort hat nun der Abgeordnete
Sascha Zehner von der CDU-Landtagfraktion.

Abg. Zehner (CDU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Zunächst möchte ich etwas auf Ihre Rede,
Frau Spaniol, erwidern. Sie müssen sich entschei-
den. Sie müssen sich entscheiden, ob Sie kritisie-
ren, dass für 39 Millionen Euro ein Museum gebaut
wird, oder ob Sie postulieren, dass wir Geld in die
Hand nehmen, um eine moderne Event-Halle, die
auch nicht billig wird, zu bauen. Sie müssen sich
entscheiden. Sie können nicht das eine verurteilen
und das andere fordern.

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Abg.
Spaniol (DIE LINKE): Das sehe ich anders.)

Gestatten Sie mir, denn Kulturpolitik ist ein wichtiges
Feld, mit einer ebenso grundsätzlichen wie kaum zu
beantwortenden Frage zu beginnen: Gibt es seit Be-
ginn der Geschichte ein schwierigeres, aber auch
ein schöneres Thema als die Kultur? - Wer erleben
durfte, wie begeistert die Menschen von der Erweite-
rung der Modernen Galerie sind, Herr Renner hat es
schon ausgeführt, wird diese Frage sofort beantwor-
ten mit: Ja, Kultur ist die zentrale Aufgabe staatli-
chen Handelns. Mit der Fertigstellung der Erweite-
rung der Modernen Galerie, auch wenn der Weg
dorthin steinig war, wie oft bei bedeutenden Projek-
ten, ist es uns gelungen, ein Museum von internatio-
naler Bedeutung zu vollenden, das schon als Bau-
werk in Kubatur und Außengestaltung fasziniert.
Darauf dürfen wir alle als Saarländerinnen und Saar-
länder stolz sein.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Es mag nach einer Floskel klingen, aber ohne Kultur
ist keine Zivilisation denkbar, keine Bildung, keine
Wirtschaft, kurz kein menschliches Miteinander.
Doch was ist Kultur eigentlich? Hugo von Hofmanns-
thal beantwortete die Frage so: Kultur ist, zu wissen,
was einen angeht, und zu wissen, was einen zu wis-
sen angeht. - Und da dies besonders die Politik be-
trifft, möchte ich meinen Ausführungen dieses Wort
voranstellen.

In der Kulturpolitik, die sich auch im Haushalt 2018
als zentraler Punkt abbildet, ist es entscheidend, bei
begrenzten Mitteln an der richtigen Stelle Akzente
zu setzen. Es ist aber genauso wichtig, sich eben
dort zurückzuhalten, wo dirigistisches Verhalten die
Freiheit der Kultur einengt. Die Koalition und die Uni-
onsfraktion haben sich darum sehr bewusst dafür
entschieden, auf drei Säulen zu setzen. Zum einen
setzen wir auf die Förderung dessen, was die Basis
aller kulturellen Betätigung bildet, nämlich unsere im
Saarland so reiche Breitenkultur. Zum anderen set-
zen wir auf die Unterstützung jener, die auf privater
oder professioneller Basis die Kultur in unserem
Lande befördern. Zum Dritten setzen wir auf das,
was unser Land weit über seine Grenzen hinaus be-
kannt macht, uns in der Großregion oder selbst auf
internationaler Ebene buchstäblich ins Rampenlicht
rückt, die sogenannten Leuchttürme. Ebenso ist es
uns gelungen, den Sparzwang, dem das Land unter-
liegt, im Kulturetat nicht in voller Härte darstellen zu
müssen. Auch darauf sind wir stolz.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Das stellt sicher, das Saarland, sein Parlament und
seine Regierung garantieren eine Kulturlandschaft,
wie sie in dieser Breite und Dichte nur selten zu fin-
den ist, unter anderem mit zwei künstlerischen
Hochschulen von Universitätsrang, einem Drei-Spar-
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ten-Theater, zwei A-Orchestern, nämlich dem
Staatsorchester und der Deutschen Radiophilharmo-
nie, der Stiftung Saarländischer Kulturbesitz mit ih-
ren Museen sowie dem Weltkulturerbe Völklinger
Hütte spielen wir in der ersten Liga der Kultur. Das
ist Spitzenklasse, meine Damen und Herren, das ist
absolute Spitzenklasse!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Und diese Spitzenklasse bildet sich auch im Haus-
halt ab. Selbst wenn nicht alles, was wünschbar wä-
re, machbar ist, haben wir die richtigen Akzente für
2018 gesetzt. Und die mittelfristige Finanzplanung
beweist, dass wir der Kultur einen hohen Stellenwert
beimessen. Gestatten Sie mir einige Beispiele aus
dem Haushalt 2018 zu nennen. Wir haben es ge-
schafft, für die Renovierung der Klais-Orgel in der
Hochschule für Musik insgesamt 95.000 Euro bereit-
zustellen. Das sind 45.000 Euro mehr als ursprüng-
lich vorgesehen. Dass aber Großes nicht nur im
Kleinen, sondern auch bei den Kleinen, nämlich den
Kindern und Jugendlichen, beginnen muss, manife-
stieren wir auch im Haushalt durch die gezielte Un-
terstützung jener, die eben unsere Kinder und Ju-
gendlichen sind, indem wir ganz gezielt diejenigen
fördern, die Kinder und Jugendliche an Kultur heran-
führen, sei es Musik, Literatur oder Theater. Deshalb
haben wir die Zuschüsse an unsere Kinder- und Ju-
gendtheater deutlich erhöht.

Ein Projekt, das der Union besonders am Herzen
liegt, sind die Kunstschulen und dass ihr Bestand
garantiert wird. So haben wir die Mittel hier auf
70.000 Euro aufgestockt. Ein weiteres Beispiel. Weil
das Saarland sich zu Recht als internationale Regi-
on definiert, fördern wir die deutsch-französische Zu-
sammenarbeit allein im Kulturetat mit weit mehr als
einer Viertelmillion Euro. Weil wir um die Bedeutung
dieser Internationalität wissen, fördern wir als Koaliti-
on aber auch das Deutsch-Amerikanische Institut
mit 30.000 Euro, das sind wiederum 5.000 Euro
mehr als zunächst geplant.

Im Einzelplan 06 ist das verankert, was für uns ein
wichtiger Punkt ist, nämlich kirchliche Angelegenhei-
ten. Hier freue ich mich über eine Besonderheit des
saarländischen Rechts. Neben der von uns traditio-
nell im Rahmen der Kultur unterstützten römisch-ka-
tholischen und evangelisch-lutherischen Kirchen ha-
ben wir das Glück, mit der Synagogengemeinde
Saarbrücken, die eine Körperschaft des öffentlichen
Rechts ist, die in unserem Lande Gott sei Dank wie-
dererstandene jüdische Kultur fördern zu dürfen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Leider würde es zu weit führen, all jene Institutionen
oder Fachbereiche zu erwähnen, die wie der Lan-
desmusikrat oder das Theater Überzwerg fester Be-
standteil unserer Förderung, aber vor allem unserer
Kulturszene sind. Darum möchte ich neben den als

Beispiele genannten Institutionen und Projekten aus
tiefster Überzeugung allen danken, die dazu beitra-
gen, dass das Saarland ein Land der Kultur ist, be-
sonders jenen, die im aufopferungsvollen Einsatz als
ehrenamtlich Tätige, jedoch auch jenen, die meist
weit über das geforderte Maß hinausgehend als Be-
schäftigte oder freie Künstler arbeiten und ihren Le-
bensunterhalt mit Kulturarbeit bestreiten. Ihnen allen
sende ich von dieser Stelle im Namen der CDU-
Fraktion ein Wort des Dankes und das Versprechen,
dass wir für Sie immer engagiert sein und immer ein
offenes Ohr haben werden.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Sie sehen anhand der genannten Beispiele, meine
Damen und Herren, dass uns der Spagat gelungen
ist. Trotz eines strikten Sparkurses und notwendiger
Einsparungen stellen wir sicher, dass sich unser
Land im Bereich der Kultur nicht nur auf höchstem
Niveau hält, sondern durch die im Haushalt 2018 be-
reitgestellten Mittel weiterentwickelt. James W. Her-
man, der amerikanische Generalkonsul, sagte, als
er vor 14 Tagen in unser Land gekommen ist und
die neue Galerie der Moderne besuchte: „Seien wir
stolz auf das, was hier geleistet wird. Oder kurz:
Wow!“ - Vielen Dank.

(Heiterkeit. - Beifall von den Regierungsfraktio-
nen.)

Vizepräsidentin Ries:
Das Wort hat nun der Minister für Bildung und Kultur
Ulrich Commerçon.

(Zuruf von der SPD: Wow! - Abg. Lander
(DIE LINKE): Jetzt übertreib‘ nicht. - Heiterkeit.)

Minister Commerçon:
Ich bin gewachsen. - Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Bildung und Kultur betreffen
die zentralen Gerechtigkeits- und Zukunftsfragen un-
seres Landes. Bildung und Kultur sind grundlegende
Voraussetzungen, um Menschen Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben zu ermöglichen und ihre indi-
viduelle Persönlichkeitsentwicklung zu unterstützen.
Vor diesem Hintergrund freue ich mich ganz beson-
ders, dass auch in den ernst zu nehmenden Beiträ-
gen der Opposition überwiegend Lob und Anerken-
nung geäußert wurde.

(Beifall von der SPD.)

Da kann man ruhig klatschen, genau. - Investitionen
in gute Bildung sind deshalb immer auch nachhalti-
ge Investitionen in die Zukunft. Der vorliegende
Haushalt macht unseren Anspruch, nachhaltige Bil-
dungsinvestitionen zu tätigen, deutlich. Die Zahlen
sind bereits genannt worden. Wir werden damit un-
serem eigenen Anspruch gerecht, den Anteil der
Ausgaben für Bildung und Wissenschaft im Landes-
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haushalt weiterhin proportional stärker zu steigern
als den Gesamtetat. Die Bildungsausgaben, Kollegin
Spaniol, belaufen sich insgesamt auf 1,44 Milliarden
Euro unter Berücksichtigung der übrigen Ressorts,
zu denen die Wissenschaft gehört. Im Einzelplan 06
selbst wird die Summe der eingestellten Finanzmittel
im Haushaltsjahr 2018 erstmalig die Milliardengren-
ze überschreiten. Meine sehr verehrten Damen und
Herren, wir halten, was wir vor der Wahl gesagt und
bereits im letzten, aber auch in diesem Koalitions-
vertrag vereinbart haben. Wir sparen nicht an der
Bildung, Investitionen in die Bildung haben in dieser
Koalition Vorrang.

Die Landesregierung hat dabei einen hohen An-
spruch an die Qualität der Bildung. Bildung bestimmt
maßgeblich über individuelle Lebenschancen. Gute
Bildung ist der Schlüssel zu einer selbstbestimmten
Lebensführung und zu gesellschaftlicher Teilhabe.
Darüber hinaus entwickelt Bildung Potenziale für die
Zukunftsfähigkeit unseres Landes. Sie ist Grundlage
für bürgerschaftliches Engagement und hilft, Popu-
lismus, Fremdenfeindlichkeit und gewaltbereiter Ra-
dikalisierung vorzubeugen. Ich betone an dieser
Stelle, weil das leider gesagt werden muss, dazu
zählt selbstverständlich auch politische Bildung. Wir
haben heute gehört, wie notwendig politische Bil-
dung ist, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall von der SPD und bei der CDU.)

Unser Anspruch ist, für mehr Bildungsgerechtigkeit
zu sorgen. Wir wollen hervorragende Bildung für al-
le, und zwar von Anfang an. Wir wollen den Kindern
und Jugendlichen in diesem Land bestmögliche Bil-
dungs- und Ausbildungsbedingungen bieten, unab-
hängig von der sozialen Herkunft.

Bildungsgerechtigkeit beweist sich darin, wie es uns
gelingt, Kinder und Jugendliche von Beginn an auf
ihrem individuellen Weg zu fördern und unterstüt-
zend zum bestmöglichen Bildungserfolg zu beglei-
ten. Wir haben im Saarland, das ist in vielen Studien
anerkannt, in den letzten Jahren große Fortschritte
gemacht. Im Saarland entscheiden zunehmend we-
niger die Herkunft oder finanzielle Rahmenbedin-
gungen über Abschlüsse oder Schulerfolge, sondern
die Fähigkeiten der Kinder. Ich glaube, das ist der
wichtigste Erfolg, den wir in der Bildungspolitik in
diesem Land in den letzten Jahren erzielt haben.

(Beifall von der SPD und bei der CDU.)

Ich möchte an dieser Stelle natürlich auch all denje-
nigen sehr herzlich danken, die dazu beigetragen
haben. Das sind die Erzieherinnen und Erzieher, die
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, die Lehrerin-
nen und Lehrer und alle anderen, die zu diesem Er-
folg mit beigetragen haben. Ich sage von diesem
Pult aus aber noch einmal ganz deutlich, wir können
all die gesellschaftlichen Erziehungs- und Bildungs-
aufgaben nicht in den Bildungseinrichtungen alleine

abgeben. Die ganze Gesellschaft muss dabei ihre
Rolle spielen, auch die Elternhäuser müssen ihre
Rolle wahrnehmen. Wir können das nicht alles auf
den Lehrerinnen und Lehrern abladen, damit über-
fordern wir wirklich ein Bildungssystem. Ich glaube,
das zu sagen gehört bei dieser Debatte ehrlicher-
weise dazu.

(Beifall von der SPD und bei der CDU.)

Das Recht auf Bildung beginnt im Übrigen nicht erst
mit dem Eintritt in die Grundschule. Es ist unser Be-
streben, allen Kindern im Saarland möglichst früh
qualitativ hochwertige Bildung und Betreuung zu-
kommen zu lassen. Das ist auch im Sinn der Erzie-
hungsberechtigten, die auf diese Weise in die Lage
versetzt werden, ihre Berufstätigkeit mit ihren Erzie-
hungsaufgaben zu vereinbaren. Wie die Schulbil-
dung muss die frühkindliche Bildung für die Familien
beitragsfrei werden, das ist unser Ziel. Wir wissen
alle, dass gerade in den ersten Lebensjahren wichti-
ge Weichen für die Entwicklung der Kinder gestellt
und damit die Grundlagen für die Schaffung gleicher
Bildungschancen gelegt werden. Wir haben uns im
Koalitionsvertrag darauf verständigt, die Elternbeiträ-
ge schrittweise abzusenken, und sind dabei, die
Umsetzungsschritte konkret zu gestalten. Das große
Ziel der Beitragsfreiheit werden wir aber zeitnah nur
erreichen können, wenn die Länder bei den Investiti-
onen in die Bildung unserer Kinder spürbar durch
den Bund unterstützt werden. Ein Appell an eine zu-
künftige Bundesregierung, wie auch immer sie aus-
sehen mag.

Die Einrichtungen der frühkindlichen Bildung sind
mehr als Betreuungseinrichtungen. Dem hat das aus
dem Jahr 2006 stammende Bildungsprogramm für
saarländische Kindergärten bereits Rechnung getra-
gen. Nach nunmehr gut zehn Jahren werden wir das
Bildungsprogramm an neue Entwicklungen und Be-
darfe anpassen. Zu Beginn des Jahres 2018 werden
wir das überarbeitete Bildungsprogramm der Öffent-
lichkeit vorstellen. Ein Hauptaspekt des neuen Pro-
gramms ist dabei die Anpassung an die Bedürfnisse
und Möglichkeiten insbesondere der ein- bis dreijäh-
rigen Kita-Kinder, die nach dem Rechtsanspruch auf
einen Betreuungsplatz für Kinder ab dem 13. Le-
bensmonat eine stetig wachsende Gruppe bilden.

Im Rahmen der Frankreichstrategie eröffnen wir den
Kindern im Saarland bereits in den Kitas besondere
Bildungsmöglichkeiten. Das Saarland ist das Bun-
desland mit den meisten zweisprachigen Kinderta-
geseinrichtungen, mehr als 200 sind bilingual, also
über 40 Prozent aller saarländischen Kitas. Auch mit
den als „Elysée-Kitas“ zertifizierten Einrichtungen ist
das Saarland an der Spitze im bundesweiten Netz-
werk „Zweisprachige Kita“, das 144 Kitas in
Deutschland umfasst. 144 insgesamt, davon in we-
nigen Jahren 66 im Saarland. Auch das ist ein riesi-
ger Erfolg unserer Politik in den letzten Jahren.
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(Beifall von der SPD und bei der CDU.)

Der Ausbau der Kita-Plätze geht weiter. Wir werden
weitere Betreuungsplätze brauchen und auch im ge-
samten frühkindlichen Bereich schaffen. Mit diesem
Ausbau werden wir weiter dazu beitragen, Verein-
barkeit von Familie und Beruf zu erleichtern, aber
daneben, das ist der noch wichtigere Punkt, für
mehr Bildungsgerechtigkeit im Land sorgen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in den letzten Jah-
ren haben sich die Rahmenbedingungen im Schul-
system entscheidend geändert. Wir haben insge-
samt mehr Schülerinnen und Schüler im System, so-
wohl in den Grundschulen als auch im weiterführen-
den Bereich. Ein Grund dafür ist im Übrigen die län-
gere Verweildauer in den Schulen, was nicht nur auf
die höhere Durchlässigkeit unseres Bildungssys-
tems hindeutet, sondern auch belegt, dass unsere
Schülerinnen und Schüler höhere Abschlüsse erzie-
len. Das ist ein sehr gutes Zeichen, das ist eine sehr
gute Entwicklung. Andererseits werden wir aufgrund
von Zuwanderung und höheren Geburtenzahlen -
auch eine gute Entwicklung - weiterhin mit einem
Mehrbedarf an Lehrerinnen und Lehrern rechnen
müssen. Angesichts dieser Veränderungen haben
wir den ursprünglich vorgesehenen Lehrkräfteab-
baupfad verlassen. Das ist ein wichtiger und konse-
quenter, sicherlich auch kein leichter Schritt gewe-
sen. Dafür ein herzliches Dankeschön an die Kolle-
ginnen und Kollegen im Kabinett. Ein wichtiger und
konsequenter Schritt war auch gewesen, die
Schulen im Saarland zu entlasten und die pädagogi-
sche Qualität zu sichern. Dabei ist uns wichtig, die
vergleichsweise gute Schüler-Lehrer-Relation in den
nächsten Jahren beizubehalten.

Ein wichtiger Baustein unserer Bildungspolitik ist der
weitere Ausbau von ganztägigen Bildungsangebo-
ten. Wir haben den gebundenen Ganztag an saar-
ländischen Schulen ein gutes Stück vorangebracht
und damit auch die individuelle Förderung jedes ein-
zelnen Kindes stärker im Blick. Die Gebundenen
Ganztagsschulen, das wurde angesprochen, werden
außerordentlich gut nachgefragt. Die Zahlen zeigen,
dass unsere Arbeit Früchte trägt. Zum Schuljahr
2017/2018 gibt es - Kollege Renner hat darauf hin-
gewiesen - 28 Schulen mit gebundenem Ganztags-
angebot. Der Ausbau geht weiter. Drei Schulen ha-
ben bereits Anträge auf Umwandlung ab dem Schul-
jahr 2018/2019 gestellt und eine weitere für das
Schuljahr 2019/2020. Daneben gibt es eine ganze
Reihe von Interessenbekundungen zur Umwandlung
frühestens zum Schuljahr 2019/2020.

Zur Unterstützung der Schulträger wird unser Inve-
stitionsprogramm „Zukunft, Bildung und Betreuung“
fortgeführt, im Haushaltsjahr 2018 immerhin mit Mit-
teln in Höhe von über 1 Million Euro. Es ist gesagt
worden, das ist richtig so, dass wir den Bereich der
Freiwilligen Ganztagsschulen ebenfalls weiter ent-

wickeln wollen. Der bedarfsgerechte Ausbau wird
auch hier vorangehen. Nach wie vor ist im Bereich
der FGTS ein Aufwuchs zu verzeichnen, Herr Kolle-
ge Wagner hat die Zahlen genannt. Wir werden alles
daran setzen, das weiter voranzutreiben. Festzuhal-
ten ist, der Ausbau des Ganztages im Saarland ist
insgesamt eine Erfolgsgeschichte. Unser gemeinsa-
mes Ziel ist und bleibt, die Ganztagsschullandschaft
im Saarland konsequent weiterzuentwickeln, auch
um mehr Chancengerechtigkeit und die bessere
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu ermöglichen.
Alle Eltern, das muss unsere Zielsetzung sein, sol-
len wählen können, ob ihr Kind in eine Halbtags-
schule mit anschließender Betreuung oder in eine
echte Ganztagsschule geht. Wir wollen Wahlfreiheit,
davon sind wir noch ein Stück weit entfernt. Dafür
brauchen wir zur Durchsetzung letztlich einen
Rechtsanspruch auf Ganztagsunterricht, den wir al-
lerdings als Saarland nicht alleine als Erste angehen
können.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Digita-
lisierung macht natürlich auch nicht vor unseren
Schultoren halt. Wir stehen auch beim Thema Me-
dienbildung vor großen Herausforderungen, die wir
annehmen und nach und nach umsetzen. Ganz
wichtig ist, dass wir dabei alle Beteiligten einbezie-
hen. Dazu haben wir einen großen Beteiligungspro-
zess gestartet, der die Schulen darin bestärkt, ihren
jeweiligen Weg der Schulentwicklung im Hinblick auf
die Förderung der Medienkompetenz ihrer Schüle-
rinnen und Schüler selbstständig zu gestalten. Wir
haben dieses Landeskonzept auf den Weg gebracht
und ein Förderprogramm mit einem Gesamtvolumen
von 1 Million Euro, jeweils hälftig Land- und Schul-
träger, ausgeschrieben. Mit dem Landeskonzept exi-
stiert nun eine im bundesweiten Vergleich vorbildli-
che Gesamtstrategie für die Weiterentwicklung des
Lehrens und Lernens in der digitalen Welt. Medien-
bildung wird bei uns strukturell im Unterricht beim
Lernen und in der Lehrkräfteaus- und -fortbildung
verankert und innerhalb der schulischen Bildung
weiterentwickelt.

Dieses Förderprogramm für Medienschulung entfal-
tet eine ganz große Wirkung. Fast ein Drittel aller
saarländischen Schulen hat sich bereits in der ers-
ten Runde mit einem eigenen Konzept für medien-
bezogene Schulentwicklung beworben. Das zeigt,
liebe Kolleginnen und Kollegen, wie wichtig dieses
Thema den Schulen ist. Es zeigt aber auch den
enormen Bedarf an Unterstützung im Bereich der
IT-Infrastruktur und der digitalen Ausstattung. Das
geht nicht zum Nulltarif.

Es sind weitere erhebliche Anstrengungen auch vom
Bund nötig. Ich erwarte deshalb von der künftigen
Bundesregierung, die 2016 gemachten Zusagen
zum Digitalpakt Bildung endlich auch im Haushalt
des Bundes zu verankern, 5 Milliarden Euro in
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5 Jahren bundesweit. Das wären 60 Millionen Euro
für das Saarland, also jedes Jahr 12 Millionen Euro,
um unsere Schulen digital zukunftsfähig zu machen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, wir werden dieses Geld un-
bedingt brauchen. Ich appelliere von hier aus an den
Deutschen Bundestag und an die künftige Bundes-
regierung, den Worten an dieser Stelle auch Taten
folgen zu lassen. Wir brauchen dieses Geld auf je-
den Fall.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

In der saarländischen Verfassung sind die beiden
Schulformen Gymnasium und Gemeinschaftsschule
festgeschrieben. Sie ermöglichen den Schülerinnen
und Schülern entsprechend ihren Neigungen und
Begabungen, alle Abschlüsse zu erzielen. Diesem
Ziel wollen wir auch mit der anstehenden Reform
der gymnasialen Oberstufe gerecht werden durch
die vertiefenden Wahlmöglichkeiten für einzelne Fä-
chergruppen. Unser Anspruch muss es dabei blei-
ben, die echte Gleichwertigkeit der beiden Schulfor-
men herzustellen. Damit dies gelingen kann, sind wir
auf dem Weg, die Funktionsstellenstruktur der Ge-
meinschaftsschule sukzessive an die der Gymnasi-
en anzupassen.

Bei der Schul- und Unterrichtsentwicklung brauchen
unsere Schulen professionelle Unterstützung. Über
verschiedene Maßnahmen des Landesinstituts für
Pädagogik und Medien haben wir fundierte Beratun-
gen, Pädagogische Tage, Zukunftswerkstätten, Fort-
bildungen und Hospitationen an erfolgreichen
Schulen. Auch die Werkstatt „Lernen“ und die Schul-
leiterfortbildung „Werkstatt Schule leiten“, die wir ge-
meinsam mit der Deutschen Schulakademie ent-
wickelt haben, tragen maßgeblich zur Vernetzung,
zum pädagogischen Austausch und zu qualitativ
hochwertigen Schul- und Unterrichtsentwicklungs-
prozessen an unseren Schulen bei.

Wir wollen, dass unsere Schulen auch in Zukunft in-
tensiv daran arbeiten können, Prozesse der nach-
haltigen Unterrichts-, Personal- und Organisations-
entwicklung professionell und selbstbestimmt anzu-
gehen. Beispielgebend ist hier das Schul- und Un-
terrichtsentwicklungsprogramm „ProfiL“ an Gymnasi-
en, das den individualisierenden und schüleraktivie-
renden Unterricht stärkt. Dieses Programm ist so er-
folgreich, dass auch die Gemeinschaftsschulen die-
ses Programm wollen. Das wollen wir auch anbieten
und damit auch eine Antwort auf die zunehmende
Heterogenität in den Klassenzimmern geben.

Selbstverständlich sind wir weitaus weiter, als man-
che das hier im Raum mitbekommen haben, was
das Thema „Selbstständige Schule“ angeht. Es wird
ein neues, ein Folgeprogramm „Selbstständige
Schule“ geben, nachdem das erste ausgelaufen ist.
Auf dieser Basis werden wir modellhaft die Projekte

„Schulen der Zukunft“ und „Begleitung von Schulen
mit besonderen Herausforderungen“ auf den Weg
bringen.

Diese Schulen im Projekt „Schule der Zukunft“ sind
zum Teil schon starke Schulen, die aber in ihrer
Weiterentwicklung progressive und sehr innovative
Wege weitergehen wollen. Sie sollen - das ist unse-
re Absicht - methodisch-didaktische und pädagogi-
sche Spielräume erhalten, damit sie sich zu moder-
nen Schulen mit zukunftsweisenden Konzepten wei-
terentwickeln und wegweisend für andere saarländi-
sche Schulen werden. Ich halte davon sehr viel
mehr, als Strukturdebatten seitens der Politik zu füh-
ren. Die Schulen selbst wissen häufig am besten,
was sie vor Ort tun können. Darin werden wir sie un-
terstützen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Manche Schule in unserem Land, insbesondere in
den städtischen Bereichen, platzt buchstäblich aus
allen Nähten. Hier müssen wir handeln. Dabei geht
es nicht nur um die Schaffung neuer Schulstandorte.
Schulen mit besonderen Herausforderungen sind
häufig auch Schulen, die über die räumliche Situati-
on hinaus starke Belastungen erfahren. Stark bela-
stet sind Schulen, die vermehrt Schülerinnen und
Schüler mit schwierigen sozioökonomischen Aus-
gangssituationen, unterschiedlichen Formen der Be-
einträchtigungen oder Förderbedarfen in der deut-
schen Sprache beschulen.

Solche Schulen konzentrieren sich vor allem in Bal-
lungsgebieten. Deswegen werden wir an dieser Stel-
le an Modellschulen genau das diskutieren und vor-
anbringen, worum es geht, bessere Kooperations-
und Steuerungsstrukturen, multiprofessionelle
Teams und auch wirklich eine Ressourcenausstat-
tung, wie sie vor Ort erforderlich ist. Unser Ziel ist
es, mit diesen Schulen gemeinsam Instrumente zu
entwickeln, die auch andere vergleichbare Schulen
befähigen könnten, das nach vorne zu bringen, was
dazu dient, Schule erfolgreich zu gestalten. Im Übri-
gen haben wir dafür erhebliche Mittel bereitgestellt,
115.000 Euro für die Grundschulen, 181.000 Euro
für die Gemeinschaftsschulen und 150.000 Euro für
die beruflichen Schulen, speziell um in den beson-
ders belasteten Gebieten zu arbeiten.

Ich sage auch noch einmal, liebe Kollegin Spaniol,
wir haben den strukturellen Unterrichtsausfall an den
beruflichen Schulen von 2.000 Unterrichtsstunden
auf eine rote Null gesenkt. Ich glaube, das alleine
verdient schon Anerkennung. Aber Sie haben das ja
auch zwischen den Zeilen so gesagt. Wir werden
auch im Bereich der beruflichen Schulen einige
Maßnahmen durchführen müssen, insbesondere
geht es da um Investitionsmaßnahmen.

Ich bin auch froh, heute sagen zu können, dass wir
für die berufliche Bildung gemeinsam mit dem Minis-
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terium für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Verkehr
und dem Innenministerium eine Bündelung hinbe-
kommen, um ein EFRE-Programm mit Komplemen-
tärmitteln und den Mitteln aus der Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur“ nach vorne zu bringen. An dieser Stelle
müssen wir das teilweise noch mit den Schulträgern
abstimmen, aber wir werden darüber insgesamt
über 33 Millionen Euro heben können. Ich glaube,
das ist ein ganz wichtiges Signal am heutigen Tag.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich
noch einen bildungspolitisch wichtigen Aspekt an-
sprechen. Das ist das Thema kulturelle Bildung. Hier
haben wir mit „Chanson à l’école“, also Chanson in
der Schule, aber auch mit der Neuausrichtung der
Theaterpädagogik erhebliche Schritte gemacht. Wir
werden das jetzt verstetigen. Wir haben ein großes
Unterstützungsprogramm durch die Stiftung Merca-
tor, insgesamt 500.000 Euro für den Zeitraum von
drei Jahren, um kulturelle Bildung nachhaltig in un-
seren Schulen zu entwickeln. Liebe Kolleginnen und
Kollegen, da fängt Kultur an. Deswegen setze ich
auch jetzt mit Kultur fort.

Wir haben es geschafft, mit diesem Landeshaushalt
beim Saarländischen Staatstheater wieder die kom-
plette Übernahme der Tarifsteigerungen hinzube-
kommen. Das Festival „Colors of Pop“ war ein Er-
folg. Wir müssen daraus lernen. Das ist völlig richtig.
Wir haben die Kulturausgaben weiter gesteigert. Ich
will an einer Stelle eine Ausnahme machen. Es gibt
ein Kapitel, Kapitel 06 23. Hier sind bei den Ausga-
ben für Investitionen für das Haushaltsjahr 2018 ins-
gesamt 720.000 Euro weniger ausgewiesen als im
Haushaltsjahr 2017. Darüber freue ich mich. Das ist
nämlich das Signal, dass es uns gelungen ist, die
Moderne Galerie des Saarlandmuseums hinzube-
kommen. Ich bin sehr stolz, das mit vielen gemein-
sam hinzubekommen. Ich kann Ihnen die neueste
Zahl nennen von heute Morgen. Mittlerweile haben
nach knapp 14 Tagen bereits 13.500 Besucherinnen
und Besucher die Moderne Galerie besucht. Ich
kann alle nur einladen, auch in der nächsten Zeit da-
von weiter Gebrauch zu machen, liebe Kolleginnen
und Kollegen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ein kleiner Ausblick noch auf nächstes Jahr. Wir ha-
ben nächstes Jahr das große Europäische Kulturer-
bejahr, kurz ECHY genannt. Dort bekommen wir aus
Bundesmitteln von 3,6 Millionen Euro 5 Prozent. Ich
sage dem Finanzminister immer, das wäre ein schö-
ner neuer Königsteiner Schlüssel, den wir an dieser
Stelle gebrauchen können. Ich glaube, wir werden
hier auch das europäischste Projekt haben mit einer
gemeinsamen deutsch-französischen Planung. Ich
freue mich darüber sehr.

Da ich noch vier Sekunden habe, am Schluss noch
ein Thema, das häufig zu kurz kommt, das ich aber
nicht unerwähnt lassen will. Wir sind auch das für
Entwicklungszusammenarbeit zuständige Ministeri-
um. Ich freue mich sehr, dass es uns gelungen ist,
im Koalitionsvertrag zu vereinbaren, dass das Saar-
land das erste faire Bundesland werden will. Wir ha-
ben das im Parlament schon einmal beschlossen.
An dieser Stelle arbeiten wir auch. - Ich danke Ihnen
für die Aufmerksamkeit und bitte um Zustimmung
zum Einzelplan 06.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Weitere Wortmeldungen sind nicht eingegangen. -
Ich schließe die Aussprache.

Der Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfragen
hat zu Einzelplan 06 einen Abänderungsantrag ein-
gebracht, der uns als Drucksache 16/174 vorliegt.
Wir kommen zur Abstimmung über diesen Abände-
rungsantrag. Wer für die Annahme des Abände-
rungsantrages Drucksache 16/174 ist, den bitte ich,
eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer
enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass der
Abänderungsantrag Drucksache 16/174 mit Stim-
menmehrheit angenommen wurde. Zugestimmt ha-
ben CDU- und SPD-Fraktion sowie die Fraktion
DIE LINKE, dagegen gestimmt hat die AfD-Fraktion.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 17
Kapitel 17 06. Wer für die Annahme von Einzel-
plan 17 Kapitel 17 06 ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der
Stimme? - Ich stelle fest, dass Einzelplan 17 Kapitel
17 06 mit Stimmenmehrheit angenommen wurde.
Zugestimmt haben die Koalitionsfraktionen, dagegen
gestimmt die Oppositionsfraktionen.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 20
Kapitel 20 06, 20 12 und 20 27. Wer für die Annah-
me der Kapitel 20 06, 20 12 und 20 27 des Einzel-
plans 20 ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. -
Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? -
Ich stelle fest, dass die Kapitel 20 06, 20 12 und
20 27 des Einzelplans 20 mit Stimmenmehrheit an-
genommen wurde. Zugestimmt haben CDU- und
SPD-Fraktion, dagegen gestimmt die Fraktion
DIE LINKE und die AfD-Fraktion.

Es ist über Kapitel 06 01 Einzelabstimmung bean-
tragt. Wer für die Annahme des Kapitels 06 01 ist,
den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dage-
gen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest,
dass Kapitel 06 01 mit Stimmenmehrheit angenom-
men wurde. Zugestimmt haben SPD- und CDU-
Fraktion, dagegen gestimmt haben die Fraktion
DIE LINKE und die AfD-Fraktion.
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Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 06 im
Übrigen. Wer für die Annahme des Einzelplans 06
unter Berücksichtigung des eben angenommenen
Abänderungsantrages ist, den bitte ich, eine Hand
zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich
der Stimme? - Ich stelle fest, dass der Einzelplan 06
unter Berücksichtigung des angenommenen Abän-
derungsantrages mit Stimmenmehrheit angenom-
men wurde. Zugestimmt haben SPD- und CDU-
Fraktion, dagegen gestimmt haben die Fraktion DIE
LINKE und die AfD-Fraktion.

Kolleginnen und Kollegen, wir kommen zur Über-
sicht 4: Einzelplan 04 - Ministerium für Finanzen und
Europa - Einzelplan 17 Kapitel 17 04 und Einzelplan
20 Kapitel 20 04 sowie Einzelplan 21 - Allgemeine
Finanzverwaltung.

Übersicht 4 - Ministerium für Finanzen und
Europa und Allgemeine Finanzverwaltung
(Abänderungsanträge: Drucksachen 16/171
und 16/172)

Auch hier wurde die Berichterstattung zu Protokoll
gegeben (siehe Anlage 10). Ich eröffne die Ausspra-
che. - Das Wort hat der Abgeordnete Volker Ober-
hausen von der CDU-Fraktion. Eine andere Wort-
meldung liegt mir nicht vor.

(Zurufe.)

Ich wiederhole: Eine andere Wortmeldung liegt mir
nicht vor. - Wird die Opposition dazu reden? - Ich
sehe eine Meldung. Es liegt mir nun die Meldung
des Fraktionsvorsitzenden der AfD-Fraktion Josef
Dörr vor. - Herr Dörr, bitte.

Abg. Dörr (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Nach den beiden Welt-
kriegen wird es wohl kaum jemanden im Saarland
gegeben haben, der ein Gegner Europas war.

(Amüsiertes Sprechen des Abgeordneten Renner
(SPD).)

Herrn Renner amüsiert das, es ist schön, dass Sie
hier auch Freude verbreiten können.

(Abg. Renner (SPD): Ja, im Gegensatz zu Ih-
nen.)

Selbstverständlich bin auch ich, der ich Saarländer
bin, wie die meisten Saarländerinnen und Saarlän-
der für Europa, wobei Europa allerdings nicht die EU
ist. Oft wird von Europa gesprochen und man setzt
es mit der EU gleich. Europa ist aber größer als die
EU. Zu Europa gehört zum Beispiel auch Russland.
Die EU ist auch nicht einförmig und gleichmäßig. In
der EU gibt es Länder, die im Schengen-Abkommen
sind, andere sind es nicht. Es gibt Länder, die au-
ßerhalb der EU liegen, die aber am Schengen-Ab-

kommen teilnehmen. Es gibt Länder in der EU, die
den Euro haben, andere haben ihn nicht. Es gibt
auch Länder, die nicht zur EU gehören, die aber
trotzdem den Euro haben. Die Sache ist also gar
nicht so einfach, wie man es oft darstellt. Oft sagt
man nur: Du bist für Europa oder du bist gegen
Europa. Ich denke, ein normaler Saarländer ist
schon für Europa. Ich bin es auch.

Ich sage immer: Das Saarland ist meine Heimat,
Deutschland ist mein Vaterland und Europa ist unser
Schicksal. Wir können aus Europa nicht ausbre-
chen, selbst wenn wir es wollten. Jeder, der die
Grenzen - ich sage es bewusst im Plural: Grenzen -
zwischen Deutschland und Frankreich und innerhalb
von Deutschland noch erlebt hat, war froh, als sie
gefallen sind. Als Saarländer hatten wir nach dem
Krieg eine Grenze zu Deutschland, vor dem Krieg
eine zu Frankreich und nachher wieder eine zu
Frankreich. Wir waren alle froh, dass diese Grenzen
beseitigt wurden. Ich war damals auch bei dem Fest
an der Goldenen Bremm, als Nicole und Patricia
Kaas gesungen haben. Es war erhebend.

(Vizepräsident Heinrich übernimmt den Vorsitz.)

Es ist ein weites Thema, ich werde es auch nicht
auswalzen. Ich komme zu unserem Saarland zu-
rück. Unser Teil der Aufgabe ist es, mit Frankreich
und den anderen Nachbarn ein gutes Verhältnis und
offene Grenzen zu haben, zusammenzuarbeiten und
so weiter. Die Regierung nennt das, was sie in die-
sem Bereich vorhat, Frankreichstrategie. Ich finde
das auch gut, aber wir von der AfD denken, dass es
nicht bei der Frankreichstrategie bleiben darf. Es
muss auch noch eine Luxemburgstrategie dazukom-
men. Wir haben das Gebilde SaarLorLux nicht lange
nach dem Krieg geschaffen. Jetzt haben wir die
Großregion, zu der auch die Wallonie, der Bezirk
Brüssel und die Deutschsprachige Gemeinschaft
Belgiens, Lothringen und Rheinland-Pfalz gehören.
Es ist also ein größeres Gebilde, aber immer haben
wir eine Sprachgrenze zwischen der deutschen und
französischen Sprache.

Es ist schön, dass man es Frankreichstrategie
nennt. Es ist auch wichtig, dass wir das tun, aber
machen wir auch alles, was wir selbst tun können?
Es wird davon gesprochen, dass so viele Grund-
schulen schon zweisprachig seien. Wenn ich darf,
werde ich mal einige besuchen. Dann will ich schau-
en, wie weit die Französischkenntnisse bei unseren
Kindern sind. Ich begrüße das sehr und habe in mei-
ner Familie auch einiges unternommen, damit meine
Kinder zweisprachig sind. Ich bin da eher skeptisch.
Aber wir, die wir hier sitzen, haben es doch in der
Hand. Wenn wir noch kein Französisch können - ich
hoffe aber, dass die meisten von uns es können -,
dann können wir es lernen.
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Wir könnten doch vor Weihnachten und für das neue
Jahr den wunderbaren Vorsatz fassen, mit dem Ler-
nen der französischen Sprache zu beginnen. Ich hö-
re zum Beispiel jeden Tag im Radio französische
Nachrichten. Da höre ich sehr viele Dinge, die ich
bei den deutschen Sendern nicht höre. Das ist also
gar nicht so falsch. Wir müssen uns davon verab-
schieden, immer nur zu sagen, man müsste, sollte
und könnte, und darauf zu warten, dass die kom-
menden Generationen das bringen. Das wird nicht
geschehen, wenn wir nicht selbst als Vorbild voran-
gehen. Deshalb ist mein Appell an euch, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen: Wenn wir noch kein Franzö-
sisch können, dann fangen wir doch mit dem Lernen
an!

Wenn es um Europa geht, ist es damit aber nicht ge-
nug. Man kann doch heute keinen Gegenstand mehr
kaufen, ohne dass die Gebrauchsanweisung auf
Englisch dabei ist. Ich habe mir sagen lassen, dass
in Flandern die Telefonbücher schon englische Titel
haben, sodass ein flämischer Bürger, wenn er im
Telefonbuch eine Sparte sucht, Englisch können
muss. Das heißt also: Wohlan, fangen wir mit dem
Sprachenlernen an! Fangen wir selber mit der Mehr-
sprachigkeit an. Das ist mein Appell.

Jetzt über Europa hinaus. Wenn wir Europa mit der
EU begrenzen, dann haben wir ein kleines, armseli-
ges Europa. Wir wollen ja weltoffen sein! Seien wir
doch wenigstens europaoffen! Ich appelliere an uns,
dass wir dabei auch an Russland denken und Russ-
land nicht verteufeln, ohne es zu kennen. - Danke
schön.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Herr Dörr. - Als Nächste rufe ich
auf die Abgeordnete Jutta Schmitt-Lang von der
CDU-Fraktion.

Abg. Schmitt-Lang (CDU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Das gute deutsch-französische Verhältnis ist
der Motor Europas, das Saarland ist sein Herzstück.
Schon viel zitiert - nicht nur, aber auch im Rahmen
der gestrigen Plenardebatte - sind wir das franzö-
sischste aller Bundesländer. Das liegt in der Ge-
schichte unseres Landes und in unserer geografi-
schen Lage begründet und ist uns in vielen Details
viel mehr in Fleisch und Blut übergegangen als den
meisten von uns bewusst ist.

Dieses Selbstverständnis als französischstes aller
Bundesländer war und ist immer wieder gleichzeitig
eine bewusste Entscheidung. Die Etablierung der
Frankreichstrategie im Jahr 2014 als politische Leitli-
nie im Saarland war eine solche bewusste politische

Entscheidung unserer Landesregierung unter der
Federführung unserer Ministerpräsidentin Annegret
Kramp-Karrenbauer. Hier manifestiert sich, dass wir
im Saarland verstanden haben, wie wichtig es ist,
die Nachbarn zu verstehen, seinen Alltag teilen zu
können und die Grenzen im täglichen Leben zu
überwinden.

Wir haben verstanden, dass dabei gerade auch das
Erlernen der Nachbarsprache essenziell ist, weil es
Verständigung erst möglich macht und so langfristig
Frieden und Stabilität unserer Region sichert. Wir
haben Mehrsprachigkeit als Standortfaktor verstan-
den, der den Saarländerinnen und Saarländern
einen echten Mehrwert in ihrem beruflichen Leben,
ihrer individuellen Mobilität und ihrem Freizeitverhal-
ten bietet.

Diese ganz bewusste Entscheidung für die Frank-
reichstrategie wurde und wird oft als sehr ambitio-
niert bezeichnet. Das ist zweifelsohne so, beispiels-
weise mit Blick auf das erklärte Ziel, innerhalb einer
Generation eine gelebte Mehrsprachigkeit in unse-
rem Land umzusetzen und Französisch als ergän-
zende Verkehrssprache zu etablieren.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir Saar-
länder sind aber gerade auf dem besten Weg, das
noch viel ambitioniertere Ziel eines ausgeglichenen
Haushaltes zu erreichen. Wir haben also bewiesen,
dass wir uns nicht nur große Ziele stecken, sondern
diese auch erreichen können. Auch bei der Umset-
zung der Mehrsprachigkeit sind wir auf einem guten
Weg, den wir kontinuierlich weitergehen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Wir haben derzeit in 200 von 460 saarländischen Ki-
tas ein zweisprachiges Konzept. An 46 unserer
162 Grundschulen erfolgt Französischunterricht be-
reits ab Klassenstufe 1, an allen anderen ab Klas-
se 3. In den letzten Jahren kamen nahezu 90 Pro-
zent aller bundesweit abgelegten DELF-Prim-Prü-
fungen - also DELF im Primarbereich - von saarlän-
dischen Schülern. Um diesen Weg weiterzugehen,
wurde für Grundschullehrkräfte an der Universität
des Saarlandes das verbindliche Schwerpunktfach
Französisch festgelegt.

Auch in den weiterführenden Schulen ist der Franzö-
sischunterricht fester Bestandteil. Es gibt ein vielfälti-
ges Angebot an Projekten und Schwerpunkten. Bei-
spielhaft möchte ich ein Projekt nennen, bei dem die
IHK und das Ministerium für Bildung gemeinsam ein
Verfahren entwickelt haben, nachdem sich Schüler
der Gemeinschaftsschulen in den Kompetenzberei-
chen Hörverstehen und mündliche Sprachproduktion
testen lassen können. Die Zahl der Schülerinnen
und Schüler, die in einem oder mehreren Kompe-
tenzbereichen Nachweise erwerben, ist erfreulich.
Diese Kompetenzbescheinigungen sind ein wichti-
ger Schritt für unsere Schüler, um auf dem grenz-
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überschreitenden Arbeitsmarkt in der Großregion
Fuß zu fassen. Es sind diese und viele andere klei-
ne Schritte, die uns den Weg zu einer gelebten
Mehrsprachigkeit eröffnen, um nicht nur Sprachbar-
rieren, sondern auch Grenzen in den Köpfen abzu-
bauen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Aber das Herzstück unserer Europapolitik - die
Frankreichstrategie - ist noch viel mehr. In einem
ersten Maßnahmenbündel, der sogenannten Feuille
de Route I, das Maßnahmen von 2015 bis 2016 defi-
niert hat, wurde beispielsweise das Büro des Saar-
landes in den Räumen der SaarLB in Paris eröffnet.
Wir haben einen deutsch-französischen Berufs-
schulzweig Automobil am Berufsbildungszentrum in
St. Ingbert implementiert. Im Saarland wurde ein
einheitlicher Ansprechpartner für französische Un-
ternehmen und Unternehmensgründungen einge-
setzt.

Darüber hinaus haben wir grenzüberschreitend Aus-
bildungsmöglichkeiten an den Start gebracht und die
Wirtschafts- und Wissenschaftsbeziehungen mit den
französischen Regionen intensiviert. Die deutsch-
französische Ausrichtung der SaarLB ist dabei eine
besondere Erfolgsgeschichte. Diese Geschichte be-
weist einmal mehr: Wirtschaft macht nicht an Lan-
desgrenzen halt. Im Gegenteil. Auch darum ist die
Frankreichstrategie wichtig für die gesamte Region.

Dass die Frankreichstrategie von einer breiten Ak-
zeptanz in der saarländischen Bevölkerung getragen
ist, hat eine Studie des Sprachwissenschaftlers Phil-
ipp Krämer von der Freien Universität Berlin erge-
ben, die im Mai dieses Jahres veröffentlicht wurde.
Rund 62 Prozent der Befragten bewerteten die
Frankreichstrategie als gut oder sehr gut und begrei-
fen sie als Chance. Natürlich gibt es noch Unsicher-
heiten, zum Beispiel, dass das Englische neben
dem Französischen vernachlässigt werden könnte.
Aus eigener Unterrichtserfahrung als Französisch-
lehrerin sage ich aber, gerade das frühe Franzö-
sischlernen und eine gezielte didaktische Ausrich-
tung eröffnen neue Möglichkeiten, während der
Schulzeit Englisch und weitere Fremdsprachen
leichter zu erlernen.

(Laute Sprachgeräusche aus dem Tablet des Ab-
geordneten Roth (SPD). - Sprechen und Heiter-
keit.)

Wobei das Fach digitale Medien im Unterricht immer
sehr zielführend ist.

(Beifall.)

Kein Problem. Alles gut. - Von einer auf Mehrspra-
chigkeit ausgerichteten Frankreichstrategie können
alle Sprachen profitieren. Keiner muss zurückblei-
ben. Aber an diesem Beispiel zeigt sich die Aufgabe,
die noch vor uns liegt und die auch in der Studie an-

gesprochen wurde. Das Europaministerium tut
schon sehr viel, um die Saarländerinnen und Saar-
länder mitzunehmen, beispielsweise bei den Euro-
pa-Matineen, bei denen die Ausrichtung der Strate-
gie diskutiert wird.

Das ist aber nicht nur die Aufgabe der Regierung,
sondern auch von uns Parlamentariern. Wir müssen
unsere Bürgerinnen und Bürger noch besser infor-
mieren. Wir müssen die Chancen der Frankreichs-
trategie mit den Saarländerinnen und Saarländern
diskutieren und ihre Ideen noch stärker einbeziehen,
damit die Umsetzung der Frankreichstrategie weiter-
hin Rückhalt in der Bevölkerung hat und auch zu-
künftig eine Erfolgsgeschichte bleibt.

Dieser Aufgabe stellt sich das Saarland mit der
Feuille de Route II - dem zweiten Maßnahmenkata-
log der Frankreichstrategie. Hier werden einerseits
die grenzüberschreitenden Angebote in Bildung,
Ausbildung und Wirtschaft weiter gestärkt. Wir wol-
len weitere Hürden im alltäglichen Leben von Tau-
senden Grenzgängern abbauen.

Andererseits soll zukünftig zum Beispiel der Sport in
den Fokus gerückt werden. Gerade hier können wir
einen Großteil der gesellschaftlichen Gruppen errei-
chen und den Wert einer gelebten Frankreichstrate-
gie begreifbar machen. Ehrenamtliche und Vereine
sollen in Zusammenarbeit mit dem Landessportver-
band grenzüberschreitende Kontakte knüpfen und
intensivieren.

Auch Krämer betont im Kontext seiner Studie, dass
in unserer Vereinsstruktur eine große Chance für die
Frankreichstrategie und die europapolitische Aus-
richtung des Saarlandes liegt. Viele Vereine und eh-
renamtlich Tätige engagieren sich bereits in diesem
Bereich in besonderem Maße. Gerade die Partner-
schaftsvereine leisten hervorragende Arbeit und le-
ben die deutsch-französische Freundschaft. Daher
ist es nur konsequent, wenn die Landesregierung
die Zusammenarbeit mit dem Landessportverband
systematisiert und noch mehr ehrenamtlich Aktive
mit ins Boot nimmt.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Sie sehen, auch in meiner zweiten Rede im Plenum
lassen mich die Vereine und das Ehrenamt nicht los.
Aber man kann sich gerade am heutigen Tag des
Ehrenamts gar nicht genug bewusst machen, dass
wir mit unserer starken Vereinsstruktur ein bundes-
weites Alleinstellungsmerkmal vorzuweisen haben,
von dem wir in allen gesellschaftlichen Bereichen
profitieren, so auch bei der saarländischen Europa-
politik.

Weiterhin werden der Austausch und die Zusam-
menarbeit im Justizbereich gestärkt. Unser Europa-
minister Stephan Toscani hat bereits gestern in sei-
nen Ausführungen zum Justizhaushalt die grenz-
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überschreitenden Kooperationsvereinbarungen er-
wähnt. Nicht zuletzt ist die deutsch-französische Zu-
sammenarbeit auch Markenkern in vielen Bereichen
saarländischer Kulturpolitik. Auch hier ist die Lan-
desregierung gefordert, die erfolgreichen grenzüber-
schreitenden Austauschprojekte und Kooperationen
auszubauen. Sie sehen, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, die Frankreichstrategie und die
Weiterentwicklung der Zusammenarbeit in der Groß-
region ist eine ambitionierte und vielfältige Aufgabe.
Sie ist aber auch eine riesige Chance für das Saar-
land. Sie ist unser Markenkern, ja, sie ist somit in
gewissem Sinne überlebenswichtig. Eingangs
sprach ich von einer bewussten Entscheidung unse-
rer Landesregierung für die Frankreichstrategie und
die konsequente Intensivierung der Zusammenarbeit
in der Großregion. Die Weitsichtigkeit dieser Ent-
scheidung wird einem in Zeiten, in denen der Weg
Europas kein leichter ist, umso klarer vor Augen ge-
führt. Gerade der Blick auf den bevorstehenden Bre-
xit und auf antieuropäische Tendenzen in verschie-
denen Mitgliedsstaaten fordert ein klares deutsch-
französisches Bekenntnis zum Haus Europa, das
über Jahrzehnte hinweg Frieden und Wohlstand in
unserem Land garantiert hat.

Das Saarland hat hier eine Brückenfunktion, die
Chance und Verpflichtung zugleich ist. Europa
braucht ein selbstbewusstes Saarland, das diese
Aufgabe beherzt annimmt, das auch zukünftig die
Frankreichstrategie konsequent vorantreibt und in
diesen Markenkern unseres Landes investiert. Des-
halb ist es nur richtig, dass wir in einem Abände-
rungsantrag der Koalitionsfraktionen den Mittelan-
satz noch einmal um 50.000 Euro erhöhen. Wie
auch bei unserer Ministerpräsidentin haben wir hier
mit unserem Europaminister Stephan Toscani und
dem Staatssekretär Roland Theis Überzeugungstä-
ter, für die die Europapolitik und die Frankreichstra-
tegie ein Herzensthema sind und die für die Sache
brennen. Das, lieber Stephan Toscani, merkt man.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir haben aber aktuell auch auf der französischen
Seite unter der Regierung Macron wieder Ansprech-
partner, die die Brückenfunktion des Saarlandes an-
erkennen und wertschätzen und offen sind für eine
engere Kooperation. Diese Chance müssen wir nut-
zen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, stimmen Sie
daher dem Abänderungsantrag und den Investitio-
nen im Bereich Europa und dem Einzelplan 04 zu.
Und was noch viel wichtiger ist: Lassen Sie uns be-
geisterte, engagierte und mutige Europäer sein und
das französischste aller Bundesländer gemeinsam
weiterentwickeln. - Vielen Dank.

Vizepräsident Heinrich:
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Ich rufe die nächste
Rednerin auf, Frau Barbara Spaniol von der Fraktion
DIE LINKE.

Abg. Spaniol (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
habe mir aus dem Einzelplan 04 zwei Punkte her-
ausgegriffen. Bei dem einen, Europa und die Frank-
reichstrategie, werde ich gerne an die Kollegin
Schmitt-Lang anknüpfen. Ja, hier waren, glaube ich,
ursprünglich 150.000 Euro eingestellt. Sie haben
noch einmal 50.000 draufgesattelt. Das begrüßen
wir und wir werden dem Abänderungsantrag zustim-
men. Das haben wir die ganze Zeit so gemacht, das
gehört sich so, wenn es Mittelaufwüchse gibt, die In-
stitutionen und Projekten zugutekommen. Dann
macht man das so, auch wenn man in der Oppositi-
on sitzt. Das ist für uns selbstverständlich.

Jetzt noch einmal zum Ziel der Frankreichstrategie:
Es ist wirklich ein ambitioniertes Ziel. Es ist gesagt
worden, binnen einer Generation, bis 2043, soll
Französisch durch ein breites Bildungsangebot als
zweite Sprache etabliert werden, vom Kindergarten
über die Grundschule bis zur weiterführenden
Schule. Ziel ist es, das Saarland zu einer mehrspra-
chigen Region deutsch-französischer Prägung zu
machen. Ja, da kann ich nur sagen, d’accord. Wir
haben in vielen Besuchergruppen, wenn wir mit
Schülerinnen und Schülern zusammensitzen, immer
dafür geworben und auch hervorgehoben, wie wich-
tig es ist, dass insgesamt mehr Französisch gespro-
chen wird. Wir wissen auch, wie viele Schülerinnen
und Schüler darauf reagieren, wenn dann Englisch
kommt, aber dazu sage ich gleich noch etwas. Die
Umsetzung auf dem Weg dorthin ist eben schwierig.

Jetzt haben Sie, Frau Kollegin Schmitt-Lang, die
Umfrage der Freien Universität Berlin genannt. Die
fand ich auch interessant, die hat wirklich einiges zu-
tage gebracht. Ich sage es noch einmal, eine deutli-
che Mehrheit der Bevölkerung des Saarlandes
möchte stärker mehrsprachig werden und dem Fran-
zösischen im Alltag einen größeren Stellenwert ein-
räumen. So weit, so gut. Fast zwei Drittel fanden
das alles gut oder eher gut. Die Zustimmung hat auf
allen Bildungsniveaus und in allen Beschäftigungs-
gruppen überwogen, auch das ist ganz wichtig.
Aber: Sie hat aus unserer Sicht an manchen Stellen
schon sehr ernüchternde Ergebnisse gebracht. Sehr
viele Saarländerinnen und Saarländer fühlen sich
nicht gut informiert und nicht einbezogen beim The-
ma Frankreichstrategie. Weit über 70 Prozent sind
der Ansicht, dass die Bürgerinnen und Bürger an der
Umsetzung zu wenig beteiligt werden. Sie haben
das eben ja letztendlich auch so skizziert. Nur ein
sehr kleiner Teil, nämlich 14,4 Prozent, fühlt sich gut
im Bilde, was diese Strategie überhaupt ist und sein
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soll. Eine Mehrheit befürwortet zumindest die flä-
chendeckende Einführung zweisprachiger Kitas,
mehrsprachiger Schilder und das Saarlandbüro in
Paris. Das klingt doch schon mal ganz gut. Aber nur
30 Prozent unterstützen das Ziel der Landesregie-
rung, dass Französisch zweite Verkehrssprache
wird. Knapp 60 Prozent sind nicht der Ansicht, dass
die Frankreichstrategie überlebenswichtig für das
Saarland ist. Die Landesregierung sagt zu Recht,
das ist eine Chance für die Eigenständigkeit des
Landes, aber an der Stelle sehen das 60 Prozent
eben offensichtlich anders.

Kultureller Austausch und gute Beziehungen zum
Nachbarn Frankreich sind Ziele, die sich jede Saar-
länderin und jeder Saarländer wünscht. Letztendlich
sind wir ja alle so groß geworden. Es kommt aber
darauf an, all das auch lebendig zu halten. Tatsäch-
lich fehlen wohl noch spürbare konkrete Maßnah-
men und eben auch Fortschritte neben den Ab-
sichtserklärungen. Denn die Grundidee - -

(Zuruf des Abgeordneten Funk (CDU).)

Das ist doch gar kein Angriff, hören Sie mir doch
einmal zu. - Denn die Grundidee, die Grenznähe zu
einem Standortvorteil zu machen, ist nicht neu. Das
ist eben auch gesagt worden, sie ist seit den Siebzi-
ger- und Achtzigerjahren längst Programm. Das
deutsch-französische Theaterfestival, die Perspecti-
ves, wurde 1978 gegründet, die grenzüberschreiten-
de Saarbahn mit direkter Anbindung nach Saargue-
mines startete 1997 und die Deutsch-Französische
Hochschule gibt es seit 1999. Ich möchte sagen,
dass die Grundidee mit vielen Projekten schon auf
den Weg gebracht ist. Das Zusammenrücken mit
unseren Nachbarn und Freunden hat eine lange und
gute Tradition und auch das Ziel, die Zweisprachig-
keit vielleicht bis 2043 herzustellen, ist gut und rich-
tig. Es gibt schon viele Anstrengungen, das wollen
wir würdigen, aber oft sind es nur die kleinen Schrit-
te, von denen die Kollegin gesprochen hat, und die
gilt es doch auszubauen.

Jetzt kommen wir noch einmal zu unseren Besu-
chergruppen hier im Haus und die Diskussion um
Französisch und Englisch. Das macht einem schon
Sorge, wenn man sieht, wie das diskutiert wird, dass
eben viele Eltern die Sorge haben, dass all das zu-
lasten des Englischunterrichts geht und ihre Kinder
später im Berufsleben schlechtere Chancen haben.
Ich teile diese Sorgen nicht. Wir haben vehement für
Französisch gestritten und für die Sprache gewor-
ben, aber es ist wirklich eine harte Nuss, auch wenn
wir in unsere eigenen Familien schauen. Englisch ist
leichter zu lernen, das spielt eine große Rolle. Wir
sollten für die Affinität zur französischen Sprache
auch aus dem Parlament heraus werben. In den Ki-
tas geht das noch aus meiner Sicht, das habe ich
auch bei meinem Sohn gut erlebt. Dort läuft das
spielerisch ab, ohne dass dann später Englisch auf

der Strecke bleiben soll. Es hängt vieles daran, wer
das vor Ort macht, wie das Personal aussieht, ob
genug Muttersprachlerinnen und Muttersprachler
vorhanden sind. Das ist ein wichtiger Dreh- und An-
gelpunkt. Ohne konkrete neue Projekte, ohne eine
ganz bestimmte, strategische Werbung und ohne
dass die Eltern mitgenommen werden, kommt die
Strategie, die Frankreichwerbung, nicht wirklich an.
Daran müssen wir zusammen arbeiten. Wir sind auf
jeden Fall dazu bereit und hier auch gerne an Ihrer
Seite.

Jetzt muss ich von der Frankreichstrategie in die Fi-
nanzverwaltung zu den Finanzämtern springen, weil
das auch ein Teil ist, der den Einzelplan 04 aus-
macht. Meine Damen und Herren, wir haben das im
Ausschuss beraten. Aus unserer - und ich glaube,
auch aus Ihrer - Sicht ist klar, dass wir eine gut aus-
gestattete Finanzverwaltung brauchen. Das ist allen
klar. Gerade in der Finanzverwaltung führen Ausga-
benkürzungen gerade nicht zu einer Entlastung des
Haushaltes. Eher das Gegenteil ist der Fall, wenn
die Finanzverwaltung des Landes zu schlecht be-
setzt ist oder halt schwächer besetzt werden wird.
Wenn man in den Stellenplan hineinschaut - wir wa-
ren an der Stelle echt verwundert -, sieht man, dass
da ein echter Stellenabbau ausgewiesen ist. Es wer-
den ku- und kw-Vermerke im Stellenplan bei zehn
Stellen der Wertigkeit A 9 wirksam ausgebracht. Es
geht um die Steuerinspektorinnen und Steuerinspek-
toren. Insgesamt hat der Bereich der Finanzämter
im Stellenplan 20 Planstellen weniger als 2017. Bei
Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst fallen
auch Stellen weg, ebenfalls 20. Bei den Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern gab es ein Minus von
12 Stellen. Wir finden also, dass es an der Stelle
sehr schwierig ist, weiter Stellen abzubauen. Eine
schwächer besetzte Verwaltung geht immer zulas-
ten des Services für die Bürgerinnen und Bürger.
Das führt auch in diesem Bereich zu Einnahmeverlu-
sten, die sich das Land so nicht leisten kann.

Wir hätten uns hier ganz klar einen Stellenaufwuchs
gewünscht. Wir haben auch Abänderungsanträge
vorgelegt, aber die sind in der Mühle der Beratungen
letzte Woche einfach untergegangen. Das haben wir
im Nachhinein festgestellt. Aber wir haben klar doku-
mentiert, wie wir uns das vorstellen. Darauf wollte
ich an dieser Stelle noch einmal hinweisen. Wir äu-
ßern hier Kritik, wir möchten diesen Stellenabbau
nicht mittragen, wie in vielen anderen Bereichen der
Landesverwaltung auch nicht. Das rächt sich. Da
gehen wir nicht mit. - Ansonsten bedanke ich mich
fürs Zuhören.

(Beifall bei der LINKEN.)
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Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Frau Kollegin Spaniol. - Ich rufe für
die SPD-Landtagsfraktion Frau Abgeordnete Isolde
Ries auf.

Abg. Ries (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich
möchte den Fokus auch auf den Europateil dieses
Haushaltes legen. In einer Zeit, in der der europäi-
sche Gedanke immer mehr hinterfragt wird, ist es
ganz wichtig, dass wir uns im saarländischen Land-
tag klar für die europäische Integration aussprechen;
denn wir brauchen mehr Europa und nicht weniger
Europa. Meine beiden Vorrednerinnen haben es
schon gesagt: Gerade hier im Grenzbereich zu
Frankreich und zu Luxemburg leben wir Europa. Wir
greifen in den unterschiedlichsten Gremien den All-
tag und die Probleme der Menschen auf. Oftmals
sind es ganz kleine Hürden, die wir überwinden
müssen. Wir finden auch vielfältige Lösungen für
das alltägliche Zusammenleben entlang der Grenze.
Die vielen von der EU geförderten Projekte helfen
uns dabei.

Ich habe mir einmal aufgeschrieben, was da so alles
ins Saarland fließt. Direkt von europäischer Politik
profitieren wir durch die EU-Regionalförderung, also
durch den EFRE-Topf. Dort fließen von 2014 bis
2020 143 Millionen Euro ins Saarland und werden
hier auch wieder kofinanziert, und zwar für die
Schaffung von Arbeitsplätzen - 520 sind dadurch
schon entstanden -, für die Verbesserung der Wett-
bewerbsfähigkeit, für die Verbesserung der Lebens-
qualität, für regenerative Energie, für Forschungs-
vorhaben; 15 Forschungsvorhaben wurden zusätz-
lich gefördert. Allein für 2018 stehen hierfür 20 Mil-
lionen Euro zur Verfügung, plus Kofinanzierungsmit-
tel also 40 Millionen Euro.

Aus dem Europäischen Sozialfonds erhält das Saar-
land im gleichen Förderzeitraum 74 Millionen Euro.
Das wird auch wieder kofinanziert. Für 2018 heißt
das 10 Millionen Euro, dazu gehören grenzüber-
schreitende Ausbildungen - unser Bildungsminister
ist da sehr aktiv -, Unterstützung von Klein- und Mit-
telbetrieben für lebenslanges Lernen und die soziale
Eingliederung.

Zur Förderung der Landwirtschaft erhalten wir 34
Millionen Euro über ELER-Projekte, Förderprogram-
me für nachhaltige und umweltschonende Bewirt-
schaftung und ländliche Entwicklung. Aus dem Euro-
päischen Garantiefonds für die Entwicklung des
ländlichen Raumes fließen in diesem Förderzeit-
raum 6,35 Millionen Euro ins Saarland. Im Durch-
schnitt machen diese Zahlungen 30 bis 40 Prozent
des Einkommens der landwirtschaftlichen Betriebe
aus.

Hinzu kommen noch weitere Gelder aus EU-Bil-
dungsprogrammen und Erasmus-Plus. Viele unserer
Kinder haben über Erasmus-Plus während ihres
Studiums auch schon Erfahrungen in anderen Län-
dern gesammelt. Das sind Programme, die für die
Jugendlichen ganz wichtig sind.

Vieles, was hier durch diese Programme gefördert
wird, wäre gar nicht umsetzbar, hätten wir die Mittel
aus Europa nicht. Deshalb müssen wir uns ganz be-
sonders dafür stark machen, dass diese Struktur-
fondsmittel weiterhin fließen. Es gab nämlich Dis-
kussionen nach dem Austritt des Vereinigten König-
reiches, nach dem Brexit, auch von unserem Kom-
missar Oettinger, der gesagt hat, dass dann diese
Strukturfondsmittel, weil weniger Gelder zur Verfü-
gung stehen, nur noch für die neuen Beitrittsländer
zur Verfügung stehen werden.

Es hat aber eine starke Bewegung in Europa gege-
ben. Unterstützt wurden wir dabei von Jo Leinen im
EU-Parlament. Auch auf unseren Einflussebenen im
Ausschuss der Regionen, in allen grenzüberschrei-
tenden Gremien haben wir das zum Thema ge-
macht, beim Gipfel der Großregion, im Interregiona-
len Parlamentarierrat, im Wirtschaftsausschuss der
Großregion und im Interregionalen Gewerkschafts-
rat. Die Städte und Gemeinden mit ihren Organisa-
tionen QuattroPole und Eurodistrict SaarMoselle ha-
ben uns dabei unterstützt, natürlich auch ganz stark
die Landesregierung. Ich bin mir deshalb sicher,
dass die Mittel in Deutschland auch in Zukunft wei-
terhin in Regionen fließen werden, die das notwen-
dig haben. Ich denke, das haben wir gemeinsam er-
reicht.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

In diesem Haushalt haben wir noch einen kleinen
Schwerpunkt zusätzlich gesetzt, Frau Schmitt-Lang
und Frau Spaniol haben es schon erwähnt. Ich habe
mich auch gefreut, dass die LINKE das mit unter-
stützt: 50.000 Euro mehr für die Frankreichstrategie.
Vorher hatte der Minister in seinem Ressort schon
50.000 Euro draufgesattelt, sodass in diesem Haus-
halt jetzt 100.000 Euro mehr zur Verfügung stehen,
um dieses wichtige Ziel umzusetzen.

Wir arbeiten in fast allen Bereichen mit unseren fran-
zösischen und luxemburgischen Nachbarn zusam-
men. Ich könnte hier jetzt ganz lange auflisten, aber
dafür reicht mir die Zeit nicht. Deshalb nur ein paar
Beispiele.

Im Krankenhausbereich gibt es zur Verbesserung
der Gesundheitsversorgung seit 2013 eine gute Zu-
sammenarbeit der SHG-Herzklinik Völklingen mit
Unisanté Forbach und umgekehrt. Französische Pa-
tienten aus den Gemeinden des Arrondissements
Forbach und des Arrondissements Sarreguemines
im Departement Moselle können nach einer Verein-
barung, die seit 2016 ein Interreg-Projekt ist, Leis-
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tungen der Kardiologie der SHG Klinik Völklingen
und Leistungen der Neonatalogie - das ist die Be-
handlung von Neugeborenen und Frühgeborenen -
des Winterberg-Klinikums in Anspruch nehmen.
Deutsche Patienten können im umgekehrten Fall die
Kinderheilkunde der Unisanté in Forbach in An-
spruch nehmen, wenn die Behandlung im Winter-
berg aus Platzgründen nicht möglich ist. Weiterhin
gibt es für deutsche Patienten eine ambulante nukle-
armedizinische Einheit am Hôpital de Freyming-Mer-
lebach und es gibt die Möglichkeit für deutsche Pati-
entinnen und Patienten - das ist zurzeit noch
schwierig - Rehabilitation in Freyming-Merlebach
durchzuführen. Es gab und gibt hier das Problem,
dass bei uns die Krankenkasse das immer vorher
vereinbart und genehmigt. In Frankreich ist das an-
ders. Man konnte diesen Genehmigungsvorbehalt
jetzt durch Direktabrechnungen regeln. Schwierig
wird es natürlich - und das ist noch nicht geregelt -
bei Reha-Maßnahmen, weil es sich da weder um ei-
ne nicht vorhersehbare Leistung noch um einen Not-
fall handelt. Aber auch da sind wir dran.

Wir haben auch das Problem mit den Taxis geregelt.
Wir hatten hier im saarländischen Landtag alle Taxi-
unternehmen aus der Großregion eingeladen. Die
Task Force hat einen Vorschlag erarbeitet - und sie-
he da, die Leute kennen sich und arbeiten sehr gut
miteinander. Das funktioniert mittlerweile ohne Pro-
bleme. Das betrifft auch die Paketzustellung, die
nicht funktioniert hat. Wenn Menschen miteinander
reden, klappt das im kleinen Grenzgang wunderbar.

Bei der Saarbahn, die nach Saargemünd fährt, gab
es Probleme, weil die Trassengebühr von der SNCF
so angehoben wurde, dass es nicht mehr möglich
gewesen wäre, die Leute nach Saargemünd zu fah-
ren. Jetzt gibt es eine Vereinbarung zumindest bis
2020. Letzte Woche war ich mit Frau Kohler von Al-
leo - das ist die gemeinsame Gesellschaft von SN-
CF und der Deutschen Bahn AG - bei der Saarbahn,
weil wir auf unserer Reise nach Paris erfahren ha-
ben, dass es bei der Fahrt von Saarbrücken nach
Straßburg am frühen Morgen Probleme gibt. Wenn
der Zug in Saargemünd um 8.15 Uhr ankommt,
stranden die meisten Pendler in Saargemünd und
müssen dort zwei Stunden auf den nächsten Zug
warten. Die Saarbahn AG hat versprochen, aktuell
eine Fahrplanänderung vorzunehmen, damit es frü-
her hier losgeht und es eine Fahrt ohne Zeitunter-
brechung und ohne Probleme gibt.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Es sind viele kleine Mosaiksteinchen, die man bewe-
gen muss, um ein gemeinsames Zusammenleben
zu fördern, aber Schritt für Schritt schaffen wir das.
Wir haben in den letzten Jahren viel bewegen kön-
nen. Es lohnt sich, Grenzen einzureißen und sie zu
überwinden. Ich hätte mir vor Kurzem nicht vorstel-
len können, dass wir in Europa wieder neue Zäune

und Mauern errichten und ausgerechnet die Partei-
en großen Zulauf haben - leider ja auch hier im
Landtag -, die mit nationalistischen und populisti-
schen Parolen offenbar für Abschottung und neue
Grenzen werben, weil Grenzen immer Abgrenzung,
Misstrauen, Berührungsängste und Nährboden für
Vorurteile schaffen. Wir sind froh, dass es Schengen
gibt und dass wir die Grenzregion haben, dass wir
die Freizügigkeit und die Freiheiten des Binnen-
marktes genießen können. Wir sind stolz darauf,
dass wir hier in der Großregion drei Sprachen, vier
Länder und fünf Regionen mit 11,4 Millionen Men-
schen repräsentieren. Das macht nämlich die Groß-
region aus hier im Herzen Europas. Sie bietet den
Rahmen für dauerhafte politische, wirtschaftliche,
wissenschaftliche und kulturelle Beziehungen. Damit
können wir Barrieren abbauen. Ich möchte meine
Rede beenden mit einem Zitat von François Mitte-
rand, der einmal gesagt hat: Die deutsch-französi-
sche Freundschaft versteht sich nicht von selbst. Sie
ist weder natürlich noch automatisch. - In diesem
Sinne arbeiten wir zusammen. Ich bitte Sie um Un-
terstützung des Haushaltes 2018. - Vielen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Frau Kollegin Ries. - Das Wort hat
für die CDU-Landtagsfraktion Herr Volker Ober-
hausen.

Abg. Oberhausen (CDU):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die zu beratenden
Einzelpläne 04 und 21 sind zentrale Elemente des
Haushaltes 2018. Der zentrale Charakter der zu ver-
handelnden Einzelpläne zeigt sich insbesondere
daran, dass hier nicht nur die Ausgaben der Finanz-
verwaltung veranschlagt sind, sondern auch die Ein-
nahmeseite des Haushalts ihre Berücksichtigung fin-
det. Hierbei ist festzustellen, dass es dem Saarland
gelungen ist, die Vorgaben des Stabilitätsrats in den
letzten Jahren zu erfüllen. Gerade bei den Steuer-
einnahmen zeigt sich, dass durch eine seriöse Fi-
nanzpolitik die Grundlage für eine stabile Wirtschaft
geschaffen wurde, so wie es heute Morgen der Kol-
lege Kurtz bereits angesprochen hatte. Die Steuer-
schätzung vom Mai 2017 ist erfreulicherweise längst
überholt. Die November-Schätzung, die vor wenigen
Tagen auf den Tisch kam, bewirkt, dass statt einer
Nettokreditaufnahme von 36 Millionen Euro in 2018
nur noch von einem Fehlbetrag von 8 Millionen Euro
ausgegangen wird. Das heißt, der Betrag wurde um
78 Prozent reduziert. Dies geht einher mit der Sen-
kung des strukturellen Defizits in den Jahren 2010
bis 2018 um 1 Milliarde Euro. Dies entspricht einer
Reduzierung von 80 Prozent, wahrlich ein sensatio-
neller Befund.
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(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Für das Jahr 2019 werden keine neuen Schulden
gemacht. Ab 2020 sind in diesem Haushalt mittelfris-
tig Tilgungen vorgesehen. Da ich aus der Finanzauf-
sicht komme, komme ich nun zu meiner politischen
Bewertung. Diese politische Bewertung sieht so aus:
Nach 50 Jahren werden in der mittelfristigen Finanz-
planung ab 2019 erstmals keine neuen Schulden
mehr geplant. Dies ist nicht nur ein Wendepunkt, ein
Turnaround, Herr Minister Toscani, sondern dies ist
ein Quantensprung.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Es ist ein Sprung in die generationengerechte Finan-
zierung des Landeshaushaltes. Es wird nicht mehr
auf Kosten unserer Kinder und Enkel Politik ge-
macht.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

In den letzten Minuten war so viel von Europa die
Rede. Stephan Toscani ist auf den Spuren von Hel-
mut Bulle. Helmut Bulle kam letztmals vor 50 Jahren
ohne Nettokreditaufnahme aus. Die Menschen ken-
nen Helmut Bulle in der Grenzregion als Initiator des
Europadenkmals in Berus. Heute wird diese Stiftung
von unserem früheren Kollegen Kurt Schoenen ge-
leitet. - Aber ich möchte nach diesem kurzen Ausflug
nach Europa wieder zum Landeshaushalt kommen.
Ich sprach beim vorgelegten Haushaltsentwurf von
einem Quantensprung, vom Sprung in eine genera-
tionengerechte Finanzierung des Landeshaushalts.
Wenn wir dann noch die Vereinbarungen zwischen
dem Bund und den Ländern dazunehmen, die die
Finanzbeziehungen ab 2020 regeln, geht das Saar-
land nach Jahrzehnten wieder einer gesicherten fi-
nanziellen Zukunft entgegen. Ich habe eigentlich ge-
dacht, nachdem ich Ihnen gesagt habe, welche
Trendwende durch diesen Haushaltsentwurf einge-
leitet worden ist, dass die Opposition das auch aner-
kennen müsste. Herr Kollege Lafontaine macht sich
heute Mittag wieder einen schlanken Fuß.

(Abg. Flackus (DIE LINKE): Es gibt noch mehr,
die sich einen schlanken Fuß machen.)

Ich richte Ihnen das aus, damit Sie das an den Kol-
legen Lafontaine weiterleiten können: Steuerpoliti-
scher Ladenhüter Vermögenssteuer. Ich habe ein-
mal in einer Steuerberatungsgesellschaft gearbeitet.
Ich kann Ihnen sagen, Sie erwischen mit einer Ver-
mögenssteuer genau die Richtigen, nämlich die Ge-
werbetreibenden, die Handwerker und die Häusle-
bauer im Saarland.

(Beifall bei der CDU.)

Ich fasse zusammen: Dieser Haushalt ist solide fi-
nanziert. Er bietet eine gute Grundlage für die zu-
künftige Landespolitik. Ich darf Ihnen deshalb emp-
fehlen, den Einzelplänen 04 und 21 zuzustimmen

und heute Abend den Haushalt in seiner Gänze zu
verabschieden. - Ich bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Vielen Dank, Herr Kollege Oberhausen, und herzli-
chen Glückwunsch zu der gelungenen Jungfernre-
de. - Ich erteile das Wort Herrn Minister Stephan
Toscani.

Minister Toscani:
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
freue mich, für die Landesregierung zum Einzelplan
04 Stellung nehmen und auf das eine oder andere,
das hier in der Debatte vorgebracht wurde, eingehen
zu können. Zunächst einmal: Danke für so viel Zu-
spruch! Danke auch noch einmal an den Kollegen
Volker Oberhausen dafür, dass er die Bedeutung
dessen, was wir in Sachen Gesundung der Landes-
finanzen zu erreichen auf dem Weg sind, noch ein-
mal herausgestellt hat. Wir sind auf dem Weg, die
Schuldenbremse einzuhalten. Wir sind auf dem
Weg, 2019 keine neuen Schulden mehr zu machen.
2020 werden wir damit beginnen, Schulden abzu-
bauen. Und ab dem Jahr 2020 werden wir uns end-
lich wieder neue Spielräume zur Stärkung unserer
Wirtschafts- und Finanzkraft eröffnen. Das ist die
große gemeinsame Leistung der Großen Koalition!

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Diese dramatische, diese drastische Reduzierung
des strukturellen Defizits, diese deutliche Rückfüh-
rung der Neuverschuldung von 700 Millionen Euro
im Jahr 2012 auf nunmehr nur noch 8 Millionen Euro
im Jahr 2018, das war kein Selbstläufer. Möglich
war das nur, weil wir konsequent konsolidiert haben.
Es ist gestern in der Generaldebatte schon mehr-
fach angeklungen, dass das nur möglich war und ist,
weil wir in der Landesverwaltung eingespart haben,
weil wir dabei sind, auch Stellen einzusparen.

Dabei gibt es, liebe Kollegin Barbara Spaniol, keine
Überraschung, da wir von Beginn an betont haben,
keinen Bereich auszunehmen. Wir müssen in allen
Bereichen der Landesverwaltung Stellen abbauen
und in gewissem Sinne konsolidieren. 10 Prozent in
gut zehn Jahren, das ist das Ziel, das wir uns ge-
meinsam vorgenommen haben und das wir jetzt
auch umsetzen. Die Finanzverwaltung war dabei
von Beginn an ebenso wenig ausgenommen wie an-
dere Bereiche. Wir haben klar gesagt, dass wir in
der Finanzverwaltung rund 150 Stellen abbauen
müssen. Dieses Ziel ist nun noch einmal modifiziert
worden, die Vorgabe wurde auf 140 Stellen gesenkt;
wir konnten hier ebenso wie in anderen Bereichen
ein wenig nachlassen. Nunmehr bleibt also als Ziel,
140 Stellen in der Finanzverwaltung abzubauen.
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Dieses Ziel wird auch im Haushalt 2018 abgebildet.
Insofern ist das Dargestellte keine Überraschung,
sondern Teil des großen Konsolidierungsprozesses,
den wir uns vorgenommen haben.

Wir bauen aber nicht einfach Stellen ab, wir sagen
nicht einfach, 140 Stellen in zehn Jahren, das wird
irgendwie gehen. Nein, wir haben gesagt, dieser
Stellenabbau kann nur dann funktionieren, wenn wir
auch die Organisation umbauen. Das tun wir mit
dem Projekt „Finanzamt 2020“. Gemeinsam mit den
Personalräten und mit den Gewerkschaften haben
wir einen Plan entwickelt, der, davon sind wir über-
zeugt, sicherstellt, dass wir auch mit weniger Stellen
in der Finanzverwaltung eine ebenso gute und effizi-
ente Finanzverwaltung darstellen können wie bisher.

Wie machen wir das? Wir machen das erstens, in-
dem wir Aufgaben zentralisieren. Statt dreier Finan-
zämter, bei denen es bislang Außenprüfungsdienste
gab, wird es künftig ein einziges Finanzamt mit Au-
ßenprüfungsdienst geben. Dadurch wird eine höhere
Effizienz erzielt. Der zweite Punkt betrifft die IT, die
Technologie. Die technologische Entwicklung macht
auch vor der Finanzverwaltung nicht halt. Im Gegen-
teil, durch den Einsatz neuer Technologie, durch
den Einsatz der Informationstechnologie schaffen
wir es, Effizienzreserven zu heben und den Stel-
lenabbau zu kompensieren. Drittens ist die Zusam-
menarbeit mit Rheinland-Pfalz zu erwähnen. Wir ha-
ben gemeinsam mit Rheinland-Pfalz ein im födera-
len Bundesstaat modellhaftes Projekt auf den Weg
gebracht. Wir kooperieren bei der Steuerverwaltung,
Steuererhebung und Steuerbearbeitung. Die Rhein-
land-Pfälzer bearbeiten alle Erbschaftssteuerfälle
aus dem Saarland, während wir einen großen Teil
der Grunderwerbssteuerfälle aus Rheinland-Pfalz
bearbeiten. Auch insoweit gibt es also Kooperation
und Zentralisierung. Mit der Zentralisierung, dem
verstärkten Einsatz der IT und der Kooperation mit
Rheinland-Pfalz gelingt es uns, den Stellenabbau zu
kompensieren und dafür zu sorgen, dass wir auch
künftig eine gute und solide Finanzverwaltung im
Saarland haben werden.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Als Europaminister unseres Landes freue ich mich
natürlich, dass es hier im Parlament einen Konsens
und eine so breite Zustimmung zu den europapoliti-
schen Grundlinien der Landesregierung gibt. Das gilt
insbesondere auch mit Blick auf die Frankreichstra-
tegie. Damit wird letztlich das abgebildet, was meh-
rere Umfragen und Untersuchungen in den zurück-
liegenden Jahren insbesondere zur Frankreichstra-
tegie ergeben haben: Ein großer Teil der Saarlän-
derrinnen und Saarländer heißt die Frankreichstrate-
gie der Landesregierung gut und die überwiegende
Mehrheit der Saarländerinnen und Saarländer unter-
stützt auch die Frankreichstrategie. Das spornt uns
an, das zeigt uns, dass der Weg, das Deutsch-Fran-

zösische und das Europäische mehr und mehr zur
Dachmarke unseres Landes, immer stärker zu ei-
nem identitätsprägenden Element und auch zu ei-
nem Zukunftshebel für unser Land zu machen, bei
der Bevölkerung ankommt. Diese Politik wird ange-
nommen. Dass dieser Weg akzeptiert wird, das ist,
das sage ich ganz bewusst, kein Erfolg allein der
Landesregierung, sondern übergreifend ein gemein-
samer Erfolg für das Saarland.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Natürlich ist es auch wichtig, auf Sorgen einzuge-
hen, Bedenken aufzugreifen. Barbara Spaniol hat
daher völlig zu Recht eine Frage thematisiert, die
auch Sie alle aus Ihren Kontakten mit Besucher-
gruppen mitnehmen. Diese Frage wird durchaus
auch an uns im Europaministerium herangetragen.
Es geht um die Sorge, dass die Frankreichstrategie
etwas wäre, was auf Kosten des Englischen ginge.
Nein, meine Damen und Herren, ich will das hier in
aller Deutlichkeit noch einmal sagen: Französisch
und Englisch zusammen, das ist die Idee der Frank-
reichstrategie. Die Frankreichstrategie ist ja eine
Mehrsprachigkeitsstrategie. Natürlich lernen die jun-
gen Menschen bei uns im Saarland, wie alle jungen
Leute in Deutschland und auch in Frankreich, die
Weltsprache Englisch. Wir sagen aber auch, wenn
wir unseren Kindern in den Kindergärten und in den
Grundschulen Französisch beibringen, lernen sie
schon früh etwas, was andernorts in Deutschland
nicht gelernt wird. Wir legen damit die Basis für das
Französische, und in den weiterführenden Schulen
wird ganz selbstverständlich und normal, wie überall
in Deutschland, Englisch hinzugelernt. Englisch und
Französisch, eine Mehrsprachigkeitsstrategie also,
das ist die Idee unserer Frankreichpolitik, die Idee
der Frankreichstrategie.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Die Idee beschränkt sich aber nicht darauf, in einer
Generation mehrsprachig zu werden, das erste Land
der Bundesrepublik Deutschland zu werden, das
mehrsprachig ist. Nein, die Frankreichstrategie geht
weit darüber hinaus. Hinter ihr steht die Idee, das
Saarland mehr und mehr zur Brücke zwischen
Deutschland und Frankreich zu entwickeln, und
zwar in allen Bereichen: im Bereich der Kultur, im
Bereich des Sports, im Bereich der Wirtschaft, natür-
lich auch im Bereich der Politik. Die Grundidee ba-
siert darauf, dass wir Saarländerinnen und Saarlän-
der Deutsche waren, sind und bleiben, dass wir aber
zugleich von allen Deutschen diejenigen sind, die
den Franzosen am nächsten sind, geografisch, hi-
storisch, kulturell, sprachlich und menschlich. Auf
der Basis dieser Idee wollen wir das Saarland zu ei-
ner Drehscheibe, zu einer Nahtstelle zwischen
Deutschland und Frankreich ausbauen.
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Hier wurden bereits viele Projekte angesprochen. Es
gibt ja nicht das eine große Projekt, mit dem die
Frankreichstrategie auf einen Schlag umgesetzt
würde. Vielmehr gibt es eine Vielzahl von Ideen, von
Projekten, die realisiert werden. In der heutigen De-
batte wurden bereits, dafür bin ich dankbar, viele
dieser Projekte genannt. Ich will nun einfach noch
einige Dinge ansprechen, die im Laufe des vergan-
genen oder des laufenden Jahres hinzugekommen
sind. Das sind Dinge, die wir auch für das Jahr 2018
auf dem Schirm haben.

Wo gibt es künftig die erste deutsch-französische
Teststrecke für autonomes Fahren? Ja, bei uns.
Zwischen Merzig und Metz. Auch das ist ein Teil der
Frankreichstrategie, in diesem Bereich Vorreiter zwi-
schen Deutschland und Frankreich zu werden. In
der gestrigen Debatte zum Justizhaushalt habe ich
auch bereits darauf hingewiesen, dass wir daran ar-
beiten, ein deutsch-französisches Austauschprojekt
für Nachwuchsjuristen und angehende Anwälte zu
etablieren.

In fast der Hälfte aller Kindertagesstätten im Saar-
land haben wir bereits Bilingualität umgesetzt. Dort
gibt es bereits das Französischlernen durch mutter-
sprachliche Erzieherinnen. Der Kultusminister hat,
so glaube ich, bereits das Projekt der „Elysée-Kitas“
angesprochen. Dabei handelt es sich um ein ganz
besonderes Qualitätssiegel, auf das sich die deut-
sche und die französische Regierung verständigt ha-
ben. Mit diesem Qualitätsmerkmal „Elysée-Kita“ soll
das frühe muttersprachliche Lernen der anderen
Sprache wechselseitig ausgezeichnet werden. Von
145 Elysée-Kitas, die es in Deutschland insgesamt
gibt, finden sich 66 bei uns im Saarland. Rund die
Hälfte aller Elysée-Kitas bei uns im Saarland - daran
zeigt sich, wie weit wir fortgeschritten sind beim Aus-
bau unserer Frankreichstrategie.

Ich nenne ein weiteres Beispiel aus dem Grund-
schulbereich. Da gibt es dieses Zertifikat
DELF Prim, das ist eine Sprachenprüfung des fran-
zösischen Staates. 1.800 Grundschulkinder im Saar-
land haben 2017 diese Prüfung abgelegt und be-
standen, damit kommen 80 Prozent der deutschen
Kinder, die dieses Sprachzertifikat erworben haben,
aus dem Saarland! Das zeigt, wie weit wir im Aus-
bau dieser Frankreichstrategie fortgeschritten sind.

Das zeigt sich auch im Bereich der beruflichen
Schulen. Es gibt sogenannte deutsch-französische
Berufsschulzweige. Ein erster wurde zwischen dem
BBZ St. Ingbert und einem BBZ in Marly bei Metz
etabliert im Bereich Automotive. Jetzt ist ein weiterer
hinzugekommen. Dank des Engagements von Ulrich
Commerçon ist es gelungen, einen weiteren
deutsch-französischen Berufsschulzweig zu etablie-
ren, künftig arbeiten das BBZ Halberg und eine Be-
rufsschule in Montpellier zusammen im Bereich Tou-
rismus. Zwei von drei dieser deutsch-französischen

Berufsschulzweige, die es gibt, haben wir hier im
Saarland! Auch das zeigt einmal mehr, wenn es um
das Deutsch-Französische geht, sind wir Vorreiter in
ganz Deutschland.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir wollen diese Frankreichstrategie natürlich wei-
terentwickeln, weiter ausbauen. Es wurde erwähnt,
dass es eine stärkere Kooperation mit dem Landes-
sportverband geben soll. Wir wollen insbesondere
die Vereine mehr in die Frankreichstrategie einbin-
den.

Ich will aber auch darauf hinweisen, dass die Frank-
reichstrategie auch eine wirtschaftliche Bedeutung
hat. Frankreich ist unser wichtigster Handelspartner.
Es ist Importland Nummer 1 und Exportland Num-
mer 2. Es ist also ein wichtiger Handelspartner für
die saarländischen Betriebe und Unternehmen. Das
so allgemein zu sagen, ist relativ abstrakt. Man kann
es aber auch sehr stark konkretisieren und auch pla-
stisch deutlich machen. Man kann es zum Beispiel
in unserer Landeshauptstadt Saarbrücken sehen
und erleben. Die IHK des Saarlandes hat eine Stu-
die gemacht. Deren Ergebnis ist, dass ein Drittel der
Kaufkraft im Einzelhandel von der französischen
Kundschaft abhängt. Das zeigt, dass die französi-
sche Nachbarschaft auch im wirtschaftlichen Be-
reich ganz konkret ist und dass sie eine große Be-
deutung hat.

Ein Viertel der Kunden unseres Flughafens kommt
aus Frankreich. Viele saarländische Unternehmen
haben Produktionsstätten in Frankreich oder einen
großen Teil ihrer Kundschaft in Frankreich. Ich war
neulich bei dem Rollladenhersteller LAKAL, das ist
ein saarländisches Unternehmen mit Sitz in Saar-
brücken. Die haben einen ganz überwiegenden Teil
ihrer Kundschaft in Frankreich. Das heißt, es gibt
auch ganz konkrete praktische Auswirkungen im Be-
reich unserer Wirtschaft.

Letztes Beispiel, unsere SaarLB. Wir haben eine
kleine Landesbank, aber eine Landesbank, die auch
deshalb erfolgreich ist und sich gut etabliert hat im
Kreise der Landesbanken in Deutschland, weil sie
sich ganz spezifisch definiert als deutsch-französi-
sche Regionalbank. Die SaarLB macht 40 Prozent
ihres Umsatzes in Frankreich und mit dem Frank-
reichgeschäft, sie hat also ein ganz wichtiges Stand-
bein auf dem französischen Markt. All das, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, zeigt, dass die Frankreichs-
trategie nicht nur eine Sprachenstrategie ist, dass
sie nicht nur im Bereich des Ehrenamts, der Politik
und der Kultur eine Rolle spielt, sondern dass sie
auch im Bereich des Wirtschaftlichen ein sehr wichti-
ger Faktor ist.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)
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Bei aller positiven Rückmeldung nehmen wir auch
die Ergebnisse der Studie, die Herr Professor Krä-
mer gemacht hat, sehr ernst, nämlich dass es bei al-
ler Grundakzeptanz und Unterstützung den Wunsch
vieler Saarländerinnen und Saarländer gibt, mehr in-
formiert und noch mehr eingebunden zu werden. Wir
greifen diesen Wunsch auf. Ich bin den Koalitions-
fraktionen dankbar, dass sie mithilfe eines Fraktions-
antrages die Mittel für die Öffentlichkeitsarbeit, für
die Informationsarbeit für die Frankreichstrategie
aufstocken. Ich glaube, wir haben alle miteinander
ein Interesse daran. Wenn diese Langzeitstrategie
ein Erfolg werden soll und wenn sie weiter erfolg-
reich sein soll, müssen wir den Wunsch der Saarlän-
derinnen und Saarländer aufnehmen, erstens noch
mehr informiert und zweitens noch mehr eingebun-
den zu werden. Wir wollen das tun. Wir sehen das
als wichtige Aufgabe für die kommenden Jahre an.
Ich bin davon überzeugt, dass die Frankreichstrate-
gie, dass die Europapolitik das leistet und das
schafft, was wir uns von ihr versprechen, nämlich
dass das Saarland mehr und mehr zu dem europä-
ischsten aller Bundesländer wird, zu dem Bundes-
land mit der höchsten Frankreichkompetenz. Es ist
Teil unserer Identität und es ist auch Teil unseres
Zukunftsweges.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Herr Minister. - Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Ausspra-
che.

Der Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfragen
hat zu Einzelplan 04 einen Abänderungsantrag ein-
gebracht, der uns als Drucksache 16/171 vorliegt.
Wir kommen zur Abstimmung über diesen Abände-
rungsantrag. Wer für die Annahme dieses Abände-
rungsantrages ist, den bitte ich, eine Hand zu erhe-
ben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stim-
me? - Ich stelle fest, dass der Abänderungsantrag
mit Stimmenmehrheit angenommen ist. Zugestimmt
haben die Koalitionsfraktionen und die Fraktion
DIE LINKE, abgelehnt hat die AfD-Landtagsfraktion.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 17
Kapitel 17 04. Wer für die Annahme dieses Kapitels
ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist da-
gegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle
fest, dass das Kapitel mit Stimmenmehrheit ange-
nommen ist. Zugestimmt haben die Koalitionsfraktio-
nen, abgelehnt haben die Oppositionsfraktionen.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 20
Kapitel 20 04. Wer für die Annahme dieses Kapitels
ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist da-
gegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle
fest, dass das Kapitel mit Stimmenmehrheit ange-

nommen ist. Zugestimmt haben die Koalitionsfraktio-
nen, abgelehnt haben die Oppositionsfraktionen.

Es ist über Kapitel 04 01 Einzelabstimmung bean-
tragt. Wer für die Annahme des Kapitels 04 01 unter
Berücksichtigung des angenommenen Abände-
rungsantrages ist, den bitte ich, eine Hand zu erhe-
ben. - Wer ist dagegen? - Ich stelle fest, dass das
Kapitel mit Stimmenmehrheit angenommen ist. Zu-
gestimmt haben die Koalitionsfraktionen, abgelehnt
haben die Oppositionsfraktionen.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 04 im
Übrigen. Wer für die Annahme des Einzelplans unter
Berücksichtigung des angenommenen Abände-
rungsantrages ist, den bitte ich, eine Hand zu erhe-
ben. - Wer ist dagegen? - Ich stelle fest, dass Ein-
zelplan 04 unter Berücksichtigung des angenomme-
nen Abänderungsantrages mit Stimmenmehrheit an-
genommen ist. Zugestimmt haben die Koalitionsfrak-
tionen, abgelehnt haben die Oppositionsfraktionen.

Der Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfragen
hat zu Einzelplan 21 einen Abänderungsantrag ein-
gebracht, der uns als Drucksache 16/172 vorliegt.
Wir kommen zur Abstimmung über diesen Abände-
rungsantrag. Wer für die Annahme dieses Abände-
rungsantrages ist, den bitte ich, eine Hand zu erhe-
ben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stim-
me? - Ich stelle fest, dass der Abänderungsantrag
mit Stimmenmehrheit angenommen ist. Zugestimmt
haben die Koalitionsfraktionen und die Fraktion
DIE LINKE, abgelehnt hat die AfD-Landtagsfraktion.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 21.
Wer für die Annahme des Einzelplans 21 unter Be-
rücksichtigung des angenommenen Abänderungs-
antrages ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. -
Wer ist dagegen? - Ich stelle fest, dass der Einzel-
plan 21 unter Berücksichtigung des angenommenen
Abänderungsantrages mit Stimmenmehrheit ange-
nommen ist. Zugestimmt haben die Koalitionsfraktio-
nen, abgelehnt haben die Oppositionsfraktionen.

Wir kommen zur Übersicht 8: Einzelplan 09 - Minis-
terium für Umwelt und Verbraucherschutz - und Ein-
zelplan 17 Kapitel 17 09.

Übersicht 8: Ministerium für Umwelt und Ver-
braucherschutz (Abänderungsantrag: Druck-
sache 16/176)

Die Berichterstattung wurde zu Protokoll gegeben
(siehe Anlage 11). Ich eröffne die Aussprache. - Das
Wort hat für die AfD-Landtagsfraktion der Fraktions-
vorsitzende Josef Dörr.

Abg. Dörr (AfD):
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Zuerst ein Wort zu Herrn Oberhausen.
Gerne hätte ich Ihnen applaudiert, aber ich habe
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hier gelernt, dass wir eine „Applaus-Apartheid" ha-
ben. Aus diesem Grund habe ich mich den Gepflo-
genheiten angepasst und den Beifall unterlassen. Zu
Frau Ries möchte ich noch sagen: Ich schätze Sie
als überzeugte Europäerin, ich habe Sie jetzt mehr-
fach hier in Aktion gesehen. Sie dürfen versichert
sein, dass wir von der AfD auch Europäer sind, nur
können wir natürlich nicht dafür sein, dass die Gren-
zen bei uns geöffnet werden. Wenn jeder rein-
kommt, der will, ungeprüft - -

(Ministerin Rehlinger: Wir reden gerade über Ein-
zelplan 09.)

Sie sind ja nicht der Vorsitzende, oder?

(Abg. Hans (CDU): Nein, aber Sie sollten zu dem
Thema reden. Wir sind bei Umwelt und nicht bei
Europa! - Sprechen und Unruhe.)

Das ist schon klar, aber ich rede Ihnen auch nicht
rein. Lassen Sie mich einfach die zwei Sätze sagen,
dann ist es ja gut.

(Sprechen. - Minister Jost: So ein Schwadudd-
ler.)

Also, Frau Ries, wir bedauern, dass die europäi-
schen Außengrenzen nicht so geschützt sind, wie
sie geschützt sein sollten. Deshalb sind wir im Au-
genblick nicht unbedingt für die Öffnung der Gren-
zen.

Jetzt komme ich zum Thema Umwelt und Verbrau-
cherschutz. Bei Umwelt kann man schon dem jetzi-
gen Umweltminister, seiner Vorgängerin und deren
Vorgänger bescheinigen, dass sich im Saarland in
den letzten Jahrzehnten doch Bedeutendes getan
hat. Das ist es schon wert, dass man es sagt. Wer
ein bisschen älter ist, weiß natürlich, wie es damals
im Saarland ausgesehen hat, ein Industrieland: ver-
schmutzte Bäche, verschmutzte Flüsse, ver-
schmutzte Felder, verschmutzte Luft. Ich kann mich
gut erinnern, dass in Quierschied die Leute Gefäße
aufgestellt haben, um den Staub zu messen. Diese
Zeiten sind Gott sei Dank vorbei; wir können schon
mal durchatmen. Aber natürlich sind wir nicht am
Ende des Weges, es ist noch einiges zu tun.

Ich möchte mich aber bei diesem Tagesordnungs-
punkt, weil es doch ein weiter Punkt ist, nur noch ei-
ner einzigen Sache widmen, das ist der öffentliche
Personennahverkehr, der auch ein Teil dieser Ge-
schichte ist, nämlich Verbraucher, Verbraucher-
schutz.

(Sprechen.)

Wenn er gut funktioniert, trägt der ÖPNV auch zu ei-
ner besseren Umwelt bei.

Wie sieht das im Saarland aus? - Wir haben uns an
unser Leiden fast gewöhnt und bemerken gar nicht
mehr, wie schlecht unser öffentlicher Nahverkehr or-

ganisiert ist, und wie teuer er ist. Ich habe vor der
Landtagswahl tatsächlich eine Wanderung unter-
nommen, um zu sehen, wie es draußen im Lande
aussieht. Ich bin jeden Tag ein Stück an den Außen-
grenzen des Saarlandes entlanggewandert und ha-
be versucht, meinen Wanderort mit dem Nahverkehr
zu erreichen und nachher wieder nach Hause zu
kommen. Ich kann Ihnen sagen, das war ein richti-
ges Abenteuer. Zuerst einmal kostet das sehr viel
Geld und sehr viel Zeit. Wenn Sie von Nonnweiler
nach Saarbrücken und zurück wollen, können Sie
sich einen Tag Urlaub nehmen. Wenn Sie mit dem
Auto fahren, sind es 20 Minuten hin und 20 Minuten
zurück, dann ist die Sache erledigt. Unser Nahver-
kehr ist eine Katastrophe.

(Vizepräsidentin Spaniol übernimmt den Vorsitz.)

Wenn man mit Leuten redet, die den Nahverkehr
kennen, weil sie ihn selber nutzen, dann hört man
die Sorge dieser Leute. Wenn man mit dem Bus
fährt und neben dem Busfahrer sitzt, dann hört man
auch, was er sagt. Wir haben zum Beispiel Straßen,
die so schmal sind, dass die Angst haben, an einem
anderen Bus vorbeizufahren.

(Abg. Thielen (CDU): Dieses Thema hatten wir
schon heute Mittag! - Zurufe der Abgeordneten
Hans (CDU) und Kurtz (SPD). - Sprechen und
Lachen.)

Ja, ja. - Wir haben die Situation im Saarland, das
gefällt natürlich dem einen oder anderen nicht, dass
der öffentliche Personennahverkehr miserabel ist.
Schon seit Jahrzehnten wird daran gearbeitet, das
zu verbessern. Manchmal fahren unsere Politiker
auch außerhalb des Saarlandes, zum Beispiel nach
Karlsruhe, wo das hervorragend klappt, oder sonst
wohin, wo das sehr gut funktioniert. Dann bemüht
man sich wieder für eine kurze Zeit, aber es klappt
nicht. Warum klappt es eigentlich nicht? Außer ei-
nem Abgeordneten, den ich kenne, kenne ich hier
niemanden, der den öffentlichen Personennahver-
kehr benutzt.

(Abg. Dr. Jung (SPD): Woher wollen Sie das wis-
sen? - Sprechen.)

Wenige. Sie sind das, Herr Jung? Ja, Sie fahren
vielleicht manchmal Fahrrad, aber Sie sind heute
nicht mit dem Fahrrad hierhergekommen. Ich bin je-
mand, der den öffentlichen Nahverkehr sehr oft be-
nutzt, ich hatte bis vor Kurzem eine Jahreskarte, be-
vor ich Landtagsabgeordneter wurde, die habe ich
jetzt nicht mehr. Ich benutze den ÖPNV noch und
habe ein bisschen Kontakt, ich habe von Ihnen noch
niemanden gesehen.

(Sprechen und Unruhe.)

Die meisten benutzen den öffentlichen Nahverkehr
nicht, und aus diesem Grunde kümmern Sie sich
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auch nicht so, wie Sie sollten, um den öffentlichen
Personennahverkehr.

(Abg. Kurtz (SPD): Das war eine Unterstellung! -
Zurufe.)

Ja, es war eine Unterstellung. Sie könnten ja sagen,
ich komme immer mit dem öffentlichen Personen-
nahverkehr.

(Abg. Thielen (CDU): Ich bin gestern um
22.00 Uhr noch gefahren. Das ist aber ein ganz
anderer Einzelplan, über den Sie reden.)

Ja gut, es ist okay. - So, es gibt zwei Ziele, die er-
reicht werden sollen. Das eine ist die Tarifeinheit,
dass man also einen gemeinsamen Tarif im Saar-
land hat. Das andere ist die Verkehrseinheit. Beide
Ziele hat man nicht erreicht. Das eine Ziel, nämlich
die Tarifeinheit, wäre verhältnismäßig leicht zu errei-
chen, es gibt ja keine Verkehrshindernisse, aber
auch das hat man bisher nicht erreicht. Das hängt
an den Egoismen der Verkehrsmittelbetreiber.

Vizepräsidentin Spaniol:
Herr Fraktionsvorsitzender, ich weise noch mal dar-
auf hin, dass wir bei Einzelplan 09 - Ministerium für
Umwelt und Verbraucherschutz sind.

(Beifall im Saal.)

Ich denke, es ist ein Stück Verbraucherschutz, dass
man einen anständigen öffentlichen Personennah-
verkehr hat. Ich habe auch alles gesagt, was ich sa-
gen wollte. Man hat dieses Ziel bisher nicht erreicht.
Ich sehe an der Reaktion, dass man nicht ernsthaft
vorhat, dieses Ziel zu erreichen. - Danke schön.

(Beifall von der AfD. - Abg. Hans (CDU): Das ist
Arbeitsverweigerung, einfach etwas zu einem an-
deren Thema zu sagen!)

Vizepräsidentin Spaniol:
Danke, Herr Fraktionsvorsitzender. - Das Wort hat
nun für die SPD-Landtagsfraktion die Abgeordnete
Pia Döring.

(Sprechen und Zurufe.)

Abg. Döring (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Gäste!
Sehr geehrte Damen und Herren! Leider kann ich
wegen der Kürze meiner Redezeit manche Themen
gar nicht erwähnen und andere nur streifen, aber ich
werde mich bemühen, so viel wie möglich zu sagen.
Der von der Landesregierung vorgelegte Entwurf
des Haushaltsplans 2018 für den Bereich des Minis-
teriums für Umwelt und Verbraucherschutz schließt
mit einem Ausgabenvolumen von rund 82,3 Millio-
nen Euro ab, das sind 7,2 Millionen mehr als 2017.

(Beifall bei den Koalitionsfraktionen.)

Im Bereich Arbeits- und Verbraucherschutz werden
die Zuschüsse zur Förderung von Einrichtungen der
Verbraucherberatung um 70.000 Euro auf 496.600
Euro erhöht.

Der Verbraucherschutz stützt sich auf zwei Säulen,
den Schutz der Gesundheit und den Schutz der Ver-
braucher vor Täuschungen. Ein wichtiger Schritt zu
mehr Arbeitsschutz ist die gestern verabschiedete
Gesetzesänderung zu den Ladenöffnungszeiten im
Saarland. Zukünftig bleiben im Saarland die Ge-
schäfte geschlossen, wenn der Heilige Abend auf
einen Sonntag fällt. So haben die Beschäftigten im
Einzelhandel, wie wir auch, die Aussicht auf einen
entspannten, stressfreien Heiligen Abend. Ich möch-
te mich im Namen der SPD-Fraktion bei den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern der Verbraucherzentra-
le bedanken, die einen erheblichen Beitrag zur
Markttransparenz und -klarheit leisten.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Eine Kampagne des Umweltministeriums, die ich
unbedingt ansprechen möchte, ist die Becherheld-
Kampagne. Obwohl sie erst vor wenigen Tagen vor-
gestellt wurde, ist die Resonanz riesig. An dieser
Stelle möchte ich mich bei Herrn Minister Reinhold
Jost auch recht herzlich für die heute Morgen zur
Verfügung gestellte Mehrwegbecher bedanken.

(Beifall und Bravo-Rufe von den Regierungsfrak-
tionen.)

Umweltminister Reinhold Jost hat in Kooperation mit
der Deutschen Umwelthilfe dem Einwegpappbecher
den Kampf angesagt. Im Saarland werden jährlich
34 Millionen Einwegbecher verbraucht. Den Kaffee
to go kann man sich durch die Becherheld-Kam-
pagne künftig in seinen eigenen mitgebrachten Be-
cher füllen lassen oder einen Mehrwegbecher vor
Ort erwerben. Bereits zum Auftakt der Kampagne
sind rund 100 Cafés, Bäckereien, Tankstellen, Gast-
stätten und Schnellrestaurants als Becherheld-Tank-
stellen dabei. Die Tendenz ist steigend.

Im Bereich Natur- und Tierschutz ist der Markenkern
dieser Regierung ein umfassender, ganzheitlicher
Begriff von Umweltpolitik. Sie orientiert sich an dem
Begriff der Daseinsvorsorge. Daseinsvorsorge be-
deutet immer auch Verantwortung und Schutz unse-
rer Umwelt. Nur ein vorrausschauender Naturschutz
trägt zum Erhalt der Artenvielfalt bei. Im Haushalt
sind die Mittel zur Durchführung von Artenhilfspro-
grammen für 2018 verdoppelt worden. Die Krefelder
Langzeitstudien zum Insektensterben in Deutsch-
land lieferten mehr als besorgniserregende Zahlen.
Ich habe im letzten Plenum dazu ausführlich berich-
tet. Ich möchte aber trotzdem noch kurz darauf ein-
gehen.

Viele Maßnahmen sind bereits im Saarland geplant
oder befinden sich in der Umsetzung. Konkrete
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Maßnahmen, um dem weiteren Biodiversitätsverlust
entgegenzuwirken und dem negativen Trend entge-
genzusteuern, sind zum einen die Festsetzungen in
den Schutzgebietsverordnungen und in der Folge
die Natura-2000-Ausgleichszahlungen sowie die
Förderung extensiver Grünlandnutzung. Der Rück-
gang der Honigbienen, der Wildbienen sowie gene-
rell aller Insekten stellte in den letzten Jahren ein
ständig diskutiertes Thema bei uns. Ebenso doku-
mentieren die Roten Listen für Tierarten schon seit
Jahren einen stetigen Verlust von Insektenarten
über alle Ordnungen.

Klar muss sein: Ein besserer Artenschutz fordert
auch eine Veränderung unseres Umgangs mit der
Natur. Mit der Biodiversitätsstrategie des Saarlandes
realisieren wir als erstes Bundesland einen elemen-
taren Teil der Naturschutz-Offensive 2020 der Bun-
desregierung im breiten Dialog und Konsens mit den
relevanten Naturschutzverbänden und Interessen-
gruppen. Die Umsetzung der Biodiversitätsstrategie
ist Grundlage unseres Handelns auf dem Gebiet des
Natur- und Artenschutzes.

Insgesamt werden in der Biodiversitätsstrategie des
Saarlandes eine Reihe von Handlungsfeldern mit
Maßnahmenpaketen dargelegt, die auf die Erhaltung
der Biotope als Lebensräume für die verschieden-
sten Tierarten und Artengruppen - als wichtigste
Gruppe auch für die Insekten - abzielen. Diese gilt
es in den nächsten Jahren konsequent abzuarbei-
ten. Mit dem Sonderprogramm „Dem Saarland blüht
was“ zur Förderung innerörtlicher Blühflächen wan-
deln wir noch zusätzlich ungenutzte, ökologisch
wertlose oder regionaluntypische Flächen in ökolo-
gisch wertvolle um und geben Insekten somit Nah-
rung und Lebensraum, genau wie mit der Förderung
von Streuobstwiesen.

Erfreulich ist, dass die Bemühungen der letzten Jah-
re im Saarland, dem Bienensterben entgegenzuwir-
ken, fruchten und die Zahl der Bienenvölker und
auch der Imker im Saarland wieder zunimmt. Wir
werden weiterhin Maßnahmen zur Verbesserung der
Erzeugungs- und Vermarktungsbedingungen für
Bienenzuchterzeugnisse fördern. Um herauszufin-
den, welche Kreise das Insektensterben im Saarland
zieht, ist es richtig, ein Insekten-Monitoring in Zu-
sammenarbeit mit dem Bund durchzuführen. Ge-
meinsam mit den Akteuren aus Umwelt- und Natur-
schutz werden wir die Auszeichnung „Biodiversitäts-
schule“ entwickeln, um die sich Schulen durch Pro-
jekte im Natur- und Artenschutz bewerben können.
Wir wollen aber auch alle Bürgerinnen und Bürger
dafür gewinnen und dazu aufrufen, für den Erhalt
der Artenvielfalt aktiv zu werden.

Natur- und Tierschutz kann ohne Naturpädagogik
nicht funktionieren, denn nur so können Abläufe in
Natur- und Tierwelt vermittelt und verstanden wer-
den. Naturpädagogik eröffnet vor allem Kindern und

Jugendlichen neue Möglichkeiten, um ihre Verbin-
dung, Sensibilisierung und ihr Verständnis für und
zur Natur und den Tieren zu stärken und zu fördern.
Wir werden den Bereich der Naturpädagogik weiter
stärken, beispielsweise durch die Förderung des
ökologischen Schullandheims Spohns Haus, des
Schullandheims Biberburg in Berschweiler, die für
ihr pädagogisches Gesamtkonzept bereits zweifach
als UN-Weltdekade-Projekt „Bildung für nachhaltige
Entwicklung“ ausgezeichnet wurden, und ihn um die
Kinder- und Jugendfarm Saarlouis erweitern. Eine
gute zukunftsorientierte Investition! Letztendlich
müssen wir Menschen uns die Konsequenzen unse-
res Handelns vor Augen führen. Unser Biosystem ist
eine Symbiose von Mensch, Tier und Natur. Ohne
das eine kann das andere nicht überleben.

Ein weiteres Leuchtturmprojekt ist der Nationalpark
Hunsrück-Hochwald. Dieser leistet einen unverzicht-
baren Beitrag zur Umsetzung der „Nationalen Stra-
tegie zur biologischen Vielfalt“, eine lebendige Na-
tur- und Tierwelt, offen zugänglich für Wanderer und
Naturliebhaber. Um dieses einzigartige Naturreser-
vat für Menschen und Tiere zu erhalten, fördern wir
den Naturpark Saar-Hunsrück mit 70.000 Euro. Wir
sind dankbar für die Hilfe, für die Ideen und auch für
die konstruktive Kritik der Umweltverbände wie
NABU und BUND. Ich spreche sicher hier für meine
ganze Fraktion, wenn ich meine Dankbarkeit für die
Ehrenamtlichen in unserem Lande zum Ausdruck
bringe.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir haben seit 2012 den Stellenwert des Tierschut-
zes konsequent ausgebaut. Artgerechte Tierhaltung
und aktiver Tierschutz werden im Saarland großge-
schrieben. So wurden bereits wesentliche Punkte
des Tierschutzes in das Jagd- und Fischereigesetz
überführt. 2012 wurden erstmalig im Saarland Gel-
der für den Tierschutz im Haushalt eingestellt. Im
Haushaltsplan 2018 sind 2,6 Millionen Euro,
435.000 Euro mehr als in diesem Jahr, für den Tier-
schutz, Naturschutz und die Veterinärverwaltung
eingestellt.

So wird zum Beispiel die Tierschutzstiftung, die
Wildtierauffangstation in Eppelborn, die Förderung
des Tierschutzes und investive Maßnahmen zum
Tierschutz, um nur einige zu nennen, 2018 mit
312.600 Euro gefördert. Das sind 76.000 Euro mehr
als in diesem Jahr.

Erst vor wenigen Tagen hat unser Staatssekretär
Roland Krämer einen Zuwendungsbescheid zur Er-
neuerung des maroden Dachs vom Hundehaus im
Tierheim Niederlinxweiler übergeben. Über ein Son-
dersubventionsprogramm 2017 wurden mehr als
1 Million Euro zum Beispiel zur Sanierung von Tier-
heimen und Auffangstationen übergeben. Als Bei-
spiel möchte ich die Wildvogelauffangstation in Pütt-
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lingen und die Sanierungsarbeiten in den Tierhei-
men Niederlinxweiler und Homburg oder die Aal-
schutzinitiative des Fischereiverbandes nennen.

Nach der Einführung des Tierschutzverbandsklage-
rechts im Jahr 2013 haben wir das Amt des Landes-
beauftragten für Tierschutz geschaffen. Seit Februar
2014 bekleidet der Tierarzt Dr. Hans-Friedrich Wil-
limzik dieses Amt. Er übernimmt eine herausgeho-
bene Mittlerposition zwischen der Öffentlichkeit, den
Tierschutzverbänden und der Landesregierung in
Fragen des Tierschutzes nicht nur im Saarland, son-
dern mittlerweile bundesweit. Es freut mich ganz be-
sonders, dass er sich auch in dieser Legislaturperi-
ode bereiterklärte, sich weiterhin als Landestier-
schutzbeauftragter des Saarlandes für die Belange
und den Schutz der Tiere einzusetzen.

Hervorheben möchte ich noch sein Projekt „Kinder
und Jugendliche dem Tierschutz näherbringen“ und
auf seine Internetseite zum Tierschutz verweisen.
Vielen Dank für Ihren unermüdlichen Einsatz, Ihr En-
gagement und die gute Zusammenarbeit, Herr Dr.
Willimzik.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Auch zum Ziel, wie wir es bereits im Koalitionsver-
trag festgeschrieben haben, uns verstärkt für eine
Reduzierung der Tierversuche einzusetzen, werden
wir jetzt gemeinsam mit dem Deutschen Tierschutz-
bund und weiteren Akteuren einen Dialog dazu im
Saarland starten. Darüber hinaus etablierte der Mi-
nister gemeinsam mit dem Landestierschutzbeauf-
tragten einen Jugend-Tierschutzpreis, um den Wert
von Tierwohl und Tiergesundheit bereits im Jugend-
alter zu vermitteln. Der Jugend-Tierschutzpreis hat
dazu beigetragen, dass sich mit dem Thema Tier-
schutz bereits in der Schule beschäftigt wird. Daher
wird er auch 2018 wieder ausgelobt.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Dank der Moderatorenrolle unseres Umweltministers
Reinhold Jost und seiner ruhigen besonnenen Art - -

(Große Heiterkeit.)

Schüchtern und zurückhaltend ist er.

(Anhaltende Heiterkeit und Beifall. - Abg. Flackus
(DIE LINKE): Beifall des Hauses!)

Dank der Moderatorenrolle unseres Ministers und
mit Unterstützung unseres Tierschutzbeauftragten
Dr. Willimzik ist es gelungen, für die Tierheime in
Dillingen, Niederlinxweiler und Homburg einen Kon-
sortialvertrag mit allen zuständigen Städten und Ge-
meinden und Landkreisen abzuschließen. Diese Lö-
sung sichert den laufenden Betrieb der Tierheime.

Das Geld, das vor Ort von den Kommunen für Fund-
tiere an die Tierheime gezahlt wurde, reichte bei
Weitem nicht aus, um die Kosten - dazu gehören

auch die Tierarztkosten - zu decken. Trotz Spenden
und Mitgliedsbeiträgen standen Tierheime kurz vor
dem Kollaps und konnten kaum noch den laufenden
Betrieb sicherstellen. An dieser Stelle möchte ich
mich bei all den ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern für die Arbeit, die sie tagtäglich in
den Tierheimen leisten, recht herzlich bedanken.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Es gibt allerdings noch viele Punkte, bei denen drin-
gender Handlungsbedarf besteht, wie zum Beispiel
bei der Kennzeichnungspflicht für Hunde und Katzen
und einer Kastrationspflicht für Katzen. Vor allem im
Frühjahr und Herbst gibt es bei unkastrierten Frei-
gänger-Katzen häufig Revierkämpfe, bei denen es
zu Verletzungen und dadurch zur Übertragung von
gefährlichen und auch tödlich endenden Krankheiten
kommen kann. Katzenaids und Leukose werden
durch Speichel und Bissverletzungen übertragen.
Sind Katze und Kater kastriert, entfällt der Drang,
das Revier zu verteidigen. Ein Grund, warum es
wichtig ist, seine Katze zu ihrem eigenen Schutz ka-
strieren zu lassen. Ich möchte aber auch noch auf
einen weiteren Vorteil einer Kastration hinweisen.
Auch das Risiko von ungewolltem Nachwuchs, der
am Ende im günstigsten Fall im Tierheim landet,
wird dadurch minimiert und erspart den Tieren viel
Leid.

Ebenso wichtig wie eine Kastration von Katzen ist
aber auch die Kennzeichnungs- und Registrierungs-
pflicht von Katzen und Hunden. Sie ist sinnvoll, um
entlaufene Tiere wieder schnell ihrem Halter zurück-
geben zu können. Denn nur, wenn die Herkunft des
Tieres bekannt ist, kann der Halter informiert wer-
den. Mit einer Kennzeichnung können Tierheime
und Tierärzte schnell eine Verbindung zum Halter
herstellen. Für Kommunen und Tierheime ist das
auch eine große finanzielle Entlastung und dazu
noch erfreulich für Tier und Halter. Und manch einer
wird sich dann sehr gut überlegen, seinen Hund
oder seine Katze auszusetzen, da er als Halter er-
mittelt werden kann und für die entstandenen Kos-
ten aufkommen muss.

Für das Saarland ist eine Katzenschutzverordnung
unbedingt notwendig. Sie bringt sowohl für Besitzer,
Tierheime und die Tiere selbst Vorteile und führt in
Städten und Gemeinden mittelfristig zu einer enor-
men Kostensenkung im laufenden Betrieb der Tier-
heime und der zuständigen Kommunen. Aber das
Wichtigste ist, sie vermindert unendliches Tierleid!

Da wir uns in der Weihnachtszeit befinden, habe ich
einen Wunsch. Ich wünsche mir einen zukunftsori-
entierten Naturschutz. Es ist wichtig, dass bei Ver-
brauchern und in der Landwirtschaft ein Umdenken
stattfindet, Streuobstwiesen zu fördern und auch alte
Blumen-, Obst- und Gemüsesorten wieder anzubau-
en.
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Ich persönlich wünsche mir auch einen zukunftsori-
entierten Tierschutz, Weitblick und die Abwägung
der Konsequenzen unseres Handelns, bevor wir viel
Geld investieren und in blinden Aktionismus verfal-
len. Ich finde es gut, Wildtiere, die seit Jahrzehnten
bei uns nicht mehr vorkommen, hier wieder anzusie-
deln. Wir müssen uns aber vorher darüber im Klaren
sein, wie diese Tiere leben, sich ernähren und vor
allem, dass sie sich auch fortpflanzen, anstatt weni-
ge Jahre später über Abschussquoten zu diskutie-
ren.

Meine Damen und Herren, wir haben im Umwelt-
und Tierschutz in den vergangenen fünf Jahren
schon viel erreicht und auf den Weg gebracht, und
das wird auch so fortgeführt. Dafür vielen Dank an
Minister Reinhold Jost und seine Mitarbeiter im zu-
ständigen Ministerium. - Ich bitte um Zustimmung
zum Einzelplan 09.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Danke, Frau Abgeordnete. - Das Wort hat nun für
die Fraktion DIE LINKE die Kollegin Dagmar
Ensch-Engel.

Abg. Ensch-Engel (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Wir können die Forde-
rung nach der Katzenschutzverordnung nur unter-
schreiben.

„Hauptsach gudd gess“, eines der Lieblingsmottos
der Saarländerinnen und Saarländer, sollte auch im
Haushalt unseres Landes seinen Niederschlag fin-
den. - Spaß beiseite. Wir alle wissen, dass regional
erzeugte Lebensmittel aus dem Saarland bei der
Bevölkerung einen hohen Stellenwert haben. Pro-
dukte direkt vom Erzeugerbetrieb sind sehr gefragt.
Darauf haben sich inzwischen viele Betriebe, Klein-
unternehmen, Imker oder Milchbauern im Saarland
eingestellt. Sie bearbeiten einen Großteil ihrer Pro-
dukte selbst oder vermarkten sie auf Wochenmärk-
ten, in Hofläden oder bieten sie mit einem beque-
men Lieferservice an. Auch für die Verbraucher sind
diese Alternativen zum Supermarkteinkauf im Laufe
der Zeit immer wichtiger und attraktiver geworden.
Das Bedürfnis nach einer bewussten Ernährung,
nach einer größeren Nähe zum Ursprung der Le-
bensmittel ohne große Lagerhäuser, Abfüllstationen,
Kühlhallen oder Zehntausende Transportkilometer
ist für viele Verbraucher zu einem wichtigen Kriteri-
um ihrer Kaufentscheidung geworden. Und das ist
gut so, liebe Kolleginnen und Kollegen. Diese Direkt-
vermarktungen schonen die Umwelt. Man weiß, wo-
her die Nahrungsmittel kommen, und Kinder lernen
sehr praktisch, dass die Milch eben nicht aus dem
Tetrapack kommt.

(Beifall von der LINKEN.)

Daher wollen wir als LINKE dem Ausbau und der
Förderung regionaler Produkte eine größere Auf-
merksamkeit schenken. Wir reden nicht nur darüber,
sondern unterbreiten Ihnen vorliegend einen konkre-
ten Vorschlag. Wir haben in unserem Abänderungs-
antrag den Mittelansatz in Kapitel 09 05 für flankie-
rende Maßnahmen im Bereich der Regionalvermark-
tung von 55.000 Euro um 50.000 auf 105.000 Euro
erhöht und bitten hiermit um Ihre Zustimmung.

Wir möchten die Direktvermarktung saarländischer
Lebensmittelprodukte wie in Rheinland-Pfalz, Nord-
rhein-Westfalen oder auch in Teilen von Baden-
Württemberg mit einer Internetplattform unterstüt-
zen. Wo gibt es Wurstspezialitäten, welcher Imker
ist in meiner Nähe, wer bietet wo und wann Milch,
Käse und Quark an, wo bekommt man noch selbst
gebackenes Brot und frisches Gemüse und Obst?
Dieses Portal hilft nicht nur den saarländischen Ver-
braucherinnen und Verbrauchern, sondern auch den
Erzeugern regionaler saarländischer Produkte. Nicht
zuletzt sehen wir in einer stärkeren Vermarktung re-
gionaler Produkte auch einen ersten großen Schritt
hin zu mehr Lebensmittelsicherheit.

Der Vollständigkeit halber möchte ich erwähnen,
dass es im Saarland tatsächlich einen ähnlichen An-
satz gab, allerdings in Broschürenform und in aktua-
lisierter Fassung aus dem Jahre 2011, wie man auf
der Internetseite der Landesregierung nachlesen
kann. Über den Begriff „aktuell“ werden wir uns dann
gegebenenfalls austauschen, denn mit einer Pause
von sechs Jahren möchten wir das Projekt nicht um-
gesetzt sehen. Ein Direktvermarktungsportal kann
man hingegen stets schnell aktualisieren und even-
tuell auch mit der Tourismuszentrale verlinken. So
können auch Synergie-Effekte entstehen, wie man
sie in den anderen Bundesländern gut beobachten
kann.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein weiteres wichti-
ges Thema im vorliegenden Haushalt ist die finanzi-
elle Ausstattung der Verbraucherzentrale des Saar-
landes. Die CDU-SPD-Koalition hatte ursprünglich
geplant, dafür 426.600 Euro zur Verfügung zu stel-
len. Die damit verbundene Unterdeckung in Höhe
von 50.000 Euro hat die Regierungskoalition durch
ihren uns nun vorliegenden Änderungsantrag mit ei-
ner Erhöhung der Mittel um 70.000 Euro zwar beho-
ben, das ist aber aus unserer Sicht nicht ausrei-
chend. Die Aufgabenfelder in der Verbraucherbera-
tung haben sich erweitert. Die Anforderungen sind
nicht zuletzt auch wegen zunehmender Cybercrime-
Fälle massiv gestiegen. Daher wollen wir die Ver-
braucherzentrale für die Saarländerinnen und Saar-
länder stärken und hatten mit unserem Änderungs-
antrag eine Erhöhung der veranschlagten Mittel auf
600.000 Euro für notwendig erachtet. Die Verbrau-
cherzentrale sieht sich immer größeren Herausfor-
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derungen gegenüber, zum Beispiel auch durch
Märkte, die die Politik in den letzten Jahren deregu-
liert hatte. In der Energie- und Telekommunikations-
branche läuft so einiges aus dem Ruder, sodass die
Verbraucherzentrale als Anwalt der Bürger Überwa-
chungsfunktionen übernehmen könnte. Ich kann
nicht alle möglichen Einsatzgebiete aufzählen, aber
auch hier gilt: Nicht zu viel über Verbraucherschutz
reden, sondern konkret handeln.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in diesem Jahr ließ
eine Nachricht die Menschen aufhorchen. Eine Stu-
die belegte, dass ein dramatisches Insektensterben
in Deutschland zu beobachten ist. Das ist nicht nur
in Deutschland so, sondern in Europa allgemein. Die
Menge der Fluginsekten ist in den letzten Jahren
massiv gesunken. Dieser bedrohliche Trend wird
auch im Saarland bestätigt. Wir alle wissen: Der In-
sektenschwund, insbesondere der Rückgang bei
den Bienen, bringt ganze Ökosysteme durcheinan-
der, führt zu Ernteausfällen und damit zu Preiserhö-
hungen von Lebensmitteln. Ohne Insekten kann es
kein gesundes Ökosystem geben. Wir anerkennen,
dass die Landesregierung für die Förderung von
Maßnahmen zum Schutz von Bienen und anderen
Insekten zum ersten Mal Mittel zur Verfügung stellt.
Aber ob diese im Haushaltsplan veranschlagten
10.000 Euro ausreichen, wagen wir zu bezweifeln.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, aber auch ohne
das große Geld in die Hand zu nehmen, könnte die
Landesregierung mehr tun und die Interessen der
Bürger und der Bevölkerung sowie unseres Landes
allgemein zu vertreten. Ich spreche hier explizit von
den doch recht verhaltenen Protesten gegen die Zu-
lassung des Herbizids Glyphosat. Das heißt, nach-
dem bekannt wurde, dass eine weitere Zulassung
für fünf Jahre beschlossene Sache war, wurden
auch hier dicke Backen und viel Wind gemacht. Da-
bei hat das Saarland bis dato eben nicht viel getan,
um den Einsatz von Glyphosat massiv zu reduzie-
ren, geschweige denn ein Ausbringungsverbot aus-
zusprechen. Das ist übrigens auch unter Jamaika
nicht passiert.

Nun haben wir wieder die Verlängerung um fünf
Jahre - ohne jede Auflage. Ich stelle die Frage: Was
dann? Werden Alternativvorschläge erarbeitet oder
gibt es ein „Weiter so“? Glyphosat ist so billig, dass
es keinen Anreiz für die Industrie oder die Landwirt-
schaft gibt, sich Gedanken über andere Methoden
zu machen. Also ist hier die Politik gefragt. Diese
sollte sich besinnen, dass für die Zulassung der Ver-
kaufsprodukte die Nationalstaaten zuständig sind.
Deshalb haben nämlich dem Vernehmen nach
Frankreich, Luxemburg, Italien und Belgien ein Ver-
kaufsverbot vorgesehen. Sie werfen uns Ideenlosig-
keit vor. Dazu sage ich: Es wäre doch eine prima
Idee, wenn Sie sich für ein Ausstiegsszenario ein-

setzen würden, zumindest mit einer Rückführungs-
planung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sehen aber
auch noch weitere Themenfelder, bei denen nach-
gebessert werden müsste. Uns liegt das Thema Ar-
tenschutz am Herzen, speziell der Schutz der Vögel
und Fledermäuse im Wald, die durch das kürzlich
verabschiedete Waldgesetz aus unserer Sicht eben
nicht genügend geschützt werden.

Auch möchte ich es an dieser Stelle nicht versäu-
men, nochmals auf die dauernden Klagen von Ein-
wohnern über den Fluglärm hinzuweisen, der be-
kanntlich auch gesundheitsschädlich ist. Ich möchte
die Landesregierung ermuntern, ihre Bemühungen
fortzusetzen, um eine Reduzierung zu erwirken.

Ebenso erwarten die Menschen im Saarland energi-
sche länderübergreifende Maßnahmen und Initiati-
ven gegenüber der französischen Regierung, damit
das französische Atomkraftwerk Cattenom endlich
dorthin gebracht werden kann, wo es schon lange
hingehört, nämlich auf den Schrotthaufen der Ge-
schichte.

(Beifall bei der LINKEN.)

Zu meinen weiteren Forderungen gehört darüber
hinaus ein verantwortungsvoller Umgang in Fragen
des Grubenwasseranstiegs. Ich komme leider auch
nicht umhin, meine Meinung zum weiteren Ausbau
der Windenergie kundzutun. Ja, Sie sind auf dem
Holzweg, wenn Sie glauben, hier im Saarland das
Weltklima mit Windrädern retten zu wollen.

Bevor man uns wieder vorwirft, es gäbe keine Alter-
nativen von uns, dann kann ich nur empfehlen: Den-
ken Sie einmal darüber nach, wie man Energie ein-
sparen kann oder bereits erzeugte Energie nutzen
könnte. Die Steigerung der Energieeffizienz und
Energierückgewinnung wären wirklich sinnvoll und
würden Riesenmengen CO2 einsparen. Aber auch
ein bezahlbarer und intelligenter ÖPNV würde einen
Beitrag zur Verbesserung des Klimas leisten.

Zum Schluss möchte ich noch erwähnen, was mich
gestern doch etwas enttäuscht und sehr geärgert
hat. Sie haben hier gebetsmühlenartig vorgetragen,
die Haushaltsdebatte wäre kleinkariert, ja langweilig,
und das wäre unser Verschulden. Okay, das ist viel-
leicht Ihre Meinung. Oder ist es die Arroganz der
Mehrheit? Eine Debatte kann nur so hochwertig sein
wie ihre Vorgaben. Grundlage dieser Debatte ist Ihre
Vorlage - der Haushalt. Er ist dürftig und nicht gera-
de spannend.

Ich habe noch etwas. Ich habe festgestellt, dass al-
les, was die Opposition hier eingefordert hat, mit ei-
nem unfassbaren Starrsinn abgelehnt wurde. Meine
liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist kein Ruh-
mesblatt, weder für Sie noch für dieses Parlament. -
Ich danke für die Aufmerksamkeit.
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(Beifall bei der LINKEN.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Danke, Frau Abgeordnete. - Das Wort für die CDU-
Fraktion hat nun die Kollegin Petra Fretter.

Abg. Fretter (CDU):
Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Verehrte Gäste! Frau Ensch-
Engel, auch wenn Sie sagen, das alles wäre lang-
weilig gewesen, kann ich nur sagen, ich habe heute
sehr viel aktive und interessante Reden gehört. Ich
kann das nicht teilen. Ich glaube, dass andere das
auch so sehen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich kann es mir nicht verkneifen, etwas zum Kolle-
gen Dörr zu sagen. Sie haben den ÖPNV angespro-
chen. Er gehört zwar nicht unter diesen TOP, aber
er hat etwas mit Bewegung zu tun. Da ist mir ein Zi-
tat des deutschen Philosophen Manfred Hinrich ein-
gefallen: „Bewegung ist alles, die Richtung entschei-
det.“ Ich darf sagen, unser Einzelplan 09 zeigt, wie
wir als Koalitionsfraktionen hier in Bewegung sind.
Wir investieren ein Mehr von 7,2 Millionen Euro und
gehen damit in die richtige Richtung. Bei Ihnen bin
ich mir allerdings nicht sicher, ob Sie immer die rich-
tige Richtung einschlagen. Tut mir leid, dass ich das
so deutlich sage, aber das musste jetzt so sein.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Zum Schluss der diesjährigen Haushaltsdebatte
steht nun der Einzelplan 09 an. Das Ende der Sit-
zung ist in Sicht. Die Heringe locken schon. Ich wer-
de versuchen, meine Rede so angenehm wie mög-
lich zu machen. Ich bin geneigt zu sagen, das Beste
kommt zum Schluss, aber ich glaube, das wäre et-
was vermessen. Deshalb nehme ich es wieder zu-
rück. Etwas Humor zu später Stunde schadet nichts,
denn er kann, wie James Langston Hughes schon
gesagt hat, wie ein lang ersehnter Sommerregen im
Handumdrehen die Erde, die Luft und einen selbst
erfrischen. Ich hoffe, Sie sind jetzt etwas erfrischt.
Das passt thematisch sehr gut und Sie können viel-
leicht meiner Rede nun erfrischt lauschen. Okay,
Spaß beiseite. Jetzt kommen wir zum Ernst.

Der Einzelplan 09 vereint wichtige Themen wie Um-
welt, Verbraucher- und Tierschutz. Das sind The-
men, die uns alle betreffen und unser Leben maß-
geblich beeinflussen, ob wir wollen oder nicht. Beim
Thema Umwelt und Klimaschutz - ich komme wieder
mit einem Zitat - fällt mir der deutsche Germanist
und Philosoph Dr. Carl Peter Fröhling ein: „Für Gott
war es ein Leichtes, die Erde zu erschaffen. Für den
Menschen ist es das Schwerste, sich die Erde zu er-
halten.“ Das ist aus heutiger Sicht und in solch be-
wegten Zeiten mit Sicherheit wahr. Es ist aber gut zu
wissen, dass wir im Saarland aktiv mitwirken und mit

unseren bescheidenen Mitteln daran arbeiten, um
unsere Erde zumindest zu schützen. Ich werde in
meinen Ausführungen teilweise darauf eingehen.

In der Titelgruppe 77 den Bodenschutz betreffend
soll nachhaltig die Funktion der Böden gesichert und
wiederhergestellt werden. Beispielsweise erwähne
ich den Erhalt der Humusgehalte, den Schutz vor
Erosion durch Wasser und Wind, das Entgegenwir-
ken von Verdichtungsgefahren sowie die Verminde-
rung der stofflichen Belastung. Es sind hierfür Mittel
in Höhe von 100.000 Euro als Ansatz eingestellt.
Das ist eine sinnvolle und kluge Verwendung, wis-
sen wir doch alle, dass unsere Böden als wichtiger
Bestandteil in unserem Naturhaushalt fungieren. Sie
sind Grundlage für unsere Nahrung. Das will symbo-
lisch sagen, sie sorgen für unser täglich Brot und
vieles mehr. Sie sind natürlicher Filter für Schadstof-
fe sowie Lebensraum für größere und kleinere Lebe-
wesen wie Insekten, Würmer, Mäuse, Hasen und so
weiter. Wir wollen mehr in Wasser, Hochwasser und
Bodenschutz, aber auch in Tierschutz, die Biodiver-
sitätsstrategie, den Luftreinhalteplan, das saubere
Saarland, Lärmsanierung und vieles mehr investie-
ren. Das ist alles nachzulesen unter rund 16 Titel-
gruppen im Einzelplan. Eine gute und sinnvolle Sa-
che als wichtiger Beitrag für Umwelt, Mensch, Tier
und Natur, und das kommt doch unbestritten uns al-
len, auch den Saarländerinnen und Saarländern, zu-
gute, oder?

Die Natur in unserem schönen Saarland erleben und
genießen, das wollen wir eigentlich alle. Leider gibt
es Mitmenschen, denen der Wald nicht als Erho-
lungsfaktor dient, sondern als Müllkippe. Ich selbst
erlebe es im Warndtwald immer wieder - haufenwei-
se Altreifen, alte Möbel, alles Mögliche, es ist ein-
fach nur unsäglich. Auch an Straßen, Wegen und
Sammelstellen werden immer häufiger Müllsäcke,
Sperrmüll und ich weiß nicht was alles anonym ab-
gestellt. Jeder von Ihnen kann hier sicherlich etliche
Beispiele aus eigener Erfahrung vorbringen und es
ärgert mich ungemein, mit welch einer Dreistigkeit
hier verantwortungslos und auf Kosten der Allge-
meinheit agiert wird.

Autobahnauf- und -abfahrten sind ebenfalls beliebte
Entsorgungsstellen. Fenster auf, Müll raus, nach mir
die Sintflut. Hier könnte ich mir eine Initiative à la
Plakatkampagne vorstellen. Auch eine anschauliche
Darstellung an markanten Orten - wir hatten sie
schon vor vielen Jahren einmal, waren die Körbe mit
der Aufschrift: „Bürger dein Müll“, das hat sicher den
ein oder anderen zum Nachdenken gebracht - könn-
te hier wieder die notwendige Sensibilität schaffen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Es wäre schön, wenn man diese Menschen errei-
chen und sie in ihrem Handeln bekehren könnte, frei
nach dem Motto: Die Hoffnung stirbt zuletzt. Den
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Satz haben wir in der zweitägigen Debatte schon
häufig in unterschiedlichem Zusammenhang gehört.

Umso mehr freut es mich, dass im Einzelplan 09 un-
ter der Titelgruppe 71 das Thema „Sauberes Saar-
land" behandelt wird und erstmals Mittel in Höhe von
291.000 Euro eingestellt wurden. Die Beseitigung
des Mülls in unserem Wald stellt dabei den größten
Ansatz mit 170.000 Euro dar, leider notwendig, aber
die Realität ist nun mal so, wie sie ist. Natürlich wirft
das in der Diskussion auch hier die Frage der Kos-
ten der Allgemeinheit auf, aber ich erachte es bei al-
lem Unmut gegenüber den Verursachern trotzdem
als unabdingbare Ausgabe im Sinne der Land-
schafts- und Waldpflege, aber auch der Aufklärung.
Gemeinden und Verbände, Vereine und Institutionen
können durch Zuweisungen unterstützt werden, um
sich diesem Thema zu widmen und vielleicht Ver-
besserungen zu erreichen, auch um den ein oder
anderen zu erreichen.

Letztendlich kommt es uns allen zugute, um uns an
einem schönen sauberen Saarland zu erfreuen, an
den unterschiedlichsten Orten, an den eigenen Lieb-
lingsorten. Bezüglich Abfallvermeidung hatte Minis-
ter Reinhold Jost - wir haben es ja eben gehört, der
Becher to go - das Projekt „Becherheld“ vorgestellt.
Ein Projekt, das uns als Koalition so wichtig war,
dass es sogar in den Koalitionsvertrag geschrieben
wurde. Ein Vorzeigeprojekt, das mir persönlich sehr
gut gefällt und dem ich viele Mitmacher wünsche.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Mitmacher sind heute schon viele junge Menschen,
die sich im Freiwilligen Ökologischen Jahr, kurz
FÖJ, engagieren. Ein wichtiges Instrument im Um-
weltschutz, welches durch den Bund im Jahr 2018
mit 104.000 Euro gefördert wird, ein Mehr von
39.000 Euro. Hier kann man Naturschutz live und in
Farbe praktisch erleben: Artenschutz, Umwelterzie-
hung, Öffentlichkeitsarbeit, Waldbewirtschaftung,
Umweltüberwachung oder Tierpflege. Als Haushalts-
notlagenland sind wir auf und von allen Ebenen auf
Zuschüsse angewiesen, natürlich auch aus der EU,
das wurde eben schon in einem anderen Tagesord-
nungspunkt angesprochen. Jeder zusätzliche Cent
ist extrem wichtig, hat Gewicht und enorme Auswir-
kungen.

Beispielhaft nenne ich für die EU-Förderung hier die
Mittel für Maßnahmen des saarländischen Entwick-
lungsplanes für den ländlichen Raum im Zeitraum
von 2014 bis 2020. Die Stärkung sowie der Schutz
des ländlichen Raumes in vielfältigen Bereichen ist
neben allen schon angesprochenen Punkten aus
meiner Sicht eine der vorrangigsten Aufgaben, der
wir uns zu stellen haben, um einer Abwanderung
und einem allmählichen Ausbluten entgegenzusteu-
ern. Dabei bezieht sich der Einzelplan 09 unter an-
derem in den Titelgruppen 86, 96 und 97 auf das

laufende ELER-Programm mit Naturschutzmaßnah-
men wie Agrarumweltmaßnahmen, Dorferneuerung
und vieles mehr, bezuschusst durch die EU im Jahr
2018 mit 3.750.000 Euro, 1.250.000 Euro mehr als
im Jahr 2017. Weitere Mittel zur Unterstützung der
Gemeinden durch das im Landesprogramm wieder-
belebte Projekt MELANIE zur Gestaltung und Reak-
tivierung von Ortskernen im baulichen, wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen Bereich sind bei der
Dorfentwicklung ebenfalls ein wichtiger, bedeuten-
der Mosaikstein.

Tierschutz spielt bei uns im Saarland eine große
Rolle und hat einen absolut hohen Stellenwert. Da-
mit Tierschutz intensiv behandelt und in die Öffent-
lichkeit getragen werden kann, bin ich sehr froh,
dass wir so einen kompetenten Landestierschutzbe-
auftragten wie Herrn Dr. Willimzik haben. Herr
Dr. Willimzik wird nicht müde, in seiner Arbeit, sei-
nen jährlichen Tierschutzberichten und in gemeinsa-
men Gesprächen auf Missstände hinzuweisen und
Lösungsmöglichkeiten und Verbesserungen anzu-
sprechen. Beharrlich setzt er sich immer wieder für
noch nicht umgesetzte Forderungen ein, ich spreche
hier beispielsweise die Bundesratsinitiative „Kenn-
zeichnungspflicht für Hunde und Katzen“ an, aber
auch den Tierschutzbeauftragten auf Bundesebene.
Für diese Hartnäckigkeit bewundere ich ihn und
danke ihm auch gleichzeitig, dass er hier im Sinne
des Tierschutzes hervorragende Arbeit leistet, wohl-
wissend, dass noch vieles im Argen liegt und drin-
gend angegangen werden muss.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Tierschutz ist vielfältig und geht uns alle etwas an.
Verantwortungsvoller Umgang mit unseren Mitge-
schöpfen ist meiner Meinung nach ein Indiz für
Menschlichkeit im wahrsten Sinne des Wortes.
Menschlichkeit gegenüber von Wesen, die für viele
mehr sind als nur ein Tier. Sie sind Begleiter, Famili-
enmitglied, Freund, Seelentröster, oftmals der einzi-
ge Halt im Leben. Auch möchte ich die Nutz- und
Wildtiere nicht vergessen. Sie sind Bestandteil unse-
res Lebensumfeldes, sei es in der Landwirtschaft
oder freien Natur. Auch sie haben es verdient, artge-
recht gehalten, geschützt oder bei Verletzungen me-
dizinisch betreut zu werden.

Im Haushalt 2018 sind für unterschiedlichste Tier-
schutzmaßnahmen auch hier entsprechende Mittel
eingestellt worden, ich zähle sie nicht noch einmal
extra auf, das hat Pia Döring schon getan. Auch das
Jagdwesen und die Fischerei leisten zweifelsfrei
einen großen Beitrag zum Tierschutz, was auch mit
entsprechend unterstützenden Mitteln im Haushalt
dargestellt wird.

Die Biodiversitätsstrategie habe ich heute beispiel-
haft schon zweimal erwähnt. Deshalb auch hier nur
noch eine kurze Erläuterung: Es geht um den Ihnen
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allen bekannten Erhalt der natürlichen Arten- und
Lebensraumvielfalt. Es werden zusätzlich über
400.000 Euro mehr dafür investiert. Das sind gut in-
vestierte Mittel, denn man kann nicht genug dafür
tun. Vielleicht erinnern Sie sich dabei noch an einige
Eckpunkte aus meiner Rede zum Thema Insekten-
sterben im letzten Plenum. Man kann also erkennen,
dass im Bereich des Tierschutzes sprichwörtlich ei-
niges an Geld in die Hand genommen wird, um mit
unseren bescheidenen Möglichkeiten zu helfen und
zu unterstützen.

Zuletzt, und das ganz ohne Bewertung mit Blick auf
die Reihenfolge meiner Ausführungen, möchte ich
noch ein paar Projekte des Naturschutzes anspre-
chen. Als Erfolgsgeschichten, die seit Jahren aus
dem Landesetat gefördert werden und wertvoll für
Naturerlebnis und Umweltbildung sind, kann man si-
cherlich beispielhaft den Nationalpark Hunsrück-
Hochwald, den Naturpark Saar-Hunsrück, das Bio-
sphärenreservat Bliesgau, den Urwald vor den To-
ren der Stadt, aber auch die vielen Umweltbildungs-
maßnahmen bezeichnen. Gut zu wissen, dass diese
auch weiterhin unterstützt werden. Klar ist aber,
dass auch hier die uns zur Verfügung stehenden
Gelder im Bereich des Naturschutzes und der Ver-
mittlung von Bewusstsein im Hinblick auf Natur-
schutz und Nachhaltigkeit richtig und sinnvoll einge-
setzt werden. Hier wird in Zukunft investiert, damit
wir und die nachfolgenden Generationen davon pro-
fitieren. - An dieser Stelle möchte ich es nicht ver-
säumen, mich herzlichst bei Umweltminister Rein-
hold Jost und seinen Mitarbeitern zu bedanken, aber
auch bei Finanzminister Stephan Toscani für die be-
reitgestellten Mittel.

Gut zu wissen, dass wir im Saarland verantwor-
tungsvoll und verantwortungsbewusst in unsere Na-
tur, unsere Umwelt, in das Tierwohl und letztendlich
auch in eine gute Lebensqualität unserer Bürgerin-
nen und Bürger investieren. Wenn ich das Beispiel
unseres Hauses Saarland bemühen darf, wird mit
dem Einzelplan 09 auch der notwendige Garten für
Mensch und Tier angelegt, gehegt und gepflegt. So
können wir auch stolz weiterhin verkünden: Das
Saarland, ein Land, in dem ich gut und gerne lebe.

Deshalb bitte ich um Zustimmung zum Einzelplan 09
und dem Gesamthaushalt. Ich wünsche Ihnen am
heutigen Nikolausabend noch einen prall gefüllten
Nikolausstiefel und keine Rute. - Vielen Dank für Ih-
re Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Danke, Frau Abgeordnete. - Das Wort hat nun der
Kollege Günther Heinrich für die CDU-Fraktion.

Abg. Heinrich (CDU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir haben zwei arbeitsreiche Tage hinter uns, und
wer an zwei Tagen ordentlich geschafft hat, hat
auch Anspruch auf eine ordentliche Ernährung. Für
die Ernährung heute Abend ist der Finanzminister
zuständig, mein Part besteht darin, die Rahmenbe-
dingungen darzulegen, wie die Landwirtschaft im
Saarland die Ernährung für die Zukunft sichert.
Denn die Landwirtschaft gehört zum Saarland, wie
die Kohle zum Saarland gehört und wie auch eine
Stahlindustrie mit einer Spitzentechnologie zum
Saarland gehört.

Die Landwirtschaft hat nicht nur im Saarland, son-
dern überall einen Ernährungsauftrag. Ich darf dar-
auf hinweisen: Die Weltbevölkerung steigt, mit ihr
steigt die Nachfrage nach Agrarrohstoffen und hoch-
wertigen Nahrungsmitteln. 2050 müssen schät-
zungsweise 10 Milliarden Menschen ernährt werden,
und das bei einer weltweit begrenzten Ackerfläche,
fortschreitender Klimaveränderung und dem Auftre-
ten neuer Schädlinge. Das stellt die Landwirtschaft
vor grundlegende Herausforderungen.

Um diesen Herausforderungen gerecht zu werden,
sind innovative Lösungen erforderlich. Es mag vie-
len vielleicht nicht gefallen, aber wenn man aus ge-
sellschaftspolitischer Verantwortung den Ernäh-
rungsauftrag ernst nimmt, sind innovative Lösungen
unabdingbar im Bereich der Agrarchemie, der Tier-
medizin, der Hygienebranche und der Biotechnolo-
gie.

Meine Damen und Herren, das gilt in gleicher Weise
auch für die kürzlich getroffene Entscheidung betref-
fend den restriktiven - ich betone: den restriktiven -
Einsatz von Glyphosat. Bei allem Verständnis für die
Kritik am Zustandekommen der Entscheidung durch
die Bundesregierung möchte ich feststellen: Mit sei-
ner Zustimmung hat der Bundeslandwirtschaftsmi-
nister Bedingungen für den Einsatz ausgehandelt,
die keine Berücksichtigung gefunden hätten, wenn
die EU-Kommission ohne seine Zustimmung den
Einsatz von Glyphosat ohnehin beschlossen hätte.
Deshalb können Sie sich nicht einfach hier hinstel-
len, Frau Kollegin, und sagen, Glyphosat ist jetzt oh-
ne jegliche Auflagen beschlossen worden. Das ist
nämlich grundlegend falsch.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen. - Abg.
Ensch-Engel (DIE LINKE): Nein, das ist nicht
falsch, das ist so! - Weitere Zurufe von der LIN-
KEN.)

Es wurden Bedingungen durch den Landwirtschafts-
minister Schmidt gesetzt, und zwar Wiederaufnah-
me der Biodiversitätsklausel, Aufklärung der unter-
schiedlichen Einschätzungen der unterschiedlichen
Gremien der Weltgesundheitsorganisation im Hin-
blick auf gesundheitliche Gefahren für den Men-
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schen. Aufgenommen: Prüfung der Optimierungs-
möglichkeiten des Genehmigungsverfahrens für
Pflanzenschutzmittelwirkstoffe durch die EU-Kom-
mission und die Erstellung des entsprechenden Be-
richtes.

Ich darf daran erinnern, dass wir heute Morgen in al-
len Bereichen über Innovation gesprochen haben,
über Industrie 4.0, über Mittelstand 4.0. Im gleichen
Atemzug müssen wir heute auch über Landwirt-
schaft 4.0 sprechen. Im Bereich der Landwirtschaft
vollziehen sich grundlegende Strukturänderungen,
durch Breitbandversorgung, Digitalisierung, Smart
Farming - das sind alles Begriffe, mit denen sich die
Landwirtschaft heute auseinandersetzen muss.

Meine Damen und Herren, dieser Innovationsschub
wird vor der Landwirtschaft nicht haltmachen kön-
nen. Unser primäres Anliegen muss sein, dass so-
wohl Gesundheit als auch Umwelt durch diesen In-
novationsschub nicht gefährdet werden.

(Zuruf der Abgeordneten Ensch-Engel (DIE LIN-
KE).)

Die Landwirtschaft hat einen Ernährungsauftrag,
und mit Hilfe der Agrarchemie können Landwirte ihre
Erträge nachhaltig steigern und eine verantwor-
tungsvolle Nutztierhaltung sicherstellen. Die Nutz-
tierhaltung ist nach wie vor eines der wichtigsten
Standbeine der saarländischen Landwirtschaft. Mit
qualitativ hochwertigen Fleisch- und Milchprodukten
wird nicht nur der heimische Markt versorgt, sondern
das sind auch im Ausland hochbegehrte Produkte.
Die Landwirtschaftspolitik im Saarland, und zwar so-
wohl die konventionelle als auch die ökologische
Landwirtschaftspolitik, ist mit ihren Förderinstrumen-
ten so ausgelegt, dass wir eine verantwortungsvolle
Tierhaltung, optimale Hygiene, Krankheitsprävention
und die entsprechenden Therapien gewährleisten
können. Davon profitieren nicht nur Tiere, davon
profitiert der Mensch und letztendlich auch die Um-
welt.

Landwirtschaft ist heute mehr als nur ein Wirt-
schaftsbetrieb, der dem Lebensunterhalt des Be-
triebsinhabers und seiner Familie dient. Landwirt-
schaft mit ihren unterschiedlichen Nutzungsformen
ist heute in einem hohen Maße dem Allgemeinwohl
verpflichtet. Mit ihren Betrieben - und das gilt in be-
sonderer Weise für uns im Saarland - schaffen und
erhalten sie unsere Kulturlandschaft, sie pflegen un-
sere Kulturlandschaft. Eine Landschaft, die dem
Land einen besonderen Reiz verleiht, die das Land
für uns attraktiv macht, vor allem aber auch für den
Tourismus, der zurzeit im Saarland eine Erfolgsge-
schichte schreibt. Das hängt auch mit der Kulturpfle-
ge durch die Landwirtschaft zusammen.

Auch muss bei einer fairen Würdigung der Sachlage
- und ich spreche hier ausdrücklich für die saarländi-
sche Landwirtschaft - anerkannt werden, dass die

Landwirte sich zum Umwelt-, Klima- und Tierschutz
bekennen. Das hat für den Betrieb als solchen nicht
unerhebliche betriebswirtschaftliche Folgen. Die
durch europäisches und nationales Recht gesetzten
Standards führen im Vergleich zu anderen Erzeu-
gungsregionen natürlich zu erhöhten Kosten. Der
wirtschaftliche Gegenwert dieser Standards schlägt
für einen landwirtschaftlichen Betrieb im Haupter-
werb mit 28.000 Euro im Jahr zu Buche. Meine Da-
men und Herren, in diesem Umfeld bewegt sich die
Landwirtschaft heute.

Die Landwirtschaft ist nach wie vor ein wesentlicher
Bestandteil der saarländischen Wirtschaftsstruktur.
An deren Existenz- und Bestandssicherung muss
ein Allgemeininteresse bestehen, und wo ein Allge-
meininteresse besteht, muss natürlich auch ein be-
sonderes politisches Interesse bestehen. Unsere
saarländischen Bauern müssen sich zum Teil unter
schwierigsten Bedingungen am Markt behaupten,
unter Bedingungen, die allzu oft von Dumpingprei-
sen diktiert werden. Dumpingpreise, die erzielt wer-
den dadurch, dass in anderen Regionen Arbeitsbe-
dingungen herrschen, die miserabel sind, dass Um-
weltstandards entweder nicht existieren oder einfach
nicht beachtet werden.

(Abg. Ensch-Engel (DIE LINKE): Wenn Gemein-
wohl mit Glyphosat in Verbindung gebracht wird,
fällt mir nichts mehr ein!)

Damit bäuerliche Landwirtschaft, damit der Bauern-
hof im Dorf weiter bestehen kann, sind Förderinstru-
mentarien entwickelt worden, um sicherzustellen,
dass im ländlichen Raum hochwertige Lebensmittel
unter Berücksichtigung der allgemein verbindlichen
Umwelt- und Gesundheitsstandards produziert wer-
den können. In Deutschland ist die Gemeinschafts-
aufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und des
Küstenschutzes das wichtigste nationale Förderin-
strument für eine leistungsfähige, an den künftigen
Anforderungen ausgerichtete wettbewerbsfähige
Land- und Forstwirtschaft.

Meine Damen und Herren, der Bund hat über die
GAK-Mittel in das Saarland fast 250.000 Euro zu-
sätzlich überwiesen. Wir geben für diesen Bereich
mit GAK-Mitteln, mit Landes- und EU-Mitteln zur
Förderung der Landwirtschaft im kommenden Jahr
6,4 Millionen Euro aus, eine beachtliche Summe, die
zeigt, welch hohen Stellenwert die Landwirtschaft in
der saarländischen Politik hat. Wenn 2016 circa 80
Millionen Euro der GAK-Mittel nicht verausgabt wor-
den sind, dann ist das ein ausgezeichnetes Kompli-
ment an diese Landesregierung, an ihren Landwirt-
schaftsminister, weil er es fertiggebracht hat, diese
Mittel nicht zurückzugeben, wie das normalerweise
der Fall sein muss, sondern weil er es fertiggebracht
hat, diese Mittel im Land zu behalten.

(Zögerlicher Beifall bei der CDU.)
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Es darf ruhig applaudiert werden.

(Beifall bei der CDU und Heiterkeit. - Zuruf: Du
hast noch eine Minute, Günter.)

Noch eine Minute! Dann muss ich Gas geben.

(Anhaltende Heiterkeit. - Ministerin Rehlinger:
Sag noch was zur Fischerei, Günter!)

Meine Damen und Herren, ich habe mich in meiner
Rede natürlich auch mit dem beschäftigt, was die
Opposition heute zu diesen Themen sagen würde.
Ich wusste, dass Sie die Glyphosat-Peitsche heraus-
holen würden, Kollegin Ensch-Engler.

(Heiterkeit.)

Meine Erwartungshaltung an die rechte Seite dieses
Parlamentes war auch bescheiden und hat sich lei-
der bestätigt, denn von Ihnen ist überhaupt nichts
gekommen. Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, ich hatte eine göttliche Eingebung. Herr Pras-
sel, in Anlehnung an den alten Gassenhauer „Lebt
denn der alte Holzmichel noch?“ habe ich direkt an
den Kollegen Ulrich gedacht, der mir bei meiner Re-
de sicherlich vorgeworfen hätte, wir würden die gan-
zen Mittel für die Ausgleichszulage ausgeben, ohne
die ökologische Landwirtschaft zu fördern. Meine
Damen und Herren, die konventionelle und die öko-
logische Landwirtschaft stehen bei uns gleichbe-
rechtigt auf der Agenda. Für beide trifft die Aus-
gleichszulage zu.

Weil ich den Kollegen Ulrich hoch schätze, meine
sehr verehrten Damen und Herren, habe ich - man
muss sich ja mit der Opposition beschäftigen, hier
hat sich das eigentlich erübrigt - noch einmal nach-
gesehen in dem Protokoll der letzten Haushaltsde-
batte. Da hat der Kollege Ulrich natürlich mit den
Zahlen geflunkert. Er hat von 9 Millionen für die öko-
logische Landwirtschaft gesprochen, jährlich. Da hat
er natürlich verwechselt, dass diese 9 Millionen Euro
für die gesamte Förderperiode gedacht waren. Er
hat aber sowieso gleich 14 Millionen jährlich gefor-
dert. Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn
wir die Mittel für die ökologische Landwirtschaft von
ehemals 1 Million Euro auf jetzt 2,4 Millionen Euro
erhöht haben, dann haben wir das richtige Zeichen
gesetzt. Nochmals: Konventionelle und ökologische
Landwirtschaft stehen bei uns gleichberechtigt ne-
beneinander. Dafür trägt dieser Haushalt Verantwor-
tung und dafür tragen wir Verantwortung. - Herzli-
chen Dank.

Vizepräsidentin Spaniol:
Vielen Dank, Herr Kollege Heinrich. - Das Wort hat
nun für die SPD-Fraktion der Kollege Hans Peter
Kurtz.

Abg. Kurtz (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich kann nahtlos an den Kollegen Heinrich anknüp-
fen. Die Landwirtschaft hat in diesem Land eine sehr
hohe Bedeutung, denn im Saarland ist eine Fläche
von 79.000 Hektar in landwirtschaftlicher Nutzung.
Somit kommt der Landwirtschaft eine besondere
Verantwortung beim Schutz der natürlichen Res-
sourcen in unserem Land zu. Das gilt natürlich auch
für den Boden und das Wasser. Die Landwirtschaft
im Saarland ist geprägt von extensiver Bewirt-
schaftung und bäuerlichen Strukturen, die unsere
vielfältige Kulturlandschaft bewahren. Deshalb ist es
richtig und sinnvoll, dass wir in der Landwirtschaft
der Biodiversitätsstrategie einen besonderen Raum
geben, wenn es darum geht, den Schutz des Le-
bensraums und der Artenvielfalt zu erhalten. Des-
halb ist auch die Ausgleichszulage wichtig und not-
wendig, um die flächendeckende bäuerliche Land-
wirtschaft in Deutschland zu erhalten.

Ich betone noch einmal, dass es ein Erfolg von Mi-
nister Reinhold Jost ist - hoffentlich kommt dir das
gut, dass du heute Abend so oft gelobt wirst -, der in
seiner uns bekannten ruhigen Art

(Heiterkeit und Zurufe)

nicht nur auf EU-Ebene, sondern auch auf Bundes-
ebene aktiv war, damit die EU die benachteiligten
Gebiete im Saarland anerkennt. Es wurde von dem
Kollegen Heinrich schon angesprochen, dass es ge-
lungen ist, dass aus dem Fördertopf für die Gemein-
schaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und
des Küstenschutzes allein für 2017 zusätzlich
1,5 Millionen Euro zur Verfügung stehen, die in die
Ausgleichszulage für die benachteiligten Gebiete im
landwirtschaftlichen Raum fließen. Das ist eine deut-
liche Aufstockung der Auszahlung an die Landwirt-
schaft, um die Wertschöpfungsverluste zu kompen-
sieren.

Eine hohe Bedeutung für unser Land hat der Saar-
ländische Entwicklungsplan für den ländlichen
Raum, kurz genannt SEPL. Aber darauf brauche ich
nicht mehr einzugehen, weil die Kollegin Fretter das
dankenswerterweise schon erläutert hat. Deshalb
komme ich noch einmal zurück zur Landwirtschaft.
Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass das Saar-
land Spitzenreiter ist im ökologischen Landbau mit
über 17 Prozent landwirtschaftlich genutzter Fläche.
Das sind allein bei uns im Saarland 130 Betriebe. Es
ist unser Ziel, diesen Anteil von ökologisch bewirt-
schafteten Ackerböden im Saarland bis zum Jahr
2022 auf 25 Prozent zu erhöhen. In diesem Zusam-
menhang gibt es eine ganze Reihe von Aktivitäten
des Ministeriums für Umwelt und Verbraucher-
schutz, das regelmäßige Fach- und Informationsver-
anstaltungen zur ökologischen Landbewirtschaftung
anbietet. Es werden auch Beratungen durchgeführt
zur Umstellung der Betriebe auf Ökolandbau.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Trinkwasserver-
sorgung der saarländischen Bevölkerung wird zu
100 Prozent aus Grundwasser gedeckt. Grundwas-
ser bedarf eines verantwortungsvollen Umgangs
und muss weitgehend vor Verunreinigungen ge-
schützt werden. Daher ist das Festhalten am Vorsor-
geprinzip einer systematischen und regelmäßigen
Überwachung des Grundwassers für uns hier im
Saarland unabdingbar. Eine entsprechende nach-
haltige Bewirtschaftung des Grundwassers wird
durch die Erhebung des Grundwasserentnahmeent-
geltes unterstützt. Das Grundwasserentnahmeent-
gelt steht nach Deckung des Verwaltungsaufwands
zweckbestimmt für ökologische Maßnahmen zum
Schutz der Umweltressourcen zur Verfügung. Es
sind Vorhaben und Maßnahmen zur nachhaltigen
Wasserwirtschaft notwendig. Gegenstand der För-
derrichtlinie ist eine nachhaltige Wasserwirtschaft.

Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels
sind die Förderung der Sicherung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse und die Verbesserung der Umwelt-
und Lebensqualität insbesondere in den ländlichen
Räumen durchzuführen. Darüber hinaus hat die Er-
hebung des Wasserentgeltes auch positive Auswir-
kungen auf die nachhaltigen Bewirtschaftungsziele
nach der Wasserrahmenrichtlinie. Diese gibt vor,
den Grundsatz kostendeckender Preise für Wasser-
dienstleistungen umzusetzen und in diesem Rah-
men dafür Sorge zu tragen, dass neben den vollen
betriebswirtschaftlichen Kosten auch die Umwelt-
und Ressourcenkosten in Ansatz gebracht werden.
Dies war bisher nicht der Fall. Daher sieht die An-
passung des Grundwasserentnahmeentgeltes die
Streichung der Freimengen vor. Dies führt neben
der Erhebung von höheren Einnahmen auch zur
Vereinfachung der Entgeltregelung und zur Reduzie-
rung des Verwaltungsaufwandes bei der Erhebung
und der Bescheidung. Dabei wird die Belastung der
privaten Haushalte gemäßigt ausfallen.

(Präsident Meiser übernimmt den Vorsitz.)

Ein vierköpfiger Personenhaushalt soll zukünftig cir-
ca 14 Euro pro Jahr mehr zahlen. Da es sich hierbei
um ein verbrauchsabhängiges Entgelt handelt,
schafft die Erhöhung einen Anreiz zur Reduzierung
des Wasserverbrauchs, dessen Höhe der einzelne
Haushalt beeinflussen kann. Eine Einsparung von
zirka 1 Prozent des Jahresverbrauchs, das sind
2,1 Kubikmeter, gleicht die aktuell vorgesehene Be-
lastung bereits aus.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Weiterentwick-
lung der saarländischen Abfallwirtschaft in Richtung
einer nachhaltigen Kreislaufwirtschaft ist ein erklär-
tes Ziel der Landesregierung. Die Grüngutkonzepti-
on des EVS hat zum Ziel, eine Weiterentwicklung
der Grünstoffverwertung im Saarland im Sinne einer
rechtskonformen, nachhaltigen und hochwertigen
Verwertungslösung zu erreichen. Ab dem 01. Januar

2018 ist der EVS für den Transport und die Verwer-
tung von Grüngut aus dem privaten Haushalt verant-
wortlich. Die Sammlung des Grüngutes verbleibt in
der Zuständigkeit der Kommunen. Es gibt bis in das
Jahr 2020 eine Übergangsregelung. Bis dahin müs-
sen alle Kommunen das Grüngut dem EVS überlas-
sen. Das Grüngutkonzept beinhaltet eine hochwerti-
ge stoffliche und energetische Verwertung des
Grüngutes. Und hier kommt dem Bau des Biomas-
sezentrums auf dem VSE-Kraftwerksgelände in Ens-
dorf eine große Bedeutung zu. Bis Mitte 2020 ist die
Inbetriebnahme vorgesehen. Hier soll Qualitätskom-
post und Energie erzeugt werden.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Sie sehen, meine Damen und Herren, wir sind auch
in diesem Bereich für die Zukunft gerüstet. Es gibt
sehr viel zu tun in diesem Land und im Bereich des
Kapitels 09 werden wir das auch anpacken. Deshalb
kann man dem Antrag der Koalitionsfraktionen nur
zustimmen. - Vielen Dank für die Aufmerksamkeit zu
später Stunde.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die CDU-Landtagsfraktion Frau Ab-
geordnete Sarah Gillen.

Abg. Gillen (CDU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Gäste! Liebe
Kollegen! Leider kann ich Ihnen das Unwort des
Jahres noch nicht nennen, dafür müsste ich hellse-
herische Fähigkeiten besitzen. Ich könnte mir aber
gut vorstellen, dass das Unwort des Jahres „Fipronil"
lauten wird. Sie erinnern sich sicherlich an die
großen Rückrufaktionen von überwiegend aus den
Niederlanden stammenden Eiern, bei denen Rück-
stände aus dem Insektengift vermutet wurden. An-
fang des neuen Jahres werden die Verbraucher und
damit wir alle erneut von der Affäre betroffen sein,
da die Preise für Eier dann auch im Lebensmittelein-
zelhandel steigen werden. Dabei ist es doch eigent-
lich verrückt, dass wir Eier, also eines der zerbrech-
lichsten Güter, über so viele Kilometer zu uns trans-
portieren lassen.

Da lobe ich mir doch die regionalen Direktvermark-
ter. Ich bitte um Nachsicht, dass ich als St. Wende-
lerin in diesem Zusammenhang unsere Wendelinus-
hof GmbH als Lokalwarenmarkt und den Martinshof
als Direktvermarkter nenne.

(Beifall aus den Reihen der CDU.)

Beides sind Beispiele dafür, dass der Kunde genau
weiß, woher die Produkte, die er dort einkauft, kom-
men. Er kennt den Imker, der dort den Honig anbie-
tet; die dazu gehörenden Bienen musste er hoffent-
lich noch nicht näher kennenlernen. Er kennt die
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Tiere, und er kennt den Obst- und Gartenbauer, der
die beste Medizin für Magenverstimmungen im An-
gebot hat.

Angesichts dessen bin ich froh, dass wir im Haus-
haltsplan für das kommende Jahr für die Regional-
vermarktung 95.000 Euro eingestellt haben. Damit
können die schon erwähnten Kelteranlagen unter-
stützt werden, aber auch die Imageförderung für und
die Bildung über regionale Produkte. Ich glaube, in
Zusammenhang mit dem Fipronil-Skandal wurde
vielen Verbrauchern noch einmal bewusst, dass re-
gionale Erzeugnisse nicht nur für die Umwelt und die
Erzeuger, sondern auch für die Verbraucher Vorteile
haben.

Es wurde in diesem Zusammenhang aber auch
deutlich, wie wichtig der Verbraucherschutz ist. Lan-
ge war nicht klar, in welchen Supermärkten die Ver-
braucher noch Eier kaufen konnten, ohne fürchten
zu müssen, sich dabei gleichzeitig gegen Insekten
aller Art zu wappnen. Deshalb halte ich es für ganz
wichtig, dass in Zeiten einer immer stärkeren Globa-
lisierung auch beim Verkauf von Lebensmitteln ein
effektives Verbaucherschutzwarnsystem installiert
wird. Ich bin daher froh, dass auch im nächsten
Haushaltsjahr 12.800 Euro zur Verfügung stehen,
um den Internethandel mit Lebensmitteln, Futtermit-
teln, Bedarfsgegenständen, Kosmetika und Ta-
bakerzeugnissen zu überwachen und deutschland-
weit eine Internetseite für Lebensmittelwarnungen
zu betreiben.

Hierbei kommt dem Landesamt für Verbraucher-
schutz mit seinen Laboren zur Untersuchung von
Lebensmitteln eine besondere Rolle zu, und ich bin
sehr dankbar für deren Arbeit. Als Verbraucher ver-
lasse ich mich darauf, dass die fleißigen Mitarbeiter
des Landesamtes auch die Gaststätten regelmäßig
besuchen und auf die hygienischen Zustände dort
achten. Ich biete mich gerne auch selbst für das
nächste Jahr schon mal als Tester von Speiseeis
an, ich stehe auch in schwierigen Zeiten an der Sei-
te unserer Minister.

(Beifall bei den Koalitionsfraktionen und erheiter-
te Zurufe aus dem Plenum.)

Die regelmäßigen Kontrollen, und ich durfte bereits
selbst an der außerordentlich gründlichen Kontrolle
eines Gastronomiebetriebs teilnehmen, geben mir
als Verbraucher im Saarland ein gutes Gefühl. Auch
dafür einen herzlichen Dank an die Mitarbeiter des
Landesamtes für Verbraucherschutz für ihre Arbeit!

(Beifall bei der CDU.)

Ein weiteres Thema hat uns gerade in letzter Zeit
wieder häufiger beschäftigt, die sogenannten Phis-
hing-Anrufe. Ob es, wie gerade aktuell, darum geht,
die Vermögensverhältnisse des Angerufenen zu er-
fragen, oder ob schlicht auf einen Rückruf zu Num-

mern mit Zusatzkosten abgezielt wird, hier kommt
jedenfalls der Verbraucherzentrale eine bedeutende
Rolle zu. Sie berät bei unberechtigten Forderungen
und gibt Tipps zum Verhalten bei Werbeanrufen.

Auch bei der Energieberatung genießt die Verbrau-
cherzentrale des Saarlandes einen guten Ruf. Dass
es für den Verbraucher immer schwieriger wird, den
Überblick über die vielen Heizsysteme zu behalten
und zu entscheiden, ob sich der Austausch des al-
ten Heizkessels lohnt, haben wir letzte Woche be-
reits an anderer Stelle diskutiert. Auch mir selbst ha-
ben die Ratgeber der Verbraucherzentrale zum Bau
eines Einfamilienhauses sehr dabei geholfen, mich
für einen Anbieter zu entscheiden.

Nicht unerwähnt lassen möchte ich die Schuldnerbe-
ratung. Leider führen die immer schneller wechseln-
den Trends bei Technikgeräten zu steigenden Zah-
len bei den von Überschuldung betroffenen Privat-
personen. Daher bin ich froh, dass wir den Zuschuss
an die diesbezüglich beratend tätige Verbraucher-
zentrale um 70.000 Euro auf nunmehr 496.600 Euro
erhöht haben.

Da ich bei meiner Recherche über die Verbraucher-
zentrale so viel über sicheres Spielzeug gelernt ha-
be, will ich es nun aber dabei bewenden lassen und
versuchen, noch rechtzeitig in die Nikolaustüten
meiner Töchter hineinzuschauen, ob der Nikolaus
die Einkaufstipps ebenfalls beherzigt hat. - In die-
sem Sinne: Herzlichen Dank für die Aufmerksam-
keit!

(Beifall von den Koalitionsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Das Wort hat für die Landesregierung Herr Minister
Reinhold Jost.

Minister Jost:
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich stelle fest, das Beste kommt immer zum
Schluss, nun also Einzelplan 09. Die lebhafte und
unterhaltsame Debatte eben muss, so finde ich, den
Vergleich mit der Debatte zu anderen Einzelplänen
nicht scheuen. Schaue ich mir die imposante Zahl
der Zuhörerinnen und Zuhörer zu diesem Einzelplan
an, sehe ich mich auch insoweit bestätigt. Ich gehe
mal davon aus: Sie alle sind nur deswegen gekom-
men!

(Beifall und amüsierte Zurufe: Die kommen zum
Heringsessen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ange-
sichts dessen, was soeben in der Debatte an Lob
und an Dankesadressen an meine Person zum Aus-
druck gebracht wurde, fällt mir ein Zitat von Herbert
Wehner ein. Er hätte in dieser Situation gesagt: Die-
ses Lob trifft mich in keinster Weise.
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Das gilt insbesondere, wenn mit Blick auf einerseits
die zugrundeliegenden Sachverhalte und anderer-
seits die daraus resultierenden Debattenbeiträge, so
man sie denn überhaupt so nennen kann, deutlich
wird, dass eine tatsächliche Befassung mit dem
Haushalt offensichtlich nicht stattgefunden hat. An-
ders kann ich mir nicht erklären, dass man sich bei
der Debatte zum Einzelplan „Umwelt und Verbrau-
cherschutz“, zum Einzelplan 09 also, einem Thema
zuwendet, das gänzlich in einem anderen Einzel-
plan, dem Einzelplan 08 „Wirtschaft, Arbeit, Energie
und Verkehr“, abgebildet wird. Ich würde den betref-
fenden Kollegen empfehlen, sich wirklich ernsthaft in
das parlamentarische Arbeiten einzubringen. Daraus
könnte vielleicht auch der eine oder andere Lernef-
fekt resultieren, der für einen selbst von Interesse
sein könnte. Möglicherweise geht es Ihnen aber
auch gar nicht darum, sich mit Inhalten auseinander-
zusetzen, sondern einfach nur darum, immer die
gleiche Duddel abzuspielen. Gleichgültig zu wel-
chem Thema, man spielt immer die gleiche Schall-
platte ab. Man bedient Ressentiments. Man ist der
Auffassung, dass Fakten ohnehin nichts zur Sache
beitragen, allenfalls beim eigenen Vorurteil zur Ver-
wirrung führen könnten. Am Ende des Tages kann
ich eigentlich nur feststellen, insbesondere mit Blick
auf das Dreigestirn der AfD in diesem Hause: Sie er-
füllen im Grunde alle Klischees, die Sie anderen ger-
ne anheften.

(Zurufe von der SPD: Genau so ist es!)

Ich sage das ganz bewusst: Das, was Sie hier abge-
liefert haben, ist das Geld nicht wert, das Sie jeden
Monat überwiesen bekommen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Man muss sich vor Augen halten, was Sie als ver-
meintlich Konservative, was ja von „conservare“ ab-
zuleiten ist, zum nun besprochenen Einzelplan alles
unter dem Stichwort „bewahren“ hätten ansprechen
können - nein: hätten ansprechen müssen! Hier ha-
ben Sie aber zum nun schon wiederholten Male eine
Chance verpasst. Allerdings trauere ich dieser
Chance nicht groß hinterher, immerhin zeigt sich
wieder einmal, womit wir es bei Ihnen tatsächlich zu
tun haben: Nichts wie heiße Luft! Mein Opa hätte im
Zusammenhang mit Ihnen von „Schwaduddelern“
geschwätzt. Ich glaube, meine sehr geehrten Her-
ren, Sie wissen, was damit gemeint ist.

Konstruktive und kritische Zusammenarbeit, kon-
struktive und kritische Auseinandersetzung ist das,
was wir uns in den vergangenen Jahren bei den
Themen Umwelt, Natur und Artenschutz, aber insbe-
sondere auch beim Thema Verbraucherschutz zur
Aufgabe gemacht haben. Dabei arbeiten wir nach
der Prämisse, miteinander statt übereinander zu re-
den. Die Themen und auch das ein oder andere,

was damit an Herausforderungen einhergeht, mö-
gen manchmal schwierig sein. Aber wir haben uns
nicht weggeduckt. Ich bin in diesem Zusammenhang
den Kolleginnen und Kollegen der anderen Res-
sorts, aber auch den Mitgliedern der Koalitionsfrak-
tionen, sehr dankbar, dass sie sich der entsprechen-
den Herausforderungen über die ganze Bandbreite
dieses Einzelplans in den letzten Jahren erfolgreich
angenommen haben. Wir sind in dieser Frage ein
großes Stück nach vorne gekommen, darauf bin ich
stolz und dafür bin ich dankbar, meine sehr geehrten
Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir machen dabei auch keine Politik mit dem Kopf
durch die Wand, sondern mit Sinn und Verstand. Wir
versuchen, und das haben wir auch sehr erfolgreich
hingekriegt, dabei auch schwierige Themenfelder
zusammenzuführen. Ich erinnere an das Jagdge-
setz, an die Themen Fischerei, Tierschutz/Tierwohl,
Landwirtschaft, aber auch Biodiversität. Es ist uns
dabei gelungen, die jeweiligen Interessenvertretun-
gen mitzunehmen. Es ist uns gelungen, im Konsens
Lösungen zu finden und Gräben, die wir vorgefun-
den hatten, wieder zuzuschütten. Auch darauf bin
ich stolz und dafür bin ich dankbar, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Die Menschen mitnehmen und eigene Handlungs-
möglichkeiten aufzeigen, das ist unser Motto, bei-
spielsweise in der Landwirtschaft. Es ist eben schon
an der ein oder anderen Stelle sehr deutlich ge-
macht worden, dass wir ein großes Interesse daran
haben, einen ressourcenschonenden Ansatz in der
Landwirtschaft zu verfolgen, der die Natur- und Um-
weltschutzaspekte genauso beinhaltet wie das The-
ma Tierwohl. Ich bin sehr stolz darauf, dass wir, wie
eben schon gesagt wurde, mit 17 Prozent Anteil des
Ökolandbaus an der bewirtschafteten Fläche in der
Landwirtschaft bundesweit die Spitzenstellung ein-
nehmen. Ich sage, da wird noch mehr kommen. Ich
habe aber versucht, in dem Zusammenhang all de-
nen zu widerstehen, die nach dem Motto agieren:
Wer laut genug schreit, kriegt irgendwann auch
recht. Wir haben gehandelt im Interesse der Land-
wirte, aber vor allen Dingen auch im Interesse des
Landeshaushalts. Wir haben irgendwann gesagt,
mehr Zuschüsse zur Umstellung auf Ökolandbau
können wir im Moment nicht geben.

Wir werden aber im kommenden Jahr eine Evaluati-
on des Ökolandbaus vornehmen. Wir wollen die Be-
darfe abfragen, wollen wissen, wer eventuell Interes-
se daran hat, mit welchen Produkten umzustellen.
Wenn wir dann für die laufende Förderperiode des
Entwicklungsplans ländlicher Raum Mittel zur Verfü-
gung haben, steigen wir wieder ein, um den Öko-
landbau noch stärker nach vorne zu bringen. Das
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war, das ist und das bleibt unser Weg. Das, was wir
versprechen, halten wir auch, und wir versprechen
nur das, was wir auch tatsächlich halten können.
Das ist der saarländische Weg dieser Landesregie-
rung, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

So war es auch bei der Ausgleichszulage. Ich bin
sehr dankbar, dass die Kolleginnen und Kollegen
meiner Fachabteilung zusammen mit dem Finanzmi-
nisterium Wege gefunden haben, die es erlauben,
dass wir Mittel nicht mehr zurückgeben müssen, die
ansonsten dem Jährlichkeitsprinzip unterfallen wür-
den und die dem Bund, dem Finanzminister, zurück-
überwiesen werden müssten. Das sind in diesem
Jahr über 1,5 Millionen Euro, die wir der Landwirt-
schaft im Saarland zusätzlich mit auf den Weg ge-
ben können. Das ist Geld, das dort dringend ge-
braucht wird. Auch das hatten wir versprochen. Wir
halten unser Versprechen, wir lösen es ein. Auch
dafür ein herzliches Wort des Dankes.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte
auf das Thema Herbizide nur kurz eingehen. Auch
das ist immer die gleiche Duddel. Es wird der Ein-
druck erweckt, als würden wir in diesem Land nur
zuschauen und nicht handeln, als wäre es uns egal.
Das ist ein Zerrbild. Ich wäre sehr dankbar, wenn
man sich vor einer solchen Debatte die entspre-
chenden Unterlagen, die Protokolle von Sitzungen
anschauen würde. Es ist zu diesem Thema schon
viel gesagt worden, aber vor allen Dingen ist in die-
sem Land schon konkret gehandelt worden. Mit
Blick auf unsere Verantwortung brauchen wir keine
Erinnerungen. Wir sind vielmehr diejenigen, die in
dem Zusammenhang recht frühzeitig und insbeson-
dere mit guter fachlicher Praxis gehandelt haben,
was das Ausbringen von Herbiziden angeht, nicht
nur mit Blick auf Glyphosat, sondern auch auf ande-
re Mittel. Wir wollen diesen Weg weitergehen. Wir
wollen das umsetzen, was in der letzten Landtags-
debatte dazu auf den Weg gebracht worden ist. Dar-
an messen wir uns, meine sehr geehrten Damen
und Herren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich will einen weiteren Punkt ansprechen, der deut-
lich macht, dass wir in diesem Zusammenhang ein
sehr gutes Netzwerk haben, das schon sehr früh da-
mit beginnt, Kinder in Kindergärten, Schulen, aber
auch anderen Einrichtungen den Umgang mit der
Natur und das nachhaltige Handeln im Tagtäglichen
nahezubringen. Die Einrichtungen sind schon ge-
nannt worden, aber ich tue es noch einmal. Ich will
dabei Dank und Anerkennung für die gute Zusam-
menarbeit aussprechen. Es sind Spohns Haus, die
Biberburg in Berschweiler, das Netzwerk „Bildung
für nachhaltige Entwicklung“, der Nationalpark, die

Biosphäre, aber auch zum Beispiel der NABU mit
dem Urwald vor den Toren der Stadt, die Natur-
freunde mit den NaturaTrails, der Saarwald-Verein
beim Thema Nutzung der touristischen Infrastruktur
im Wald und der BUND mit dem Wildkatzen-Erleb-
nispfad oder dem Kunterbunt-Mobil. Wir sind stolz
darauf, mit diesem Netzwerk arbeiten zu dürfen. Das
ist nicht irgendwas, sondern das ist ein Wert an sich,
den wollen wir hegen und pflegen und deswegen
auch die Zusammenarbeit fortführen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Beim Thema Verbraucherschutz hat eben die Kolle-
gin Gillen sehr anschaulich konkrete Beispiele auf-
gezeigt. Das Saarland steht im kommenden Jahr der
Verbraucherschutzminister-Konferenz des Bundes
und der Länder vor. Wir wollen diesen Vorsitz nicht
nur nutzen, um hier eine viertägige Konferenz aus-
zurichten oder zwei Sitzungen von Länderarbeitsge-
meinschaften, sondern wir wollen ihn nutzen, um
das ganze Jahr hindurch an praktischen Beispielen
orientiert ein Mehr an Verbraucherschutz zu errei-
chen. Das gilt für das Thema Obsoleszenz, also die
Frage, ob bestimmte Güter des täglichen Bedarfs so
gebaut sind, dass sie nach dem Ablauf der Gewähr-
leistungsfrist kaputtgehen, und darum, was man aus
Sicht des Verbraucherschutzes tun kann, damit die
Rechte der Verbraucherinnen und Verbraucher dort
gestärkt werden. Wir wollen uns dem Thema digitale
Medien und der Möglichkeit der Begleitung durch
Bildungsmaßnahmen und Projekte zuwenden, bei-
spielsweise mit dem saarländischen Modell von Kaf-
fee-Kuchen-Tablet. Das ist eine sehr gute Veranstal-
tungsreihe der Landesmedienanstalt, die jungen
Menschen, aber auch Senioren eine gute Interne-
teinführung gibt und Grenzen und Möglichkeiten auf
diesem Gebiet aufzeigt.

Wir wollen das Thema Autonomes Fahren genauso
in den Blick nehmen wie die Musterfeststellungskla-
ge und - das habe ich mit Monika Bachmann rück-
gekoppelt - wir wollen und werden einen Schwer-
punkt unserer Arbeit darin sehen, das Thema Ver-
braucherschutzrechte im Bereich von Gesundheit
und Pflege zu thematisieren. Allein beim Thema
Pflegeverträge gibt es hier viel zu tun. Das zeigt,
diese Konferenz ist für uns keine Pro-Forma-Veran-
staltung, nein, wir wollen sie mit Leben erfüllen. Ich
bin dankbar für das, was man uns an Mitteln dafür
zur Verfügung stellen will, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Die hohe Qualität der Arbeit des Landesamtes für
Verbraucherschutz ist schon genannt worden, die
wollen wir beibehalten. Wir sehen uns dabei nicht
als Gängelungsbehörde, sondern als Mittler, Berater
und Begleiter auch in schwierigen Fragen, mit Blick
auf die Gastronomie genauso wie mit Blick auf den
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Arbeitsschutz. Wir richten auch den Blick, das ist
uns ganz wichtig, auf die ehrenamtlich Tätigen. Ich
will das mit einem herzlichen Wort des Dankes an
unseren Kooperationspartner Pro Ehrenamt und an
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des LAV sagen.
Das, was wir in den vergangenen Jahren mit unse-
rer Fortbildungsreihe „Hygiene und Volksfeste“ für
Ehrenamtliche erreicht haben, um sie davor zu
schützen, eventuell durch unsachgemäße Handha-
bung von Gerätschaften oder Zubereitung von Spei-
sen bei Vereinsfesten Vorschriften zu verletzen,
macht mich stolz. Das zeigt, auch da sind wir auf
dem richtigen Weg. Wir wollen nicht bevormunden,
wir wollen helfen, wir wollen Dienstleister sein, das
wird an dieser Stelle auch sehr deutlich.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich will noch ein Thema ansprechen, das mir ganz
wichtig ist, die Entwicklung des ländlichen Raums.
Der Anspruch meines Hauses ist, das Ministerium
der Dörfer und des ländlichen Raums zu sein. Das
haben wir in den vergangenen Jahren sehr deutlich
zum Ausdruck gebracht und sehr deutlich unter Be-
weis gestellt durch die Begleitung und Förderung
des ehrenamtlichen Engagements, die Fortführung
von Maßnahmen und Projekten durch unterschiedli-
che Programme, ob sie „MELanIE“ oder „LEADER“
heißen oder Aspekte der Dorferneuerung und -ent-
wicklung beinhalten.

Saarbrücken ist als Oberzentrum in unserem Land
wichtig, das ist absolut richtig. Ohne den ländlichen
Raum aber wäre auch Saarbrücken schlecht dran.
Deswegen muss es im Interesse des gesamten Lan-
des sein, dass der ländliche Raum eine Perspektive
hat. Das ist auch mein Antrieb in diesem Amt. Ich
möchte in den kommenden Jahren dafür Sorge tra-
gen, dass das so bleibt.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Zum Thema sauberes Saarland wollen wir auch
analog dessen, was wir im Koalitionsvertrag verein-
bart haben, Schwerpunkte und Ausrufezeichen set-
zen. Sie haben heute Morgen auf Ihren Tischen die-
se Mehrwegbecher gefunden als kleines Weih-
nachtspräsent meines Hauses - von Staatssekretär
Roland Krämer und mir. Das ist der sinnbildliche
Ausdruck einer Kampagne, die, wie wir es von der
Rückmeldung einschätzen, eingeschlagen ist wie
nichts Zweites. Wir haben mittlerweile weit über 100
Partnerinnen und Partner aus dem Bereich der
Gastronomie, DEHOGA ist unser Partner, aber auch
Cafés und Bäckereien, Dank der Bäckerinnung, die
sich uns als Partner ebenfalls angeschlossen hat.
Der EVS und die Deutsche Umwelthilfe sowie Tank-
stellen sind ebenfalls mit im Boot. Heute Morgen
gab es von der Globus Holding die Anfrage, ob sie
sich als Partner mit einbringen könnten.

Das zeigt, wenn man eben nicht nur darüber redet,
sondern sich tatsächlich den Problemen zuwendet
und mit einfachen Maßnahmen und Möglichkeiten
arbeitet und den Menschen ein Angebot macht,
dann verfängt das. Aber auch hier nicht belehrend
oder gängelnd, sondern hilfreich und nutzbringend.
Es schützt eben nicht nur die Umwelt, weil die Papp-
becher nicht gebraucht und anschließend wegge-
schmissen werden müssen, sondern man spart
auch noch was im Portemonnaie, nämlich zehn Cent
bei jeder Kaffeefüllung. Das ist für uns ein Beispiel
erfolgreicher Arbeit, Großes entsteht eben immer im
Kleinen, auch das ist der Maßstab unserer Kam-
pagne, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir wollen das auch beim Thema Lebensmittelver-
schwendung auf den Weg bringen. Im kommenden
Jahr beginnt eine auf mehrere Jahre ausgerichtete
Kampagne zur Vermeidung von Lebensmittelver-
schwendung. Auch das zeigt, wir gehen den richti-
gen Weg.

Lassen Sie mich an dieser Stelle herzlichen Dank
sagen an meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im
Umweltministerium und in den nachgeordneten
Dienststellen, aber auch an die Kolleginnen und Kol-
legen in den einzelnen Ressorts. Ich denke, wir ha-
ben in den vergangenen Monaten sehr deutlich un-
ter Beweis gestellt, dass wir in dieser Frage nicht
über Probleme lamentieren, sondern sie angehen,
um sie zu lösen. Ich danke aber auch den Unterstüt-
zern hier im saarländischen Landtag für die kon-
struktive Begleitung unserer Kampagnen und unse-
rer Arbeit. Es bleibt bei dem, was Erich Kästner ge-
sagt hat, „Es gibt nichts Gutes, außer man tut es“. -
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Meiser:
Weitere Wortmeldungen sind nicht eingegangen. Ich
schließe die Aussprache.

Der Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfragen
hat zu Einzelplan 09 einen Abänderungsantrag ein-
gebracht, der uns als Drucksache 16/176 vorliegt.
Wir kommen zur Abstimmung zunächst über diesen
Abänderungsantrag. Wer für die Annahme ist, den
bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen?
- Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass
der Abänderungsantrag Drucksache 16/176 mit
Stimmenmehrheit angenommen ist. Zugestimmt ha-
ben die Fraktionen von CDU, SPD und DIE LINKE,
dagegen gestimmt hat die AfD-Fraktion.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 17
Kapitel 17 09. Wer für die Annahme von Einzel-
plan 17 ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. -
Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? -
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Dann stelle ich fest, dass Einzelplan 17 Kapitel 17
09 mit Stimmenmehrheit angenommen ist. Zuge-
stimmt haben die Fraktionen von CDU und SPD, bei
Ablehnung durch die Fraktion DIE LINKE und die
AfD-Landtagsfraktion.

Es ist über Kapitel 09 01 Einzelabstimmung bean-
tragt. Wer für die Annahme des Kapitels ist, den bit-
te ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? -
Wer enthält sich der Stimme? - Dann stelle ich fest,
dass Kapitel 09 01 mit Stimmenmehrheit angenom-
men ist. Zugestimmt haben die Fraktionen von CDU
und SPD, dagegen gestimmt haben die Fraktion DIE
LINKE und die AfD-Landtagsfraktion.

Wir kommen zur Abstimmung über Einzelplan 09 im
Übrigen. Wer für die Annahme des Einzelplans unter
Berücksichtigung des angenommenen Abände-
rungsantrags ist, den bitte ich, eine Hand zu erhe-
ben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stim-
me? - Dann stelle ich fest, dass Einzelplan 09 unter
Berücksichtigung des angenommenen Abände-
rungsantrags mit Stimmenmehrheit angenommen
ist. Zugestimmt haben die Fraktionen von CDU und
SPD, bei Ablehnung durch die Fraktion DIE LINKE
und die AfD-Landtagsfraktion.

Wir kommen zu Übersicht 10: Stellenplanänderun-
gen.

Übersicht 10 - Stellenplan (Drucksache 16/
178)

Die Berichterstattung über die Stellenplanänderun-
gen erfolgte bereits im Rahmen des Grundsatzbe-
richtes durch den Vorsitzenden des Ausschusses für
Finanzen und Haushaltsfragen. Ich eröffne die Aus-
sprache. - Wortmeldungen sind nicht eingegangen.
Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über die Änderungen
von Stellenzahlen im Haushaltsplanentwurf 2018,
Drucksache 16/178. Wer für die Annahme der
Drucksache ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben.
- Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? -
Dann stelle ich fest, dass die Änderungen der Stel-
lenzahlen im Haushaltsplanentwurf 2018, Drucksa-
che 16/178, mit Stimmenmehrheit angenommen
sind. Zugestimmt haben die Fraktionen von CDU
und SPD, dagegen gestimmt hat die AfD-Landtags-
fraktion, enthalten hat sich die Fraktion DIE LINKE.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Haus-
haltsgesetze, zunächst über das Gesetz über die
Feststellung des Haushaltsplans des Saarlandes für
das Rechnungsjahr 2018, Haushaltsgesetz 2018,
Drucksache 16/150. Ich darf darauf hinweisen, dass
die Berichterstattung zu diesem Gesetz sowie zu
dem folgenden Haushaltsbegleitgesetz bereits durch
Herrn Vorsitzenden Jochen Flackus im Rahmen des
Grundsatzberichtes abgegeben wurde. Ebenso wur-

den die Aussprachen zu diesen Gesetzen bereits im
Rahmen der Generaldebatte durchgeführt. Die Re-
gierung des Saarlandes hat zu dem Gesetzentwurf
eine Ergänzung eingebracht, die uns als Drucksa-
che 16/160 vorliegt.

Wir kommen zur Abstimmung über diese Ergän-
zungsvorlage. Wer für die Annahme der Ergän-
zungsvorlage Drucksache 16/160 ist, den bitte ich,
eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer
enthält sich der Stimme? - Dann stelle ich fest, dass
die Ergänzungsvorlage, Drucksache 16/160, mit
Stimmenmehrheit angenommen ist. Zugestimmt ha-
ben die Fraktionen von CDU und SPD, bei Ableh-
nung durch die Fraktion DIE LINKE und die AfD-
Landtagsfraktion.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf in Zweiter und letzter Lesung. Wer für die An-
nahme des Gesetzentwurfes unter Berücksichtigung
der angenommenen Ergänzungsvorlage in Zweiter
und letzter Lesung ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der
Stimme? - Dann stelle ich fest, dass der Gesetzent-
wurf, Drucksache 16/150, unter Berücksichtigung
der angenommenen Ergänzungsvorlage in Zweiter
und letzter Lesung mit Stimmenmehrheit angenom-
men ist. Zugestimmt haben die Fraktionen von CDU
und SPD, dagegen gestimmt haben die Fraktion DIE
LINKE und die AfD-Landtagsfraktion.

Der Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfragen
hat zum Haushaltsbegleitgesetz 2018 einen Abän-
derungsantrag eingebracht, der uns als Drucksache
16/181 vorliegt.

Wir kommen zur Abstimmung über diesen Abände-
rungsantrag. Wer für die Annahme ist, den bitte ich,
eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer
enthält sich der Stimme? - Dann stelle ich fest, dass
der Abänderungsantrag, Drucksache 16/181, mit
Stimmenmehrheit angenommen ist. Zugestimmt ha-
ben die Fraktionen von CDU und SPD, dagegen ge-
stimmt hat die AfD-Fraktion, enthalten hat sich die
Fraktion DIE LINKE.

Wir kommen zur Abstimmung über das Haushalts-
begleitgesetz 2018, Drucksache 16/151, in Zweiter
und letzter Lesung. Wer für die Annahme des Ge-
setzentwurfs in Zweiter und letzter Lesung unter Be-
rücksichtigung des angenommenen Abänderungs-
antrags ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. -
Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? -
Dann stelle ich fest, dass der Gesetzentwurf Druck-
sache 16/151 in Zweiter und letzter Lesung unter
Berücksichtigung des angenommenen Abände-
rungsantrags mit Stimmenmehrheit angenommen
ist. Zugestimmt haben die Fraktionen von CDU und
SPD, dagegen gestimmt haben die Fraktionen DIE
LINKE und AfD.
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Ich darf zunächst Herrn Finanzminister Toscani das
Wort erteilen.

Minister Toscani:
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
Haushaltsberatungen bilden ja traditionell den Ab-
schluss und den Höhepunkt eines parlamentari-
schen Jahres. Gestatten Sie mir deshalb, dass ich
der Tradition entsprechend noch einmal das Wort
ergreifen darf, zum einen, um einen Dank auszu-
sprechen, und zum anderen, um eine Einladung
auszusprechen.

Der Haushalt 2018 ist ja der erste Haushalt der neu-
en Legislaturperiode. Ich bin als Finanzminister froh
und dankbar, dass er jetzt im wahrsten Sinne des
Wortes in trockenen Tüchern ist. Dass er unter Dach
und Fach ist, dafür möchte ich mich ganz herzlich
bedanken, Danke sagen all denen - so ein Haushalt
ist ja ein Gesamtkunstwerk -, die zum Zustandekom-
men unseres Haushalts beigetragen haben.

Gerade in den letzten Wochen waren die Haushalts-
beratungen im Landtag auch noch einmal ganz stark
geprägt von intensiver Arbeit. Diese Arbeit begleiten
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Landtags-
verwaltung und in den Fraktionen. Sie arbeiten den
Abgeordneten und sie arbeiten uns als Regierungs-
vertretern zu. Der Landtag hat eine erhöhte organi-
satorische Arbeit auch in diesen intensiven Wochen.
Deshalb möchte ich mich bei Präsident Klaus Meiser
und Landtagsdirektor Christof Zeyer stellvertretend
für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Land-
tagsverwaltung und der Fraktionen ganz herzlich be-
danken.

(Beifall des Hauses.)

So ein Haushalt hat ja auch in der Landesregierung
einen ziemlich langen Vorlauf. Zu Beginn eines je-
den Jahres treffen sich die Abteilungsleiter, die
Haushaltsabteilungsleiter, Organisationsabteilungs-
leiter, mit der Haushaltsabteilung des Finanzministe-
riums. Da wird konstruktiv miteinander gerungen,
ehe dann erst einmal der Entwurf des Haushalts in
der Landesregierung zustande kommt. Die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter arbeiten natürlich auch jetzt
intensiv in diesen Wochen der Haushaltsberatungen
im Landtag mit und zu. Ihnen verdanken wir ganz
viel. Deshalb möchte ich stellvertretend für die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in der Landesregierung
ganz herzlich Danke schön sagen dem neuen Fi-
nanzstaatssekretär Professor Ulli Meyer und unse-
rem Haushaltsdirektor Wolfgang Förster.

(Beifall des Hauses.)

Hier im Landtag wird der Haushalt ja dann im wahr-
sten Sinne des Wortes gelesen. Jeder einzelne
Haushaltsansatz wird aufgerufen, erklärt, hinterfragt
und diskutiert. Das bedeutet natürlich für den Haus-

halts- und Finanzausschuss ganz intensive Wochen
der Beratungen, viele Sitzungen. Deshalb möchte
ich mich bei den Mitgliedern des Haushaltsaus-
schusses für diese wertvolle parlamentarische Arbeit
bedanken. Danke dem langjährigen Ausschussse-
kretär Werner Schaar und danke - für ihn war es ja
eine Premiere - dem neuen Vorsitzenden des Haus-
haltsausschusses, Herrn Jochen Flackus, für die
souveräne, routinierte und faire Leitung dieser Haus-
haltsberatungen.

(Beifall des Hauses.)

Hier im Plenarsaal des saarländischen Landtages
schlägt das Herz der Demokratie im Saarland. Wir
haben immer wieder auch Zuschauer auf der Zu-
schauertribüne. Aber die Mehrzahl bekommt natür-
lich unsere Haushaltsberatungen über die Medien
mit, sei es durch die Live-Übertragung des Saarlän-
dischen Rundfunks im Fernsehen, sei es durch die
Übertragung im Radio, im Internet oder über die
Printmedien. Für diese Übertragung unserer Bera-
tungen, aber natürlich auch für die kritisch-konstruk-
tive Begleitung unserer Haushaltsdebatte, für die kri-
tisch-konstruktive Begleitung unserer parlamentari-
schen Arbeit im Laufe des Jahres, ein herzliches
Dankeschön an die Vertreter der saarländischen
Medien.

(Beifall des Hauses.)

Last, but not least: Als Finanzminister hat man ja
selten angenehme Pflichten, aber eine ist eine total
angenehme, nämlich am Ende der parlamentari-
schen Beratungen zum Haushalt eine Einladung
auszusprechen. Ich darf Sie, liebe Kolleginnen und
Kollegen und die Besucher, ganz herzlich im An-
schluss an die Sitzung zu unserem traditionellen He-
ringsessen einladen.

(Beifall des Hauses.)

Präsident Meiser:
Es folgt nun die Schlussrede des Landtagspräsiden-
ten. Dafür stehen mir zwei Redezeitmodule zur Ver-
fügung.

(Heiterkeit.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unser Saaldiener
Fritz Evanschitzky hat heute nach 25 Jahren die
letzte Schicht. Wer kann schon in diesem Amt be-
haupten, dass er in jeder Sitzung jeden Abgeordne-
ten persönlich begrüßt hat außer Fritz Evanschitz-
ky? Ich denke, er ist uns ans Herz gewachsen, er ist
Kult. Wir sagen heute, lieber Fritz, herzlichen Dank
für deine treuen Dienste und wünschen dir für die
Zukunft alles Gute!

(Stehende Ovationen des Hauses.)

Lieber Fritz, so viel Applaus wünsche ich mir einmal
für den Präsidenten.
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(Heiterkeit.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zum Schluss der
Haushaltsberatungen und am Ende des parlamenta-
rischen Jahres 2017 will ich auch Danke sagen an
Sie, an euch alle, für die gemeinsame Arbeit, natür-
lich auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im
Landtag, in der Landtagsverwaltung, in den Fraktio-
nen, in den Ministerien und auch den Medien. Liebe
Kolleginnen und Kollegen, meine sehr geehrten Da-

men und Herren, ich darf Ihnen schon heute frohe
Feiertage wünschen, Glück und Zufriedenheit für
das Jahr 2018! - Unsere Sitzung ist hiermit ge-
schlossen.
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Anlage 1

Berichterstattung zu Übersicht 1 - Landtag und
Rechnungshof
Einzelplan 01 - Landtag
(Berichterstatter: Abg. Hans (CDU))
Die Gesamteinnahmen des Einzelplans 01 im Haus-
haltsjahr 2018 belaufen sich auf 22.900 Euro, was
einen Anstieg von 13.000 Euro gegenüber dem Jahr
2017 bedeutet. Die Gesamtausgaben im Haushalts-
jahr 2018 belaufen sich auf etwa 19,8 Millionen
Euro, was einen Anstieg von rund einer Million Euro
gegenüber dem Jahr 2017 bedeutet.

In Kapitel 01 01 (Landtag) bleiben die Einnahmen
unverändert in Höhe von 4.400 Euro. Die Ausgaben
steigen um 692.900 Euro auf 18,7 Millionen Euro.

Bei den Planstellen ist ein Aufwuchs von zwei Stel-
len zu verzeichnen, während bei den Stellen für Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer ein Anstieg um
eine Stelle zu beobachten ist. Die Anzahl der Auszu-
bildenden bleibt unverändert.

In Kapitel 01 02 (Datenschutz) steigen die Einnah-
men um 13.000 Euro auf 18.500 Euro. Die Ausga-
ben steigen um 322.000 Euro auf 1,20 Millionen
Euro.

Bei den Planstellen ist ein Aufwuchs von vier Stellen
zu verzeichnen, während bei den Stellen für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer keine Veränderung
zu beobachten ist.
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Anlage 2

Berichterstattung zu Übersicht 1 - Landtag und
Rechnungshof
Einzelplan 19 - Rechnungshof des Saarlandes -
und Einzelplan 17 Kapitel 17 19
(Berichterstatter: Abg. Dörr (AfD))
Wir kommen zur Übersicht über die Einnahmen und
Ausgaben des Einzelplans 19 auf Seite 3. Der Rech-
nungshof hat keine Einnahmen. An Ausgaben sind
für 2018 3.320.600 Euro angesetzt.

Wir kommen zu den Personalausgaben auf den Sei-
ten 4 - 6.

Bei den Planstellen haben wir folgende Verände-
rung: Stellensoll 2017 - 38, Stellensoll 2018 - 40, ein
Plus von 2. Eine Stelle wurde neu geschaffen. Hier
frage ich, wofür diese Stelle neu geschaffen worden
ist. - Die auf Seite 6 aufgeführten Stellen für Arbeit-
nehmer sind unverändert.

Wir kommen nun zu den sächlichen Verwaltungs-
ausgaben auf den Seiten 6 - 8. Veränderungen er-
geben sich wie folgt:

Titel 514 01: von 5.500 auf 5.000 Euro - ein Minus
von 500 Euro

Titel 518 02: von 4.500 auf 4.000 Euro - ein Minus
von 500 Euro

Titel 531 01: von 3.500 auf 4.000 Euro - ein Plus von
500 Euro

Titel 534 05: von 1.500 auf 4.000 Euro - ein Plus von
2.500 Euro

Hierbei handelt es sich um Mittel für die Teilnahme
am geplanten Gesundheitskonzept.

Auf Seite 8 erhöhen sich die Investitionen für Erwerb
von Hard- und Software um 1.000 Euro.

Das Kapitel schließt mit 3.320.600 Euro - eine Erhö-
hung um 97.600 Euro.

Wir kommen nun zu Einzelplan 17 Kapitel 17 19
(Zentrale Dienstleistungen im Bereich des Rech-
nungshofs), Seite 45.

Die wesentlichen Veränderungen sind:

Kapitel 518 03: von 128.100 auf 128.700 Euro - ein
Plus von 600 Euro

Kapitel 519 03: von 9.600 auf 7.000 Euro - ein Minus
von 2.600 Euro

Kapitel 537 58: von 40.700 auf 38.900 Euro - ein Mi-
nus von 1.800 Euro

Das Kapitel 17 19 schließt mit 262.600 Euro, eine
Reduzierung um 3.900 Euro.
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Anlage 3

Berichterstattung zu Übersicht 2 - Einzelplan 02 -
Abschnitt Ministerpräsidentin und Staatskanzlei
(Kapitel 02 01 - 02 06) -, Einzelplan 17 Kapitel
17 02 sowie Einzelplan 20 Kapitel 20 02
(Berichterstatter: Abg. Thielen (CDU))
Die Gesamteinnahmen im Haushaltsjahr 2018 be-
laufen sich auf 38,7 Millionen Euro, was einen Rück-
gang von gut 9 Millionen Euro gegenüber dem Jahr
2017 bedeutet. Die Gesamtausgaben im Haushalts-
jahr 2018 belaufen sich auf etwa 332 Millionen Euro,
was einen Rückgang von 4,3 Millionen Euro gegen-
über dem Jahr 2017 bedeutet. Insgesamt ist im Ein-
zelplan 02 ein Abbau von sieben Stellen festzustel-
len, davon zwei planmäßige Beamtinnen und Beam-
te, Richterinnen und Richter sowie fünf Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer.

Die Gesamteinnahmen in Kapitel 02 01 (Minister-
präsidentin und Staatskanzlei) sinken um 40.000
Euro auf 227.300 Euro. Die Gesamtausgaben stei-
gen im Vergleich zum Vorjahr um 98.300 Euro auf
8,10 Millionen Euro. Bei den Planstellen gibt es kei-
ne Veränderungen; Gleiches gilt für die Stellen für
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

Kapitel 02 02 (Allgemeine Bewilligungen) verzeich-
net keine Einnahmen. Die Ausgaben bleiben kon-
stant bei 17.100 Euro.

Die Einnahmen in Kapitel 02 03 (Vertretung des
Saarlandes beim Bund) sinken um 15.800 Euro auf
15.000 Euro. Die Ausgaben steigen um 118.600
Euro auf 1,38 Millionen Euro im Vergleich zum Vor-
jahr. Bei den Planstellen gibt es keine Veränderun-
gen; Gleiches gilt für die Stellen für Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer.

Kapitel 02 05 (Landesarchiv) verzeichnet konstant
bleibende Einnahmen in Höhe von 30.700 Euro. Die
Ausgaben steigen um 3.300 Euro auf 634.400 Euro.
Die Planstellen bleiben unverändert, wohingegen ei-
ne Stelle weniger für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer zu beobachten ist.

In Kapitel 02 06 (IT-Innovationszentrum) sind Mehr-
einnahmen in Höhe von 2.700 Euro zu beobachten,
die zu Gesamtausgaben in Höhe von knapp 1,30
Millionen Euro führen (Verpflichtungsermächtigun-
gen in Höhe von gut einer Millionen Euro). Bei den
Planstellen gibt es keine Veränderungen; Gleiches
gilt für die Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer.

Das Kapitel verzeichnet keine Einnahmen.

Kapitel 17 02 (Zentrale Dienstleistungen im Bereich
der Ministerpräsidentin und der Staatskanzlei) ver-
zeichnet konstant bleibende Einnahmen in Höhe von

15.800 Euro. Die Ausgaben steigen um 47.300 Euro
auf 2,06 Millionen Euro.

In Kapitel 20 02 (Staatliche Hochbaumaßnahmen
im Bereich Ministerpräsidentin und Staatskanzlei)
fallen keine Ausgaben an.
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Anlage 4

Berichterstattung zu Übersicht 2 - Einzelplan 02 -
Abschnitt Wissenschaft, Forschung und Techno-
logie (Kapitel 02 12 - 02 14) -, Einzelplan 20 Kapi-
tel 20 11, 20 21 sowie Kapitel 20 23
(Berichterstatter: Abg. Thul (SPD))
I. Allgemein

Ich erstatte Bericht über die Beratungen des Einzel-
planes 02 zum Abschnitt Wissenschaft, Forschung
und Technologie, zu Kapitel 20 11 (Baumaßnahmen
HTW), 20 21 (Baumaßnahmen UdS) und 20 23
(Baumaßnahmen UKS in Homburg).

Der Regierungsentwurf zum Einzelplan 02 im Be-
reich Wissenschaft, Forschung und Technologie
sieht Einnahmen von rund 38,7 Millionen Euro vor,
das sind rund 9 Millionen weniger als im Vorjahr. Die
Ausgaben belaufen sich auf rund 332,5 Millionen
Euro, was eine Verminderung um rund 4 Millionen
Euro bedeutet.

Das Stellensoll verringert sich um insgesamt 7 auf
1.282 Stellen im Jahr 2018. Im Bereich der planmä-
ßigen Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und
Richter gab es ein Stellenminus von 2. Während im
Bereich der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
ein Minus von 5 Stellen zu verzeichnen war, gab es
im Bereich der Beamtinnen und Beamten auf Wider-
ruf im Vorbereitungsdienst mit 14 keine Verände-
rung.

II. Einnahmen

Die größte Einnahmequelle des Einzelplans 02 sind
nach wie vor die Einnahmen über die Zuweisungen
des Bundes zum Hochschulpakt 2020 in Höhe von
20.869.000 Euro. An weiteren Einnahmen sind die
Zuweisungen des Bundes und der Länder für Leib-
niz-Einrichtungen in Höhe von insgesamt
11.403.600 Euro veranschlagt. Die Einnahmen im
Kapitel 20 21 im Bereich Hochbaumaßnahmen der
Universität betragen insgesamt 25.628.000 Euro,
was einer Erhöhung von 2.713.000 Euro entspricht.

Im Kapitel 20 11 Baumaßnahmen HTW beläuft sich
der Beitrag der HTW zur Finanzierung von Sanie-
rungsmaßnahmen an den Standorten Rotenbühl
und Alt-Saarbrücken sowie zur Finanzierung des
Umbaus „Haus der Gesundheit“ auf insgesamt
3.598.000 Euro. Die Einnahmen erhöhen sich somit
um 1.651.000 Euro. Die Einnahmen im Kapitel 20 21
im Bereich Hochbaumaßnahmen der Universität be-
tragen insgesamt 25.628.000 Euro, was einer Erhö-
hung von 2.713.000 Euro entspricht.

III. Ausgaben

Bei den Ausgaben ist im Kapitel 02 12 zuvorderst
der Zentrale Finanzierungsfonds zum Hochschul-

pakt 2020 in Höhe von 23.215.200 Euro zu nennen,
der sich um 7.237.800 Euro verringert hat. Der An-
teil des Landes an der Finanzierung für Zuwendun-
gen an Forschungsinstitute außerhalb von Hoch-
schulen beträgt 2018 insgesamt 17.115.600 Euro
und steigt um 2.835.200 Euro. Die Zuwendungen an
Leibniz-Einrichtungen betragen insgesamt
20.723.000 Euro und haben sich somit leicht um
338.800 Euro erhöht. Die Zuwendungen zur Innova-
tions- und Technologieförderung betragen insge-
samt 3.893.500 Euro und bleiben somit unverändert.

Die Gesamtausgaben im Kapitel 20 11 „Hochbau-
maßnahmen der HTW“ betragen 6.062.700 Euro
und erhöhen sich somit um 1.522.500 Euro. Die Ge-
samtausgaben im Kapitel 20 21 „Hochbaumaßnah-
men der Universität“ betragen 21.160.000 Euro.
Daraus ergibt sich ein Mehr von 1.050.000 Euro.

Die Gesamtausgaben im Bereich des Universitätskli-
nikums des Saarlands in Homburg im Kapitel 20 23
betragen 4.536.000 Euro, verringern sich also um
765.000 Euro.

IV. Abänderungsanträge

Die Koalitionsfraktionen haben einen Abänderungs-
antrag zum Einzelplan 02 für den Bereich Förderung
der wirtschaftsnahen Infrastruktur in Höhe von
100.000 Euro auf nunmehr 665.200 Euro gestellt,
der mehrheitlich vom Ausschuss angenommen wur-
de.

Die vorgelegten Abänderungsanträge der Oppositi-
onsparteien wurden mehrheitlich abgelehnt.

Die Beschlussfassung des Ausschusses für Finan-
zen und Haushaltsfragen liegt schriftlich vor.
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Anlage 5

Berichterstattung zu Übersicht 3 - Ministerium
für Inneres, Bauen und Sport
Einzelplan 03 - Ministerium für Inneres, Bauen
und Sport -, Einzelplan 17 Kapitel 17 03 und Ein-
zelplan 20 Kapitel 20 03, 20 06 und 20 10
(Berichterstatterin: Abg. Baltes (SPD))
1. Allgemein
Ich erstatte Bericht über die Beratungen des Einzel-
planes 03 für den Geschäftsbereich des Ministeri-
ums für Inneres, Bauen und Sport, die Kapitel 17 03
(Zentrale Dienstleistungen) und 20 03 (Baumaßnah-
men).

Der Regierungsentwurf zum Einzelplan 03 sieht Ein-
nahmen von rund 25,7 Millionen Euro vor. Die Aus-
gaben belaufen sich auf rund 317 Millionen Euro,
was eine Minderung von rund 40.000 Euro bedeutet.

Es gibt eine Veränderung der Planstellen bei der
Vollzugspolizei. Im Bereich der Polizeivollzugsbeam-
tinnen und -beamten gibt es eine Kürzung von 36
Stellen. Beim Verwaltungspersonal gibt es eine Kür-
zung von 7 Stellen und bei den Stellen für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer fallen 12 Stellen
weg.

2. Einnahmen
Die größte Einnahmequelle des Einzelplans, sind
nach wie vor die Einnahmen von Geldstrafen, Geld-
bußen und Gerichtskosten des Landesverwaltungs-
amtes im Kapitel 03 31 Titel 112 01 in Höhe von
8.420.000 Euro. Die Gesamteinnahmen in Kapitel
03 31 belaufen sich auf 9.816.600 Euro.

Bei der Stadtentwicklung und Stadterneuerung im
Kapitel 03 06 in den Titelgruppen 71 bis 90 werden
insgesamt 9,2 Millionen einschließlich Bundesanteile
weitergeführt. In Kapitel 03 06 wurde der Titel 331
90 zur Förderung von städtebaulichen Maßnahmen
im Programmteil „Investitionspakt Soziale Integration
im Quartier“ mit 387.000 Euro neu eingestellt.

3. Ausgaben
Unter Kapitel 03 02 wurden die Titel 684 85 - Zu-
schüsse für den Verein „Notfallseelsorge und Kri-
senintervention im Saarland e. V.“ - mit 10.000 Euro
und der Titel 686 93 - Zuwendungen an Sport trei-
bende Vereine zu besonderen sportlichen Veranstal-
tungen mit überregionalem Stellenwert - mit 370.000
Euro neu eingestellt.

In folgenden Kapiteln wurden die Titel erhöht: In Ka-
pitel 03 12 (Vollzugspolizei) wurde der Titel 537 61 -
Aufträge an Dritte im Rahmen des DV-Einsatzes -
im Bereich der Sicherheit in der deutsch-französi-

schen Grenzregion um 1,03 Millionen auf 2,4 Millio-
nen Euro erhöht.

In Einzelplan 17 Kapitel 17 03 kam es bei den säch-
lichen Verwaltungsaufgaben zu einer Aufstockung
bei der Bewirtschaftung der Grundstücke, einmal im
Bereich des Ministeriums für Inneres und Sport un-
ter Titel 517 03 von 123.000 Euro und zum anderen
im Bereich der Fachhochschule für Verwaltung unter
dem Titel 517 14 die Summe von 178.000 Euro.

In Einzelplan 20 Kapitel 20 03 kam bei den Ausga-
ben für Investitionen eine Kürzung von 650.000 Euro
beim Titel 735 09 - Polizeiinspektion Völklingen:
Herrichtung Postgebäude und Hofsanierung -, und
der Titel 735 10 - Sanierung Unterkünfte der Lan-
desaufnahmestelle Lebach - wurde ebenfalls um 1,5
Millionen Euro gekürzt.

4. Abänderungsanträge
Die Koalitionsfraktionen haben Abänderungsanträge
zum Einzelplan 03 in folgenden Bereichen einge-
bracht: Ehrungen und Auszeichnungen - Anerken-
nungskultur Ehrenamt in Höhe von 150.000 Euro
(Kapitel 03 02 Titel 681 03), Zuwendungen an Sport
treibende Vereine zu besonderen sportlichen Veran-
staltungen mit überregionalem Stellenwert in Höhe
von 150.000 Euro (Kapitel 03 02 Titel 686 93), Un-
terstützung der Einrichtung von Ersthelfersystemen
in Höhe von 5.000 Euro (Kapitel 03 02 Titel 684 83)
und Beiträge an Verbände, Gemeinschaften, Orga-
nisationen usw. in Höhe von 10.000 Euro (Kapitel
03 02 Titel 685 01).

Alle Abänderungsanträge der Koalitionsfraktionen
wurden mehrheitlich angenommen.

Die vorgelegten Abänderungsanträge der Oppositi-
onsparteien wurden mehrheitlich abgelehnt.

Die Beschlussfassung des Ausschusses für Finan-
zen und Haushaltsfragen liegt schriftlich vor.

Landtag des Saarlandes - 16. Wahlperiode - 9. Sitzung am 04./05. Dezember 2017

481



Anlage 6

Berichterstattung zu Übersicht 9 - Ministerium
der Justiz und Verfassungsgerichtshof des Saar-
landes
Einzelplan 10 - Ministerium der Justiz -, Einzel-
plan 17 Kapitel 17 10 und Einzelplan 20 Kapitel
20 10 sowie Einzelplan 18 - Verfassungsgerichts-
hof
(Berichterstatterin: Abg. Eder-Hippler (SPD))
I. Allgemein
Ich erstatte Bericht über die Beratungen des Einzel-
planes 10 für den Geschäftsbereich des Ministeri-
ums der Justiz, die Kapitel 17 10 (Zentrale Dienst-
leistungen), 20 10 (Baumaßnahmen) und Einzel-
plan 18 für den Geschäftsbereich des Verfassungs-
gerichtshofs des Saarlandes.

Der Regierungsentwurf zum Einzelplan 10 sieht Ein-
nahmen von rund 57 Millionen Euro vor, das sind
rund 435.000 Euro weniger als im Vorjahr. Die Aus-
gaben belaufen sich auf rund 206 Millionen Euro,
was eine Steigerung um rund eine Million Euro be-
deutet.

Das Stellensoll verringert sich um insgesamt 17 auf
2.077 Stellen im Jahr 2018. Im Bereich der planmä-
ßigen Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und
Richter gab es mit 1.531 Stellen keine Veränderung.
Während im Bereich der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer ein Minus von 17 Stellen und bei den
Auszubildenden ein Minus von 21 Stellen zu ver-
zeichnen war, gab es im Bereich der Beamtinnen
und Beamten im Vorbereitungsdienst mit 87 Stellen
keine Veränderung.

II. Einnahmen
Die Verwaltungseinnahmen erhöhen sich um
400.000 Euro sowie die übrigen Einnahmen um
35.000 Euro.

Die größte Einnahmequelle des Einzelplans sind
nach wie vor die Einnahmen von Gerichtskosten der
ordentlichen Gerichte und Staatsanwaltschaften im
Kapitel 10 03, Titel 111 03 051, in Höhe von
38.000.000 Euro.

Im Kapitel 10 02 wurde der Titel 282 01 051 - Zu-
schüsse der Deutsch-Französischen Hochschule für
die Förderung des Projekts „Kooperation zwischen
dem Ministerium der Justiz des Saarlandes und der
Pariser Anwaltskammer zur Referendarausbildung“ -
mit 35.000 Euro neu eingestellt.

III. Ausgaben
Die sächlichen Verwaltungsausgaben erhöhen sich
um rund 1,6 Millionen Euro sowie die Personalaus-
gaben um 416.400 Euro. Während auch die Aufwen-

dungen für Zuweisungen und Zuschüsse für laufen-
de Zwecke um 61.000 Euro steigen, vermindern sich
die Ausgaben für Investitionen um rund eine Million
Euro.

IV. Abänderungsanträge
Die Koalitionsfraktionen haben Abänderungsanträge
zum Einzelplan 10 für den Bereich Durchführung
von Tagungen und Konferenzen in Höhe von 10.000
Euro (Titel 533 01), den Bereich Geschäftsbedarf
und Kommunikation sowie Geräte, Ausstattungs-
und Ausrüstungsgegenstände, sonstige Gebrauchs-
gegenstände in Höhe von 15.000 Euro (Titel
511 77), den Bereich Aufwendungen für Zeitange-
stellte in Höhe von 100.000 Euro (Titel 427 01) so-
wie Aus- und Fortbildung der Bediensteten in Höhe
von 3.000 Euro (Titel 525 01) eingebracht, die mehr-
heitlich vom Ausschuss angenommen wurden.

Die vorgelegten Abänderungsanträge der Oppositi-
onsparteien wurden mehrheitlich abgelehnt.

Die Beschlussfassung des Ausschusses für Finan-
zen und Haushaltsfragen liegt schriftlich vor.
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Anlage 7

Berichterstattung zu Übersicht 7 - Ministerium
für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Verkehr
Einzelplan 08 - Ministerium für Wirtschaft, Arbeit,
Energie und Verkehr -, Einzelplan 17 Kapi-
tel 17 08 und Einzelplan 20 Kapitel 20 31
(Berichterstatter: Abg. Wegner (CDU))
Die Gesamteinnahmen im Haushaltsjahr 2018 be-
laufen sich auf 72,9 Millionen Euro, was einen An-
stieg von 5,70 Millionen Euro gegenüber dem Jahr
2017 bedeutet. Die Gesamtausgaben im Haushalts-
jahr 2018 belaufen sich auf etwa 219 Millionen Euro,
was einen Anstieg von 16,1 Millionen Euro gegen-
über dem Jahr 2017 bedeutet.

In Kapitel 08 01 (Ministerium für Wirtschaft, Arbeit,
Energie und Verkehr) steigen die Einnahmen um
9.500 Euro auf 336.900 Euro. Die Ausgaben steigen
um 883.400 Euro auf rund 17,0 Millionen Euro. Bei
den Planstellen ist ein Aufwuchs von sieben Stellen
zu verzeichnen, während bei den Stellen für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer ein Rückgang um
eine Stelle zu beobachten ist.

Kapitel 08 02 (Allgemeine Bewilligungen) erzielt
nach wie vor keine Einnahmen. Die Gesamtausga-
ben steigen um 2.000 Euro auf 417.500 Euro im
Jahr 2018.

Die Einnahmen in Kapitel 08 03 (Förderung der
Wirtschaft) gehen um eine knappe Million Euro auf
6,47 Millionen Euro zurück. Die Ausgaben steigen
um 204.900 Euro auf 38,7 Millionen Euro. Es beste-
hen Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von
25,78 Millionen Euro. Die Anzahl der Planstellen so-
wie die der Stellen für Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer bleibt unverändert.

Die Einnahmen in Kapitel 08 04 (Förderung des
Verkehrs) steigen um 7,28 Millionen Euro auf
40,5 Millionen Euro an. Die Ausgaben belaufen sich
auf 53,3 Millionen Euro. Dies bedeutet einen Anstieg
von 6,98 Millionen Euro im Vergleich zum Vorjahr.
Es bestehen Verpflichtungsermächtigungen in Höhe
von 5,74 Millionen Euro.

In Kapitel 08 06 (EU-Programme und -Gemein-
schaftsinitiativen) sinken die Einnahmen um gut eine
Millionen Euro auf circa 12,0 Millionen Euro. Die
Ausgaben steigen um 2,10 Millionen Euro auf
22,3 Millionen Euro. Es bestehen Verpflichtungser-
mächtigungen in Höhe von 29,9 Millionen Euro.

Die Einnahmen des Kapitels 08 07 (Berghoheitsver-
waltung) betragen 125.100 Euro und sinken somit
um 56.000 Euro. Die Ausgaben steigen um 48.300
Euro auf 1,90 Millionen Euro. Bei den Planstellen ist
ein Aufwuchs von einer Stelle zu verzeichnen, wäh-
rend bei den Stellen für Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer ein Rückgang um eine Stelle zu beob-
achten ist.

Die Einnahmen in Kapitel 08 08 (Maßnahmen zur
Förderung des Arbeitsmarkts) betragen unverändert
9,45 Millionen Euro. Die Ausgaben steigen um
530.000 Euro auf circa 17,0 Millionen Euro. Es
bestehen Verpflichtungsermächtigungen in Höhe
von 6,1 Millionen Euro.

Kapitel 08 09 (Energie) weist einen Anstieg der Ein-
nahmen um 490.000 Euro auf 3,98 Millionen Euro
auf. Die Ausgaben steigen um 620.100 Euro auf
4,93 Millionen Euro. Es bestehen Verpflichtungser-
mächtigungen in Höhe von 1,5 Millionen Euro.

Die Ausgaben in Kapitel 08 12 (Landesbetrieb für
Straßenbau) steigen um 4,76 Millionen Euro auf
63,3 Millionen Euro an. Es bestehen Verpflichtungs-
ermächtigungen in Höhe von 47,8 Millionen Euro.
Bei den Planstellen ist ein Aufwuchs von zwei Stel-
len zu verzeichnen, während bei den Stellen für Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer ein Rückgang
um vier Stellen zu beobachten ist. Die Anzahl der
Auszubildenden bleibt unverändert.

Die Einnahmen im Kapitel 17 08 (Zentrale Dienst-
leistungen im Bereich des Ministeriums für Wirt-
schaft, Arbeit, Energie und Verkehr) bleiben unver-
ändert bei null, während die Ausgaben um 58.600
Euro auf 4,16 Millionen Euro sinken.

Kapitel 20 31 (Straßenbaumaßnahmen) enthält we-
der bei Einnahmen noch bei Ausgaben Mittelansät-
ze.
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Anlage 8

Berichterstattung zu Übersicht 5 - Ministerium
für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie
Einzelplan 05 - Ministerium für Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie und Einzelplan 17 Kapi-
tel 17 05
(Berichterstatter: Abg. Speicher (CDU))
Die Gesamteinnahmen im Haushaltsjahr 2018 be-
laufen sich auf knapp 12,3 Millionen Euro, was einen
Rückgang von gut 6,8 Millionen Euro gegenüber
dem Jahr 2017 bedeutet. Die Gesamtausgaben im
Haushaltsjahr 2018 belaufen sich auf knapp 400 Mil-
lionen Euro, was einen Anstieg von circa 30 Millio-
nen Euro gegenüber dem Jahr 2017 bedeutet. Ins-
gesamt ist im Einzelplan 05 ein Zuwachs von zwölf
Stellen festzustellen, davon elf planmäßige Beamtin-
nen und Beamte, Richterinnen und Richter sowie ei-
ne Arbeitnehmerin bzw. ein Arbeitnehmer.

In Kapitel 05 01 (Ministerium für Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie) sinken die Einnahmen ge-
genüber dem Vorjahr um 15.000 Euro auf 190.500
Euro. Die Gesamtausgaben sinken um 1,40 Millio-
nen Euro auf circa 14,7 Millionen Euro. Im Jahr 2018
erfolgt die Minderung um eine Planstelle bzw. um
zehn weniger Stellen für Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer.

In Kapitel 05 02 (Allgemeine Bewilligungen) sinken
die Einnahmen im Vergleich zum Vorjahr um 11.000
Euro auf 1,34 Millionen Euro. Die Gesamtausgaben
des Kapitels sinken um 221.500 Euro auf 7,72 Millio-
nen Euro. Zu erwähnen sind außerdem die Ver-
pflichtungsermächtigungen in Höhe von 8,46 Millio-
nen Euro. Weder bei den Planstellen noch bei den
Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gibt
es Veränderungen.

Kapitel 05 03 (Frauenpolitik) verzeichnet wie im
Vorjahr keine Einnahmen. Die Ausgaben steigen im
Vergleich zum Vorjahr um 306.700 Euro auf circa
2,77 Millionen Euro.

In Kapitel 05 04 (Förderung der Familie) ist ein Ein-
nahmenzuwachs von 627.500 Euro festzustellen,
was dem Betrag der Zuweisung des Bundes „Bun-
desinitiative Netzwerke Frühe Hilfen und Familien-
hebammen“ vollständig entspricht. Die Gesamtaus-
gaben des Kapitels steigen auf nun 1,66 Millionen
Euro um 1,08 Millionen Euro, wovon die Hälfte für
die angesprochene Bundesinitiative verausgabt
wird.

In Kapitel 05 05 (Jugendpolitik) beobachten wir Ein-
nahmen in Höhe von 680.000 Euro; dies entspricht
einem Zuwachs von 200.000 Euro. In diesem Kapi-
tel fallen Mehrausgaben in Höhe von 3,28 Millionen

Euro an; die Gesamtausgaben steigen somit auf
11,6 Millionen Euro.

Die Einnahmen in Kapitel 05 06 (Landesjugendamt)
sinken aufgrund der gesetzlichen Neuregelung der
Zuständigkeit im Bereich unbegleitete minderjährige
Flüchtlinge um 9 Millionen Euro auf null. Die Ausga-
ben des Kapitels steigen im Vergleich zum Vorjahr
um 3,45 Millionen Euro auf 6,93 Millionen Euro.

In Kapitel 05 07 (Landesinstitut für präventives Han-
deln - Saar (LPH)) sind wie im Vorjahr keine Einnah-
men festzustellen. Die Gesamtausgaben steigen um
49.200 Euro auf circa 1,75 Millionen Euro. Im Jahr
2018 erfolgt ein Anstieg um eine Planstelle bzw. ei-
ne Minderung um eine Stelle für Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer.

Die Einnahmen in Kapitel 05 08 (Gesundheitswe-
sen) steigen um 20.000 Euro auf 200.000 Euro. Im
Vergleich zum Vorjahr steigen die Gesamtausgaben
um circa 600.000 Euro auf 4,39 Millionen Euro.

Die Einnahmen in Kapitel 05 09 (Sozial- und Alten-
politik) stiegen um 1.000 Euro auf 2.500 Euro. Im
Vergleich zum Vorjahr steigen die Gesamtausgaben
um 237.600 Euro auf etwa 1,79 Millionen Euro.

In Kapitel 05 10 (Krebsregister, Epidemiologische
Studien) steigen die Einnahmen um 78.200 Euro auf
1,42 Millionen Euro. Die Gesamtausgaben steigen
im Vergleich zum Vorjahr um 84.800 Euro auf 1,49
Millionen Euro.

Die Gesamteinnahmen in Kapitel 05 12 (Leistungen
nach dem Krankenhausgesetz) steigen um 1,25 Mil-
lionen Euro auf 7,83 Millionen Euro an. Die Ausga-
ben steigen im Vergleich zum Vorjahr um 4,00 Mil-
lionen auf 32,5 Millionen Euro an.

Die Gesamtausgaben in Kapitel 05 13 (Landesamt
für Soziales) belaufen sich auf 309 Millionen Euro;
dies ist ein Anstieg von 18,4 Millionen Euro im Ver-
gleich zum Vorjahr. Im Jahr 2018 erfolgt ein Anstieg
um elf Planstellen bzw. um zwölf Stellen für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer; die Anzahl der Aus-
zubildenden bleibt konstant hoch (drei). In diesem
Kapitel fallen keine Einnahmen an.

Die Gesamtausgaben in Kapitel 05 14 (Demografi-
scher Wandel) bleiben konstant in Höhe von 99.000
Euro.

Die Einnahmen in Kapitel 17 05 (Zentrale Dienst-
leistungen im Bereich des Ministeriums für Soziales,
Gesundheit, Frauen und Familie) sinken um 8.500
Euro auf 6.000 Euro im Jahr 2018. Die Gesamtaus-
gaben des Kapitels steigen um 516.700 Euro auf
3,49 Millionen Euro an.
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Anlage 9

Berichterstattung zu Übersicht 6 - Ministerium
für Bildung und Kultur
Einzelplan 06 - Ministerium für Bildung und Kul-
tur -, Einzelplan 17 Kapitel 17 06 und Einzel-
plan 20 Kapitel 20 06, Kapitel 20 12 sowie Kapitel
20 27
(Berichterstatter: Abg. Renner (SPD))
I. Allgemein
Ich erstatte Bericht über die Beratungen des Einzel-
planes 06 für den Geschäftsbereich des Ministeri-
ums für Bildung und Kultur, die Kapitel 17 06 (Zen-
trale Dienstleistungen), 20 06 (Baumaßnahmen),
20 12 (Baumaßnahmen der künstlerischen Hoch-
schulen) und Kapitel 20 27 (Investitionshilfen zum
Bau nichtstaatlicher Schulen).

Der Regierungsentwurf zum Einzelplan 06 sieht Ein-
nahmen von rund 5,2 Millionen Euro vor, das bedeu-
tet ein Mehr von rund 3,5 Millionen Euro. Die Ausga-
ben belaufen sich auf knapp über 1 Milliarde Euro,
das bedeutet ein Mehr von knapp 30 Millionen Euro
im Vergleich zu 2017.

Das Stellensoll erhöht sich um 133 Stellen auf ins-
gesamt 8.497 Stellen in 2018. Im Bereich der plan-
mäßigen Beamtinnen und Beamten, Richterinnen
und Richter gab es einen Stellenzuwachs von 143.
Die Stellen bei den Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern verringern sich um 10. Bei den Beamtin-
nen und Beamten im Vorbereitungsdienst gab es mit
525 Stellen und bei den Auszubildenden mit 5 Stel-
len keine Veränderungen im Vergleich zum Vorjahr.

II. Einnahmen
Die größte Einnahmequelle des Einzelplans sind
nach wie vor Zuweisungen des Bundes im Kapitel
06 02, Titel 231 06 und 231 07. Hier wurden dem
Land einmal Mittel zu Modellversuchen von 488.000
Euro und einmal Zuweisungen des Bundes nach
dem Entflechtungsgesetz in Höhe von 235.000 Euro
zugewiesen.

III. Ausgaben
Bei den Ausgaben sind die allgemeinen Bewilligun-
gen zu nennen, die sich um knapp 4,5 Millionen
Euro auf nun rund 370 Millionen Euro erhöht haben.
Die Ausgaben für Investitionen steigen um 1,1 Millio-
nen Euro auf nun 14,5 Millionen Euro in 2018.

Auf der Ausgabenseite sind folgende Titel im Detail
zu nennen: Im Kapitel 06 02 ist der Titel 429 02 -
Austauschmaßnahmen im Rahmen der Frankreichs-
trategie mit einem HH-Ansatz von 65.000 Euro neu
eingefügt worden. Beim Titel 671 04 - Erstattung von
Ausgaben für schulvorbereitenden Förderunterricht
(Früh Deutsch Lernen) - bleibt es bei dem HH-An-

satz des Vorjahres in Höhe von 6 Millionen Euro,
auch in der mittelfristigen Finanzplanung. Da diese
HH-Mittel im Zusammenhang mit der schulischen
Unterbringung minderjähriger Flüchtlinge nicht aus-
reichen werden, sind in Kapitel 21 02 Titel 971 03
weitere 3,5 Millionen Euro für Sprachfördermaßnah-
men vorgesehen. Der Titel 684 21 - Finanzhilfen und
Zuschüsse an Privatschulen - wird gegenüber dem
Vorjahr um 780.600 Euro auf 46.903.600 Euro im
HH-Jahr 2018 aufgrund von Tarifsteigerungen und
wegen anstehender, zum Teil umfangreicher Sanie-
rungsmaßnahmen erhöht.

Im Kapitel 06 05 erhöht sich der Titel 538 01 - Beför-
derungskosten für Schüler der Staatlichen Förder-
schulen - um 450.000 Euro auf 4.250.000 Euro.
Grund sind steigende Kosten aufgrund der Anwen-
dung des Tariftreuegesetzes. Auch die Zahl der Ein-
zeltransporte ist gestiegen, was zu Mehrkosten füh-
ren wird. Im Zusammenhang mit der Einrichtung von
Sprachförderklassen zum Schuljahresbeginn
2018/2019 wurde der Titel 633 01 - Erstattungen an
Gemeinden für Sprachförderklassen - neu eingerich-
tet und für 2018 wurden HH-Mittel in Höhe von
300.000 Euro (5/12tel) veranschlagt. Für die Folge-
jahre sind im Rahmen der mittelfristigen Finanzpla-
nung 700.000 Euro vorgesehen.

Im Kapitel 06 09 wurde der Titel 427 21 - Aufwen-
dungen für nebenamtlich und nebenberuflich Tätige
- um 65.000 Euro auf 420.000 Euro im HH-Jahr
2018 erhöht. Der Mehrbedarf ergibt sich wegen zu-
sätzlicher Fortbildungsangebote für die Projekte Ge-
sunde Schule, Schule leiten, Inklusion an weiterfüh-
renden Schulen, Kulturelle Bildung sowie Medienbil-
dung. Ebenfalls neu eingerichtet wurde der Einnah-
metitel 282 02 „Förderbeiträge Dritter für Projekte“
im Zusammenhang mit der Förderung des Projektes
„Kultur leben!“ durch die Mercator Stiftung GmbH.

Im Kapitel 06 11 wurde der Ansatz bei Titel 427 21 -
Aufwendungen für nebenamtlich und nebenberuflich
Tätige - auf den ursprünglichen HH-Ansatz von
227.000 Euro gekürzt, weil befristete Verträge, die
wegen der Flüchtlingssituation abgeschlossen wur-
den, inzwischen ausgelaufen sind bzw. die Bedarfs-
deckung durch die Schaffung zusätzlicher Planstel-
len erfolgt ist. Der Titel 671 02 - Zuschüsse zu Pro-
jekten in besonderen sozialen Brennpunkten - wurde
mit einem HH-Ansatz von 150.000 Euro neu einge-
richtet.

Im Kapitel 06 23 wurde der Titel 681 34 - Festival
LOOSTIK - neu eingerichtet mit einem HH-Ansatz
von 20.000 Euro.

Im Kapitel 06 25 wurde der Titel 684 65 - Durchfüh-
rung von Vorbereitungskursen auf schulische Ab-
schlüsse - um 30.000 Euro auf 300.000 Euro erhöht.
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Grund sind steigende Kurszahlen bei der Beteiligung
am ESF-Programm „Grundbildung und Alphabetisie-
rung 2014 - 2020“. Auch wurde der Ansatz bei Titel
684 66 (Modellversuche) um 11.000 Euro auf
47.000 Euro erhöht wegen steigender Kosten für
das Sicherheitskonzept im Rahmen des Lernfestes
sowie wegen Ausweitung von Tai Chi-Angeboten in
Schulen und in Kindertagesstätten.

In Kapitel 06 27 wurde der Titel 685 01 - Förderung
der Stiftung für die deutsch-französische kulturelle
Zusammenarbeit - um 40.000 Euro auf 152.500
Euro ab dem HH-Jahr 2018 erhöht wegen gestiege-
nem Personalkostenbedarf, auch im Hinblick auf die
Frankreichstrategie der saarländischen Landesre-
gierung.

Das Kapitel 06 29 - Frühkindliche Bildung und Be-
treuung - steigt um knapp 8,5 Millionen Euro auf nun
über 104 Millionen Euro in 2018. Bei der Titelgruppe
73 - Zuschüsse zu den Personalkosten für Kitas -
wird es in den Folgejahren zu Aufwüchsen kommen,
auch bezüglich der Entlastung der Eltern, die sich
bisher mit 25 Prozent Elternbeiträgen an den Perso-
nalkosten beteiligen. Das Land entlastet die Eltern
um 6 Prozent (Elternbeitrag dann 19 Prozent) und
übernimmt die damit verbundenen Kosten in 3 Tran-
chen zu jeweils 2 Prozent, beginnend mit dem Kin-
dergartenjahr 2018/2019. Neben diesem Effekt führt
auch die gestiegene und nach wie vor anhaltende
Inanspruchnahme von Ganztagesplätzen sowohl bei
Krippen- als auch bei Kindergartenkindern zu einem
höheren Personalisierungs-bedarf und damit zu ins-
gesamt höheren Personalkosten. In der Titelgruppe
80 - Investitionsausgaben für die Schaffung zusätzli-
cher Plätze - werden im HH-Jahr 2018 HH-Mittel in
Höhe von 7 Millionen Euro veranschlagt, das heißt
eine Erhöhung um 1 Million Euro gegenüber dem
Vorjahr. Der Bund hat ein neues Investitionspro-
gramm aufgelegt (Kinderbetreuungsfinanzierung
2017 - 2020) in Höhe von insgesamt 11,5 Millionen
Euro, verteilt auf die HH-Jahre 2017 bis 2020 (in
2017: 2.313.673 Euro, in 2018 bis 2020 jeweils
3.071.250 Euro).

Das Kapitel 17 06 (Zentrale Dienstleistungen)
schließt mit Gesamteinnahmen in Höhe von 37.000
Euro und Ausgaben in Höhe von 5.411.800 Euro ab.
Bei den Einnahmen bedeutet dies eine Erhöhung
von 9.000 Euro gegenüber dem Vorjahr, bei den
Ausgaben eine Minderausgabe von 21.700 Euro.

Das Kapitel 20 06 (Staatliche Hochbaumaßnahmen)
schließt mit Ausgaben in Höhe von 1.700.000 Euro
ab. Dies bedeutet bei den Ausgaben eine Erhöhung
von 200.000 Euro.

Das Kapitel 20 12 (Baumaßnahmen der künstleri-
schen Hochschulen) schließt mit Ausgaben in Höhe
von 900.000 Euro ab. Dies bedeutet bei den Ausga-
ben eine Erhöhung von 100.000 Euro.

Das Kapitel 20 27 (Investitionshilfen zum Bau nicht-
staatlicher Schulen) schließt mit Ausgaben in Höhe
von 2.940.000 Euro ab. Dies bedeutet bei den Aus-
gaben eine Erhöhung von 1.577.000 Euro.

IV. Abänderungsanträge
Die Koalitionsfraktionen haben Abänderungsanträge
zum Einzelplan 06 für den Bereich der Förderung
der Grundbildung im Jugendstraf- und Jugendarrest-
vollzug in Höhe von 60.000 Euro (Titel 538 96) so-
wie bei den Ausgaben für Werkverträge in Höhe von
150.000 Euro (Titel 546 91) eingebracht, die mehr-
heitlich vom Ausschuss angenommen wurden. Da-
neben wurden die Zuschüsse zur Pflege der
Deutsch-Amerikanischen Beziehungen um 5.000
Euro (Titel 686 36) sowie die Geräte der Ausstat-
tungs- und Ausrüstungsgegenstände um 45.000
Euro (Titel 812 81) eingebracht, die mehrheitlich
vom Ausschuss angenommen wurden. Bei der
Hochschule der Bildenden Künste wurden die Ent-
gelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer um
135.000 Euro (Titel 428 01) sowie bei der Kunst-
und Kulturpflege die Zuschüsse zur pädagogischen
Filmarbeit um 6.000 Euro (Titel 686 40) eingebracht
und vom Ausschuss mehrheitlich angenommen. Bei
der Kunst- und Kulturpflege wurde zudem der Titel
686 39 - Kulturelle Bildung für Kinder und Jugendli-
che - in Höhe von 75.000 Euro, der Titel 685 40 -
Förderung der Kunstschulen - um 10.000 Euro und
der Titel 686 50 - Zuschuss an Kinder- und Jugend-
theater - um 30.000 Euro eingebracht und vom Aus-
schuss mehrheitlich angenommen.

Die vorgelegten Abänderungsanträge der Oppositi-
onsparteien wurden mehrheitlich abgelehnt.

Die Beschlussfassung des Ausschusses für Finan-
zen und Haushaltsfragen liegt schriftlich vor.
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Anlage 10

Berichterstattung zu Übersicht 4 - Ministerium
für Finanzen und Europa und Allgemeine Finanz-
verwaltung
Einzelplan 04 - Ministerium für Finanzen und
Europa und Einzelplan 21 - Allgemeine Finanz-
verwaltung
(Berichterstatter: Abg. Funk (CDU))
Im Einzelplan 04 belaufen sich die Gesamteinnah-
men im Haushaltsjahr 2018 auf 17,8 Millionen Euro,
was einen Anstieg von rund einer Million Euro ge-
genüber dem Jahr 2017 bedeutet. Die Gesamtaus-
gaben im Haushaltsjahr 2018 belaufen sich auf
115,9 Millionen Euro, was einen Anstieg von 5,55
Millionen Euro gegenüber dem Jahr 2017 bedeutet.
Insgesamt weist das Personalsoll des Einzelplans
ein Minus von 142 Stellen auf, davon 66 planmäßige
Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter
sowie 76 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

In Kapitel 04 01 (Ministerium für Finanzen und
Europa) fallen Mehreinnahmen in Höhe von 13.500
Euro an; dies bedeutet einen Anstieg auf 153.000
Euro. Die Gesamtausgaben in diesem Kapitel sin-
ken um knapp 600.000 auf 11,9 Millionen Euro. Es
bestehen Verpflichtungsermächtigungen in Höhe
von 1,60 Millionen Euro. Bei den Planstellen ist ein
Rückgang von 17 Stellen zu verzeichnen; die Anzahl
der Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
sinkt um insgesamt sieben Stellen.

Kapitel 04 02 (Allgemeine Bewilligungen) weist
durch den Rückgang der Einnahmen um 25.000
Euro Gesamteinnahmen in Höhe von null Euro aus.
Die Ausgaben gehen um 65.200 Euro auf 42.300
Euro zurück.

Die Gesamteinnahmen in Kapitel 04 04 (Finanzäm-
ter) steigen um 1,35 Millionen Euro auf 15,9 Millio-
nen Euro. Die Ausgaben steigen um 5,46 Millionen
Euro auf rund 87,0 Millionen Euro. Bei den Planstel-
len ist ein Rückgang von 20 Stellen zu verzeichnen;
die Anzahl der Stellen für Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer sinkt um insgesamt zwölf Stellen.

Die Gesamteinnahmen in Kapitel 04 11 (Landesamt
für Zentrale Dienste) sinken um 333.000 Euro auf
1,66 Millionen Euro. Die Gesamtausgaben steigen
um 326.000 Euro auf 11,2 Millionen Euro. Bei den
Planstellen ist ein Aufwuchs von fünf Stellen zu ver-
zeichnen; die Anzahl der Stellen für Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer steigt um insgesamt zehn
Stellen.

Kapitel 04 12 (Landesamt für zentrale Dienste - Amt
für Bau und Liegenschaften) verzeichnet weder Ein-
nahmen noch Ausgaben. Bei den Planstellen ist ein
Rückgang von 37 Stellen zu verzeichnen; die Anzahl

der Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
sinkt um insgesamt 70 Stellen.

Kapitel 04 13 (Landesamt für Zentrale Dienste -
Statistisches Amt) verzeichnet keine Einnahmen.
Die Ausgaben steigen um 433.600 Euro auf 5,77
Millionen Euro. Bei den Planstellen ist ein Mehr von
einer Stelle zu verzeichnen, während die Anzahl der
Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer um
insgesamt vier Stellen sinkt.

Kapitel 04 21 (Landesamt für IT-Dienstleistungen
(IT-Dienstleistungszentrum, IT-DLZ)) verzeichnet
weder Einnahmen noch Ausgaben. Bei den Plan-
stellen ist ein Mehr von zwei Stellen zu verzeichnen,
während die Anzahl der Stellen für Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer um insgesamt sieben Stellen
steigt.

Die Einnahmen in Kapitel 17 04 (Zentrale Dienst-
leistungen im Bereich des Ministeriums für Finanzen
und Europa) sinken um 39.000 Euro auf 1,26 Millio-
nen Euro. Die Ausgaben sinken um 489.800 Euro
auf 180.200 Euro.

Kapitel 20 04 (Staatliche Hochbaumaßnahmen im
Bereich des Ministeriums für Finanzen und Europa)
enthält keine Ausgaben.

Im Einzelplan 21 belaufen sich die Gesamteinnah-
men im Haushaltsjahr 2018 auf 3,89 Milliarden Euro,
was einen Anstieg von 67,1 Millionen Euro gegen-
über dem Jahr 2017 bedeutet. Die Gesamtausgaben
im Haushaltsjahr 2018 belaufen sich auf 1,34 Milliar-
den Euro, was einen Rückgang von 30,4 Millionen
Euro gegenüber dem Jahr 2017 bedeutet.

Die Einnahmen in Kapitel 21 01 (Steuereinnahmen,
Finanzausgleich und Ergänzungszuweisungen) stei-
gen um 203,8 Millionen Euro auf 3,80 Milliarden
Euro. Die Ausgaben steigen um 21,2 Millionen Euro
auf 619,4 Millionen Euro.

Die Einnahmen in Kapitel 21 02 (Allgemeine Bewilli-
gungen) sinken um 140,3 Millionen Euro auf 45,0
Millionen Euro. Die Gesamtausgaben gehen um
9,44 Millionen Euro auf 175,3 Millionen Euro. Es
bestehen Verpflichtungsermächtigungen in Höhe
von 12,0 Millionen Euro. Bei den Planstellen ist ein
Mehr von 16 Stellen zu verzeichnen.

Die Einnahmen in Kapitel 21 03 (Forderungen und
Schulden) gehen um 884.200 Euro auf 1,86 Millio-
nen Euro zurück. Die Ausgaben gehen um 36,2 Mil-
lionen Euro auf 384,7 Millionen Euro zurück.

Die Einnahmen in Kapitel 21 04 (Versorgung) stei-
gen um 400.000 Euro auf 4,20 Millionen Euro. Die
Gesamtausgaben in diesem Kapitel sinken um 5,95
Millionen Euro auf 161,0 Millionen Euro.
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Anlage 11

Berichterstattung zu Übersicht 8 - Ministerium
für Umwelt und Verbraucherschutz
Einzelplan 09 - Ministerium für Umwelt und Ver-
braucherschutz und Einzelplan 17 Kapitel 17 09
(Berichterstatterin: Abg. Spaniol (DIE LINKE))
Herr Präsident (Frau Präsidentin), meine Damen
und Herren!

Der Einzelplan 09 umfasst den Geschäftsbereich
des Ministeriums für Umwelt und Verbraucher-
schutz. Dazu gehören neben dem Ministerium selbst
die Kapitel Allgemeine Bewilligungen, Technischer
Umweltschutz, Klimaschutz, Landwirtschaft, Ökolo-
gischer Landbau, Entwicklung ländlicher Räume,
Wald, Jagd und Fischerei, Natur- und Tierschutz,
Veterinärverwaltung, Arbeits- und Verbraucher-
schutz sowie das Landesamt für Vermessung, Geo-
information und Landentwicklung, der SaarForst
Landesbetrieb, das Landesamt für Verbraucher-
schutz und das Landesamt für Umwelt- und Arbeits-
schutz, ebenso das Kapitel 17 09.

Das Personalsoll des Einzelplans 09 liegt für das
Haushaltsjahr 2018 bei insgesamt 1.128 Bedienste-
ten. Das ist ein Minus von 20 gegenüber 2017. Die
Zahl der Auszubildenden bleibt mit 28 für das kom-
mende Haushaltsjahr konstant.

Der Regierungsentwurf zum Einzelplan 09 sieht für
2018 Einnahmen in Höhe von rund 21 Millionen
Euro vor. Das ist ein Plus von rund 3 Millionen Euro
gegenüber dem Vorjahr. Die Gesamtausgaben sind
für 2018 mit rund 82,3 Millionen Euro veranschlagt.
Das entspricht einem Plus von rund 7,2 Millionen
Euro gegenüber dem Vorjahr.

Die Ausgaben des Einzelplans 09 verteilen sich für
2018 wie folgt: Personalausgaben in Höhe von rund
15,9 Millionen Euro sowie sächliche Verwaltungs-
ausgaben in Höhe von rund 6,18 Millionen Euro. Die
Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für lau-
fende Zwecke sind mit rund 46,62 Millionen Euro
veranschlagt sowie die Ausgaben für Investitionen
mit circa 13,63 Millionen Euro.

In Kapitel 17 09 (Zentrale Dienstleistungen im Be-
reich des Ministeriums für Umwelt und Verbraucher-
schutz) sind für 2018 Einnahmen in Höhe von 7.000
Euro vorgesehen. Der Mittelansatz ist im Vergleich
zum Vorjahr gleich geblieben. Das Kapitel 17 09
schließt für 2018 mit Gesamtausgaben in Höhe von
rund 1,97 Millionen Euro - einem Plus von 497.800
Euro gegenüber dem Vorjahr.

Bezüglich Baumaßnahmen im Bereich des Ministeri-
ums für Umwelt und Verbraucherschutz sind keine
Mittelansätze ausgewiesen.

Die Fraktionen DIE LINKE sowie CDU und SPD ha-
ben zu diesem Einzelplan Abänderungsanträge ge-
stellt. Der Antrag der Fraktion DIE LINKE fand keine
Mehrheit im Haushalts- und Finanzausschuss. Der
Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen zu den
Kapiteln Natur- und Tierschutz, Veterinärverwaltung
sowie Arbeits- und Verbraucherschutz wurden mehr-
heitlich angenommen.

Vielen Dank.
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